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Vorwort

Wir müssen handeln: Das Bildungssystem in Deutschland kann nicht so bleiben wie es ist. Als 
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft haben wir dies bereits vor Jahren erkannt und mit un-
serer Studienreihe „Bildung neu denken“ ein Konzept für die Bildung der Zukunft entwickelt. 
„Bildung neu denken“ benennt die Bildungsdefi zite in Deutschland, zeigt Lösungsstrategien 
auf, berechnet die Kosten und prüft, ob eine umfassende Bildungsreform rechtlich realisier-
bar ist. Wir haben uns aber nicht auf die Theorie beschränkt, sondern unsere Erkenntnisse in 
zahlreichen Pilotprojekten in die Praxis umgesetzt. Viele dieser Projekte wurden inzwischen 
aufgegriffen und in die Fläche getragen. Die Erfolge ermutigen, dürfen aber den Reformeifer 
nicht erlahmen lassen. Denn eines ist klar: Die Veränderungen gehen zu langsam vonstatten. 
Um die Reformgeschwindigkeit zu erhöhen, haben wir Ende 2005 den Aktionsrat Bildung ins 
Leben gerufen. Ziel des Aktionsrats ist es, den Reformdruck auf die Politik zu erhöhen. 

Im vergangenen Jahr hat der Aktionsrat Bildung sein erstes Jahresgutachten zum The-
ma Bildungsgerechtigkeit vorgelegt. Das Gutachten hat eine bundesweite Diskussion ausge-
löst. Es wurde sehr schnell deutlich: Das Urteil des Aktionsrats hat Gewicht. Deutlich wurde 
auch: Der Aktionsrat hat den Finger in die Wunden des deutschen Bildungssystems gelegt. Ne-
ben großer Zustimmung wurden einige Handlungsempfehlungen daher durchaus kontrovers 
diskutiert. Wir brauchen dieses Ringen um die beste Lösung, sollten uns aber davor hüten, über 
wenige strittige Fragen erbitterte politische Grabenkämpfe zu führen und dabei die dringend 
notwendigen Reformen weiter hinauszuzögern. Entscheidend ist: Wir dürfen nicht nachlassen
in dem Bemühen, das Bildungssystem zu verbessern. Wir stehen weiterhin vor großen 
Herausforderungen. Das zweite Jahresgutachten widmet sich folgerichtig einer der wohl 
größten Herausforderungen der nächsten Jahre: der Globalisierung. 

Das Gutachten beginnt mit einer genauen Defi nition, was Globalisierung ist und welche 
Konsequenzen sie für den Einzelnen und die Gesellschaft mit sich bringt. Damit widersetzt 
sich das Gutachten von vornherein der Gefahr, in einer von Schlagworten und Vorurteilen 
bestimmten Diskussion vereinnahmt zu werden. Vielmehr bietet es eine sehr differenzierte 
Analyse, vor welchen Herausforderungen, Risiken, aber auch Chancen das deutsche Bil-
dungssystem durch den Globalisierungsprozess steht. Die Ergebnisse zeigen, es wird 
höchste Zeit, dass wir uns diesen Veränderungsprozessen stellen. Wie im vergangenen Jahr 
bleibt der Aktionsrat aber nicht bei der Analyse stehen, sondern entwickelt dezidierte Hand-
lungsempfehlungen. Ich wünsche auch diesem Gutachten, dass es in Deutschland eine breite 
Diskussion anstößt. Unsere Welt verändert sich rasant. Das zweite Jahresgutachten liefert 
Antworten auf die Frage: Was müssen wir ändern, um die Zukunftschancen unserer Kinder 
– und damit unserer Gesellschaft – zu erhalten und zu erhöhen. 

Ich danke den Mitgliedern des Aktionsrats Bildung ausdrücklich für diese im wahrsten 
Sinne des Wortes zukunftsweisende Arbeit. 

Randolf Rodenstock

Präsident 
vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. 
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Einleitung

„Globalization is a term that provokes controversy and protest on one side, and praise and 
hope on the other.“ – Mit diesen Worten warb das „World Diversity Leadership Summit“ 
für sein drittes Meeting bei den Vereinten Nationen in New York. „Managing diversity“ – mit 
dieser Leitaufgabe ziehen die großen Unternehmen und NGOs („Non-Governmental Organi-
zations“) ihre Konsequenz aus dem unaufhaltsamen Globalisierungsprozess. Dieser hat auch 
das deutsche Bildungssystem als Herausforderung erreicht, ohne dass es bisher auf die 
Diversitätsanforderungen eine überzeugende Antwort gefunden hätte.

Globalisierungsprozesse sind historisch betrachtet keine wirklich neue Erscheinung. Der 
internationale Handel war beispielsweise zu Beginn des 20. Jahrhunderts bereits auf einem 
vergleichbaren Niveau wie heute. Danach setzte mit dem ersten Weltkrieg eine protektionisti-
sche Phase im Welthandel ein, die sich bis in die Zeit der Ost-West-Spaltung nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs nicht gänzlich löste. Die Intensität und Reichweite grenzüberschrei-
tender Interaktionsbeziehungen, angefangen von ökonomischen Transaktionen über infor-
mationelle und kulturelle Austauschprozesse bis hin zu internationalen politischen Abkom-
men haben jedoch seit Mitte der 1980er Jahre schubartig zugenommen. Das Neue an dieser
Entwicklung ist, dass seit dem Ende der 1980er Jahre mit dem Fall des Eisernen Vorhangs und
der sukzessiven Integration von asiatischen Ländern in den Weltmarkt Länder mit sehr un-
terschiedlichen Produktivitätsniveaus, sozialen Standards und Lohnniveaus plötzlich intensiv 
miteinander konkurrieren. Gleichzeitig hat sich seit dem Ende der 1980er Jahre die Vernetzung
der Welt durch neue Kommunikations- und Informationstechnologien wie etwa das Internet 
in vorher nie da gewesener Weise verstärkt. Von dem Prozess ist damit nicht nur Deutschland 
erfasst. Der Globalisierungsgrad in liberalen Ländern wie z. B. den USA und Großbritannien 
und in kontinentaleuropäischen Ländern wie Deutschland, Frankreich und den Niederlanden 
hat – trotz eines temporären Einbruchs nach dem Fall des Eisernen Vorhangs – deutlich zu-
genommen. Auch wenn die Globalisierung in ehemals sozialistischen Ländern nach dem Fall 
des Eisernen Vorhang sprunghaft angestiegen ist, liegt sie dort im internationalen Vergleich 
noch immer auf einem vergleichsweise niedrigen Niveau. 

Die vorliegende Studie zeigt, dass Globalisierungsprozesse erhebliche Unsicherheiten 
mit sich bringen, aber auch erhebliche Chancen. Die zunehmende Unsicherheit trifft dabei 
auf länderspezifi sche institutionelle Filter wie beispielsweise Beschäftigungs-, Bildungs- oder 
Familiensysteme und wird in jeweils national spezifi scher Weise kanalisiert, so dass sie sich 
auf der individuellen Ebene der Akteure unterschiedlich stark auswirkt. Besonders betroffen 
von der zunehmenden Unsicherheit sind bestimmte gesellschaftliche Gruppen wie z. B. Per-
sonen mit geringer Bildung. 

Es ist deshalb ein besonderes Ziel dieses Gutachtens, die Teilhabebedingungen für 
die einzelnen Menschen im Prozess dieser Entwicklungen zu beobachten und Vorschläge 
zu unterbreiten, wie die mit ihnen verbundenen Unsicherheiten sich nicht zum Nachteil 
des Einzelnen auswirken und wie möglichst viele die Chancen nutzen können, die sich im 
Prozess der Internationalisierung ergeben. Die Risiken und Möglichkeiten sind mit der Zukunft 
der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands verknüpft. Denn die deutsche Wirtschaft und 
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damit die Lebensgrundlagen der deutschen Bevölkerung hängen unmittelbar von diesem 
Globalisierungsprozess ab. Saldiert man die Import-Export-Bilanz Deutschlands seit 1872, so 
zeigt sich, dass Deutschland in wechselnden Ausmaßen spätestens seit den 1960er Jahren 
zu den Gewinnern der Globalisierung zählt. Bei genauerer Betrachtung dominiert dabei der 
Europäisierungsprozess, denn rund 70 Prozent der Exporte gehen in die europäischen Nach-
barländer. Die Extrapolationen der Prognos AG gehen davon aus, dass der Anteil Europas 
am deutschen Gesamtexport zugunsten von Asien abnehmen wird, so dass im Jahr 2030 
rund 20 Prozent aller Exporte nach Asien gehen, aber weiterhin etwa zwei Drittel des Exports 
wird in Richtung der europäischen Nachbarländer erfolgen (vgl. Abbildung 1).

Abbildung 1: Deutschland: Im- und Exporte in Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

 (in Anlehnung an Prognos AG 2007) 

Es ist unmittelbar einsichtig, dass solche Prognosen nur zutreffen werden, wenn die 
Bedingungen erhalten bleiben bzw. verbessert werden, unter denen die deutschen Export-
erfolge möglich waren. Dieses setzt voraus, dass Deutschland als zweitgrößter Forschungs- 
und Entwicklungsstandort (FuE-Standort) diese Position halten kann. Damit dieses möglich 
ist, bedarf es neben einer öffentlichen Förderung der Grundlagenforschung einer massiven 
Verbesserung von Bildung und Weiterbildung, weil nur auf diese Weise ein Trend ausge-
glichen werden kann, der sich aus der demografi schen Entwicklung ergibt: Die Zahl der 
grundsätzlich für den FuE-Bereich zur Verfügung stehenden hochqualifi zierten Arbeitskräfte 
wird ab 2020 kontinuierlich sinken, wenn nicht über das bisherige Maß hinausgehende Qua-
lifi kationsreserven aktiviert werden können.

Die Ergebnisse der „Organisation for Economic Co-Operation and Development (OECD) 
Briefi ng Notes“ für Deutschland aus „Education at a Glance 2007“ sprechen allerdings da-
gegen. Die jüngste Ausgabe des Berichts zeigt, dass das Tempo beim Ausbau des tertiären 
Bildungssystems in Deutschland zurückgefallen und der Rückstand Deutschlands sich ten-
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denziell vergrößert hat. Während beispielsweise im OECD-Mittel seit 1995 die Zahl der ein-
geschriebenen Studierenden sich um 41 Prozent erhöhte, war dieses in Deutschland nur um 
fünf Prozent der Fall. In den Ingenieurwissenschaften ist die Absolventenquote unter das Niveau 
der Bestandssicherung gefallen; die Abschlussquote bei Universitäten und Fachhochschulen 
stieg in Deutschland seit 2000 nur auf 20 Prozent, im OECD-Mittel auf 36 Prozent; der Anteil 
der Absolventen in den Naturwissenschaften ist unterdurchschnittlich, die Studienanfänger-
quote stagniert seit 2000 etc. (vgl. OECD 2007).

Diese Bilanz betrifft nicht allein den tertiären Bildungssektor, sondern dessen deprimie-
rende Ergebnisse sind das Resultat des gesamten Bildungssystems, dem es in Deutschland 
bislang nur unzulänglich gelungen ist, eine Antwort auf den Globalisierungsprozess zu fi nden.

Diese Tatsache war der Grund für den AKTIONSRATBILDUNG, das zweite Jahresgut-
achten den Bildungsrisiken und -chancen im Globalisierungsprozess zu widmen.

Um eine Orientierung an Schlagworten und Vorurteilen zu vermeiden, beginnt das Gut-
achten mit einer klaren Defi nition von Globalisierungsprozessen. Dabei handelt es sich im 
Wesentlichen um vier makrostrukturelle Entwicklungen: die zunehmende Internationalisie-
rung von Finanz-, Produkt- und Arbeitsmärkten, der verstärkte Standortwettbewerb, der 
Fortschritt neuer Informations- und Kommunikationstechnologien sowie die Instabilität und 
Verwundbarkeit lokaler Märkte. Vor dem Hintergrund dieser messbaren Indikatoren weist die 
Bundesrepublik Deutschland einen beträchtlichen, aber nicht den höchsten Globalisierungs-
status auf. Die damit einhergehenden Unsicherheiten, insbesondere für individuelle Lebens-
läufe und die mit der Globalisierung verbundenen Herausforderungen für die Institutionen, 
stehen im Mittelpunkt des ersten Kapitels. In diesem Kapitel wird zunächst allgemein aufge-
arbeitet, dass das deutsche Bildungssystem, und zwar sowohl im Schul- als auch im Berufs-
ausbildungs- und Hochschulbereich, erhebliche Schwächen aufweist. Dazu gehört die hohe 
soziale Selektivität des Schulsystems, das grundlegende Missverständnis, die Ausbildung 
sei auf einen überschaubaren Abschnitt des Lebens beschränkt, die Erosion des dualen 
Systems als deutscher Sonderweg der Berufsausbildung, das Versagen dieses Systems 
im Hinblick auf schwer qualifi zierbare Jugendliche, die fehlende Durchlässigkeit und die 
Altersdiskriminierung in der Fort- und Weiterbildung. Aus diesen allgemeinen Betrachtungen 
werden zunächst allgemeine Konsequenzen für die Reform des Bildungssystems abgeleitet; 
die damit und mit den Ausführungen in den weiteren Kapiteln verknüpften Handlungsemp-
fehlungen sind am Ende des Gutachtens zusammengefasst (Kapitel 9).

Im Rahmen dieser vorlaufenden allgemeinen Überlegungen erfolgt auch eine Analy-
se der Globalisierungsprozesse im Rahmen internationaler Organisationen, genauer gesagt 
handelt es sich um die Unterscheidung von Prozessen der Internationalisierung, der Supra-
nationalisierung, der Globalisierung und der Transnationalisierung, an denen das deutsche 
Bildungssystem und die Bildungsorganisation und -politik in unterschiedlichen Ausprägun-
gen beteiligt ist.

Nach dem im ersten Jahresgutachten eingeführten Darstellungsformat, das nach einer 
ersten allgemeinen Aufarbeitung der Problemstellung das Makroziel (seinerzeit Bildungsge-
rechtigkeit) auf die einzelnen bildungsrelevanten Lebensphasen projiziert, wird auch in diesem 
Gutachten verfahren: Die Erfordernisse für die Phasen „frühe Kindheit“ (Kapitel 2), „Kindheit/
Grundschulalter“ (Kapitel 3), „Sekundarbereich“ (Kapitel 4), „Berufsausbildung“ (Kapitel 5), 
„Hochschulbildung“ (Kapitel 6), „Fort- und Weiterbildung“ (Kapitel 7) unter Globalisierungs-
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bedingungen werden in jeweils einem Kapitel nach einer Analyse der Situation dargelegt. 
Diese resultieren insbesondere aus einem internationalen Vergleich und aus einer Projektion 
auf die Lebensbedingungen der nachwachsenden Generation unter künftigen globalisierten 
Bedingungen.

In diesem Sinne wird für die Bildung in der frühen Kindheit ein früherer Bildungsbeginn 
fokussiert und für die Primarschulbildung der frühe Fremdsprachenerwerb sowie die konse-
quente (Sprach-)Förderung benachteiligter Kinder betont. Für den Sekundarbereich (aber 
nicht nur für ihn) wird eine besondere Aufmerksamkeit auf das notwendige Verständnis des 
Kompetenzlernens anstelle des „Vorratlernens“ gerichtet und auf den Wandel der Lehrerrolle. 
Für den Bereich der Berufsausbildung steht das duale System auf dem Prüfstand, verbunden 
mit der Empfehlung, das Berufsbildungssystem grundlegend zu reformieren und es fl exibler 
und transparenter zu gestalten. Für den tertiären Sektor steht eine Betrachtung des bis-
herigen Verlaufs der Bologna-Reform im Europäisierungsprozess im Vordergrund sowie die 
Empfehlung, die Bologna-Reform durchgängig umzusetzen und in den weltweiten Bildungs-
wettbewerb offensiv einzutreten. Schließlich wird im Kapitel über das lebenslange Lernen, 
also über Fort- und Weiterbildung, skizziert, wie ein umfassender Ausbau des Angebots an 
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen aussehen müsste.

Auch das zweite Jahresgutachten wird von den Mitgliedern des AKTIONSRATSBILDUNG 
insgesamt verantwortet. Für Detailanalysen und den Entwurf von Empfehlungen konnten 
zusätzliche externe Experten gewonnen werden, die führende Wissenschaftler für einzelne 
Phasen des Bildungslaufs sind.

Im Namen aller Mitglieder des AKTIONSRATSBILDUNG dankt der Vorsitzende in 
diesem Sinne den Gastexperten Prof. Dr. Helmut Jungermann, Prof. Dr. Hans-Günther 
Roßbach, Prof. Dr. Rudolf Tippelt, Prof. Dr. Stefan Wolter, Dr. Florian Buch, Sandra Buchholz, 
Dirk Hofäcker, Uwe Brandenburg und Thimo von Stuckrad.

Der Dank umschließt für die konkrete Arbeit an der Vorbereitung und der Ausgestaltung 
des Gutachtentextes die Mitarbeiter der Geschäftsstelle des AKTIONSRATSBILDUNG bei der 
vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. in München, Dr. Veronika Kron-Sperl und 
Julia Schmidt, der Abteilung Bildung bei der vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft 
e. V., ihrem Geschäftsführer Dr. Christof Prechtl und dem Projektleiter Michael Lindemann 
sowie in Berlin Dr. Ulrike Prechtl-Fröhlich.

Der AKTIONSRATBILDUNG erneuert seinen Dank an den Präsidenten der vbw – Ver-
einigung der Bayerischen Wirtschaft e. V., Randolf Rodenstock, und ihren Hauptgeschäfts-
führer Bertram Brossardt für die fortgesetzte Unterstützung der unabhängigen Arbeit des 
AKTIONSRATSBILDUNG. Die breite öffentliche Resonanz, aber auch zahlreiche Experten-
gespräche mit führenden Bildungspolitikern zu den einzelnen Empfehlungen des ersten Jah-
resgutachtens, haben den AKTIONSRATBILDUNG darin ermutigt, seine Arbeit im Sinne der 
selbst gestellten Zielsetzung fortzuführen: Die Herausforderung für das deutsche Bildungs-
system zu kennzeichnen, die Leistungsfähigkeit des Bildungssystems im Hinblick auf diese 
zu analysieren, strukturelle Mängel, Unterlassungen und Fehlentwicklungen aufzuzeigen und 
konkrete Handlungsempfehlungen und Beratungsangebote zu formulieren.

Einleitung
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1  Globalisierung 

Der Begriff „Globalisierung“ wird heute infl ationär und oft unscharf gebraucht. Für Zusam-
menhänge des Bildungssystems ist Globalisierung als soziales Phänomen internationaler 
Arbeitsprozesse mit seinen Folgen für Bildung und Ausbildung (vgl. 1.1) von solchen Globali-
sierungsvorgängen zu unterscheiden, wie sie international in überstaatlichen Organisationen 
gezielt betrieben werden, um Austauschprozesse zu erleichtern (vgl. 1.3.1).

1.1  Globalisierung als soziales Phänomen

Grundsätzlich wird Globalisierung als ein Bündel von Prozessen verstanden, die zu wachsen-
der internationaler Vernetzung geführt haben (vgl. Robertson 1992, S. 396; Alasuutari 2000, 
S. 259). Damit ist Globalisierung sicherlich kein grundsätzlich neues Phänomen, das sich erst 
in den vergangenen zwei bis drei Jahrzehnten abzeichnet. Es ist aber unumstritten, dass die 
Intensität und Reichweite grenzüberschreitender Interaktionsbeziehungen – seien es ökono-
mische Transaktionen oder informationelle, kulturelle und politische Austauschprozesse – in 
der jüngeren Vergangenheit in den meisten Industrieländern schubartig zugenommen haben 
(vgl. Robertson 1990, S. 27; Sutcliffe/Glyn 1999, S. 112; Alasuutari 2000, S. 260; Held 
u. a. 2000, S. 54; Castells 2004, S. 108; Blossfeld 2006, S. 2). Vor allem mit den rasanten 
technologischen Fortschritten der vergangenen Jahre sowie mit dem Zusammenbruch des 
Ostblocks und der damit verbundenen schlagartigen Öffnung neuer Märkte wurde der grenz-
überschreitende Austausch zwischen Ländern deutlich intensiviert und erreichte damit eine 
neue, bisher nicht da gewesene Qualität.

Die meisten Sozialforscher verstehen den Globalisierungsprozess heute als das Zusam-
menwirken von vier makrostrukturellen Entwicklungen, die sich vor allem seit den 1980er 
Jahren zunehmend durchgesetzt haben (vgl. auch Abbildung 2):1 

 Als erster Prozess wird die zunehmende Internationalisierung von Finanz-, Produkt- und 
Arbeitsmärkten benannt. Güter, Dienstleistungen und auch Arbeitskräfte können immer 
einfacher und immer kostengünstiger über Ländergrenzen hinweg ausgetauscht werden. 
Ehemals isolierte einzelne Nationen wurden damit in einen Weltmarkt integriert. Entspre-
chend haben Ländergrenzen für Marktprozesse und Austauschbeziehungen an Bedeu-
tung verloren. Dies ermöglichte ganz neue Formen der Arbeitsteilung auf internationaler 
Ebene.

 Als Folge der zunehmenden Internationalisierung von Märkten wurde zweitens ein ver-
stärkter Standortwettbewerb zwischen Ländern ausgelöst. Vor allem seit dem Fall des 
Eisernen Vorhangs und der Integration asiatischer Länder in den Weltmarkt konkurrieren 
Länder mit sehr unterschiedlichen Lohn- und Produktivitätsniveaus sowie verschiedenen 
Sozialstandards auf einem globalen Weltmarkt. Um sich für diesen Wettbewerb zu wappnen 
und um das eigene Land wettbewerbsfähig zu halten, setzte sich in vielen Ländern zu-
nehmend eine Politik der Deregulierung, Privatisierung und Liberalisierung und damit eine 
Stärkung des Markts als Koordinationsmechanismus in modernen Ländern durch.

1 Für eine ausführlichere Darstellung und Zusammenfassung siehe Mills und Blossfeld 2005.
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 Die dritte Entwicklung betrifft den sprunghaften Fortschritt neuer Informations- und Kom-
munikationstechnologien. Erst durch moderne Technologien wurde eine rasche weltweite 
Vernetzung von Personen, Unternehmen und Staaten ermöglicht. Sie haben den Umfang, 
die Intensität und die Geschwindigkeit von globalen Austauschprozessen grundlegend 
verändert. Von vielen wird die rasante und sprunghafte Entwicklung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien in den vergangenen Jahren als Grundlage des Makrophä-
nomens Globalisierung gesehen (vgl. Kaufmann 1998, S. 6f.; Castells 2004, S. 42ff.). 
Diese neuen Technologien haben vielfach die Prozesse, die der Globalisierung zugeschrieben 
werden, erst ermöglicht. Sie sind somit als die „Infrastruktur“ der Globalisierung zu be-
trachten.

 Als vierter Prozess der Globalisierung werden der Bedeutungszuwachs von weltweit ver-
netzten Märkten und die damit verbundene zunehmende Instabilität und Verwundbarkeit 
lokaler Märkte benannt. Im Zuge des Globalisierungsprozesses werden lokale und nati-
onale Märkte immer stärker von nur schwer prognostizierbaren sozialen, politischen und 
ökonomischen Ereignissen irgendwo auf der Welt beeinfl usst (z. B. Kriege, ökonomische 
Krisen oder auch technologische Innovationen).

 
Im Zuge des Globalisierungsprozesses und damit einhergehender technologischer 

Veränderungen in der Arbeitswelt beschleunigten sich die Produktionszyklen und die Ver-
schiebung hin zu einer Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft. Diese Entwicklungen sind 
mit einem immer rascheren berufsstrukturellen Wandel verbunden. Seit zwei bis drei Jahr-
zehnten zeichnet sich in Deutschland diese Entwicklung durch folgende Veränderungen ab: 
das Schrumpfen des Agrarsektors, zyklische Fluktuationen und Reduktionen im Produkti-
onssektor, massive Restrukturierungen in Unternehmen insbesondere im Industriesektor und 
eine zunehmende Nachfrage nach privaten Dienstleistungen. 

Entsprechend hat sich auch die Qualifi kationsstruktur der Erwerbstätigen in Deutsch-
land nachhaltig verändert. Beispielsweise ist der Anteil an (un- und angelernten) Arbeitern an 
der erwerbstätigen Bevölkerung stark zurückgegangen und der Anteil an Angestellten und 
Beamten gestiegen. Die Beschäftigtenzahlen haben sich in den verschiedenen Wirtschafts-
sektoren dahingehend verschoben, dass etwa zwei Drittel im wissensbasierten Dienstleis-
tungssektor tätig sind.

Zusammengenommen hat Globalisierung zwar einerseits zu Produktivitätszuwächsen 
und zu einer Verbesserung im allgemeinen Lebensstandard breiter Bevölkerungsschichten in 
modernen Gesellschaften geführt. Andererseits ist Globalisierung aber auch verbunden mit 
einer Zunahme unerwarteter Marktentwicklungen in einer sich immer schneller verändernden 
Weltwirtschaft, mit rapideren sozialen und ökonomischen Wandlungsprozessen, mit einer im-
mer stärker abnehmenden Vorhersagbarkeit von ökonomischen und sozialen Entwicklungen 
und – daraus resultierend – mit einer zunehmenden allgemeinen Unsicherheit auf der Ebene 
einzelner handelnder Akteure (d. h. Regierungen/Staaten, Unternehmen und Organisationen, 
aber auch Individuen).
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GLOBALISIERUNG

Zunehmende Internatio-
nalisierung von Märkten 

und abnehmende 
Bedeutung von 
Ländergrenzen

Verstärkter Standort-
wettbewerb zwischen 

Ländern mit unter-
schiedlichen Lohn- und 
Produktivitätsniveaus

Zunehmende welt-
weite Vernetzung durch 
neue Informations- und 

Kommunikations-
technologien

Steigende Abhängigkeit 
nationaler Märkte von 
externen Ereignissen 
irgendwo auf der Welt

Wachsende Geschwindigkeit von Innovationen, 
beschleunigter sozialer, ökonomischer und 

(berufs)struktureller Wandel

Beschleunigung von 
Marktprozessen auf allen 

Märkten

Zunehmende 
Verwundbarkeit von 

Märkten

Zunehmende Unsicherheit über künftige Entwicklungen

INSTITUTIONELLE FILTER

Beschäftigungssysteme Bildungssysteme Wohlfahrtsstaatsregime Familiensysteme

Kanalisation der durch Globalisierung erzeugten Unsicherheit in national spezifi scher Weise

INDIVIDUALEBENE

Zunehmende Unsicherheit individueller Lebensverläufe; Unsicherheit wird auf spezifi sche gesellschaftliche 
Gruppen kanalisiert (z. B. Jugendliche/junge Erwachsene, Personen mit geringer Bildung)

   
Abbildung 2: Globalisierung und wachsende Unsicherheit in modernen Gesellschaften 

 (vgl. Mills/Blossfeld 2006; eigene Darstellung)
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1.2 Das Ende des Nationalstaats im Globalisierungsprozess?

In der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Forschung existieren mehrere Ansätze zur 
Messung des Ausmaßes des Globalisierungsprozesses, die sich jedoch meist auf die Ent-
wicklung einzelner ökonomischer Indikatoren (etwa von Handelsfl üssen oder Auslandsinves-
titionen) beschränken (vgl. z. B. Heinemann 2000; Beer/Boswell 2001; Li/Reuveny 2003). 
Neuere Indizes berücksichtigen dagegen neben der ökonomischen Globalisierung auch so-
ziale, kulturelle und politische Komponenten der Globalisierung (vgl. Dreher 2006; Blossfeld 
u. a. 2007).

Abbildung 3: Veränderung des Globalisierungsgrades (KOF-Globalisierungsindex der Konjunkturforschungs-
 stelle der Eidgenössischen Technischen Hochschule Zürich; vgl. Dreher 2006; eigene Darstellung)
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Anhand letztgenannter Indizes zeigt sich, dass die Globalisierung bisher vor allem die 
europäischen Länder und die USA betrifft (siehe Abbildung 3). Im Vergleich zum weltweiten 
Durchschnittsindex (vgl. „Globalisierungsindex, Welt“ in Abbildung 3) wird deutlich, dass sich 
der Globalisierungsprozess in den europäischen Ländern und in den USA besonders intensiv 
vollzieht und dort die Dynamik der Entwicklung weit über dem globalen Durchschnittsniveau 
liegt. Gleichwohl gibt es auch zwischen den verschiedenen modernen Gesellschaften deut-
liche Unterschiede in Ausprägung und Verlauf des Globalisierungsprozesses. Am stärksten 
zeichnet sich die Globalisierung dabei in den so genannten liberalen Ländern ab (wie etwa 
den USA und Großbritannien). Gefolgt wird diese Gruppe von den Staaten Skandinaviens, die 
sich im Niveau der Globalisierung in den vergangenen Jahren den liberalen Ländern deutlich 
angenähert haben. Es folgen europäische Länder wie Deutschland, Frankreich und die Nie-
derlande; danach sind die südeuropäischen Länder wie Italien und Spanien zu verzeichnen. 
Den bislang geringsten Globalisierungsgrad weisen gegenwärtig, trotz sprunghafter Anstiege 
nach dem Fall des Eisernen Vorhangs, noch die ehemals sozialistischen Länder wie Ungarn, 
Tschechische Republik, Polen und Estland auf. 

Insgesamt ist bemerkenswert, dass trotz allgemein zunehmender Globalisierung Unter-
schiede im Globalisierungsgrad zwischen den verschiedenen modernen Gesellschaften im 
Zeitverlauf weitgehend erhalten blieben. Ländergrenzen scheinen also für die ökonomische, 
soziale und politische Verarbeitung des Globalisierungsprozesses weiterhin von Bedeutung 
zu sein. Jüngere Ergebnisse sozialwissenschaftlicher Studien (wie z. B. des GLOBALIFE-
Projekts an den Universitäten Bamberg und Bielefeld2) bestätigen diese gesamtgesellschaft-
lichen Entwicklungstrends auch für die Ebene individueller Lebens- und Erwerbsverläufe. 
Nationalstaaten sind somit im Globalisierungsprozess nicht – wie vielfach angenommen (vgl. 
z. B. Ohmae 1990; Meyer/Ramirez/Soysal 1992; Beck 2000) – bedeutungslos geworden. 
Globalisierung hat länderübergreifend nicht zu identischen Ergebnissen geführt. Vielmehr trifft 
der Globalisierungsprozess in unterschiedlichen Länderkontexten offenbar auf verschiedene, 
fest verankerte institutionelle Strukturen, etwa wohlfahrtsstaatliche Einrichtungen, Bildungs-
systeme, bestimmte Formen der Regulierung von Arbeitsmärkten oder lokale Normen und 
Werte. Diese nationalen Institutionen „fi ltern“ die im Zuge des Globalisierungsprozesses ge-
stiegene Unsicherheit in spezifi scher Weise. Unbestritten wandeln sich diese Institutionen im 
Zuge des Globalisierungsprozesses, bleiben aber in der Regel weiter von jeweils spezifi scher 
Bedeutung für die Länder (siehe Abbildung 2).

Somit muss der Globalisierungsprozess von vornherein als kontingent und im Plural 
gedacht werden. Historisch gewachsenen, länderspezifi schen institutionellen und sozialen 
Strukturen kommt eine starke Beharrungstendenz zu, da die Institutionensysteme und Sozial-
strukturen moderner Gesellschaften ineinander verwobene Arrangements mit hoher interner 
Komplementarität sind. Sie lassen sich adäquat nur in ihrer Gesamtheit als „länderspezifi sche 
Institutionenpakete“ begreifen. Beispielsweise sind die Bildungs- und Beschäftigungssys-
teme moderner Gesellschaften sehr eng miteinander verzahnt, wenn es um die Rolle der 
Lerninhalte in der Schule, die Organisationsformen der Bildungsinstitutionen, die Funktion 
der Bildungszertifi kate für den Berufseinstieg, den Zusammenhang zwischen berufl ichen 
Ausbildungsinstitutionen und Mobilitätsprozessen, die Herausbildung von Arbeitsmarktseg-

2 Gefördert von der Volkswagenstiftung von 1999 bis 2006 unter der Leitung von Prof. Dr. Hans-Peter Blossfeld.
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menten oder die Intensität berufl icher Abstiegsprozesse geht. Ähnlich enge komplementäre 
Zusammenhänge wie zwischen dem Bildungs- und Beschäftigungssystem bestehen auch 
zwischen Bildung und Familie, dem Arbeitsmarkt und den familiären Strukturen oder dem 
Wohlfahrtsstaat und der Familie. 

Obwohl die Institutionen moderner Gesellschaften prinzipiell veränderbar sind und sich 
in unterschiedlichem Umfang auch permanent wandeln, hat die hohe Komplementarität und 
Verzahnung national gewachsener Teilinstitutionen eine gewisse Rigidität zur Folge, die es 
modernen Gesellschaften erschwert, in einzelnen Teilbereichen der Gesellschaft völlig fl exibel 
auf neue Anforderungen globaler Wandlungsprozesse zu reagieren. Diese Widerständigkeit 
gegen Veränderungen wird durch länderspezifi sche Machtverhältnisse zwischen Interessen-
gruppen, durch kulturelle Traditionen, herrschende politische Ideologien und gesellschaftliche 
Leitbilder darüber, wie die Basisinstitutionen in Wirtschaft und Staat beschaffen sein sollten, 
abgestützt. Der Prozess des globalen Wandels verläuft deswegen als vielfältig gerichteter, 
adaptiver Prozess, der in verschiedenen Ländern durch unterschiedliche strukturelle Innova-
tionsbarrieren begrenzt wird und zu starken so genannten „Pfadabhängigkeiten“ der natio-
nalen oder regionalen Entwicklungen führt. Das bedeutet, dass einmal eingeschlagene Pfade 
der Entwicklung selten verlassen werden oder nur unter großem Außendruck.

Zwar hat sich das Wissen über die Vielfalt institutioneller Teillösungen beziehungsweise 
über die Entstehung neuer sozialer Organisationsformen zur Lösung bestimmter techni-
scher, wissenschaftlicher oder informationeller Probleme im Globalisierungsprozess weltweit 
verbreitet und regional multipliziert. Doch dieser Prozess wird die markanten Unterschiede 
moderner Länder in den Sozialstrukturen, den wirtschaftlichen, politischen und kulturellen 
Institutionen nur sehr langsam einebnen können. Damit sind als erfolgreich geltende natio-
nale institutionelle Teillösungen in anderen Ländern immer nur begrenzt imitierbar. Mit Blick 
auf den Übergang vom Jugendlichen zum Erwachsenen scheint es z. B. politisch wenig 
Erfolg versprechend zu sein, isoliert einzelne institutionelle Teilstrukturen, wie beispielsweise 
das duale Ausbildungssystem, einfach von Deutschland in ein anderes Land verpfl anzen zu 
wollen, ohne gleichzeitig dort auch die Arbeitsmarkt-, Berufs- und Mobilitätsstrukturen dieser 
Länder umfassend zu verändern. 

1.3 Konsequenzen der Globalisierung

Für die einzelnen Nationalstaaten muss man also von eigenständigen Entwicklungslogiken 
im Globalisierungsprozess ausgehen. Die Nationalstaaten sind zwar nicht als isolierte En-
titäten zu begreifen, aber doch weiterhin als eigenständige Komponenten größerer sich 
herausbildender internationaler Systeme, die über Weltmärkte, technologische Diffusions-
prozesse, politische Vernetzung sowie Informations- und Kommunikationssysteme in einen 
immer intensiveren Austausch treten. Im Hinblick auf diesen Austausch zeigt sich, dass der 
Globalisierungsprozess zwar die räumlichen Unsicherheiten (durch weltweite Informations-, 
Kommunikations- und Transportmöglichkeiten) vermindert, dabei aber gleichzeitig vor allem 
die zeitbezogenen Unwägbarkeiten enorm vergrößert.

Es fällt allen Akteuren in zunehmendem Maße schwer, kalkulierende, rationale Entschei-
dungen, insbesondere langfristig bindende Lebenslaufentscheidungen zu treffen, da sowohl 
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die Verfügbarkeit von Handlungsalternativen als auch die Vorhersehbarkeit ihrer Folgen und 
Nebenwirkungen zunehmend unklarer werden. Insgesamt ergibt sich eine Verschiebung zu-
gunsten einer an kurzfristigen Zeithorizonten orientierten Planung. 

Auf nationalen Produkt- und Arbeitsmärkten haben diese Entwicklungen dazu geführt, 
dass sich die Flexibilitätsanforderungen an Staaten, Unternehmen und Organisationen im 
Zuge des Globalisierungsprozesses deutlich erhöht haben. Staatliche Institutionen (wie etwa 
Wohlfahrts- und Bildungssysteme oder spezifi sche Formen der Arbeitsmarktregulierung) sehen 
sich einer zunehmenden internationalen Konkurrenz um die Schaffung optimaler Standort-
bedingungen ausgesetzt. Aber auch privatwirtschaftliche Unternehmen müssen sich den 
beschleunigten technologischen und ökonomischen Wandlungsprozessen auf globalisierten 
Märkten stellen und sich immer wieder (neu) daran anpassen. Zudem vollzieht sich im Zuge 
der Globalisierung in allen modernen Gesellschaften aufgrund von Veränderungen in der 
Arbeitswelt, beschleunigten Produktzyklen, der Verschiebung zur Wissens- und Dienstleis-
tungsgesellschaft ein umfassender berufsstruktureller Wandel.

Die in Zeiten der Globalisierung benötigten Qualifi kationen und Kenntnisse haben sich 
dementsprechend im Zeitverlauf deutlich verändert. Der technologische Wandel in der verar-
beitenden Industrie sowie der zunehmende Übergang von einer produktions- zu einer stärker 
wissensbasierten Wirtschaft führen dazu, dass die Nachfrage nach neuen und höheren Qua-
lifi kationen kontinuierlich steigt: Traditionelle berufl iche Qualifi kationen verlieren zunehmend 
an Bedeutung und werden durch neue ersetzt. Dieser Wandel stellt Nationalstaaten vor die 
grundlegende Herausforderung, für die Bereitstellung der benötigten neuen Qualifi kationen zu 
sorgen. Im Globalisierungsprozess kommt dabei insbesondere nationalen Bildungssystemen 
eine zentrale Rolle zu: Sie müssen Berufseinsteiger, aber auch die gegenwärtig erwerbstätige 
Bevölkerung durch die Vermittlung relevanter Kompetenzen darin unterstützen, sich an die 
gewachsenen Flexibilitätsanforderungen sowie den veränderten Qualifi kationsanforderungen 
in Wirtschaft und Arbeitswelt anzupassen. Gleichzeitig müssen sie Sorge dafür tragen, dass 
im Zuge dieser Anpassungsprozesse allen Bevölkerungs- und Bildungsschichten der Zugang 
zu adäquaten Kompetenzen und Kenntnissen ermöglicht und damit eine Herausbildung einer 
benachteiligten und sozial stigmatisierten Gruppe von Niedrigqualifi zierten vermieden wird.

1.3.1  Globalisierung von Bildung und Ausbildung als aktive Prozesse 
 überstaatlicher Organisationen

1.3.1.1 Merkmale von Bildungssystemen im internationalen Vergleich
Die insbesondere seit dem Zweiten Weltkrieg angestiegene Zahl der Nationalstaaten welt-
weit, nämlich von 65 im Jahr 1945 auf 192 im Jahr 2007, hat zu einem Phänomen beigetra-
gen, das als „mass education“ (vgl. Meyer/Ramirez/Soyzal 1992) gefasst wird und auf der 
weltweiten Verbreitung öffentlicher Schulsysteme beruht. Dabei weisen die in der Regel in 
staatlicher Trägerschaft stehenden Schulsysteme frappierende Gemeinsamkeiten auf, wie 
z. B. eine staatliche Bildungsadministration, eine professionalisierte Lehrerbildung und ein 
nach Schultypen und -stufen differenziertes Bildungsangebot mit entsprechenden Zertifi katen 
(vgl. Adick 1992, S. 117ff.). In den Schulsystemen weltweit dominiert ein sechs Jahre umfas-
sender Elementarbereich, in dem sich, dies haben historisch und international vergleichende 
Studien gezeigt, ein globales Kerncurriculum durchsetzen konnte, das den Unterricht in einer 
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oder mehreren Nationalsprachen, in Mathematik, Natur- und Sozialwissenschaften, Kunst- 
und Sporterziehung und religiöser Erziehung umfasst (vgl. Meyer/Kamens/Benavot 1992; 
Lenhardt 1993). Die Bildungsexpansion in den Elementarschulbereichen fand ihre Fortset-
zung im tertiären Bildungsbereich, wenngleich weltweit in deutlich unterschiedlichem Ausmaß 
(vgl. Ramirez/Riddle 1991) sowie im Ausbildungsbereich. Nicht zuletzt in den Pfl ichtschulbe-
reichen weltweit seit den 1990er Jahren durchgeführte internationale Schulleistungsstudien 
wie TIMSS, PISA und PIRLS/IGLU dokumentieren universelle Kongruenzen der Bildungssys-
teme, die durch Prozesse der Internationalisierung und Globalisierung gefördert werden. 

1.3.1.2 Internationalisierung
Unter den hier interessierenden Entwicklungen ist die mit dem Begriff „Internationalisierung“ 
gefasste Dynamik die historisch älteste. Internationalisierung bedingt die Existenz von Natio-
nalstaaten und von Entwicklungen, die sich in mindestens zwei Staaten grenzüberschreitend 
niederschlagen. Eine im Hinblick auf Prozesse der Internationalisierung zentrale Institution 
ist die 1945 gegründete United Nations Organization (UNO), die bereits ein Jahr nach ihrer 
Gründung eine ihr unterstehende, für den Bildungs- und Ausbildungsbereich zuständige Un-
terorganisation einrichtete: die United Nations Scientifi c and Cultural Organization (UNESCO). 
Der UNESCO gehörten bei ihrer Gründung 37 Staaten an, heute zählt sie ebenso wie die 
UNO 192 Mitgliedstaaten; dies sind sämtliche derzeit existierende Staaten dieser Welt. Die 
UNESCO betreibt weltweit fünf große Einrichtungen, die sich in den Bildungs- und Aus-
bildungsbereichen engagieren: Das in Genf angesiedelte International Bureau of Education 
(das Internationale Erziehungsbüro), das UNESCO Institute for Lifelong Learning (UNESCO-
Institut für Lebenslanges Lernen) in Hamburg, das in Paris stationierte International Institute 
for Educational Planning (Internationales Institut für Bildungsplanung), das im Bereich der 
Lehrerfortbildung und -forschung arbeitet, Unterrichtsmaterialien und „good practice“-Bei-
spiele entwickelt sowie das in Moskau untergebrachte Institute for Information Technologies 
in Education (Institut für Informationstechnologie im Bildungswesen) und das in Bonn einge-
richtete International Centre for Technical and Vocational Education and Training (Internationales 
Berufsbildungszentrum).

Die UNESCO hat an Universitäten UNESCO-Lehrstühle eingerichtet und berät natio-
nale Regierungen. Dem von der UNESCO gegründeten Projektschulnetzwerk gehören 
weltweit insgesamt ca. 7.400 Bildungseinrichtungen aller Schulformen und -stufen an 
(vgl. UNESCO Associated Schools Project Network (ASPnet) 2003, S. 10). In Deutschland 
zählte man Ende 2004 insgesamt 155 Schulen aller Schulformen und -stufen zu den 
UNCESO-Projektschulen. Der Titel „UNESCO-Projektschule“ wird Schulen, die sich da-
rum bewerben, vom UNESCO-Projektschulnetzwerk verliehen, sofern sie die dafür not-
wendigen Voraussetzungen erfüllen. UNESCO-Projektschulen verfolgen eine internationale, 
dezidiert auf zwischenstaatliche Verständigung ausgerichtete Schulprofi lbildung. Sie fördern 
das Projektlernen und die Teilnahme an internationalen Projekten, den internationalen Aus-
tausch ihrer Schüler3 und die interkulturelle Erziehung sowie Aktivitäten, die dem Grundsatz 
folgen: global denken, lokal handeln (vgl. Hartmann 2001, S. 149ff.). 

3  Im Sinne eines besseren Lesefl usses wird im gesamten Jahresgutachten auf die Verwendung beider Geschlechtsformen der  
   Substantive verzichtet.
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1.3.1.3 Supranationalisierung 
Eine Sonderform der Internationalisierung stellt die Supranationalisierung dar, wie sie von 
der 1957 gegründeten Europäischen Gemeinschaft (EG) verfolgt wird, die mit Inkrafttreten 
des Vertrags von Maastricht 1993 in die Europäische Union (EU) überging (vgl. Hornberg 
1999). Die EU kann, anders als internationale Organisationen, für die Bildungs- und Ausbil-
dungsbereiche der in ihr zusammengeschlossenen Staaten rechtlich bindende Beschlüsse 
erlassen. Bis zum 1. Mai 2004 gehörten der EU insgesamt 15 Mitgliedstaaten an, seither 
kamen weitere zehn Staaten hinzu. Der Bildungsbereich ist in der EU traditionell anderen 
Politikbereichen untergeordnet und soll lediglich zur Umsetzung der für diese formulierten 
Zielvorstellungen beitragen. Mit Aufnahme des Art. 126 und 127 „Allgemeine und berufl i-
che Bildung und Jugend“ zunächst in den Vertrag von Maastricht (1993) und später in den 
Vertrag von Amsterdam (1997, Art. 149 und 150) konnte die EU in diesem Politikfeld jedoch 
an Kompetenzen gewinnen. Für die Bildungs- und Ausbildungsbereiche in der EU gilt das 
Subsidiaritätsprinzip, das heißt, die EU kann von ihren Mitgliedstaaten ergriffene Maßnahmen 
unterstützen und ergänzen, sollten die Ziele auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend 
erreicht werden können (vgl. Opermann 1991, S. 711ff.). In Art. 3q EGV (Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft) ist ferner festgeschrieben, dass die EU zu einer qualitativ 
hochstehenden allgemeinen und berufl ichen Bildung in den Mitgliedstaaten beitragen soll. 
Die EU verfolgt seit ihrem Bestehen eine stark arbeitsmarktbezogene Bildungspolitik und 
ein an Wirtschaftsprozessen ausgerichtetes Verständnis von Bildung als Humankapital (vgl. 
Weber 2002, S. 480ff.). Von ihr eingerichtete Aktionsprogramme streben die Förderung der 
physischen und virtuellen Mobilität sowie der kulturellen und sprachlichen Kompetenzen der 
Bürger der EU an, sie sollen die Einrichtung europäischer Kooperationsnetzwerke unter-
stützen, Innovationsfähigkeit und die Verbesserung gemeinschaftlicher Vergleichskriterien in 
der Bildung fördern. Zu den wichtigsten Aktionsprogrammen der EU gehören im Bereich 
der berufl ichen Bildung das Programm „LEONARDO DA VINCI“, im Hochschulbereich das 
„TEMPUS“-Programm und im allgemein bildenden Bildungsbereich das „SOKRATES“-Pro-
gramm. 

Teil des im allgemein bildenden Bereich angesiedelten SOKRATES-Programms der EU 
ist das seit 1987 bestehende ERASMUS-Programm, das den internationalen Austausch von 
Studierenden und Lehrenden an Hochschulen fördert. Bis heute haben ca. 1,4 Mio. Studie-
rende im Rahmen dieses EU-Programms ein Auslandsstudium absolviert. In Deutschland 
beteiligen sich ca. 270 Hochschulen daran. Aktuell werden jährlich ca. 22.500 deutsche 
Studierende und 2.600 Dozenten ins europäische Ausland entsendet; im Gegenzug kommen 
jährlich ca. 17.000 Studierende und 2.600 Dozenten an deutsche Hochschulen.

Mit dem von ihr eingerichteten Berufsbildungsprogramm LEONARDO DA VINCI beab-
sichtigt die EU, Hochschulen und Unternehmen stärker miteinander zu vernetzen. Dazu för-
dert sie Unternehmenspraktika von Studierenden und Graduierten im europäischen Ausland. 
Seit 2000 haben mehr als 10.000 Studierende und Graduierte am LEONARDO DA VINCI-
Programm teilgenommen. In Deutschland beteiligten sich 200 Hochschulen. Im Rahmen 
dieses Programms wurden europaweit standardisierte Transparenzinstrumente wie der Euro-
päische Lebenslauf und der Europass entwickelt, die Arbeitnehmern die berufl iche Mobilität 
in Europa erleichtern sollen. 

Das im Hochschulbereich angesiedelte TEMPUS-Programm (Trans-European Mobility 
Programme for University Studies) wurde von der EU 1990 eingerichtet. Gemeinsame Eu-
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ropäische Projekte sowie Struktur- und Ergänzungsmaßnahmen werden im Rahmen dieses 
Programms gefördert und individuelle Mobilitätszuschüsse gegeben.

Neben diesen von der EU eingerichteten und geförderten Programmen im Bildungsbe-
reich kommt im Hochschulbereich dem so genannten Bologna-Prozess große Bedeutung 
zu, an dem 45 europäische Staaten beteiligt sind. Von diesen Staaten wurde vereinbart, bis 
zum Jahr 2010 einen gemeinsamen Europäischen Hochschulraum zu schaffen. In der Bo-
logna-Deklaration von 1999 war festgelegt worden, in den am Bologna-Prozess beteiligten 
europäischen Staaten (neben weiteren Staaten sämtliche 29 EU-Mitgliedstaaten) vergleich-
bare Abschlüsse und ein zweistufi ges System von Studienabschlüssen in Form von Bachelor- 
und Masterabschlüssen einzuführen. Mit Blick auf eine Erleichterung der wechselseitigen 
Anerkennung von erbrachten Studienleistungen wurde ferner die Einführung eines Leistungs-
punktesystems in Anlehnung an das European Credit Transfer System (ECTS) verabredet 
sowie die Förderung der europäischen Dimension in der Hochschulausbildung. Das auf der 
Konferenz in Prag 2001 verabschiedete Prager Communiqué sieht ferner neben anderen 
Punkten die Förderung des lebenslangen Lernens vor. In diesem Zusammenhang wurden 
auch die Einführung eines Systems der Qualitätssicherung und die Erreichung der Ziele des 
Bologna-Prozesses bis 2010 vereinbart. 

In Deutschland ist der Bologna-Prozess schon weit fortgeschritten. So wurde bereits 
2002 damit begonnen, Bachelor- und Masterstudiengänge an deutschen Hochschulen 
einzuführen; im Wintersemester 2006/2007 gab es insgesamt 3.075 Bachelor- und 2.113 
Masterstudiengänge, so dass 45 Prozent des Studienangebots an hiesigen Hochschulen 
bereits in dieser Form realisiert wurden. 12,5 Prozent aller zu diesem Zeitpunkt Studieren-
den befanden sich in diesen Studiengängen. Der Bachelorabschluss führt bereits nach drei 
bis vier Jahren zu einem berufsbefähigenden Abschluss. Der Masterabschluss kann in der 
Regel nach insgesamt fünf Studienjahren erworben werden und ist ein stärker akademisch 
ausgerichteter Abschluss, der beispielsweise auch die Aufnahme eines Promotionsstudiums 
erlaubt. Zur Förderung der berufl ichen Mobilität erhalten Studierende seit 2005 zusätzlich zu 
den offi ziellen Dokumenten, die ihnen einen Hochschulabschluss attestieren, ein Diploma 
Supplement, das einheitliche Angaben zur Beschreibung von Hochschulabschlüssen und 
der damit verbundenen Qualifi kationen umfasst. Ferner wurde festgelegt, dass Studierende 
im Anschluss an eine in Deutschland absolvierte Orientierungsphase von zwei Semestern 
unter Beibehaltung ihrer BAföG-Förderung ihr Studium in einem Mitgliedsstaat der EU fort-
setzen und abschließen können. 2006 absolvierten ca. 14 Prozent der deutschen Studieren-
den einen Teil ihres Studiums im Ausland. Eine Steigerung dieser Quote auf mindestens 20 
Prozent wird angestrebt (vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)/Kultus-
ministerkonferenz (KMK) 2006). 

 

1.3.1.4 Globalisierung
Im Unterschied zu Prozessen, die mit den Begriffen „Internationalisierung“ und „Supranatio-
nalisierung“ gefasst werden können, bezeichnet der Begriff „Globalisierung“ Dynamiken, die 
weltweit wachsende Interdependenzen umfassen (vgl. McGrew 1992; Hornberg in Druck). 
Während sich Prozesse der Internationalisierung dadurch auszeichnen, dass an ihnen min-
destens zwei Nationalstaaten beteiligt sind, und Prozesse der Supranationalisierung eine Son-
derform der Internationalisierung darstellen, bei der die in einer Supraorganisation zusammen-



Globalisierung

25

geschlossenen Nationalstaaten einen Teil ihrer Kompetenzen an diese Organisation abtreten, 
sind Prozesse der Globalisierung durch eine Verdichtung von Raum und Zeit gekennzeichnet, 
an der sowohl Nationen wie auch Organisationen und Individuen beteiligt sind. Ein gutes Bei-
spiel für einen Globalisierungsvorgang im Bildungsbereich ist das GATS (General Agreement 
on Trade in Services), das über die im GATT (General Agreement on Tarifs and Trade) und 
seiner Nachfolgeorganisation, der Welthandelsorganisation WTO (World Trade Organization), 
festgeschriebenen Bedingungen für einen multilateralen Welthandel hinaus auch das intellek-
tuelle Eigentum umfasst, wie es in dem – dem GATT 1994 hinzugefügten – TRIPS-Abkommen 
(Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights) festgelegt wurde.

Mitglied in der WTO kann nur werden, wer das TRIPS-Abkommen ratifi ziert. Stellvertretend 
für die in ihr zusammengeschlossenen Staaten beteiligt sich die EU an den Verhandlungen 
um die Umsetzungen des GATS, das im tertiären Bildungsbereich bereits wirksam wird. Seither 
sind dort in den Mitgliedstaaten der WTO ausländische Bildungsanbieter inländischen gleich-
gestellt. In Deutschland schlägt sich dies beispielsweise im Bereich der Fernlehre nieder, 
wo zunehmend ausländische Staaten oder Organisationen als Bildungsanbieter auftreten 
(vgl. Weber 2004). Diese Bildungsanbieter offerieren in der Regel gegen ein nicht vom Staat 
übernommenes, sondern privat zu tragendes Entgelt Studienmodule, Studiengänge und 
-abschlüsse sowie den Erwerb von Zusatzqualifi kationen. Angebote und Teilnahme erfolgen 
nicht selten in englischer Sprache und die Abnehmer können weltweit verstreut angesiedelt 
sein. Kontakte zwischen Anbietern und Adressaten fi nden elektronisch z. B. im World Wide 
Web statt. Multikulturell zusammengesetzte, virtuelle Arbeitsgemeinschaften können so 
schnell entstehen und erfordern zumindest in gewissem Ausmaß auch die Fähigkeit zur inter-
kulturellen Kommunikation.

Im allgemein bildenden Bereich wird demgegenüber Prozessen der Globalisierung im 
Rahmen der „global education“, dem globalen Lernen, Rechnung getragen. Die 1997 von 
der KMK erlassene Empfehlung „Eine Welt/Dritte Welt in Unterricht und Schule“ zielt auf die 
Berücksichtigung dieses Ansatzes, der seinen Niederschlag in der „Agenda 21“ fand. Die 
Agenda 21 ist ein von den Vereinten Nationen 1992 verabschiedetes globales Aktionspro-
gramm für eine dauerhaft umweltgerechte Entwicklung, das im deutschen Sprachraum unter 
dem Begriff „nachhaltige Entwicklung“ verfolgt wird (de Haan 2001, S. 30).  

1.3.1.5 Transnationalisierung
In jüngerer Zeit hat in der deutschsprachigen Diskussion ein Interessengegenstand die Auf-
merksamkeit auf sich lenken können, der mit Begriffen wie „Transnationalisierung“, „transna-
tionale Räume“ (vgl. Pries 1996) oder „transstaatliche Räume“ (vgl. Faist 2000) gefasst wird 
und sich auf grenzüberschreitende Wanderungsbewegungen bezieht. In die deutschsprachige 
Erziehungswissenschaft haben die darunter gefassten theoretischen Ansätze, Konzepte und 
Entwicklungen insbesondere unter dem Begriff „transnationale Bildungsräume“ (vgl. Gogolin/
Pries 2004; Adick 2005; Hornberg in Druck) Eingang gefunden. Transnationale Bildungsräu-
me werden dort in Abgrenzung zu nationalen und internationalen Bildungsräumen als nicht-
staatlich, nämlich privat organisierte Bildungsräume verstanden (vgl. Adick 2005; Hornberg in 
Druck). In diesen Bildungsräumen offerieren sowohl For-Profi t- als auch Non-Profi t-Organisa-
tionen nationalstaatliche Grenzen überschreitende Bildungsangebote, für die die Abnehmer 
derselben ein privat aufzubringendes Entgelt entrichten müssen. Die in den transnationalen 
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Bildungsräumen angebotenen Bildungsangebote zeichnen sich durch ihre globale Kompa-
tibilität aus, d. h., sie werden global in Anspruch genommen und anerkannt. Und schließlich 
fi nden in den transnationalen Bildungsräumen transnationale Sozialisationsprozesse statt, 
zum Beispiel dann, wenn ein in Deutschland aufgewachsener Jugendlicher portugiesischer 
Herkunft unterschiedliche Migrationsnetzwerke als Ressource für seine berufl iche Ausbildung 
nutzt (vgl. Fürstenau 2004).  

Die seit dem Zweiten Weltkrieg kontinuierlich, insbesondere aber seit den 1990er 
Jahren weltweit wachsende Zahl Internationaler Schulen ist ein Beispiel für die Entstehung 
transnationaler Bildungsräume auch im allgemein bildenden Bereich und dem öffentlichen 
Pfl ichtschulwesen (für das Folgende vgl. vertiefend Hornberg in Druck). Rückblickend waren 
Internationale Schulen oftmals Privatschulen, die amerikanische und englische Curricula und 
Schulabschlüsse anboten. Heute bieten sie in wachsender Zahl das seit 1968 absolvierbare 
Internationale Bakkalaureat (IB), eine international kompatible Hochschulzugangsberechti-
gung und dazugehörige Curricula, die für sämtliche Schulstufen, einschließlich des Kinder-
gartenbereichs, vorliegen. Das IB und die IB-Curricula verfolgen eine explizit internationale 
Ausrichtung und haben diesbezüglich Elemente der internationalen Erziehung, des globalen 
Lernens und der multi-/interkulturellen Erziehung und Bildung integriert (vgl. Hayden/Thomp-
son 1998).

Das IB und die IB-Curricula sind in englischer, französischer und spanischer Sprache 
zugänglich. Das Curriculum für die Sekundarstufe I überdies auch in Mandarin. An der Mehr-
zahl der Internationalen Schulen ist jedoch Englisch die dominierende Unterrichtssprache. 
Das IB-Curriculum ist stark von reformpädagogischen, angelsächsischen und internationalen 
Einfl üssen geprägt; die Schülerschaft an Internationalen Schulen setzt sich oftmals – aber 
nicht notwendigerweise – aus Kindern mit unterschiedlichen nationalen und ethnischen Hin-
tergründen zusammen. Im Privatschulbereich handelt es sich bei ihnen in der Regel um die 
Kinder hochmobiler, gut situierter Eltern. Aus Sicht dieser Familien sind Internationale Schulen 
aus vielerlei Gründen attraktiv: Sie bieten weltweit kompatible Bildungsgänge an und erleichtern 
ihren Kindern und damit den Familien die Mobilität. Das IB, eine von einer bereits heute großen 
und jährlich wachsenden Zahl von Einrichtungen im tertiären Bildungsbereich anerkannte 
Hochschulzugangsberechtigung, ermöglicht diesen Kindern überdies ferner auch perspek-
tivisch eine erhöhte Mobilität. Eltern von Kindern an staatlichen Schulen, die zusätzlich zu 
nationalen Bildungsgängen und Schulberechtigungen, für ein zu entrichtendes Entgelt das IB 
und IB-Curriculum anbieten, wählen dieses Angebot überdies nicht zuletzt auch mit Blick auf 
einen möglichst guten und umfassenden Erwerb der englischen Sprache an dem Heimatort 
der Familien (vgl. Hornberg in Druck). 

1.3.2  Globalisierung und ihre Konsequenzen für die Institutionen

1.3.2.1 Das deutsche Bildungssystem im Globalisierungsprozess: 
 Stärken und Schwächen
Über mehrere Jahrzehnte hinweg galt das deutsche Bildungssystem als internationales Er-
folgsmodell, das adäquate institutionelle Voraussetzungen zur Bewältigung der Herausfor-
derungen des Globalisierungsprozesses aufweist. Insbesondere das auf einer Kombination 
von theoretischer Ausbildung und praktischem Lernen am Arbeitsplatz basierende „duale 
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System“ der berufl ichen Ausbildung in Deutschland fi rmierte international als ein erfolgrei-
ches „Vorbildmodell“ zur Strukturierung des Übergangs von der Berufsausbildung in den 
Arbeitsmarkt. Im Vergleich zu der in Deutschland geförderten Verzahnung praktischen Ler-
nens mit universeller theoretischer Ausbildung weisen rein schulisch basierte Systeme (wie 
z. B. in Frankreich vorherrschend) bzw. rein auf Lernen am konkreten Arbeitsplatz ausgelegte 
Ausbildungsmodelle (wie z. B. das in den Vereinigten Staaten praktizierte „Training on the 
job“) im Globalisierungsprozess signifi kante Nachteile auf: Sie konfrontieren junge Auszubil-
dende oftmals entweder nur unzureichend mit realistischen Arbeitsmarktherausforderungen 
und statten sie nur bedingt mit praktischen Problemlösungskompetenzen aus (schulbasierte 
Systeme) oder sie legen Arbeitskräfte zu sehr auf die innerhalb einer spezifi schen Firma be-
nötigten Kenntnisse und Qualifi kationen fest (Training on the job). Das deutsche duale Berufs-
bildungssystem stellt hingegen einen „pragmatischen Kompromiss“ zwischen diesen beiden 
Extremen dar, indem es theoretisches Lernen mit praktischer Berufserfahrung verbindet (vgl. 
Blossfeld/Stockmann 1999, S. 7f.). Gleichzeitig vermittelt die in Deutschland vorherrschende 
Bindung schulischer bzw. berufl icher Abschlüsse an spezifi sche, standardisierte Zertifi kate 
sowohl für Arbeitnehmer als auch für potenzielle Arbeitgeber einen hohen Informations- und 
Orientierungswert über berufl iche Kenntnisse und mögliche Einsatzfelder. 

Entsprechend verlief in Deutschland der Übergang von der schulischen bzw. berufl ichen 
Ausbildung in das Berufsleben in den vergangenen Jahrzehnten im internationalen Vergleich 
weitgehend reibungslos. So lag etwa noch zu Beginn der 1990er Jahre die durchschnittliche 
Arbeitslosenquote junger Menschen (im Alter von 25 Jahren und jünger) in Deutschland mit 
nur 7,6 Prozent deutlich unterhalb des EU-Durchschnittswerts von etwa 20 Prozent (vgl. 
OECD 2004). Deutsche Auszubildende stiegen zudem meist auf Stellen in den Arbeitsmarkt 
ein, die ihrer individuellen Qualifi kation entsprachen, und wurden nicht (wie etwa in den ver-
gleichsweise unstandardisierten Systemen Frankreichs oder der USA) mit hoher Erwerbs-
unsicherheit und häufi gen Arbeitsplatzwechseln zu Beginn ihrer Erwerbskarriere konfrontiert 
(vgl. Blossfeld/Stockmann 1999, S. 10f.). Insbesondere in jüngerer Vergangenheit sind jedoch 
deutliche Tendenzen erkennbar, die auf rapide Einbußen des Standortvorteils des deut-
schen Bildungssystems hindeuten. So lag zu Beginn dieses Jahrhunderts die durchschnitt-
liche Jugendarbeitslosigkeit mit etwa zehn Prozent nur noch knapp fünf Prozentpunkte 
unter dem europäischen Durchschnittswert. Neuere Daten für 2006 verweisen zudem dar-
auf, dass sich deutsche und europäische Jugendarbeitslosigkeitsquoten weiter aneinander 
annähern und damit ein wesentlicher Standortvorteil Deutschlands verloren gehen könnte 
(vgl. Euler/Severing 2006, S. 23). Mehrere europäische Länder, z. B. Dänemark, die Nie-
derlande und Großbritannien, weisen bei der Jugendarbeitslosigkeit mittlerweile günstigere 
Ergebnisse auf als Deutschland. 

Für die gegenwärtig zu beobachtenden Krisentendenzen im deutschen Bildungssystem 
lässt sich eine Reihe von Gründen anführen, die unterschiedliche Phasen des Bildungssys-
tems, von der schulischen Bildung bis hin zur Fort- und Weiterbildung älterer Arbeitnehmer 
betreffen:

Schulische Bildung. So neigt insbesondere das deutsche Schulsystem dazu, Schüler 
frühzeitig in unterschiedliche Schulformen zu selektieren, deren Besuch sich meist dauerhaft 
auf mögliche Berufslaufbahnen und -chancen auswirkt (im Detail siehe Kapitel 3 und 4). Der 
Erwerb eines (höheren) Sekundarschulabschlusses oder sogar akademischer Qualifi kationen 
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ist zunehmend zu einem wichtigen Faktor, wenn nicht gar zur Bedingung für den Zugang 
zu sicheren und stabilen Arbeitsplätzen in der globalisierten Wirtschaft geworden. Auch in 
weiterführenden berufl ichen Bildungsinstitutionen zeigen sich Tendenzen hin zu einer „Pola-
risierung“ zwischen umfassend und schlecht oder unzureichend ausgebildeten Bildungsab-
gängern (vgl. Blossfeld/Stockmann 1999, S. 11f.). 

Einmal getroffene Bildungsentscheidungen bzw. einmal eingeschlagene berufl iche Aus-
bildungspfade lassen sich zudem im weiteren Lebens- und Erwerbsverlauf in Deutschland 
nur noch bedingt „korrigieren“, da die Phase der Ausbildung meist auf das frühe Erwach-
senenalter beschränkt bleibt und spätere Fort- und Weiterbildungen nur bedingt möglich 
sind. Neuere Forschungsergebnisse zeigen jedoch, dass im Zuge der Globalisierung Bildung 
bzw. das so genannte Humankapital immer wichtiger geworden ist, um sich adäquat an 
globalisierungsbedingte Mobilitäts- und Flexibilitätserfordernisse anzupassen (vgl. Blossfeld 
u. a. 2005; Blossfeld/Hofmeister 2006; Blossfeld/Buchholz/Hofäcker 2006; Blossfeld/Mills/
Bernardi 2006). Gut ausgebildete Menschen können sich in Zeiten der Globalisierung auf 
nationalen und internationalen Arbeitsmärkten besser behaupten, während sich die Arbeits-
marktsituation gering qualifi zierter Menschen in allen westlichen Industriestaaten in den ver-
gangenen Jahren merklich verschlechtert hat. Sie bleiben auf globalisierten (Arbeits-)Märkten 
meist chancenlos, vor allem, da gering qualifi zierte Tätigkeiten durch den massiven technolo-
gischen Fortschritt zunehmend entfallen oder in das Ausland verlagert werden. Die frühzeitig 
vorgenommene Polarisierung und Segmentierung in der (Aus-)Bildung schlägt sich somit im 
Globalisierungsprozess zunehmend in einer Segmentierung und Polarisierung am Arbeits-
markt nieder.

Berufl iche Bildung. Parallel dazu zeigen sich auch im System der dualen Ausbildung 
zunehmende Erosions- und Krisentendenzen (im Detail siehe Kapitel 5). Deutsche Unternehmen 
zeigen im Zuge des umfassenden wirtschaftlichen und berufsstrukturellen Wandels eine zu-
nehmende Reserviertheit gegenüber existierenden berufl ichen Ausbildungskulturen. Gleich-
zeitig führt die Zunahme ökonomischer und zeitlicher Unsicherheiten zu einer Einschränkung 
langfristiger Investitionen in die eigene Ausbildung qualifi zierten Fachpersonals. Seit Ende der 
1990er Jahre ist entsprechend eine zunehmende Diskrepanz zwischen der sinkenden, von 
Unternehmen zur Verfügung gestellten Zahl von Ausbildungsplätzen und einer infolge starker 
nachrückender Geburtenjahrgänge steigenden Ausbildungsplatznachfrage zu beobachten 
(vgl.  Konsortium 2006). Konsequenz dieser Entwicklung ist eine wachsende Zahl von Schul-
abgängern, die direkt nach Beendigung der schulischen Ausbildung keinen Ausbildungsplatz 
erhalten und sich dadurch in einer „Warteschleife“ befi nden. Derartige Wartezeiten können 
sich nicht nur kurzfristig negativ auf die Erwerbssituation von Jugendlichen auswirken, son-
dern kumuliert auch langfristig zu einer strukturellen Benachteiligung von Schulabgängern mit 
niedrigen Bildungsabschlüssen beitragen. 

Gleichzeitig tendieren Unternehmen insbesondere in stärker wissensbasierten Wirt-
schaftsbereichen im Globalisierungsprozess dazu, eher höher qualifi zierte Bewerber mit 
Universitäts- oder Fachhochschulabschluss in Tätigkeitsfeldern zu rekrutieren, die zuvor pri-
mär Absolventen des dualen Systems ausfüllten. Es ist davon auszugehen, dass sich diese 
Tendenz im Zuge der fl ächendeckenden Einführung von stärker berufsorientierten Bachelor- 
und Masterstudiengängen an deutschen Hochschulen noch weiter verstärken wird. Viele 
Abiturienten nutzen zudem das Berufsbildungssystem – trotz bislang fehlender universeller 
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Übergangsregelungen – lediglich als „Durchgangsstation“ für den Zugang zu weiterführenden 
tertiären Bildungseinrichtungen, so dass der relative Wert eines rein berufl ichen Abschluss-
zertifi kats zunehmend sinkt. 

Gleichzeitig weichen Unternehmen in klassischen Industriesektoren auch auf un- bzw. 
angelernte Beschäftigte als betriebliche „Randbelegschaften“ aus, um sich personelle Flexi-
bilitätsspielräume zu erhalten (vgl. Euler/Severing 2006, S. 24f.). Die Bedeutung berufl icher 
Abschlüsse innerhalb des dualen Systems wird somit „von beiden Seiten“ des Qualifi kations-
spektrums – sowohl durch hoch als auch durch gering qualifi zierte Bewerber – erodiert.

Darüber hinaus erweist sich die in Deutschland sehr detaillierte Festschreibung beruf-
licher Karrieren durch eine Vielzahl verschiedener zertifi zierter und sich meist wechselseitig 
ausschließender Qualifi kationspfade im Globalisierungsprozess zunehmend als zu rigide. Ins-
besondere in Zeiten eines umfassenden und rapiden berufsstrukturellen Wandels stellt die 
enge Kopplung berufl icher Laufbahnen an früh im Lebenslauf erworbene Zertifi kate oft ein 
wesentliches Mobilitätshemmnis am Arbeitsmarkt dar, das eine Anpassung an Qualifi kationen 
erschwert, die am Arbeitsmarkt nachgefragt werden. 

Fort- und Weiterbildung. Schließlich hat sich in den vergangenen zwei bis drei Jahr-
zehnten durch rechtliche und institutionelle Bedingungen auch die Arbeitsmarktsituation älterer 
deutscher Arbeitnehmer deutlich verändert. Deren veraltete und meist nicht aktualisierte 
Qualifi kationen haben oftmals dazu beigetragen, dass ältere deutsche Arbeitskräfte im Glo-
balisierungsprozess in Form von verschiedenen Frühverrentungsprogrammen zunehmend 
aus dem Arbeitsmarkt gedrängt wurden (vgl. Blossfeld/Buchholz/Hofäcker 2006; Hofäcker/
Buchholz/Blossfeld 2007). Insbesondere in Zeiten voraussehbarer demografi scher Alterung 
erscheint eine solche unzureichende Nutzung des Arbeitskraftpotenzials älterer Arbeitnehmer 
als nicht mehr vertretbar, so dass u. a. durch die deutsche Bildungspolitik Schritte zur Erhö-
hung ihrer Beschäftigungsfähigkeit unternommen werden müssen. 

1.3.2.2  Herausforderungen für das deutsche Bildungssystem
Schulische Bildung. Vor dem skizzierten Hintergrund muss es Ziel staatlicher Bildungspolitik 
sein, ein qualitativ hochwertiges schulisches Bildungsangebot zur Verfügung zu stellen, das 
sich in seinen Inhalten an den Entwicklungen in Wissenschaft und Technik orientiert. Bildung 
und Ausbildung müssen sich dabei an den Entwicklungen in der globalisierten Arbeits- und 
Berufswelt orientieren. Da sich die Geschwindigkeit technologischer und berufsstruktureller 
Veränderungsprozesse im Zuge der Globalisierung deutlich erhöht hat, müssen sich die Ar-
beitskräfte im Bildungssystem eine höhere Unsicherheits- und Flexibilitätstoleranz aneignen. 

Im Mittelpunkt schulischer Ausbildung sollte zum einen die Vermittlung von für den 
Arbeitsmarkt relevantem Fachwissen und sprachlichen Fähigkeiten stehen. Zum anderen 
sollten schulische Institutionen aber auch individuelle und soziale Kompetenzen fördern, die 
auf globalisierten Arbeitsmärkten zunehmend an Bedeutung gewinnen. Hierzu zählen etwa 
Verantwortungs- und Leistungsbereitschaft, Ungewissheitstoleranz, Stressresistenz und 
Risikobereitschaft. Auch der Einsatz medialer Mittel sollte sich an neueren Entwicklungen 
orientieren, etwa in der Verwendung von Multimediaanwendungen oder interaktivem Ler-
nen. Dies setzt eine entsprechende (Weiter-)Qualifi zierung des Lehrpersonals voraus. Die 
Vermittlung national spezifi scher Kenntnisse (z. B. Sprache, kulturelle Kenntnisse) allein ge-
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nügt nicht mehr, um Individuen auf Arbeitsmarktanforderungen in der globalisierten Wirtschaft 
vorzubereiten. Die Vermittlung zusätzlicher interkultureller Kompetenzen (Mehrsprachigkeit, 
interkulturelle Toleranz, „Weltwissen“) muss somit zunehmend zum Gegenstand schulischer 
und berufl icher Ausbildung werden.

Das deutsche Bildungssystem sollte allgemein durchlässiger gestaltet werden um über-
fl üssige Rigiditäten und zu frühe Selektion von Schülern in marginalisierende Schul- und Aus-
bildungsformen zu vermeiden. Insbesondere in der schulischen Primarstufe sollten Schüler 
durch altersheterogenen Unterricht und individuelle Maßnahmen gefördert werden. Leistungs-
bereiten Schülern sollte auch in höherem Kindesalter der Wechsel zwischen verschiedenen 
Schulformen ermöglicht werden. Spezielle Fördermaßnahmen für leistungsschwache Schüler 
und spezifi sche Problemgruppen, wie etwa Kinder mit Migrationshintergrund, sollten Margi-
nalisierungen von speziellen Bildungsgruppen entgegenwirken.

Um eine optimale Anpassung sowohl an individuelle Bedürfnisse als auch an Arbeits-
marktbedarfe sicherzustellen, sollte die Kooperation zwischen staatlichen Bildungsinstitutio-
nen und verschiedensten anderen Akteuren im Umfeld des Bildungssystems, etwa Eltern, 
Wohlfahrtsverbänden, aber auch Unternehmen gestärkt werden. 

Berufl iche Bildung. Gleichzeitig bedarf das System der berufl ichen Bildung einer grund-
legenden strukturellen Reform, um in Zeiten rapiden technologischen und berufsstrukturellen 
Wandels ausreichend fl exibel und anpassungsfähig zu bleiben. Dabei sollte die berufl iche 
Bildung gestärkt und der Übergang in die Hochschule durchlässiger gestaltet werden, um 
der relativen Entwertung rein berufl icher Qualifi kationen entgegenzuwirken. Gleichzeitig sollten 
die Rahmenbedingungen und Grenzen spezifi scher berufl icher Ausbildungspfade allgemein 
fl exibilisiert und kontinuierlich an globalisierungsbedingte Bedarfe angepasst werden. Bei 
allem notwendigen Reformbedarf müssen dabei jedoch die komparativen Stärken des dualen 
Systems in Deutschland, insbesondere die hohe Signalwirkung standardisierter Abschluss-
zertifi kate für Arbeitnehmer und Arbeitgeber, weitestgehend beibehalten werden.

Ein viel versprechendes Modell stellt hier die Modularisierung der berufl ichen Bildung in 
verschiedene „Ausbildungsbausteine“ dar, wie sie in einer 2006 erschienenen Studie des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung von Euler und Severing vorgeschlagen wird. Sie 
plädieren in ihrem Gutachten für die Einführung eines festen Kanons von allgemein bildenden 
und fächerübergreifenden „Grundbausteinen“ im ersten Ausbildungsjahr sowie für darauf auf-
bauende fächerspezifi sche Spezial- und Wahlpfl ichtbausteine in den darauffolgenden Ausbil-
dungsjahren. Ausbildungsabbrechern soll dabei die Möglichkeit gegeben werden, absolvierte 
Ausbildungsbausteine durch eine universell akzeptierte Prüfung zertifi ziert abzuschließen. Die 
Gesamtausbildung wird schließlich durch eine allgemeine (integrierte) Abschlussprüfung be-
endet. 

Das modulare System erhöht somit die Durchlässigkeit des gegenwärtig zu rigiden dualen 
Systems, ohne dessen Orientierungswert angesichts universeller Zertifi zierung einzuschränken. 
Es geht somit von einem „ganzheitlichen Ausbildungsberufsbild“ aus, behält aber durch die 
individuelle Kombination der Bausteine das für Deutschland prägende und international erfolg-
reiche allgemeine „Berufsprinzip“ bei. Durch die bundesweite Vereinheitlichung von basalen 
Ausbildungsbausteinen wird zudem die bislang noch defi zitäre Verzahnung des berufl ichen 
Ausbildungssystems mit weiterführenden tertiären Bildungsinstitutionen (Fachhochschulen, 
Universitäten) gefördert. 
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Neben der oben skizzierten Strukturreform sollte zudem die gegenwärtig noch zu große 
Anzahl verschiedener Berufsabschlüsse auf ein überschaubares Maß reduziert werden, um 
die vorherrschende Unübersichtlichkeit berufl icher Ausbildungsgänge zu verbessern.

Zusätzlich zur notwendigen Strukturreform des berufl ichen Bildungssystems gilt es 
jedoch auch sicherzustellen, dass gegenwärtige Übergangsprobleme niedrig qualifi zierter 
Schulabgänger bzw. von Ausbildungsbewerbern mit eingeschränkten Vermittlungsperspekti-
ven mithilfe entsprechender aktiver Eingliederungsmaßnahmen in die betriebliche Ausbildung 
verringert werden. Hierbei kann auf die positiven Erfahrungen des „Sonderprogramms des 
Bundes zur Einstiegsqualifi zierung Jugendlicher (EQJ)“ zurückgegriffen werden (vgl. Kapitel 
5.3.2.1). Eine Fortführung des ursprünglich bis Ende 2007 terminierten Programms über 
das geplante Projektende hinaus erscheint somit zur Verbesserung der Chancen möglicher 
Risikogruppen im Globalisierungsprozess als wünschenswert.

Fort- und Weiterbildung. Die bislang in Deutschland dominierende Idee, die Vermittlung 
von Qualifi kationen und Kenntnissen auf eine kurze Phase zu Beginn des Lebenslaufs (näm-
lich die Jugendphase) zu beschränken, scheint in Zeiten der Globalisierung zudem überholt. 
Anders als in früheren Jahrzehnten reicht es heute nicht mehr aus, sich lebenslang auf einmal 
erworbene Qualifi kationen zu verlassen. Vielmehr bedarf es in Zeiten der Globalisierung der 
regelmäßigen und lebenslangen Anpassung individueller Qualifi kationen und Kenntnisse an 
die Erfordernisse des Arbeitsmarkts. Dies bedeutet eine Abschaffung von Altersgrenzen für 
Bildung und Ausbildung, wie sie derzeit in Deutschland bestehen. Eine derartige „Öffnung“ 
von Bildungsinstitutionen über Altersgrenzen hinaus würde dazu beitragen, bildungsbedingte 
Diskontinuitäten im Erwerbsleben zu überwinden und gering qualifi zierten Menschen unter 
Globalisierungsbedingungen einen Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 

Zum anderen würde eine Förderung lebenslangen Lernens Arbeitnehmer mittleren Al-
ters bzw. ältere Arbeitnehmer darin unterstützen, ihre Qualifi kationen zu erneuern und konti-
nuierlich den sich im Globalisierungsprozess wandelnden Anforderungsprofi len anzupassen. 
Eine verantwortliche Bildungspolitik muss daher die Möglichkeit zum Qualifi kationserwerb 
auch für Arbeitnehmer in ihrer späten Erwerbskarriere gewährleisten.

Die zunehmende Notwendigkeit zum „lebenslangen Lernen“ ist dabei nicht nur eine 
Herausforderung für staatliche Bildungseinrichtungen, sondern auch für betriebliche und 
außerbetriebliche Bildungsinstitutionen. Die Kooperation und Koordination zwischen diesen 
verschiedenen Institutionen muss daher gestärkt und ausgebaut werden.

Da sich in Zeiten der Globalisierung der (internationale) Wettbewerb um qualifi zierte 
Arbeitskräfte verstärkt hat, müssen Nationalstaaten, aber auch Unternehmen und Organisati-
onen im Sinne der Sicherung von Wissen und der Sicherstellung von Produktivität Strategien 
entwickeln, wie sie, nach der Bereitstellung berufl ich relevanter Qualifi kationen (s. o.), Arbeits-
kräfte auf längere Sicht im eigenen Land bzw. Unternehmen halten können. Zudem sollte ver-
sucht werden, im Ausland tätige, hochqualifi zierte deutsche Arbeitskräfte mit internationalen 
Kompetenzen für eine inländische Beschäftigung „wiederzugewinnen“.

Prozesse der Europäisierung und Internationalisierung führen zudem dazu, dass sich 
nationale Bildungssysteme zunehmend an transnationalen Rahmensetzungen und Richtlinien 
orientieren müssen. Durch den internationalen Kommunikationsfl uss geraten nationale Bil-
dungsinstitutionen zudem in direkte Konkurrenz zu Bildungsinstitutionen in anderen Ländern. 
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Als Konsequenz müssen sich globalisierte Bildungsinstitutionen dem internationalen Ver-
gleich stellen – nicht zuletzt auch, um die ausgebildeten Individuen mit Bildungszertifi katen 
auszustatten, die es ihnen erlauben, sich global zu bewegen und zu bewerben.

1.3.3 Globalisierung und ihre Herausforderungen für das Individuum 

1.3.3.1 Worin zeigt sich Globalisierung?
Entscheidungen fi nden immer unter Unsicherheit statt und Unsicherheit, Komplexität, Aus-
weitung und Vernetzung von Entscheidungsproblemen und -situationen haben im Verlauf der 
Geschichte kontinuierlich zugenommen. Entsprechend haben Menschen ihr Reservoir an 
Entscheidungsstrategien erweitern müssen, um diesen Veränderungen gerecht zu werden. 
Insbesondere in Zeiten der Globalisierung ist ein weiterer Schritt in diesem Prozess oder aber 
eine qualitativ neue Phase eingeleitet worden. 

Der Lebens- und Erlebens- und damit der Entscheidungsraum des Individuums haben 
sich räumlich, zeitlich und sozial weltweit ausgedehnt. Dies gilt für Information und Kommu-
nikation wie für reale Veränderungen im eigenen Leben durch Orts- oder Personenentschei-
dungen. Folgende Charakteristika von Globalisierung scheinen deshalb aus entscheidungs-
theoretischer Sicht wichtig:

Handlungsalternativen. In vielen Bereichen steigt die Menge der Optionen für den 
Einzelnen kontinuierlich und wird oft unüberschaubar. Selbst in Bereichen, in denen die Op-
tionen bis vor wenigen Jahren noch durchaus überschaubar waren oder jedenfalls nur eine 
sehr begrenzte Anzahl von Optionen überhaupt in Betracht kam, erweitert sich die Menge 
der Alternativen zunehmend: Der Wohnort kann beispielsweise in alle Länder der Erde verlegt 
werden, Lebenspartner können auf unterschiedliche Weise gesucht werden oder es kann 
sich früher als „obskur“ betrachteten Religionen oder Weltanschauungen angeschlossen 
werden.  

Externe Ereignisse und ihre Interdependenzen. In vielen Situationen steigt auch die 
Menge der Ereignisse dramatisch an, die vom „Entscheider“ nicht beeinfl usst werden können, 
die aber die Konsequenzen seines Handelns mitbestimmen und daher im Entscheidungspro-
zess berücksichtigt werden sollten. Der Ablauf einer Interkontinentalreise ist beispielsweise 
von der Zuverlässigkeit zahlreicher technischer Systeme und von vielen Personen abhängig, 
die inzwischen an Organisation und Durchführung einer Reise beteiligt, in vielfacher Weise 
voneinander abhängig sind und sich gegenseitig beeinfl ussen. Durch die globale Vernetzung 
gewinnen zudem viele Ereignisse für Erleben und Verhalten des Einzelnen an Bedeutung, 
die früher gar nicht in den Blick kamen bzw. für den Einzelnen irrelevant waren wie z. B. eine 
Wirtschaftskrise in China oder ein Tsunami in Indonesien. 

Umfang und Reichweite der Folgen. Aufgrund der steigenden Komplexität und Ver-
netztheit, des immer ferneren Zeithorizonts und des immer größeren räumlichen Radius 
bestehen Handlungsalternativen zunehmend aus langen Ketten und Interaktionen von Hand-
lungen, Ereignissen und Zuständen. Es bleibt daher oft unklar, welche möglichen Folgen und 
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Nebenwirkungen eine Entscheidung haben kann, welche zu berücksichtigen sind und wo 
der Zeithorizont gesetzt werden soll. Ferner ist die Menge der für eine Entscheidung relevanten 
Kriterien unscharf und ihre Gewichtung verändert sich ständig. Hinzu kommt noch, dass viele 
scheinbar privaten Entscheidungen in zunehmendem Maße auch Folgen für andere Men-
schen in anderen Teilen der Welt oder sogar auf der ganzen Erde nach sich ziehen – so etwa, 
wenn es um Tourismus oder Energienutzung geht – und natürlich für künftige Generationen. 

Grad und Art der Unsicherheit. In zweifacher Weise haben sich Grad und Art der Un-
sicherheit verändert, mit der das Individuum umgehen und die es bei seinen Entscheidungen 
berücksichtigen muss. Zum einen erweitert sich der Zeithorizont für Entscheidungen und
liegt manchmal sogar jenseits des eigenen Lebensendes. Zum anderen gibt es immer seltener 
quantitative Informationen über Wahrscheinlichkeiten, weil keine empirische Evidenz vorliegt 
oder die vorliegenden Informationen widersprüchlich sind. Da alles mit allem zusammenhängt 
oder mit allem in Verbindung gebracht wird, sind Unsicherheiten kaum noch zu präzisieren. 
Es können lediglich grobe Unsicherheitsbereiche angegeben oder qualitative Unsicherheits-
aussagen getroffen werden. 

Dynamik und Ausmaß von Veränderungen. Durch Globalisierungsprozesse ändern 
sich Menge und Verfügbarkeit der Handlungsalternativen, Menge und Art der zu betrach-
tenden Folgen, Reichweite und Zeithorizont für eine Folgenbetrachtung häufi g, schnell und 
kaum vorhersehbar. Relevante Informationen verfallen rasch und müssen angepasst bzw. 
durch neue Informationen ersetzt werden. 

Verteilung von Entscheidungen und Verantwortlichkeiten. In vielen wirtschaftlichen, 
technischen und geschäftlichen Bereichen sind Entscheidungen immer häufi ger auf mehrere 
Personen oder Institutionen über Städte, Länder, Kontinente verteilt. Sie werden separat oder 
auch interaktiv getroffen, beispielsweise in Entwicklung, Produktion und Vertrieb global agie-
render Firmen.  

Interkulturelle Beziehungen und Kooperationen. Entscheidungsprozesse laufen zu-
nehmend vor dem Hintergrund interkultureller Beziehungen und Kooperationen ab. Beispiel-
haft seien die Kooperation einer Flugzeugbesatzung mit Piloten aus verschiedenen Kulturen, 
die Kooperation von Anwälten einer international operierenden Kanzlei oder auch Heirat oder 
Gründung einer Familie mit Mitgliedern aus unterschiedlichen Kulturen genannt. 

Distanz und Anonymität. Von eigenen Entscheidungen betroffene Personen und bei 
Entscheidungen in irgendeiner Weise involvierte andere Menschen oder Institutionen sind 
dem Einzelnen immer häufi ger nicht mehr direkt bekannt. Sie befi nden sich in immer größerer 
räumlicher und wechselnder Distanz.   

Vorgabe und Angebot durch Medien. Die Medien werden nicht nur zur wichtigsten 
Quelle für entscheidungsrelevante Informationen. Auf ihre Nutzung kann gar nicht mehr ver-
zichtet werden. Informationen werden unaufgefordert angeboten, geprüft, verglichen, bewertet 
etc. Das gilt natürlich insbesondere für Informationen im Internet. Entscheidungen aller Art, 
privat wie berufl ich, werden durch das globalisierte Informationsangebot erleichtert – und 
gleichzeitig auch erschwert.
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1.3.3.2 Was bedeutet Globalisierung für das Individuum?
Die beschriebenen Entwicklungen dürften Wahrnehmung, Erleben, Fühlen und darauf basie-
rend das Urteils- und Entscheidungsverhalten beeinfl ussen und ambivalent aufgenommen 
werden. Einerseits lassen die ständige Ausweitung und Differenzierung der Lebenswelt dem 
Einzelnen die Welt immer undurchschaubarer erscheinen. Die Vielzahl der Informationen dürfte 
daran nichts ändern, ja sie dürfte dieses Gefühl eher noch verstärken, denn sie sind gar nicht 
mehr systematisch aufzunehmen und zu verarbeiten. Die Folge ist eine kognitive wie emoti-
onale Verunsicherung, vielleicht sogar Resignation vor einer nicht mehr verstandenen Welt. 
Globalisierung wird dann als Bedrohung erlebt. 

Andererseits bieten die Veränderungen der Lebenswelt auch eine Erweiterung der Pers-
pektive und der Wahlmöglichkeiten und die Chance, erneut Handlungsalternativen zu suchen 
und zu vergleichen. Globalisierung wird dann als Herausforderung erlebt. 

Globalisierung bedeutet somit für das Individuum immer beides: Risiko und Chance, 
Bedrohung und Gelegenheit, Furcht und Hoffnung. Die Suche nach Information wird zeitlich, 
monetär und kognitiv immer aufwändiger; aber viele recherchieren im Internet dennoch stun-
denlang mit großer Begeisterung, um die günstigste Reise zu fi nden oder das billigste Medi-
kament. Informationsvielfalt kann also beängstigend, aber auch stimulierend sein. Allerdings 
wird nicht jeder beide Seiten der Globalisierung sehen. Welche Seite jemand sieht, dürfte 
wesentlich von seiner Bildung und damit auch von seiner sozialen Herkunft bestimmt sein.

Vom Einzelnen wird jedoch erwartet, dass er sich gut informiert und auf dieser Basis 
rationale Entscheidungen trifft. Aber die Informationsmenge ist fast unendlich groß, die Hand-
lungsalternativen und ihre Implikationen sind undeutlich, die Wahrscheinlichkeiten und die 
Attraktivität der möglichen Konsequenzen kaum einzuschätzen, der Zeithorizont offen, und 
die wenigsten Menschen haben die Zeit und/oder die Fähigkeit, die unendlich vielen Informa-
tionen für eine Entscheidung zu suchen, zu sichten, zu gewichten. Wie soll angesichts dieser 
Bedingungen eine „informierte rationale Entscheidung“ getroffen werden können?

Informationsverarbeitung und Urteilsbildung. Allgemein lässt sich das Problem des 
Individuums als eine kognitive Belastung oder sogar Überlastung charakterisieren, mit diesen 
Folgen:

 Heuristisches Vorgehen. Es werden vermehrt heuristische Strategien eingesetzt. Dabei 
wird z. B. auf Informationen zurückgegriffen, die „einem spontan in den Sinn kommen“ 
(d. h. mental am besten verfügbar sind) oder es werden Entscheidungen „nach dem Ge-
fühl“ getroffen, das mit der Konsequenz in Verbindung gebracht wird (vgl. Kahneman/Slo-
vic/Tversky 1982). Schnelle und frugale Heuristiken werden angewandt (vgl. Gigerenzer/
Todd 1999). Zwar sind heuristische Strategien kognitiv entlastend, implizieren aber die 
Möglichkeit von Fehlern und die Gefahr von Enttäuschungen.

 Ambiguitätsaversion. Menschen erleben Entscheidungssituationen als unklar, verschwom-
men und nicht eindeutig. Unter dem Begriff Ambiguität versteht man im engeren Sinne 
Unsicherheit bzw. Ungewissheit über die Wahrscheinlichkeiten der verschiedenen Hand-
lungsfolgen, im weiteren Sinne auch die Wahrnehmung der Unzuverlässigkeit oder der 
Widersprüchlichkeit von Informationen und – daraus resultierend – die subjektive Erfahrung 
fehlender relevanter Informationen. Als Beispiel kann der Fleischkonsum während der 
BSE-Krise genannt werden. Menschen meiden ambigue Situationen, man spricht von 
„Ambiguitätsaversion“. Sie sind daher für scheinbar präzise Informationen empfänglich 
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wie auch für solche Informationen, die mit großer Sicherheit vorgetragen werden. 
 Vernachlässigung des Zukunftsaspekts. Wenn alle „Zukünfte“ gleich wahrscheinlich er-

scheinen, wird Zukunft stark diskontiert, d. h., sie verliert also für die Entscheidung an 
Bedeutung. 

 Subjektives Informationsdefi zit. Das unüberschaubare und undurchschaubare Informati-
onsangebot dürfte bei vielen Menschen vermehrt das Gefühl auslösen, nicht hinreichend 
informiert zu sein und sich informieren zu müssen, um eine Entscheidung treffen und 
rechtfertigen zu können.  

 Blindes Vertrauen. Notwendigerweise muss sich der Einzelne bei seinen Entscheidun-
gen zunehmend auf Informationen bzw. Menschen verlassen, deren Zuverlässigkeit und 
Glaubwürdigkeit er nicht überprüfen kann. 

 Vermeidung langfristiger Festlegung. Eine Folge dürfte sein, dass langfristig bindende 
Entscheidungen eher zugunsten einer an kurzfristigen Zeithorizonten orientierten Planung 
aufgeschoben werden. Dies trifft insbesondere auf soziale Bindungen zu. Es erscheint 
und ist vielleicht auch besser, sich bei Entscheidungen möglichst viele Optionen offen zu 
halten, was jedoch einen Verlust an erlebter Sicherheit mit sich bringen kann.

Bedeutungsverlust so genannter rationaler Entscheidungsstrategien. Entscheiden 
im Sinne einer Rationalität des homo oeconomicus meint, dass der Entscheider umfassend 
informiert ist, die gegebenen Handlungsalternativen mit möglichen Konsequenzen prüft, de-
ren Wahrscheinlichkeiten abschätzt, ihren Wert einschätzt, für jede Alternative den subjektiv 
erwarteten Nutzen kalkuliert und die Alternative mit dem höchsten Wert wählt. Die Präfe-
renzen sind logisch konsistent, konsequentialistisch und maximierend (vgl. Hastie/Dawes 
2001).

Diese Strategie ist dann angemessen und erfolgreich, wenn es um wohl defi nierte Ent-
scheidungsprobleme geht. Die oben beschriebenen, globalisierungsbedingten Effekte auf 
das Individuum stellen eine solche Strategie des rationalen Handelns jedoch vor große Pro-
bleme. Um nur ein wichtiges Moment beispielhaft zu nennen: Wenn das Eintreten möglicher 
Folgen aufgrund eines Mangels an empirischen Daten nicht mehr eindeutig einschätzbar ist, 
kann die Strategie nur noch mit so vielen Einschränkungen angewandt werden, dass die 
Anwendung keinen Sinn mehr macht. Weitere Schwierigkeiten ergeben sich, wenn Kern-
elemente des Entscheidungsproblems nicht mehr identifi zierbar sind, weil der Zeithorizont 
praktisch unendlich ist (z. B. Energienutzung), wenn Information widersprüchlich oder unklar 
ist (z. B. Wertpapierkauf), wenn die Problematik komplex und kaum durchschaubar ist (z. B. 
Klimawandel) oder wenn Emotionen eine Rolle spielen (z. B. soziale Bindungen).

Nicht-analytisches Entscheidungsverhalten. Wenn die Voraussetzungen für eine 
strikt rationale Strategie der Informationsverarbeitung nicht mehr gegeben sind, kann nur 
noch beschränkt rational agiert werden. Hierzu zählt beispielsweise:

 Ignorierung der Unsicherheit. Wenn es keine bzw. keine genauen, durchschaubaren oder 
überprüfbaren Daten gibt und Unsicherheiten nur noch sehr grob oder gar nicht mehr 
eingeschätzt werden können, werden sie im Entscheidungsprozess leicht völlig ausge-
blendet und die Aufmerksamkeit richtet sich ausschließlich auf die möglichen Folgen.

 Verzicht auf Abwägung. Da die zahlreichen Vor- und Nachteile der Handlungsalternativen 
nicht mehr systematisch gegeneinander abgewogen werden können, wird nach so ge-
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nannten non-kompensatorischen Regeln entschieden. Das bedeutet, dass beispielsweise 
allein das wichtigste Kriterium herangezogen und die Handlung danach ausgerichtet wird. 
Die so gewählte Option mag aber bei umfassender Betrachtung aller Kriterien keineswegs 
die beste Wahl sein.

 Rückgriff auf Intuition. Am einfachsten wird in unsicheren Situationen eine Entscheidung 
„intuitiv“ getroffen. Denn Intuition erfordert kein Denken und verlangt keine Begründung. 
Eine intuitive Entscheidung kann gar nicht begründet werden, denn dann wäre sie ja nicht 
mehr intuitiv getroffen. Je undurchschaubarer die Welt wird, umso eher dürfte ihr mit 
Intuition begegnet werden.

 Verzicht auf eigene Urteilsbildung und Entscheidungsfi ndung. Ein Verzicht kann durchaus 
rational sein, wenn sich nämlich der Einzelne dazu entscheidet, die Entscheidung lieber 
bei anderen Menschen oder Institutionen zu suchen, da er seine eigene Entscheidungs-
kompetenz als unzureichend einschätzt. Dann ist es eine Form von Metarationalität. Wenn 
er jedoch aus Unfähigkeit oder Desinteresse heraus auf eine Urteilsbildung verzichtet, 
birgt es die Gefahr, getäuscht zu werden oder sich selbst zu täuschen. Gemeint sind hier 
zum ersten eine Orientierung an Routinen, Traditionen, Konventionen und Normen, zum 
zweiten eine Orientierung an Haltungen und Entscheidungen von Freunden, Kollegen und 
anderen sozialen Bezugspersonen, und zum dritten eine Orientierung an Positionen, die 
in elektronischen und Print-Medien oder von sozialen, politischen oder wissenschaftlichen 
Autoritäten vertreten werden.

1.3.3.3 Konsequenzen für individuelle Bildungsprozesse  
Globalisierung stellt keine völlig neuen oder andersartigen kognitiven, emotionalen oder sozi-
alen Anforderungen an das Individuum, verlangt aber in noch stärkerem Maße die Ausbildung 
einer Reihe von spezifi schen Kompetenzen im Umgang mit Unsicherheiten. Es werden drei 
Elemente unterschieden, die das Individuum benötigt, um Prozesse der Globalisierung ver-
stehen und erfolgreich daran partizipieren zu können: ein stabiles Instabilitätsbewusstsein, 
sachliches und strategisches Wissen sowie technische und kognitive Kompetenzen.

Stabiles Instabilitätsbewusstsein. Die Haltung zu Unsicherheiten und Entscheidungs-
freiheiten kann eher defensiv, abwehrend, ängstlich, meidend oder eher offensiv, akzeptie-
rend, selbstbewusst, suchend sein. Wichtig ist für das Individuum ein stabiles Instabilitäts-
bewusstsein. Wer ein solches Bewusstsein hat, ist sich der Unsicherheit bewusst, kann aber 
damit leben und umgehen und sie angemessen wahrnehmen und aushalten. Der übliche 
Begriff lautet Ambiguitätstoleranz. Folgende weitere Komponenten hängen eng mit Ambigui-
tätstoleranz zusammen, manifestieren sich aber doch in jeweils eigener Weise:

 Metakognition im Sinne eines Bewusstseins der Fehleranfälligkeit und Unzuverlässigkeit, 
aber auch der Potenziale der eigenen Wahrnehmungs-, Urteils- und Entscheidungspro-
zesse. 

 Distanz und Vorsicht gegenüber Aussagen, vor allem dann, wenn verschiedene, grund-
sätzlich offenbar glaubwürdige Experten zu unterschiedlichen Meinungen kommen.  

 Bereitschaft zur Suche nach und Aufnahme von neuer Information, aber auch zur Ein-
schränkung der Informationssuche. 
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 Sensibilität und Elastizität gegenüber Veränderungen sowie Flexibilität und Bereitschaft zur 
Korrektur von Unsicherheits- wie Bewertungsurteilen. 

 Bewusstsein des Konfl ikts zwischen dem eigenen Bedürfnis nach Sicherheit und der Ge-
fahr von Selbsttäuschung durch Ignorierung von Unsicherheiten.  

 Balance zwischen einer inneren und äußeren Festlegung auf Lebensziele und -wege und 
einer absichernden Diversifi kation von Lebensrisiken.  

 Fokussierung auf den Prozess der Entscheidungsfi ndung umso mehr, je weniger die Folgen 
abschätzbar oder vorhersehbar sind.

Sachliches und strategisches Wissen. Größeres Wissen bedeutet größere Kompe-
tenz, und diese ist nicht nur als solche bei Entscheidungen nützlich, sondern auch noch aus 
einem anderen Grund: Die Wahrnehmung der eigenen Kompetenz beeinfl usst die Einstellung 
gegenüber Ungewissheit. Wer sich aufgrund seines Wissens kompetenter fühlt, ist weniger 
ambiguitätsavers (vgl. Heath/Tversky 1991) und kann somit realitätsnähere Entscheidungen 
treffen. Folgende Wissenskategorien sollen hier unterschieden werden:

 Wissen über Sachverhalte. Gemeint sind hier vor allem Kenntnisse von Fakten, die für 
ein Verständnis von Globalisierung erforderlich sind, beispielsweise wirtschaftliche und 
fi nanzielle Begriffe und Zusammenhänge sowie Kenntnisse über Organisationen und Ins-
titutionen.

 Wissen über Informationsquellen und Beratungsinstitutionen. Gemeint sind Kenntnisse 
über Medien wie insbesondere das Internet und die Informations- und Kommunikations-
möglichkeiten, die es bietet, wie auch Kenntnisse von und über Personen und Organisa-
tionen, die Informationen und Beratung anbieten.

 Wissen über Entscheidungsverhalten in anderen Kulturen. Gemeint sind Kenntnisse darü-
ber, wie Menschen und Institutionen in anderen Kulturen mit Unsicherheiten umgehen und 
sich in Entscheidungssituationen verhalten.

 Wissen über Entscheidungsstrategien. Gemeint sind Kenntnisse über das ganze Reper-
toire an „vernünftigen“ Entscheidungsstrategien. Unter dem Gesichtspunkt des Aufwandes 
einer Strategie reicht das Repertoire von der klassischen rationalen Strategie bis hin zum 
mentalen oder realen Münzwurf, der die Entscheidung dem Zufall überlässt (vgl. Beach/
Mitchell 1978; Payne/Bettman/Johnson 1993). Unter dem Gesichtspunkt der Ausgangs-
situation sind Strategien zu unterscheiden, bei denen der Fokus entweder auf den Hand-
lungsalternativen oder dem Wert des Ergebnisses liegt; bei der ersten Strategie sind 
Alternativen gegeben, bei der zweiten müssen Alternativen erst generiert werden (vgl. 
Keeney 1992). Unter dem Gesichtspunkt der zunehmenden und schwer quantifi zierbaren 
Unsicherheiten sind drei Strategien der Urteils- bzw. Entscheidungsfi ndung besonders 
hervorzuheben:

 (1) Entscheidungen, bei denen die Wahrscheinlichkeiten nicht abgeschätzt werden, etwa 
nach der „MaxiMin-Regel“: Gewählt wird diejenige Option, die im ungünstigsten Fall noch 
das beste Ergebnis bringt. 

 (2) Entscheidungen, die auf Tatsachenwissen und empirischer Evidenz basieren und so 
eine logisch konsistente Begründung ableitbar ist. 

 (3) Entscheidungen entsprechend dem Rat einer Person oder Institution, die der Entscheider 
– bei kritischer Betrachtung – für kompetent und glaubwürdig hält. 
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Technische und kognitive Kompetenzen. Auch hier handelt es sich nicht um völlig neue 
oder andere Fähigkeiten als diejenigen, die auch jetzt schon für Aufgaben hoher Komplexität 
und großer Unsicherheit nötig sind. Das Individuum wird jedoch im Zuge der Globalisierung 
häufi ger mit derartigen Situationen konfrontiert. Um erfolgreich damit umgehen zu können, 
müssen folgende Kompetenzen möglichst früh im Bildungsprozess vermittelt werden:

 Fähigkeit zu nicht-linearem Denken. Darunter kann man eine Reihe von Denkweisen sub-
sumieren, die hier nur genannt, nicht aber ausführlicher erläutert werden können. Bei-
spielsweise das Denken in „mentalen Modellen“, Abbildern der externen Realität und der 
darin möglichen Handlungen und ihrer Folgen. Mentale Modelle erlauben die Simulation 
von hypothetischen Abläufen und damit die Konstruktion von Szenarios. Denken in men-
talen Modellen erfordert den Einbezug aller möglichen Bedingungen und Konsequenzen 
und die Fähigkeit, alle Elemente zueinander in Beziehung zu setzen.

 Fähigkeit zur Informationssuche und -verarbeitung. Der Entscheider sollte relevante In-
formationen effektiv recherchieren, dabei die relevanten Informationsquellen und Infor-
mationen auswählen und ihre Bedeutung und Glaubwürdigkeit einschätzen können. Er 
sollte die Informationssuche auch begrenzen bzw. beenden können, ansonsten werden 
Entscheidungen immer wieder in Frage gestellt. Dafür muss der Entscheider Informatio-
nen „fi ltern“ können, d. h. eine große Informationsmenge nach klaren Kriterien auf eine 
überschaubare Menge reduzieren können. Selbstverständlich sollte er den Computer als 
Werkzeug der Informationsverarbeitung, aber auch als Entscheidungsunterstützungssys-
tem nutzen können.   

 Fähigkeit zur Zielrefl exion und Zielstrukturierung. Der Entscheider sollte seine Ziele und 
Kriterien refl ektieren, bestimmen, strukturieren und gewichten können. Dies ist die wesent-
liche Voraussetzung für jede rationale bzw. beschränkt-rationale Entscheidung. 

 Fähigkeit zur Situationsanalyse. Der Entscheider sollte die Merkmale des Entscheidungs-
problems kompetent analysieren und bewerten können, um eine passende Strategie 
auswählen zu können. Das bedeutet beispielsweise Bekanntheit, Komplexität oder Un-
sicherheiten und die Merkmale des Entscheidungskontextes wie Bedeutsamkeit, Verant-
wortlichkeit oder Ressourcen beurteilen und die diesen Merkmalen entsprechende Ent-
scheidungsstrategie wählen und anwenden zu können.

 Fähigkeit zu Kontrolle und Evaluation. Der Entscheider sollte den Verlauf und Erfolg seines 
Entscheidungsverhaltens selbstkritisch beobachten und einschätzen können, vor allem, 
wenn die Entscheidungen wichtig sind, sich über einen längeren Zeitraum erstrecken und 
sich der Kontext häufi g und schnell ändert.

 Fähigkeit zur Kommunikation über Unsicherheiten und Strategien. Der Entscheider sollte 
mit anderen und insbesondere zunehmend mit Menschen in anderen Kulturen über Un-
sicherheit und über Entscheidungsprozesse und Entscheidungsstrategien kommunizieren 
können. Erfolgreiche interkulturelle Kommunikation setzt voraus, dass die eigene Ent-
scheidungskultur kritisch hinterfragt werden kann.
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2 Globalisierung und ihre Konsequenzen 
 und Erfordernisse für die Bildung in der 
 frühen Kindheit  

Im Kontext der Herausforderungen von Globalisierung und der damit verbundenen sozialen 
und kulturellen Folgen wird Bildung als zentrale gesellschaftliche Ressource neu bewertet, 
wobei die Bildungserfahrungen in der frühen Kindheit – als Grundstein einer auf den gesam-
ten Lebensverlauf gerichteten Lernperspektive – bildungspolitisch an besonderer Bedeu-
tung gewinnen (vgl. Oberhuemer 2003). Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
(2006, S. 6) betont beispielsweise die Bedeutung des Lernens vom frühesten Kindesalter an, 
da die Vorschulbildung im Hinblick auf den Bildungserfolg und die soziale Eingliederung der 
Kinder die größten Erträge bringen würde. Die Vorschulbildung soll die Basis für das weitere 
Lernen schaffen, den Schulabbruch verhindern, das allgemeine Kompetenzniveau steigern 
und helfen, mehr Gerechtigkeit bei den Bildungsergebnissen zu erreichen. Deshalb fordert 
die Kommission eine Erhöhung der Investitionen der Mitgliedstaaten in die Vorschulbildung. 
Sie präferiert Früherziehungsprogramme, bei denen Lernen und die Entwicklung persönli-
cher und sozialer Kompetenzen gleichermaßen im Mittelpunkt stehen. Das Engagement der 
Eltern wird als ein wichtiger Faktor für den Erfolg der vorschulischen Bildung gesehen. Im Fal-
le benachteiligter Kinder soll dieses Engagement deshalb durch spezifi sche Elternbildungs-
angebote gefördert werden. Zudem fordert die Kommission speziell für den Vorschulbereich 
ausgebildete Lehr- bzw. Fachkräfte.

Die damit verbundenen Forderungen an die Bildung in der frühen Kindheit sind nicht 
neu, gewinnen zum Teil aber unter der Perspektive der Herausforderungen der Globalisie-
rung eine neue Aktualität. Das Ziel staatlicher Bildungspolitik muss auf ein möglichst hohes 
Bildungsniveau für alle und auf eine Reduzierung sozial bedingter Ungleichheiten gerichtet 
sein. Eine solide und vielseitige Grundbildung umfasst dabei den Erwerb von Wissen und 
Verständnis einschließlich lernmethodischer Kompetenzen, eine Aufgeschlossenheit gegen-
über Wissensbereichen und eine emotional-motivationale Bereitschaft zum Weiterlernen. 
Schließlich geht es auch um den Aufbau von Werthaltungen und um verantwortungsbewuss-
tes Handeln (vgl. Einsiedler 2005). In der Frühpädagogik werden die damit angesprochenen 
Kompetenzen kaum voll ausgeformt werden können, wohl aber sind Anbahnungen möglich. 
Im Folgenden sollen die Aspekte näher betrachtet werden, die unter Globalisierungsperspek-
tive besondere Bedeutung gewinnen. Der gegebene Forschungsstand zwingt in vielen der 
folgenden Aspekte aber zur Vorsicht. Angesprochen werden

 pädagogische Konzepte und die Förderung unter Globalisierungsperspektive bedeutsa-
mer Kompetenzen,

 Förderung von Kindern aus benachteiligten Familien,
 Vernetzung von Kindergarten und Grundschule sowie Weiterentwicklung von Bildungs-

plänen,
 Ausbildung des frühpädagogischen Fachpersonals,
 Unterstützung von Eltern.
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2.1 Pädagogische Konzepte und die Förderung von 
 Kompetenzen unter Globalisierungsperspektive 

2.1.1 Weiterentwicklung pädagogischer Konzepte für 
 frühpädagogische Einrichtungen

Eine zentrale Aufgabe der frühpädagogischen Förderung ist es, einen Beitrag zur Grund-
legung einer umfassenden und vielseitigen Bildung der Kinder auf hohem Niveau zu leisten. 
Diese Aufgabe erhält unter der Globalisierungsperspektive eine besondere Bedeutung. 
„Schulische“ Vermittlungsformen im engeren Sinne können diese Aufgaben – nicht zuletzt 
aufgrund von unzureichenden Kapazitäten des Arbeitsgedächtnisses (vgl. Hasselhorn 2005) 
– nur eingeschränkt leisten. Vielmehr kommt es darauf an, den Kindern Erfahrungsmöglich-
keiten zu bieten bzw. Situationen herzustellen, in denen sie individuell herausgefordert und 
darin unterstützt werden, ihre Kompetenzen zu erweitern, sich neues Wissen zu erschließen 
und neue Konzepte auszudifferenzieren. Dies setzt ein aktives und systematisch planen-
des Vorgehen des pädagogischen Personals voraus. Die Entwicklung und Bereitstellung von 
konzeptuellen Ansätzen sind hierfür ein bedeutsames Steuerungselement.

Seit Anfang der 1970er Jahre wurden in der Frühpädagogik situationsorientierte Ansätze 
bevorzugt. Übergeordnetes Ziel des Leitansatzes „Curriculum Soziales Lernen“ war es, 
Kinder zu befähigen, ihren Anspruch auf Selbstbestimmung kompetent und solidarisch zu 
vertreten. Sachbezogenes Lernen (der Erwerb von Kenntnissen und Fertigkeiten) sollte dem 
sozialen Lernen untergeordnet werden, d. h. einem Lernen, das direkt zur Bewältigung einer 
(konkreten) Lebenssituation beiträgt. Damit wurde eine fachdidaktisch orientierte Förderung 
vom Situationsansatz explizit abgelehnt: Nicht die Orientierung an „Fächern“ soll die prakti-
sche Arbeit leiten, vielmehr soll sich die Arbeit an aktuellen Schlüsselproblemen der Kinder 
orientieren, die in Fachgrenzen überschreitenden Ansätzen thematisiert werden (vgl. Zimmer 
2000). Seit Mitte der 1990er Jahre nahm die Kritik an diesem Ansatz zu, die problematischen 
Folgen für eine gerade auch benachteiligte Kinder fördernde frühe gezielte Bildung wurden 
erkannt, und es wurden Ergänzungen und Neuentwicklungen gefordert. Gegenwärtig wird 
die konzeptuelle Diskussion durch die beiden Positionen „Ko-Konstruktion“ (vgl. Fthenakis 
2003) und „Selbstbildung“ (vgl. Laewen 2002; Schäfer 2005) bestimmt (vgl. Textor 2006). 
Die erste Position versteht Bildung als einen ko-konstruktiven Prozess, berücksichtigt gezielt 
die vom zukünftigen Leben an das Kind gestellten Anforderungen und legt besonderen Wert 
auf den Erwerb von Basiskompetenzen wie z. B. lernmethodische Kompetenzen. Die zweite 
Position stellt stärker die Eigenaktivität und Selbsttätigkeit eines Kindes in den Mittelpunkt. 
Kinder müssen sich selbst bilden, sind dabei aber auf die Hilfe von Erwachsenen angewiesen, 
die den Rahmen vorstrukturieren, innerhalb dessen die Kinder selbstständig handeln und 
sich ihr Können und Wissen selbst erarbeiten können.

Nicht zuletzt im Zusammenhang mit den in den letzten Jahren entwickelten Bildungs-, 
Erziehungs- oder Orientierungsplänen der Bundesländer (vgl. Kapitel 2.3) hat die Bedeutung 
von bereichsspezifi schen und damit letztlich fachdidaktisch orientierten Förderungen zuge-
nommen. Eine bereichsspezifi sche Förderung z. B. in Vorläuferfähigkeiten für sprachliche, 
mathematische oder naturwissenschaftliche Kompetenzen erfährt Unterstützung durch ent-
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wicklungspsychologische und pädagogisch-psychologische Forschungsergebnisse (vgl. 
Roßbach 2005a). Der frühe Beginn der Entwicklung von Kompetenzen weit vor Schulbeginn, 
die Bindung an bestimmte Lernbereiche und die besondere Bedeutung des frühen Vorwis-
sens bzw. der frühen Kompetenzen legen es nahe, bereits im Kindergarten stärker als bis-
her kindliche Kompetenzen gezielt in spezifi schen Bildungsbereichen anzuregen. Eine frühe 
Förderung des bereichsspezifi schen Kompetenzaufbaus ist nicht gleichbedeutend mit „lehr-
gangsorientiertem Unterricht“. Zum einen stellt sie nur eine Akzentverlagerung in der bishe-
rigen Kindergartenarbeit dar. Zum anderen hat der Situationsansatz darauf hingewiesen, wie 
wichtig es ist, von den unmittelbar für Kinder bedeutsamen Lebenssituationen auszugehen 
und dann in Projekten die kindlichen Kompetenzen bezogen auf die Situationen zu erweitern. 
Ergebnisse aus der Unterrichtsforschung weisen ebenfalls darauf hin, dass ein situierter Wis-
senserwerb in Anwendungssituationen (oder direkt darauf bezogen) besonders geeignet ist, 
die weitere Anwendung des erworbenen Wissens zu befördern (vgl. Gerstenmaier/Mandel 
1995). Für die frühe Förderung im Kindergarten bedeutet dies für die Fachkräfte, von dem, 
was die Kinder in ihrem Kinderalltag tun, von den für sie bedeutsamen Lebens- und Spielsi-
tuationen, von selbst gewählten Projekten auszugehen und in diesen Situationen selbst die 
bereichsspezifi schen Kompetenzen der Kinder zu erweitern – auch in der Erwartung, durch 
den Ausgang von kindlichen Alltagssituationen ihre Motivationen und Interessen zu fördern.

Die Kompetenzentwicklung und der Wissenserwerb der Kinder werden durch aktive 
Erzieher befördert, die durch spezifi sche Fragetechniken und Unterstützungsstrategien 
kindliche Fragen und Explorationen stimulieren (vgl. Fried 2005). Dies ist weitgehend davon 
unabhängig, ob die Erzieher gezielte (systematisch vorbereitete) Angebote, die Kinder mit 
etwas Neuem konfrontieren, bereitstellen oder unmittelbar in für die Kinder bedeutsamen 
Alltagssituationen kindliche Kompetenzerweiterungen herausfordern. Beides stellt erhebliche 
Anforderungen an die Qualifi kationen der Erzieher (vgl. Fried 2005): Sie müssen Experten 
für vielfältige Wissensbereiche sein und die pädagogischen Arrangements so aufeinander 
abstimmen, dass ein systematischer und vernetzter Wissens- und Kompetenzaufbau sowie 
ein vielfältiger Transfer des Gelernten möglich werden. Dies ist nur dann möglich, wenn sie 
den jeweiligen Kompetenzstand eines Kindes diagnostizieren und ihre Unterstützungen ad-
aptiv gestalten können. Es stellt sich damit auch die Frage, ob die gegenwärtige Ausbildung 
des frühpädagogischen Fachpersonals ihnen diese Qualifi kationen vermitteln kann (vgl. auch 
Kapitel 2.4).

Unter der Perspektive der bestmöglichen frühen Förderung von kindlichen Kompetenzen 
– wie sie besonders mit Blick auf Globalisierungsprozesse gefordert wird – ist es an der Zeit, 
die vermeintlichen und oft vehement vertretenen Gegensätze zwischen verschiedenen pä-
dagogischen Ansätzen zu überwinden und stärker die Kumulativität des pädagogischen Wis-
sens zu betonen. Hier gibt es durchaus sich ergänzende Möglichkeiten von funktions- und 
situationsorientiertem Vorgehen, von vorbereiteten Angeboten und einem im obigen Sinne 
an den Alltagssituationen der Kinder ansetzenden Vorgehen. Es geht nicht um das „Eine“ 
versus das „Andere“, sondern um Balancen zwischen verschiedenen Positionen. Hierzu sind 
allerdings noch Entwicklungsarbeiten erforderlich, die auch systematische Evaluationen um-
fassen müssen.
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2.1.2 Förderung von lernmethodischen Kompetenzen

In der Diskussion um eine stärkere Betonung der Bildungsfunktion in der Frühpädagogik wird 
dem „Lernen lernen“ bzw. der Förderung lernmethodischer Kompetenzen eine besondere 
Bedeutung zugeschrieben. Dies wird vor allem mit der Notwendigkeit eines lebenslangen 
Lernens begründet (vgl. Gisbert 2003). Unter der Globalisierungsperspektive sind deshalb 
Bemühungen von Interesse, die den Beitrag der frühen Förderung zur Grundlegung von lern-
methodischen Kompetenzen herausarbeiten.

Allerdings sind trotz der relativ breit geteilten Forderung nach einer Förderung lernme-
thodischer Kompetenzen sowohl begriffl iche Unschärfen wie auch das Fehlen breit angelegter 
empirischer Untersuchungen für die Altersgruppe der unter Sechsjährigen zu konstatieren. 
So fällt es schwer, den Begriff der lernmethodischen Kompetenz von Begriffen wie etwa des 
selbstgesteuerten oder selbstregulierten Lernens oder der Lernstrategien abzugrenzen. Als 
Oberbegriff umfasst das selbstgesteuerte Lernen drei wesentliche Komponenten: (1) kogni-
tive Komponenten, die neben konzeptuellem und prozeduralem Wissen auch aufgabenspe-
zifi sche Lernstrategien enthalten, (2) motivationale Komponenten, vor allem Interesse und 
Überzeugungen der Wirksamkeit des eigenen Lernens, sowie (3) metakognitive Komponen-
ten, die neben dem Wissen über die eigenen Fähigkeiten und das eigene Lernverhalten auch 
die Planung, Überwachung und Korrektur des eigenen Denkens und Handelns im Hinblick 
auf die angestrebten Ziele beinhalten (vgl. Brunstein/Spörer 2006; Wild 2006). Zumindest für 
die beiden letzten Komponenten liegen Befunde vor, die wenigstens ihre Anfänge oder ge-
wisse Vorläufermerkmale im Kindergartenalter feststellen. So kommen etwa Prenzel, Lankes 
und Minsel (2000) zu dem Schluss, dass einige Kinder zu Beginn der Schulzeit bereits über
ausgeprägte und überdauernde Interessen verfügen. Entwicklungspsychologische Befunde 
und theoretische Erörterungen zur Metakognition oder auch zur verwandten „Theory of 
Mind“ (vgl. etwa Lockl/Schneider 2007) verorten die Anfänge dieser kognitiven Kompetenzen 
ebenfalls in das Kindergartenalter. Metakognition umfasst nicht nur das Wissen über eigene 
kognitive Funktionen, sondern auch die Kontrolle über diese Funktionen. Daher wird ihr große 
Bedeutung im Zusammenhang mit selbstregulierten Lernprozessen beigemessen (vgl. Has-
selhorn 2006).

Ansätze zur Förderung lernmethodischer Kompetenzen greifen insbesondere an der 
Metakognition an. In Deutschland hat vor allem der Ansatz von Pramling (1990) Prominenz 
erlangt. Hierbei wird der Fokus insbesondere auf den Lernprozess selbst gelegt, indem ge-
zielt an das Vorwissen und Vorverständnis der Kinder angeknüpft und über ihre kognitiven 
Lernprozesse in der Erzieher-Kind-Interaktion refl ektiert wird. Gisbert (2003) weist darauf hin, 
dass „Lernen des Lernens“ und „Lernen von Inhalten“ untrennbar miteinander verknüpft sind, 
lernmethodische Kompetenzen somit an spezifi schen Inhalten aufgebaut werden und zu-
nächst an diese gebunden sind. Als spezifi sche Unterstützungsmaßnahme nennt Gisbert 
„Scaffolding“ (sensible Unterstützung in einer Lernsituation, bei permanenter Anpassung an 
die Fähigkeiten des Kindes): Ein Erwachsener (oder ein kundigeres Kind) unterstützt ein Kind 
bei der Lösung einer Aufgabe, indem er ihm hilft, die Aufgabe zunehmend eigenständig zu 
bearbeiten, modellhaft auf Strategien hinweist, sich zunehmend zurücknimmt und das Kind 
selbst die Überlegungen und Strategien ausführen lässt, die es zuvor erlernt hat. Damit ist 
eine aktive und sehr anspruchsvolle Aufgabe für die pädagogischen Fachkräfte benannt. Bei 
aller Plausibilität dieser Ansätze ist aber zu konstatieren, dass für den vorschulischen Bereich 
in Deutschland – wie auch international – empirische Evaluationsstudien weitgehend fehlen.
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2.1.3 Förderung von interkulturellen Kompetenzen

Als Leitbild für die Persönlichkeitsentwicklung kann unter Globalisierungsperspektive der 
„weltoffene Bürger“ betrachtet werden, der trotz der Veränderungen im Weltmaßstab eine 
unverwechselbare Individualität herausgebildet hat (vgl. Vereinigung der Bayerischen Wirt-
schaft 2003, S. 136). Ein zentrales Element dieses Leitbildes ist die Entwicklung von in-
terkulturellen Kompetenzen. Diese umfassen verschiedene Dimensionen: Mehrsprachigkeit 
als Lebensform, sprachlich-kulturelles Selbstbewusstsein und sprachlich-kulturelle Flexibilität, 
fremdsprachliche Neugier und Offenheit, kulturelle Aufgeschlossenheit sowie Sensibilisie-
rung für Stereotypisierungen und negative Diskriminierungen (vgl. Ulich/Oberhuemer 2003, 
S. 156ff.).

Für Kinder im Vorschulalter sind Erfahrungen mit anderen Kulturen meist ein Teil ihrer 
Lebenswelt. Sie erfahren Aspekte von anderen Kulturen u. a. über Medien (z. B. über Bilder-
bücher oder Kinderserien im Fernsehen aus anderen Ländern bzw. Kulturen) und über Kon-
takte in den frühpädagogischen Einrichtungen. Mit dem Begriff „interkulturelle Pädagogik“ ist 
eine bestimmte pädagogische Programmatik angesprochen, die auf einen anerkennenden 
Umgang mit kulturellen Differenzen, interkulturelle Dialogfähigkeit sowie multiperspektivische 
und mehrsprachige Bildung ausgerichtet ist (vgl. Roth 2002; Auernheimer 2005; Filtzinger 
2006). In den vergangenen Jahren hat diese Programmatik im Elementarbereich zumindest 
auf konzeptioneller Ebene zunehmend Verbreitung gefunden. Entgegen einer breiten Zustim-
mung bei pädagogischen Fachkräften erscheint ihre Umsetzung in Kindertageseinrichtungen 
in Deutschland jedoch eher noch die Ausnahme als die Regel zu sein (vgl. Ulich 1999; Stuck/
Wolf 2004, S. 93ff.). Allenfalls in Grenzregionen fi nden sich Elemente interkultureller Pädagogik 
– etwa in Form von bilingualen Kindergärten – auch in der pädagogischen Praxis in größe-
rem Umfang. Besonders in ländlichen Gebieten mit einem geringen Anteil an Kindern mit 
Migrationshintergrund dürfte eine interkulturell und mehrsprachig ausgerichtete Pädagogik 
in Kindertageseinrichtungen eher selten zu fi nden sein. Zugenommen haben in den letzten 
Jahren interkulturell akzentuierte Projekte zur Sprachförderung von Kindern mit und ohne 
Migrationshintergrund (vgl. Gogolin 2007; Jampert u. a. 2007). Allerdings liegen bisher kaum 
systematische Evaluationsstudien über Auswirkungen solcher Projekte vor. Zudem liegt der 
Schwerpunkt solcher Projekte, neben der Sprachförderung, in der Regel auf der kulturellen 
Begegnung zwischen einheimischen Kindern und Kindern mit Migrationshintergrund. Ob-
wohl die Bedeutung dieser lebensweltlichen interkulturellen Begegnung unbestritten ist, sollte 
auch eine Anbahnung von Kompetenzen im Umgang mit Kulturen berücksichtigt werden, die 
nicht zu den Migrationskulturen (vor Ort) gehören.

Als Gründe für eine gewisse Zurückhaltung in der interkulturellen Bildung wird in Fach-
kreisen auf Mängel in der Aus- und Weiterbildung der pädagogischen Fachkräfte verwiesen. 
Insbesondere die Regelausbildung von Kinderpfl egern und Erziehern wird unter dem Ge-
sichtspunkt des Erwerbs von interkulturellen Kompetenzen und Fremdsprachenkompetenzen 
als unzureichend eingestuft. Neue Ausbildungskonzepte des elementarpädagogischen Per-
sonals auf Hochschulebene sollten dem u. a. durch einen erheblichen Ausbau an internationa-
len Austauschprogrammen begegnen (vgl. Kapitel 2.4). Zusammenfassend kann empfohlen 
werden, die Entwicklung von interkulturellen Projekten in einem breiten Sinne weiter voran-
zutreiben, mit systematischen Evaluationen zu verbinden sowie Anreize für ihre Verbreitung 
in der Praxis zu geben. 
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2.1.4 Förderung von fremdsprachlichen Kompetenzen

Eine zentrale Rolle in der Vorbereitung auf Globalisierungsprozesse spielt die Kenntnis an-
derer Sprachen. In den letzten Jahren haben Forderungen nach einem möglichst frühen 
Beginn des Erlernens einer Fremdsprache zugenommen. Die Europäische Kommission hat 
alle Mitgliedstaaten aufgefordert, die Beherrschung von drei Gemeinschaftssprachen, die 
Einführung des Fremdsprachenunterrichts in der Vorschulerziehung und die Verwendung von 
Fremdsprachen als Unterrichtssprache zu fördern (vgl. Eurydice 2001, S. 27). Gleichwohl 
dürfte gegenwärtig eine systematische Vermittlung einer Fremdsprache wie z. B. Englisch 
oder Französisch in frühpädagogischen Einrichtungen eher selten und oftmals vor allem in 
Grenzregionen zu fi nden sein.

Entwicklungspsychologische Untersuchungen weisen darauf hin, dass frühes Lernen 
einer Fremdsprache spezifi sche Vorteile haben kann (vgl. Weinert 2004). Erwachsene sind 
zwar im Hinblick auf die Geschwindigkeit des Zweitspracherwerbs die vergleichsweise bes-
seren Sprachlerner. Im Hinblick auf den Endzustand des Zweitspracherwerbs nach vielen 
Jahren erreichen Kinder aber im Bereich der Phonologie (Aussprache und Sprachmelodie), 
teilweise auch im Bereich der Grammatik, ein höheres Niveau, das häufi g nicht von dem End-
niveau muttersprachlicher Sprecher unterschieden werden kann. Lernen der Fremdsprache 
in der frühen Kindheit ist dabei nicht im Sinne eines systematischen Fremdsprachenlehr-
gangs zu verstehen, vielmehr geht es um ein implizites Lernen, ein Eintauchen in die andere 
Sprache (vgl. Ulich/Oberhuemer 2003; Wenzel o. J.). Die Kinder erfahren die andere Sprache 
längere Zeit jeden Tag (und nicht nur ein oder zwei Stunden pro Woche) und erleben so ein 
„Sprachbad“ in der Fremdsprache (Immersions-Ansatz). Erreicht wird dies z. B. durch die 
Anwesenheit einer fremdsprachigen Muttersprachlerin oder einer Person, die diese Sprache 
ohne „fremdsprachlichen Akzent“ beherrscht. Diese Personen spielen und sprechen z. B. 
mit den Kindern nur in der Fremdsprache (verstehen aber Deutsch), während der andere Er-
zieher in der Gruppe mit den Kindern deutsch spricht („One-Person-one-Language-Ansatz“). 
Ist dies nicht möglich, so sollten die Kinder täglich mit originalsprachigen Materialien z. B. 
auf Tonkassetten konfrontiert werden. Beispiele für das Erlernen bzw. Kennenlernen einer 
Fremdsprache gibt es verschiedene (vgl. die Zusammenstellung bei Jampert u. a. 2007), 
systematische Evaluationen der Auswirkungen fehlen aber weitgehend.

Der Förderung fremdsprachlicher Kompetenzen sollte in den frühpädagogischen Ein-
richtungen vermehrt und systematisch Beachtung geschenkt werden. Hierzu bedarf es der 
Weiterentwicklung und systematischen Evaluation von Ansätzen und Materialien. Der Einsatz 
von muttersprachlichem Fachpersonal ist aufwändig und kostenintensiv. Zu überlegen ist, 
ob sich hier nicht auch der Einsatz von muttersprachlichen Assistenten und Elternteilen an-
bietet. Unumgänglich ist, dass das pädagogische Fachpersonal in den Einrichtungen durch 
Aus- und Weiterbildung auf diese Aufgaben vorbereitet wird, z. B. auch durch gezielte Aus-
bildungsabschnitte oder Praktika im Ausland.
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2.1.5 Förderung von Deutsch als Zweitsprache für Kinder 
 mit Migrationshintergrund

Kinder mit Migrationshintergrund erleben in ihrem Alltag in der Regel zwei Sprachen („le-
bensweltliche Zweisprachigkeit“). Für sie ist die Beherrschung der deutschen Sprache von 
zentraler Bedeutung für eine erfolgreiche Bildungskarriere und Berufstätigkeit. Zugleich wird 
davon ausgegangen, dass sprachliche Kompetenzen in der Herkunftssprache – neben ihrer 
Bedeutung für die Identitätsentwicklung – eine mögliche Ressource im Kontext von Globali-
sierungsprozessen sind.

Aus entwicklungspsychologischer Sicht sind kleine Kinder durchaus in der Lage, mehr 
als eine Sprache von Beginn an zu erlernen. Die erste Sprachaneignung fi ndet primär als ein 
Prozess des impliziten Lernens, also weniger bewusst, statt. Von einem simultanen, bilingua-
len Erstspracherwerb spricht man, wenn einem Kind bereits in den ersten beiden Lebensjah-
ren beide Sprachen täglich angeboten werden. Kommt die zweite Sprache erst später hinzu, 
wenn die Erstsprache in zentralen Aspekten beherrscht wird, wird von Fremd- oder Zweit-
spracherwerb gesprochen (vgl. Weinert/Lockl in Druck). Bei einem ersten Sprachkontakt mit 
der Zweitsprache im dritten bis vierten Lebensjahr wird von einem frühen sukzessiven Sprach-
erwerb gesprochen (vgl. Gogolin 2007). Gogolin (2007, S. 8f.) berichtet von Forschungser-
gebnissen, denen zufolge ein solcher früher sukzessiver Spracherwerb zu einem ähnlichen 
Spracherwerbsverlauf führt wie bei einsprachig aufwachsenden Kindern (hier am Beispiel von 
türkisch als Familiensprache und deutsch als Umgebungssprache). Diese Ergebnisse spre-
chen dafür, Kinder mit Migrationshintergrund schon sehr früh, im dritten oder vierten Lebens-
jahr, mit der deutschen Sprache in den frühpädagogischen Einrichtungen zu konfrontieren, 
um die Vorteile der impliziten Lernmechanismen zu nutzen. Dabei spielt der sprachliche Input 
in den Einrichtungen eine wichtige Rolle. Für die Vorbereitung auf schulische Bildungspro-
zesse ist es – für einheimische Kinder wie für Kinder mit Migrationshintergrund – weiterhin 
wichtig, nicht nur auf grundlegende, kontextgebundene (sprachliche) Kommunikationsfä-
higkeiten zu achten, vielmehr werden für schulische Lernprozesse auch dekontextualisierte, 
akademische Sprachkompetenzen wichtig („academic language“, „Bildungssprache“, „Sprache 
im schriftförmigen Modus“). Für eine Förderung dieser Sprachkompetenzen – die für die 
Vorbereitung auf den Schriftspracherwerb besonders bedeutsam sind – bedarf es einer sys-
tematischen Hinführung. Anbahnungen sind bereits in der vorschulischen Zeit in Familie und 
frühpädagogischen Einrichtungen möglich, z. B. bei gemeinsamen Bilderbuchbetrachtungen, 
bei denen die Eltern bzw. Erzieher durch einen komplexen Sprachgebrauch die Kinder kog-
nitiv-sprachlich herausfordern (vgl. Leseman/de Jong 2004).

Die Bedeutung der Förderung von Deutsch als Zweitsprache ist unstrittig. Kontrovers 
wird dagegen über die Bedeutung der Förderung der Herkunftssprachen von Kindern mit Mi-
grationshintergrund diskutiert. Während die eine Seite sich für eine stärkere Berücksichtigung 
der Herkunftssprachen in frühpädagogischen Einrichtungen und Schule ausspricht und auch 
von positiven Effekten auf den Zweitspracherwerb und die Schulleistungen ausgeht (vgl. z. B. 
Gogolin 1994; Reich/Roth 2002), plädiert die andere Seite dafür, sich auf die Vermittlung von 
Deutschkenntnissen zu konzentrieren (vgl. Esser 2006a). Die erste Richtung argumentiert 
unter der Perspektive der interkulturellen Pädagogik, die Aspekte der sprachlichen und kul-
turellen Öffnung, Anerkennung und Bereicherung akzentuiert. Die zweite Richtung geht von 
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einer pragmatischen Sicht aus, die den schulischen und berufl ichen Erfolg von Kindern mit 
Migrationshintergrund in Deutschland fokussiert. Kaum erforscht, aber bedeutsam ist zudem 
die Frage, ob eine Alphabetisierung von Vorschulkindern in der Herkunftssprache nicht die 
Gefahr einer sozialen Isolierung von Migranten vergrößern könnte.

Die vorhandenen Programme zur Förderung von Deutsch als Zweitsprache unterscheiden 
sich – neben unterschiedlichen Annahmen über den Zweitspracherwerb – in ihren Zielgruppen, 
in den geförderten Bereichen, in den Förderzielen (Mehrsprachigkeit als Ziel; Förderung von 
Deutsch unter Einbeziehung der Herkunftssprache; nur Förderung von Deutsch als Zweit-
sprache), in den verwendeten Methoden und Materialien sowie im Hinblick auf den Einbezug 
der Eltern als (Sprach-)Ressource (vgl. Gogolin 2007; Jampert u. a. 2007; Weinert/Lockl 
in Druck). Zwei didaktische Orientierungen lassen sich unterscheiden: Auf der einen Seite 
rücken Programme mit sprachdidaktischem bzw. linguistischem Hintergrund die Sprache als 
System in den Mittelpunkt. Diese Programme sind durch ein spielerisches Hinführen zum Re-
gelerwerb gekennzeichnet. Auf der anderen Seite betonen Konzepte mit einer elementarpä-
dagogischen Orientierung vor allem die Spracherfahrungen im kommunikativen Alltag. Spra-
che und Sprechen werden als Querschnittsaufgabe der pädagogischen Arbeit betrachtet. 
Jampert u. a. (2007, S. 304) sehen eine Verbindung beider Orientierungen – Förderung von 
sprachstrukturellen Aspekten und Unterstützung kommunikativer Fähigkeiten – als Heraus-
forderung eines zukünftigen Umgangs mit Kindern und Sprache in den frühpädagogischen 
Einrichtungen. Ein besonderes Problem besteht darin, dass es kaum wissenschaftlich fun-
dierte Erkenntnisse zur Wirksamkeit der einzelnen Sprachförderprogramme gibt. Vor allem 
fehlen vergleichende Evaluationen von Programmen (Weinert/Lockl in Druck).

Insgesamt ist festzuhalten, dass ein früher Beginn der Förderung von Deutsch als 
Zweitsprache für Kinder mit Migrationshintergrund besonders wichtig ist. Insofern muss da-
für Sorge getragen werden, dass diese Kinder möglichst früh – spätestens ab dem dritten 
oder vierten Lebensjahr – eine frühpädagogische Einrichtung besuchen können. Angesichts 
von Nutzungsdisparitäten bei jüngeren Kindern mit Migrationshintergrund (vgl. Roßbach in 
Druck) dürften hierzu auch besondere „Werbemaßnahmen“ bei den Familien der Kinder erfor-
derlich werden. Auch wenn im Zentrum die Förderung der deutschen Sprache steht, können 
gegebenenfalls kontrastiv die Herkunftssprachen der Kinder ebenfalls in die Sprachförde-
rung mit einbezogen werden. Systematische empirische und vergleichend angelegte Eva-
luationen der verschiedenen Sprachförderprogramme sind zwingend erforderlich. Nicht die 
bloße Vermehrung von Förderansätzen kann das Ziel sein. Vielmehr kommt es darauf an, zu 
systematisch in ihren Wirkungen überprüften Programmen zu kommen – auch wenn damit 
eine Dezimierung von Konzepten verbunden ist (vgl. Gogolin 2007, S. 61). Unumgänglich ist 
darüber hinaus eine auf Sprachförderung gerichtete Aus- und Weiterbildung des pädagogi-
schen Personals. Dies gilt vor allem im Hinblick auf die Anbahnung von bildungssprachlichen 
Kompetenzen. 
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2.1.6 Förderung von Ambiguitätstoleranz

Mit Globalisierungsprozessen gehen Unsicherheiten und Ungewissheiten einher, die es nicht 
nur für Kinder, sondern auch für Erwachsene zu bewältigen gilt (vgl. Kapitel 1.3.3). Der Um-
gang mit Unsicherheit und Ungewissheit ist dabei abhängig von einem Personenmerkmal, 
das unter dem Begriff der Ambiguitätstoleranz (vgl. Frenkel-Brunswik 1949) bekannt geworden
 ist. Gemeint ist damit die Fähigkeit, Ungewissheit zu akzeptieren und unsichere Situationen 
als positive Herausforderung zu begreifen oder sogar aktiv aufzusuchen. Eine Abgrenzung zu 
weiteren verwandten Konstrukten ist schwierig, was an der Mehrdimensionalität des Merk-
mals liegen könnte (vgl. z. B. Reis 1997; Radant/Dalbert 2003). Ambiguitätstoleranz wird so-
wohl als den Lernprozess beeinfl ussende Variable gesehen wie auch zugleich als Bildungsziel 
(vgl. Hartinger/Daniger 2003). Der erste Aspekt ist deutlich häufi ger untersucht und zeigt eine 
Überlegenheit ungewissheitsorientierter Schüler hinsichtlich des Lernens allgemein und in 
kooperativen und offenen Lernformen im Besonderen (Huber/Roth 1999). Daraus wird im 
Umkehrschluss abgeleitet, dass insbesondere Formen des selbstregulierten und kooperati-
ven Lernens zur Ausbildung von Ambiguitätstoleranz beitragen sollten. Empirische Studien 
hierzu – insbesondere auch für den frühpädagogischen Bereich – fehlen jedoch noch weit-
gehend. Zu berücksichtigen bleibt, dass Kinder bereits aufgrund (der Reichhaltigkeit) ihrer 
Erfahrungen in der Familie mit unterschiedlichen Ausprägungen der Ambiguitätstoleranz in 
den Kindergarten kommen und somit unterschiedlich auf unsicherheitsbelastete Situationen 
reagieren.

Mit Blick auf die Anforderungen der Globalisierung, z. B. mit Unsicherheit umgehen zu 
können, besteht somit die Notwendigkeit, Möglichkeiten der Förderung von Ambiguitätstole-
ranz bzw. ihrer Anbahnung in der frühen Kindheit zu untersuchen und gegebenenfalls – in 
Abstimmung mit den folgenden Bildungsstufen – Fördermodelle zu ihrer Verbreitung in der 
frühpädagogischen Praxis zu entwickeln.

2.2 Förderung von Kindern aus benachteiligten Familien

Gerade unter der Globalisierungsperspektive gewinnt die Förderung von leistungsschwächeren 
Kindern und/oder Kindern aus benachteiligten Familien eine besondere Bedeutung, um Mar-
ginalisierungen von speziellen Bildungsgruppen entgegenzuwirken und – soweit möglich – 
sozial bedingte Ungleichheiten zu reduzieren. Von der frühpädagogischen Förderung wird 
dazu oftmals ein spezieller Beitrag erwartet. Dahinter steht die Vermutung, dass sich die 
Auswirkungen einer guten Qualität institutioneller Betreuung besonders bei Kindern aus be-
nachteiligten Familien zeigen – benachteiligt z. B. durch ein niedriges familiales Einkommen, 
einen niedrigen sozioökonomischen Status, Migrationsstatus und/oder ein niedriges häusli-
ches Anregungsniveau. 

Untersuchungen in Regeleinrichtungen zeigen allerdings keine Wechselwirkungen von 
Qualität in frühpädagogischen Einrichtungen einerseits und familialen Hintergrundvariablen 
und Aspekten des häuslichen Anregungsniveaus andererseits. Alle Kinder profi tieren damit 
gleichermaßen von einer guten Qualität, benachteiligte Kinder aber nicht in einem beson-
deren, kompensatorischen Ausmaß. In einer Untersuchung in England erwies sich aber im 
Vergleich zu einer ausschließlich familialen Betreuung der Besuch von institutionellen Be-



Kapitel 2

48

treuungen als solcher besonders Gewinn bringend für benachteiligte Kinder (vgl. Roßbach 
2005b). Evaluationen zu Modellprogrammen für benachteiligte Kinder weisen in den USA 
durchaus auf erhebliche Effekte hin. Bei diesen Modellprogrammen handelt es sich zum Teil 
um sehr umfangreiche Interventionen, die neben einer institutionellen Betreuung auch weitere 
Hilfen für die Familien beinhalten – z. B. Unterstützung in Erziehungs-, Ernährungs- und Ge-
sundheitsfragen – und die sich z. B. durch einen sehr guten Betreuer-Kind-Schlüssel und 
durch gut ausgebildetes Personal auszeichnen. 

Um Entwicklungs- und Bildungsprozesse von benachteiligten Kindern nachhaltig zu för-
dern, werden somit aufwändigere und breiter angelegte Interventionen benötigt, die sowohl 
ein gutes systematisches Curriculum in den Einrichtungen als auch eine ausgeprägte und 
ebenfalls auf Bildung bezogene Familienkomponente umfassen. Als ein Beispiel könnten hier 
die Early Excellence Centres in England dienen, die von ihrem Ursprung her auf in Armut 
bzw. in benachteiligten Verhältnissen lebende Kinder und Familien gerichtet sind (vgl. Strot-
mann/Tietze 2007). Die Early Excellence Centres (heute Children’s Centres) sind Teil einer 
umfassenden Strategie, die Standards in der vorschulischen Betreuung zu steigern, mehr
Plätze bereitzustellen, Familien zu unterstützen, sozial bedingte Benachteiligungen abzubauen, 
den Gesundheitszustand der Bevölkerung zu verbessern und Kinderarmut entgegenzuwirken. 
Zentrales Kennzeichen ist ein integriertes Modell von vielfältigen Angeboten der Erziehung, 
Bildung und Gesundheitsvorsorge für die ganze Familie (alles „unter einen Dach“). Institu-
tionelle Betreuung der Kinder wird damit verbunden mit einer Stärkung der Erziehungs-
kompetenz der Eltern, neuen Formen von Eltern- und Familienbildung und Angeboten der 
Unterstützung und Entlastung von Familien. Enthalten sind ebenfalls Angebote der Erwach-
senenbildung und arbeitsmarktbezogene Aus- und Fortbildungen. Auch in Deutschland gibt 
es Ansätze von Early Excellence Centres. Anders als bei den Centres in England, die gezielt 
in benachteiligten Regionen agieren, wird in Deutschland weitgehend von diesem sozial-
politischen Kontext abgesehen. Es sollte sorgfältig geprüft werden, ob ein entsprechendes 
Programm für benachteiligte Kinder bzw. in benachteiligten Regionen auch in Deutschland 
aufgelegt werden kann. Für ein solches Programm werden dann zusätzliche Ressourcen be-
nötigt (in England werden die zusätzlichen Kosten eines Early Excellence Centres gegenüber 
einer üblichen Einrichtung auf 20 bis 25 Prozent geschätzt, vgl. Bertram u. a. 2003). Eine 
sorgfältige Evaluation sollte selbstverständlich sein.

2.3 Vernetzung von Kindergarten und Grundschule 
 sowie Weiterentwicklung von Bildungsplänen

Kindergarten und Grundschule bilden im deutschen Bildungssystem getrennte Bildungsstufen 
mit unterschiedlichen Traditionen und fachlichen Zuordnungen. Im Hinblick auf die individu-
elle Kompetenzentwicklung über Bildungsstufen hinweg mit dem Ziel eines möglichst hohen 
Bildungsniveaus für alle und einer Reduzierung von (sozial bedingten) Benachteiligungen stellt 
sich die Frage der Abstimmung bzw. Vernetzung der beiden Bildungsstufen (vgl. auch die 
detaillierten Ausführungen im Jahresgutachten 2007). Maßnahmen hierzu können auf ver-
schiedenen Ebenen ansetzen (vgl. Roßbach 2006). Seit langem schon wird eine Kooperation 
des Fachpersonals beider Bildungsstufen (unter Einschluss der Eltern) gefordert, die in der 
Praxis wohl oftmals nicht so verbreitet ist, wie erhofft. In den letzten Jahren sind allerdings 
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Entwicklungen zu beobachten, die diesen Kooperationsmaßnahmen eine stärker verbindli-
che Struktur geben. Ein wichtiges Element sind hier auch gemeinsame Fortbildungsveran-
staltungen von frühpädagogischem Fachpersonal und Grundschullehrern, die sich vor allem 
auf eine Bildungsstufen übergreifende Förderung bereichsspezifi scher und allgemeiner Kom-
petenzen der Kinder beziehen. Besondere Erwartungen werden auch an eine Reform der 
Ausbildung des frühpädagogischen Personals gerichtet (vgl. Kapitel 2.4). Curriculare Abstim-
mungen werden durch die Bildungs-, Erziehungs- oder Orientierungspläne der Bundesländer 
befördert, indem Bereiche für vorschulisch zu fördernde Bildungsprozesse benannt werden, 
die durchaus ihre Fortsetzung in der Grundschule fi nden.

Über diese Maßnahmen hinaus sollten in zumindest zwei Bereichen Weiterentwicklungen 
angeregt und systematisch verfolgt werden. Zum einen unterscheiden sich derzeit die Bil-
dungs-, Erziehungs- oder Orientierungspläne der Bundesländer in den Altersgruppen, auf die 
sie sich beziehen. Im Hinblick auf eine kontinuierliche Förderung der kindlichen Kompetenzen 
ist eine Weiterentwicklung dieser Pläne hin zu Bildungsplänen angeraten, die die gesamte Al-
tersspanne von null bis zehn oder zwölf Jahren umfassen, um eine gemeinsame Vorstellung 
über diese Grundbildungsphase zu erhalten. Im Kontext dieser Weiterentwicklungen sollten 
auch die unter der Globalisierungsperspektive besonders bedeutsamen Kompetenzen – die 
durchaus in den verschiedenen Bildungs-, Erziehungs- oder Orientierungsplänen benannt 
werden – weiter ausdifferenziert werden.

Zum anderen sollten laufende Modellversuche sorgfältig analysiert bzw. weitere Mo-
dellversuche angeregt werden, die sich spezifi schen Aspekten einer Veränderung im Über-
gangsbereich zuwenden. Ein Beispiel ist das Modellprojekt KiDZ, ein Kooperationsprojekt 
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus, des Bayerischen Staatsminis-
teriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen, der vbw – Vereinigung der Baye-
rischen Wirtschaft e. V., unterstützt durch den VBM – Verband der Bayerischen Metall- und 
Elektro-Industrie e. V. und der Stiftung Bildungspakt Bayern (vgl. Geschäftsstelle der Stiftung 
Bildungsakt Bayern 2007). In altersgemischten Gruppen im Kindergarten betreuen und bil-
den jeweils ein Erzieher, ein Kinderpfl eger und ein Grundschullehrer die Kinder, um neue 
(bereichsspezifi sche) Fördermaßnahmen zu erproben und von den unterschiedlichen pro-
fessionellen Hintergründen zu profi tieren. Eine weitere Entwicklung sind Überlegungen zu 
so genannten Bildungshäusern für drei- bis zehnjährige Kinder (z. B. in Baden-Württemberg 
und Hamburg), in denen (ideell unter einem Dach) Kindergarten und Grundschule räumlich, 
organisatorisch und konzeptuell verbunden werden. Neben einer intensiven Kooperation 
wäre in einem solchen Verbund auch ein fl exibler Einsatz der beteiligten Fachkräfte entspre-
chend der geforderten Fachkompetenzen im Hinblick auf den jeweiligen Entwicklungs- und 
Förderbedarf der Kinder möglich. Diese Modellversuche sollten vorurteilsfrei im Hinblick auf 
ihre Auswirkungen für die Gestaltung des frühpädagogischen Bereichs und der Grundschule 
überprüft werden. Dies gilt auch für internationale Modelle wie z. B. die niederländische Ba-
sisschule, die acht Klassenstufen für Vier- bis Zwölfjährige umfasst und in die 1985 der früher 
selbstständige Kindergarten in die ersten beiden Klassenstufen überführt wurde.



Kapitel 2

50

2.4 Ausbildung des frühpädagogischen Fachpersonals

Der größte Teil des Fachpersonals in frühpädagogischen Einrichtungen hat eine Ausbildung 
mit dem Abschluss des staatlich anerkannten Erziehers oder Kinderpfl egers (vgl. Schmidt 
2005; Roßbach in Druck). Nur ein geringer Teil des Personals kann gegenwärtig auf eine 
fachlich einschlägige, aber oftmals nicht unmittelbar für frühpädagogische Aufgaben spezi-
fi sche Hochschulausbildung verweisen. Demgegenüber fi ndet in den anderen europäischen 
Ländern, außer in Österreich, die entsprechende Ausbildung auf Hochschulniveau statt. Damit 
stellen sich zumindest zwei Fragen: Sind Erzieher selbst ausreichend auf die Anforderungen 
der Globalisierung und einen internationalen Arbeitsmarkt vorbereitet? Vermittelt die bisherige 
Erzieherausbildung die Qualifi kationen, die – angesichts der in den voranstehenden Kapiteln 
beschriebenen Aufgaben – zu einer umfassenden Bildungsförderung benötigt werden?

Die bisherige Ausbildung hat die Erzieher nur unzureichend auf den Prozess der zu-
nehmenden Globalisierung vorbereitet. Institutionalisierte Austauschprogramme mit Aus-
bildungsstätten in anderen Ländern und ein Abgleich der Ausbildungsinhalte wurden nur 
selten realisiert. Zwar gehörte der Unterricht in einer Fremdsprache, meist Englisch, in vielen 
Bundesländern zum Pfl ichtbestandteil der Ausbildung, wurde aber eher selten unter der Per-
spektive internationaler Anschlussfähigkeit der Ausbildung bzw. der Berufstätigkeit durch-
geführt. Eine länderübergreifende Öffnung der Ausbildung wurde allenfalls in angrenzenden 
Regionen zu Nachbarländern, z. B. zu Frankreich oder Polen, realisiert. Im Zuge einer zu-
nehmenden Globalisierung von Arbeitsmärkten und eines steigenden Interesses junger Men-
schen an Auslandsaufenthalten wurde die Erzieherausbildung 1995 in das europäische Be-
rufsbildungsprogramm LEONARDO DA VINCI aufgenommen. Aufgrund der umfangreichen 
berufl ichen Praxisphasen (zwischen ein und drei Jahren, je nach allgemeiner und berufl icher 
Vorbildung) und der vergleichsweise kurzen theoretischen Ausbildungsdauer von zwei Jahren 
bieten sich Auslandsaufenthalte angehender Erzieher insbesondere für einen Teil der Pra-
xisphasen an. Als Hindernis für eine solche internationale Öffnung der Ausbildung und der
berufl ichen Perspektiven in anderen Ländern erwies sich in den letzten Jahren die fehlende 
Passung zwischen den Ausbildungen der verschiedenen Länder. Mit der in den letzten 
Jahren rasant voranschreitenden Einrichtung neuer Bachelorstudiengänge im Bereich der 
Frühpädagogik in Deutschland dürfte sich die Situation verbessern. Durch die europaweite 
Vereinheitlichung von Hochschulabschlüssen (Bachelor und Master) wird eine formale und 
inhaltliche Vergleichbarkeit der Ausbildungen eines Teils des Personals in frühpädagogischen 
Einrichtungen zukünftig erheblich erleichtert, was den Anforderungen der zunehmenden Glo-
balisierung entgegenkommt.

Die Forderung nach einer spezialisierten Hochschulausbildung des frühpädagogischen 
Personals wird vor allem auch damit begründet, dass die Anforderungen an frühpädagogi-
sche Fachkräfte in der letzten Zeit zugenommen haben und dass diese neuen Anforderungen 
letztlich nur durch eine Ausbildung auf Hochschulniveau erfüllt werden können. In einer Un-
tersuchung in England wurde festgestellt, dass in den Einrichtungen mit einer sehr guten Praxis 
das Personal ein vertieftes Fachwissen in den einzelnen Förderbereichen (z. B. Sprache, 
Mathematik, Naturwissenschaften) und ein grundlegendes Wissen über die Lernprozesse 
in diesen Bereichen aufweist (vgl. Sylva u. a. 2004). Hierbei handelt es sich um theoretische 
Wissensbestandteile, wie sie üblicherweise auf Hochschulniveau vermittelt werden. Die ge-
genwärtigen Versuche einer Hochschulausbildung für frühpädagogisches Fachpersonal sind 
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in der Regel an Fachhochschulen und damit in einem eher sozialpädagogisch orientierten 
Umfeld angesiedelt. Hier muss sichergestellt werden, dass die mehr fachdidaktischen bzw. 
bereichsspezifi schen Fördernotwendigkeiten und die entsprechenden Wissens- und Vermitt-
lungskompetenzen des Fachpersonals eine angemessene Berücksichtigung fi nden. Dies 
dürfte dort leichter möglich sein, wo die Ausbildung von frühpädagogischem Personal und 
Grundschullehrern aufeinander bezogen oder miteinander verbunden werden. 

Als Fazit ist festzuhalten, dass die verschiedenen Ansätze zu einer Anhebung der Aus-
bildung des frühpädagogischen Personals sorgfältig beobachtet und weiterentwickelt werden 
müssen. Ziel sollte sein, dass zukünftig zumindest ein substanzieller Teil des frühpädagogi-
schen Personals auf Hochschulniveau ausgebildet wird. Für die Praxis bedeutet dies aber 
auch, dass entsprechende Anhebungen bei der Bezahlung des Fachpersonals erforderlich 
werden.

2.5 Unterstützung von Eltern

Im Kontext der Globalisierung stellen sich nicht nur Anforderungen an die Bildungsinstituti-
onen, sondern auch an die Kinder und in dieser Altersgruppe besonders an deren Familien. 
Im Hinblick auf die Förderung in der Persönlichkeitsentwicklung und im kognitiven Bereich in 
den Familien gibt es einerseits erhebliche sozial bedingte Unterschiede. Andererseits sind alle 
Familien gefordert, optimale häusliche Anregungsbedingungen zu ermöglichen (z. B. auch 
im Hinblick auf ein Klima der Wertschätzung von Lernen). Dazu bedarf es aber in vielen 
Fällen auch der öffentlichen Unterstützung der Eigenaktivitäten der Familien. Eine besondere 
Aufgabe für die Familien bzw. von Familien unterstützenden Maßnahmen ist die Schaffung 
der Möglichkeit, positive Bindungsbeziehungen – in einem breiten Sinne – der heranwach-
senden Kinder herauszubilden. Dies wird aus familienpädagogischer Sicht als Voraussetzung 
für intergenerationale Solidarität gesehen, die unter unsicheren Bedingungen als besonders 
wichtig für die Absicherung von Globalisierungsprozessen betrachtet werden kann. 

Fazit:
Unter Globalisierungsgesichtspunkten bestehen die zentralen Ziele von frühpädagogischen 
Maßnahmen darin, zur Sicherung eines möglichst hohen Bildungsniveaus für alle beizutragen 
sowie Marginalisierungen von speziellen Bevölkerungsgruppen entgegenzuwirken und – so-
weit wie möglich – sozial bedingte Ungleichheiten zu reduzieren. Bildung umfasst dabei nicht 
nur „kognitive“ Kompetenzen im Engeren, sondern ebenso eine Aufgeschlossenheit gegen-
über Wissensbereichen, eine motivational-emotionale Bereitschaft zum Weiterlernen sowie den 
Aufbau von Werthaltungen und sozialen Handlungsbereitschaften. Vor diesem Hintergrund 
können die folgenden Handlungsempfehlungen gegeben werden:

 Eine qualitativ hoch stehende Förderung in den Institutionen der Frühpädagogik wirkt 
sich positiv auf die Entwicklung der Kinder im kognitiv-leistungsbezogenen wie im sozial-
emotionalen Bereich aus (vgl. Roßbach 2005b). Ein Beginn der institutionellen Förderung 
mit dem vollendeten zweiten Lebensjahr ist besonders hilfreich für die kognitive Entwick-
lung. Dies scheint vor allem auch für den Erwerb der deutschen Sprache bei Kindern mit 
Migrationshintergrund von Bedeutung zu sein. Insofern sollten Möglichkeiten geschaffen 
werden, dass alle Kinder eine Einrichtung ab diesem Zeitpunkt besuchen können. Nut-
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zungsdisparitäten, wie sie vor allem bei den jüngeren Kindern und dort bei Kindern aus 
benachteiligten Familien zu fi nden sind, müssen auch über gezielte „Werbemaßnahmen“ 
bei den Familien ausgeglichen werden.

 Im frühpädagogischen Bereich müssen den Kindern Erfahrungsmöglichkeiten geboten 
werden, die sie individuell herausfordern und darin unterstützen, ihre Kompetenzen zu 
erweitern, sich neues Wissen zu erschließen und neue Konzepte auszudifferenzieren. Pä-
dagogische Konzepte antworten in unterschiedlicher Weise auf diese Aufgabe, wobei sie 
sich zum Teil sehr deutlich voneinander abgrenzen. Demgegenüber wird hier ein Ansatz 
vertreten, der auf eine Balance und auf die Kumulativität der verschiedenen Konzepte 
setzt. Gerade in der Herstellung einer solchen Balance besteht eine besondere Aufgabe 
für die Frühpädagogik.

 Mit Blick auf die Herausforderungen von Globalisierungsprozessen wurde besonders die 
Förderung von lernmethodischen, interkulturellen und fremdsprachlichen Kompetenzen, 
von Deutsch als Zweitsprache für Kinder mit Migrationshintergrund (bei Berücksichtigung 
ihrer Herkunftssprachen) sowie von Ambiguitätstoleranz betont. Auch wenn manche Fra-
gen im Hinblick auf die Fördermöglichkeiten dieser Kompetenzen in der Frühpädagogik 
noch offen sind, sollten entsprechende Förderprogramme weiterentwickelt, systematisch 
im Hinblick auf ihre Auswirkungen evaluiert und breit in die Praxis implementiert werden.

 Der Förderung von leistungsschwachen Kindern und Kindern aus benachteiligten Familien 
muss eine besondere Beachtung geschenkt werden. Dazu bedarf es systematischer 
Förderprogramme in den Einrichtungen, die auch eine ausgeprägte Familienkomponente 
umfassen. Es wird vorgeschlagen, das Modell der Early Excellence Centres oder ver-
gleichbarer Familienzentren zu prüfen und möglicherweise breit zu implementieren. Die 
dafür erforderlichen Mehrkosten zahlen sich langfristig aus.

 Die Schnittstelle zwischen Kindergarten und Grundschule bedarf einer gezielten Beach-
tung. Die Abgrenzungen zwischen sozialpädagogischer und schulpädagogischer Orien-
tierung müssen überwunden werden. Hierzu sollten systematisch Kooperationsformen 
zwischen den beiden Bildungsstufen verbindlich gemacht werden. Die länderspezifi schen 
Bildungs-, Erziehungs- und Orientierungspläne sollten weiterentwickelt werden und jeweils 
die Altersspanne von null bis zehn oder zwölf Jahren umfassen, um eine gemeinsame Vor-
stellung über diese Grundbildungsphase zu erhalten. Darüber hinaus sollten Modellver-
suche, die Veränderungen im Übergangsbereich thematisieren, initiiert und vorurteilsfrei 
erprobt werden, um möglicherweise weitergehende Hinweise auf eine strukturelle Verän-
derung der Gestaltung von Kindergarten und Grundschule zu gewinnen.

 Angesichts der Fragen, ob die bisherige Ausbildung die Erzieher ausreichend auf die An-
forderungen der Globalisierung und einen internationalen Arbeitsmarkt vorbereitet und 
den Erziehern die für die umfassende Bildungsförderung der Kinder benötigten Qualifi -
kationen hinreichend vermittelt, sollten die verschiedenen Ansätze zu einer Anhebung der 
Ausbildung des Personals auf Hochschulniveau sorgfältig beobachtet und weiterentwi-
ckelt werden mit dem Ziel, zumindest für einen substanziellen Teil des frühpädagogischen 
Personals einen Hochschulabschluss zu erreichen. Besondere Beachtung verdienen solche 
Modelle, die die Ausbildung von frühpädagogischem Personal und Grundschullehrern auf-
einander beziehen oder miteinander verbinden.
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3 Globalisierung und ihre Konsequenzen 
 und Erfordernisse für die Bildung in der  
 Primarschule  

Die Anforderungen und Ziele, die für den frühpädagogischen Bereich in Kapitel 2 darge-
stellt wurden, gelten im Wesentlichen auch für die Grundschule. Insbesondere die Förderung 
(fremd)sprachlicher und interkultureller Kompetenzen muss im Primarschulbereich weiterver-
folgt und ausgebaut werden. 

Denn spätestens in der Primarschule treffen Kinder unterschiedlicher sozialer, ethni-
scher, kultureller und sprachlicher Hintergründe aufeinander und erfahren in einem wichtigen 
Teilbereich ihres Alltags Gemeinsamkeiten und Differenzen in ihrer Lebenswelt (vgl. Berg u. a. 
2007; Bos u. a. 2007). Das Erlernen des Umgangs miteinander ist eine zentrale Anforderung 
bereits an Kinder im Grundschulalter, die weltweit zunehmend in multikulturellen, von Prozes-
sen der Globalisierung geprägten Gesellschaften aufwachsen und lernen. Vier bedeutsame 
Bereiche stehen im Zentrum von Globalisierungsprozessen, die sich im Primarschulbereich in 
Deutschland niederschlagen, und für die folgende Notwendigkeiten identifi ziert werden können:

 Die Notwendigkeit einer bereits früh einsetzenden Förderung des Lernens der englischen 
Sprache für alle Kinder,

 die Notwendigkeit einer sprachlichen Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund,
 die Notwendigkeit einer Förderung der interkulturellen Pädagogik im Elementar- und 

Primarschulbereich,
 die Notwendigkeit der Etablierung eines von der Primar- zur Sekundarschulbildung durch-

gängigen Literacy-Konzepts.

Dabei geht es zum einen um Auswirkungen der Globalisierung im Primarschulbereich, 
wie sie sich unter anderem in dem frühen Lernen der englischen Sprache als „lingua franca“, 
der interkulturellen Pädagogik als pädagogische Entgegnung auf eine zunehmend multikultu-
relle Schülerschaft und der Forderung nach Übernahme des Literacy-Konzepts in der Primar- 
und Sekundarschule manifestieren. Zum anderen geht es um Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund an Schulen in Deutschland und die Notwendigkeit, denjenigen unter 
ihnen, die Schwächen in der Beherrschung der Unterrichtssprache Deutsch aufweisen, eine 
ihnen gerecht werdende Förderung zukommen zu lassen. 

3.1 Frühe Fremdsprachenförderung Englisch

Die englische Sprache ist weltweit die dominierende Verkehrssprache. Ihre Beherrschung 
eröffnet den Zugang zu praktisch jedem Berufszweig und sollte entsprechend früh gefördert 
werden. Im deutschen Bildungssystem wird dieser Tatsache inzwischen insofern Rechnung 
getragen, als seit dem Schuljahr 2004/2005 ab der dritten Jahrgangsstufe der Unterricht in 
einer Fremdsprache (meist Englisch oder Französisch), in Grenzregionen oftmals aber auch 
in einer Sprache der Nachbarländer, angeboten wird (KMK 2005a). Die Europäische Kommis-
sion (vgl. Kapitel 2.1.4) hat darüber hinaus alle Mitgliedstaaten aufgefordert, die Verwendung 
von Fremdsprachen auch im Fachunterricht zu fördern. 
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Das frühe Erlernen einer Fremdsprache zielt darauf (vgl. KMK 2005a),
 das Interesse der Kinder für das Lernen fremder Sprachen zu wecken und zu fördern und 

damit die Basis für eine Erziehung zur Mehrsprachigkeit zu schaffen,
 sie für Gemeinsamkeiten und Unterschiede von Sprachen zu sensibilisieren,
 im Sinne einer Förderung interkultureller Kompetenzen bei den Schülern eine aufgeschlos-

sene Haltung gegenüber anderen Sprach- und Kulturgemeinschaften zu fördern,
 die Schaffung von Grundlagen für weiteres fachliches Lernen zu unterstützen,
 grundlegende fremdsprachliche Kompetenzen und Kenntnisse der Lebensweisen in an-

deren Ländern zu vermitteln.

Kinder sollen nicht nur im Hinblick auf eine möglichst frühe Anbahnung ihrer fremd-
sprachlichen Fähigkeiten bereits in der Primarschule Fremdsprachenunterricht erhalten, sondern 
auch im Hinblick auf die Förderung interkultureller Kompetenzen. Im Hinblick auf die Reali-
sierung von Englisch in der Primarschule liegen nunmehr auch einige empirische Ergebnisse 
vor, die im Folgenden knapp dargestellt werden.

Im Rahmen der unter Beteiligung von Schulen aller Schulformen in Hamburg durchge-
führten Lernstandserhebungen (LAU) konnten für die sechste Jahrgangsstufe in LAU 7 sowie 
in der Untersuchung „Kompetenzen und Einstellungen von Schülerinnen und Schülern – 
Jahrgangsstufe 7 (KESS 7)“ mithilfe eines so genannten C-Tests folgende Lernstände in den 
Englischkompetenzen der Schüler ermittelt werden (vgl. Abbildung 4): 

 

Abbildung 4: Lernstände im Englisch-C-Test am Ende der sechsten Jahrgangsstufe in LAU 7 und KESS 7 
 nach Schulform (in Anlehnung an Bos/Bonsen/Gröhlich 2007)

Abbildung 4 zeigt für die Erhebungen im Rahmen von LAU 7 und KESS 7, dass Schüler 
an Haupt- und Realschulen in LAU 7 (Mittelwert: 88,2) durchschnittlich deutlich geringe-
re Englischkompetenzen am Ende der sechsten Jahrgangsstufe erreichen als diejenigen in 
KESS 7 (Mittelwert: 96,5). Ferner weisen Schüler an Gymnasien in beiden Studien deutlich 
bessere Leistungen in Englisch auf (LAU 7: 123,7, KESS 7: 132,5) als Schüler an Haupt- und 
Realschulen. Auch Schüler an Gesamtschulen (LAU 7: 90,1, KESS 7: 103,6) dokumentieren 
bessere Englischleistungen als die erstgenannte Gruppe. Allerdings zeigen sich auch über 
sämtliche Schulformen hinweg Steigerungen der Leistungen in Englisch, die sich insgesamt 
auf eine Differenz von 10,3 Punkten belaufen. Die erfassten Leistungen wurden auf einen 
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  LAU 7  KESS 7 Differenz  

 Schulform M M  M 
 

 Haupt- und Realschule 88,2  96,5 8,3 

 Gymnasium 123,7 132,5 8,8 

 Gesamtschule 90,1 103,6 13,5 

 Gesamt 103,2 113,5 10,3 
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Mittelwert von 100 und eine Standardabweichung von 30 Skalenpunkten standardisiert. Un-
terschiede von einem zehntel Standardabweichung (drei Punkte) lassen sich hier in der Regel 
zufallskritisch absichern und sind als relevant anzusehen. 

Die Veränderungen in den Leistungen aus LAU 7 (1998) und aus KESS 7 (2005) resul-
tieren vermutlich aus dem Umstand, dass die 2005 getestete Schülerschaft im Gegensatz 
zu der in LAU 7 getesteten Schülerschaft bereits in der Grundschule vier Jahre Englischun-
terricht erhalten hatte.

Die Ausbildung der Lehrkräfte in der Hamburger Grundschule steht in einem Zusam-
menhang mit den von den Kindern erreichten Kompetenzen in der englischen Sprache, wie 
folgende Abbildung belegt: 

 

Abbildung 5:  Leistungen der Schüler nach Qualifi kation der Englisch-Lehrkräfte in der Grundschule
 (in Anlehnung an Bos/Bonsen/Gröhlich 2007)

Aus Abbildung 5 wird ersichtlich, dass die Leistungen der Schüler in der englischen 
Sprache mit den in die Qualifi kation der Lehrkräfte investierten Aus-, Fort- und Weiterbil-
dungen deutlich ansteigen. Dabei machen drei Punkte ein zehntel Standardabweichung 
aus; Unterschiede ab zwei Punkten erweisen sich als inhaltlich relevant. Wie Abbildung 5 
zeigt, erreichen Schüler, die von einer Lehrkraft unterrichtet werden, die ein Fachstudium 
Englisch absolviert hat, durchschnittlich deutlich bessere Leistungen (Mittelwert: 103,1) als 
Kinder (Mittelwert: 101,6), die von Lehrkräften unterrichtet werden, die an einem Kompakt- 
bzw. Jahreskurs in Englisch teilgenommen haben. Die Schüler (Mittelwert: 102,1), die von 
Lehrkräften unterrichtet werden, die eine andere Form der Qualifi kation nachweisen können, 
erreichen jedoch immer noch sehr gute Leistungen verglichen mit jenen Kindern (Mittelwert: 
99,2), die von einer Lehrkraft unterrichtet werden, die keine anderen Qualifi kationen erworben 
hat. Am günstigsten scheint es, wenn Lehrkräfte alle hier erfassten Aus-, Fort- und Weiterbil-
dungen absolviert haben: Kinder, die hiervon profi tieren, dokumentieren einen Leistungsvor-
sprung von einem durchschnittlichen Mittelwert in der Englischkompetenz von 107,7 gegen-
über einem Mittelwert von 88,7 bei Kindern, deren Lehrkräfte nicht so optimal ausgebildet 
wurden. In den hier herangezogenen Studien hatten immerhin 79,4 Prozent der Lehrkräfte 
einen Kompakt- oder Jahreskurs Englisch absolviert, aber nur 29,9 Prozent von ihnen ein 
Fachstudium Englisch abgeschlossen.
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 Andere Qualifikationen 102,1 99,2 

 Studium + Kompakt-/Jahreskurs 107,7 88,7 
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Diese Ergebnisse zeigen, dass eine gute Ausbildung der Fachlehrkräfte maßgeblich für 
die Qualität des Englischunterrichts in der Primarschule ist. Die Ausbildung sollte so gestaltet 
werden, dass sie anschlussfähig zur Sekundarstufe I ist; in der Lehrerausbildung und Wei-
terbildung sind Anstrengungen zu unternehmen, den Englischunterricht in der Primarstufe zu 
stärken. In diesem Zusammenhang können auch interkulturelle Lernsituationen geschaffen 
werden (vgl. Göbel 2007). Zudem könnte angesichts der für alle Schüler zu erlernenden 
Fremdsprache Englisch eine gemeinsame Ausgangsbasis erreicht werden.

3.2 Empirische Erkenntnisse zur Bildungsbeteiligung 
 von Primarschülern mit Migrationshintergrund 

In der Erziehungswissenschaft und der empirischen Bildungsforschung werden heute in der 
Regel die Geburtsstaaten der Kinder und ihrer Eltern als Informationen herangezogen, um ei-
nen möglichen Migrationshintergrund der Schüler zu identifi zieren. In manchen Untersuchun-
gen wird auch erhoben, welche Sprache(n) in der Familie des Kindes gesprochen werden 
(vgl. Limbird/Stanat 2006). Darüber hinaus haben sich im Hinblick auf die in internationalen 
Schulleistungsstudien wie PISA und IGLU erhobenen Kompetenzen von Schülern auch In-
formationen als erklärungskräftig erwiesen, die Aufschlüsse über den sozioökonomischen 
Status der Herkunftsfamilien der Kinder und Jugendlichen geben. Hierzu zählen die von den 
Schülereltern ausgeübten Berufe und ihr Beschäftigungsstatus sowie das in den Familien 
zur Verfügung stehende kulturelle Kapital, der höchste von den Schülereltern erworbene Bil-
dungsabschluss und die in den Familien zur Verfügung stehende Anzahl der Bücher (Bau-
mert u. a. 2001; Schwippert/Bos/Lankes 2003; Prenzel u. a. 2004).

Mit IGLU 2006 wurden die Leseleistungen von Schülern der vierten Jahrgangsstufe in 
insgesamt 45 Staaten und Regionen getestet (vgl. Bos u. a. 2007). Dabei zeigte sich, dass 
in Deutschland die in IGLU 2006 gemessenen Leseleistungen von Kindern mit Migrationshin-
tergrund im internationalen Vergleich 48 Punkte – also rund eine halbe Standardabweichung 
– hinter denen von Kindern ohne Migrationshintergrund zurückliegen. Dieses Ergebnis kann 
man besser verstehen, wenn man die genannten Aspekte bei seiner Interpretation berück-
sichtigt. In IGLU 2006 ist dies geschehen und es wurden dazu folgende Kategorien gebildet 
(vgl. Schwippert u. a. 2007):

 Familien ohne Migrationsgeschichte: Beide Elternteile sind in Deutschland geboren,
 Familien mit Migrationsgeschichte: Ein Elternteil oder beide Elternteile sind im Ausland 

geboren,
 die Sozialschicht der Schülereltern, 
 der höchste Bildungsabschluss der Schülereltern,
 die Anzahl der Bücher im Haushalt der Schüler.

Berücksichtigt man diese Informationen, so zeigen sich für 21 europäische Teilnehmer-
staaten von IGLU 2006 folgende Anteile an Schülern, von denen mindestens ein Elternteil 
oder beide Elternteile im Ausland geboren wurden: 



Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse 
für die Bildung in der Primarschule

57

 Beide Elternteile im Ausland geboren     Ein Elternteil im Ausland geboren
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Abbildung 6: Anteil von Schülern, von denen mindestens ein Elternteil im Ausland geboren wurde
 (Angaben in Prozent; in Anlehnung an Schwippert u. a. 2007)

Am höchsten ist demnach der Anteil an Kindern mit Migrationshintergrund unter den 
hier betrachteten Teilnehmerstaaten von IGLU 2006 in Luxemburg, am niedrigsten in Polen. 
Deutschland gehört zu den Staaten, die einen Anteil oberhalb des Mittelwerts dieser Ver-
gleichsgruppe aufweisen.

Die Sozialschicht der Schülereltern wurde in IGLU 2006 mithilfe eines einfachen Schich-
tenmodells mit drei Gruppen gebildet:

 Eine erste Gruppe umfasst manuelle Tätigkeiten. Darunter werden Fachkräfte in der Land-
wirtschaft und Fischerei, Handwerker, Anlagen- und Maschinenbediener sowie angelernte 
Arbeiter und Hilfsarbeiter zusammengefasst.
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 Eine zweite Gruppe umfasst Angestellte und kleinere Unternehmer. Darunter werden Ei-
gentümer eines kleinen Betriebs und Angestellte zusammengefasst.

 Eine dritte Gruppe umfasst Akademiker, Techniker und Führungskräfte. Darunter werden 
Leiter eines großen Unternehmens, leitende Bedienstete, Wissenschaftler und in einem 
verwandten Beruf Tätige, Techniker und Personen, die in einem gleichrangigen nicht tech-
nischen Beruf tätig sind, zusammengefasst.

 Manuelle Tätigkeiten    Angestellte u. kleinere Unternehmer    Akademiker, Techniker u. Führungskräfte

Teilnehmerstaat

England

Schweden

Schottland

Dänemark
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Belgien (Fl.)

Frankreich

Belgien (Fr.)

Slowenien

Spanien

Lettland

VG 1

Polen

Slowakei

Litauen

Bulgarien

Luxemburg

Deutschland

Ungarn

Italien

Österreich

Rumänien
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Prozent

Abbildung 7: Verteilung der Eltern auf drei Berufsgruppen, getrennt nach Familien ohne (oberer Balken) und mit

                     (unterer Balken) Migrationshintergrund (Angaben in Prozent; in Anlehnung an Schwippert u. a. 2007)
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Abbildung 7 zeigt die Anteile der Eltern der in IGLU 2006 getesteten Schüler differenziert 
nach Migrationsgeschichte und den drei Gruppen. In 16 der hier genannten 21 Staaten über-
steigt der Anteil der Eltern mit Migrationshintergrund in Berufen, die den manuellen Tätigkeiten 
zugeordnet wurden, den der Eltern ohne Migrationshintergrund mit gleichem Berufsstatus. 
In Deutschland gehen mit 38,4 Prozent fast viermal so viele Zugewanderte manuellen Tätigkei-
ten nach wie im Inland Geborene. Ähnlich stellt sich die Situation in Deutschlands Anrainer-
staaten Luxemburg und Österreich dar; dort üben 11,1 Prozent respektive 15,5 Prozent der 
Eltern ohne Migrationshintergrund und 41,9 Prozent bzw. 44,6 Prozent der Eltern mit Migra-
tionshintergrund eine manuelle Tätigkeit aus. 

Dagegen stellt sich in der Gruppe der Angestellten und kleinen Unternehmer ein aus-
gewogeneres Bild dar: Dort zeigt sich für Deutschland, dass 56,6 Prozent der Eltern ohne 
Migrationshintergrund und 49,6 Prozent der Eltern mit Migrationshintergrund in diese Gruppe 
fallen. Hinsichtlich der dritten hier gebildeten Gruppe der Akademiker, Techniker und Füh-
rungskräfte zeigt sich, dass nur in England mehr als die Hälfte aller Eltern der in IGLU 2006 
getesteten Schüler zu dieser Gruppe gehört. In Deutschland sind Eltern ohne Migrationshin-
tergrund mit einem Anteil von 33,0 Prozent in dieser Gruppe fast dreimal so stark vertreten 
wie Eltern mit Migrationshintergrund.

Ein weiterer für die Chancen zur Bildungsbeteiligung relevanter Faktor ist das einer Fa-
milie zur Verfügung stehende kulturelle Kapital (Bourdieu 1983), wie es zum Beispiel in Gestalt 
der von den Schülereltern erworbenen formalen Bildungsabschlüsse herangezogen werden 
kann. In IGLU 2006 wurde der höchste Bildungsabschluss der Eltern mithilfe der internatio-
nalen Bildungsskala ISCED (International Standard Classifi cation of Education) der UNESCO 
klassifi ziert (UNESCO 2003; Schroedter/Lechert/Lüttinger 2006) und dann für eine bessere 
Übersicht in vier Kategorien zusammengefasst: 

 In der ersten Kategorie fi nden sich Eltern, die nicht zur Schule gegangen sind oder die 
Schule ohne Abschluss verlassen haben.

 Zur zweiten Kategorie zählen Eltern, die ISCED-Level 2 erfolgreich abgeschlossen haben. 
In Deutschland gehören hierzu insbesondere Haupt- und Realschulabsolventen.

 Der dritten Kategorie werden Eltern zugeordnet, die die allgemeine Hochschulreife, die 
Fachhochschulreife oder einen Berufsschulabschluss erworben haben (ISCED-Level 3 
und 4).

 In der vierten Kategorie fi nden sich Eltern, die mindestens ISCED-Level 5 erreicht haben. 
In Deutschland zählen dazu diejenigen, die mindestens über einen Fachhochschulab-
schluss, einen Hochschulabschluss oder eine Promotion verfügen.

Abbildung 8 zeigt die Anteile der Eltern ohne und mit Migrationshintergrund in den hier 
betrachteten Staaten an den vier Kategorien. Dort zeigt sich, dass Schweden (53,1 Prozent) 
und Schottland (50,8 Prozent) die höchsten Anteile an Eltern mit Migrationshintergrund auf-
weisen, die einen Abschluss der Kategorie 4 erworben haben. Die niedrigsten Anteile hat 
Italien zu verzeichnen (11,9 Prozent). In Deutschland trifft dies auf 16,6 Prozent der Eltern mit 
Migrationshintergrund zu; damit liegt dieser Wert deutlich unter dem Mittel (30,7 Prozent) der 
hier erfassten Staaten. 
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 Kein Schulabschluss                                                         ISCED 2 (z. B. Haupt- oder Realschulabschluss)
 ISCED 3 u. 4 (z. B. Hochschulreife, Berufsschulabschluss)     ISCED 5 (z. B. Hochschulabschluss)
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Abbildung 8: Verteilung der Eltern nach Bildungsabschlüssen, getrennt nach Familien ohne (oberer Balken) 
 und mit (unterer Balken) Migrationshintergrund (Angaben in Prozent; in Anlehnung an 
 Schwippert u. a. 2007)

Über Bildungsabschlüsse der dritten Kategorie verfügen im Mittel 38,0 Prozent der Eltern 
mit Migrationshintergrund der in IGLU getesteten Schüler. In Deutschland sind es 35,9 Pro-
zent, also immerhin auch ein gutes Drittel und fast so viele wie Eltern ohne Migrationshinter-
grund (38,2 Prozent). 

Abschlüsse der zweiten Kategorie, die in Deutschland beispielsweise einen Haupt- oder 
Realschulabschluss umfasst, haben in sieben Staaten (Französische Gemeinschaft Belgiens, 
Niederlande, Frankreich, Bulgarien, Polen, Slowakei, Italien) mindestens ein Fünftel der Eltern 
mit Migrationshintergrund erworben; in Deutschland trifft dies sogar auf 39,6 Prozent zu. Da-
mit gehört Deutschland im europäischen Vergleich zu den Staaten mit den höchsten Anteilen 
unterhalb der dritten Kategorie. Im Mittel der hier berichteten Staaten haben 22,7 Prozent 
der Eltern mit Migrationshintergrund gegenüber 13,7 Prozent der Eltern ohne Migrationshin-
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tergrund einen Abschluss der zweiten Kategorie erworben. In weiteren sieben europäischen 
Staaten (u. a. in Dänemark, Belgien und Schottland) haben mehr als zehn Prozent der Eltern 
mit Migrationshintergrund keinen Schulabschluss erworben.

Ein weiterer Indikator für das Familien zur Verfügung stehende kulturelle Kapital ist die An-
zahl der Bücher im Haushalt. In IGLU werden fünf Kategorien differenziert, die in Abbildung 9 
erfasst sind. Dort zeigt sich, dass in Bulgarien 40,6 Prozent der Schülereltern mit Migrations-
hintergrund nur über bis zu zehn Bücher im Haushalt verfügen. In Deutschland haben 10,7 Pro-
zent der Eltern mit Migrationshintergrund und nur 2,7 Prozent der in Deutschland geborenen 
Eltern bis zu zehn Bücher im Haushalt; im Mittel trifft dies in der hier betrachteten Vergleichs-
gruppe auf 18,3 Prozent der zugewanderten und 10,1 Prozent der einheimischen Familien zu. 

 0 – 10 Bücher     11 –  25 Bücher     26 – 100 Bücher     101 – 200 Bücher     Über  200 Bücher   
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* In der Französischen Gemeinschaft in Belgien wurde die Kategorie „über 200 Bücher“ nicht erhoben.

Abbildung 9:  Verteilung der Eltern nach heimischem Buchbesitz, getrennt nach Familien ohne (oberer Balken)  
 und mit (unterer Balken) Migrationshintergrund (Angaben in Prozent; in Anlehnung an Schwippert  
 u. a. 2007)
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Im Mittel haben 12,9 Prozent der Haushalte mit Migrationshintergrund und 23,3 Prozent 
derjenigen ohne Migrationshintergrund in der hier betrachteten Vergleichsgruppe 200 Bücher 
und mehr. In Deutschland trifft dies auf 11,6 Prozent der Familien mit und 36,5 Prozent der 
Familien ohne Migrationshintergrund zu. 

Die im Vorangegangenen erläuterten Merkmale der Schülerfamilien mit und ohne Mi-
grationshintergrund haben sich als aussagekräftig im Hinblick auf die Chancen der Schüler 
auf ihren Bildungserfolg erwiesen, wie auch die folgenden fünf Regressionsmodelle zeigen; 
dort werden Unterschiede in der Lesekompetenz zwischen den Schülern durch folgende 
Variablen erklärt:

 Modell I: Migrationshintergrund der Kinder;
 Modell II: Migratonshintergrund der Kinder und Anzahl der Bücher im Hauhalt;
 Modell III: Migratonshintergrund der Kinder und Sozialschicht der Eltern; 
 Modell IV: Migrationshintergrund der Kinder und von den Eltern erreichtes Bildungs-

niveau;
 Modell V: Migrationshintergrund der Kinder, Anzahl der Bücher im Haushalt, Sozialschicht 

und Bildungsniveau der Eltern.

Tabelle 1: Regressionsmodell zur Erklärung von Unterschieden im Leseverständnis 
 (Angaben in Skalenpunkten; in Anlehnung an Schwippert u. a. 2007)

  

Teilnehmerstaat Modell I Modell II Modell III Modell IV Modell V

Belgien (Fl.) -40,5 -34,1 -24,9 -19,5 -17,3

Belgien (Fr.) -31,6 -18,8 -17,5 -19,0 -12,6

Bulgarien -66,0 -64,8 -35,2 -73,1 -36,3

Dänemark -39,4 -20,6 -17,1 -20,1 ns

Deutschland -48,1 -31,2 -30,9 -36,0 -26,7

England -48,2 -31,0 -36,1 -38,0 -28,4

Frankreich -35,3 -22,4 -21,0 -17,0 -11,9

Italien -30,5 -20,5 -21,2 -28,1 -22,3

Lettland ns 9,1 ns ns ns

Litauen -28,2 -27,1 ns -25,5 ns

Luxemburg -55,4 -35,3 -41,5 -46,0 -33,6

Niederlande -41,1 -23,8 -21,9 -26,4 -22,7

Österreich -47,0 -27,0 -27,4 -32,8 -16,2

Polen -34,3 -30,6 -38,1 -43,1 -39,1

Rumänien ns ns ns -40,9 ns

Schottland -50,2 -42,2 -41,7 -26,4 -27,4

Schweden -36,7 -20,0 -22,8 -32,9 -20,3

Slowakei -36,1 ns ns ns ns

Slowenien -36,7 -19,4 -17,1 -20,5 ns

Spanien -39,9 -29,9 -34,4 -38,3 -27,1

Ungarn ns ns ns ns ns

ns  Nicht signifi kant
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In Tabelle 1 sind für die fünf Modelle die Regressionskoeffi zienten für die Variable „Migra-
tionshintergrund der Kinder“ dargestellt. Abgesehen von Lettland, Rumänien und Ungarn, wo 
sich kein signifi kanter Zusammenhang zwischen Migrationshintergrund und Lesekompetenz 
feststellen lässt, weisen Kinder mit Migrationshintergrund gegenüber ihren Mitschülern ohne 
Migrationshintergrund einen Leistungsrückstand von 28 (Litauen) bis 66 (Bulgarien) Punkten 
auf. Werden in diesem Modell die Indikatoren zur sozialen Herkunft berücksichtigt, verringert 
sich die Koppelung zwischen Migrationshintergrund und Leseleistung zum Teil erheblich und 
beträgt in Deutschland ohne Kontrolle weiterer Variablen 48 Punkte, unter Kontrolle aller drei 
Indikatoren der sozialen Herkunft nur noch 27 Punkte. Ein nicht unerheblicher Anteil des Leis-
tungsrückstands von Schülern aus Familien mit Migrationshintergrund kann also durch die 
soziale Lage der Familien erklärt werden, die in fast allen Staaten im Durchschnitt schlechter 
ist als in Familien ohne Migrationshintergrund.

3.3 Die sprachliche Förderung von Kindern 
 mit Migrationshintergrund

Die sprachliche Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund ist ein Thema, das die 
Erziehungswissenschaft seit den 1960er Jahren beschäftigt und bis heute kontrovers dis-
kutiert wird (vgl. Esser 2006b; Gogolin u. a. 2006). Zwar besteht grundsätzlich Einigkeit 
darüber, dass eine gute Beherrschung der Unterrichtssprache sinnvoll bzw. unabdingbar ist 
für eine erfolgreiche Teilhabe am Bildungsprozess, allerdings wird in diesem Zusammenhang 
die Bedeutung der Förderung der ersten Sprache bzw. der Familiensprache(n) für die Kom-
petenzentwicklung in der Unterrichtssprache nach wie vor kontrovers eingeschätzt und dis-
kutiert. Auf diesem Feld stehen sich in der Forschungsdiskussion zwei Positionen gegenüber: 
Die eine plädiert für eine nachdrückliche Förderung in der Unterrichtssprache Deutsch, um die 
Bildungsbeteiligung von Kindern nicht-deutscher Herkunftssprache zu fördern und verweist 
in diesem Zusammenhang auf empirische Studien, die keinen positiven Zusammenhang zwi-
schen der Förderung der Erst- oder Familiensprachen und der Kompetenzentwicklung in der 
Unterrichtssprache Deutsch belegen (vgl. Esser 2006b). Die andere Position (vgl. Gogolin 
u. a. 2006) unterstützt demgegenüber sowohl eine nachdrückliche und gezielte Förderung 
der Schüler in der Kompetenzentwicklung in der Unterrichtssprache Deutsch als auch in den 
Herkunfts- oder Familiensprachen der Kinder und Jugendlichen. Vertreter dieser Position kri-
tisieren die von der erstgenannten Position herangezogenen empirischen, im amerikanischen 
Kontext gewonnenen Belege als nicht auf die deutsche Situation übertragbar. 

Bei dieser Befundlage sollten die Anstrengungen auf die konsequente Förderung in der 
Unterrichtssprache Deutsch konzentriert werden, sowohl in der Grundschule als auch in der 
Sekundarstufe. Hier muss auch in die entsprechende Lehrerausbildung investiert werden. 
Muttersprachlicher Unterricht ist ebenfalls anzustreben – könnte aber auch, wenn die fi nanzi-
ellen Mittel nicht in hinreichender Form zur Verfügung gestellt werden, von den Sprachmino-
ritäten selbst organisiert werden, wie dies zum Beispiel die chinesische Schule in Hamburg 
realisiert, die Chinesischunterricht in Form von Nachmittagskursen und Wochenendsemina-
ren für die chinesische Community in Hamburg anbietet.
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3.4 Interkulturelle Pädagogik in der Grundschule: 
 normative Forderungen und Umsetzungskonzepte

Unter dem Begriff „interkulturelle Pädagogik“ werden im deutschen Sprachraum Konzepte 
der interkulturellen Erziehung und des interkulturellen Lernens, aber auch im angelsächsi-
schen Sprachraum seit den 1960er Jahren aufgekommene multikulturelle Erziehungsansätze 
gefasst (vgl. Auernheimer 2005). In den 1970er Jahren stand mit Blick auf die Schulsituation 
der Kinder der so genannten Gastarbeiter eine auf Assimilation und Integration der Zugewan-
derten in die deutsche Mehrheitsgesellschaft zielende Perspektive im Zentrum, wie sie mit 
der „Ausländerpädagogik“ angestrebt wurde. Dieser Ansatz wurde jedoch zunehmend we-
gen seiner Ausrichtung auf die Zugewanderten und die ihnen attestierten Defi zite kritisiert und 
stattdessen eine Pädagogik gefordert, die sich gleichermaßen an Angehörige der Minderhei-
ten wie der Mehrheitsgesellschaft und auf die Herausbildung wechselseitiger Anerkennungen 
richtete (vgl. Auernheimer 2005). In den 1990er Jahren wurde die Frage nach dem Verhältnis 
von allgemeiner und interkultureller Bildung problematisiert und die Forderung erhoben, zu 
prüfen, wie allgemein das „Allgemeine“ überhaupt sei (vgl. Gogolin/Krüger-Potratz/Wenning 
1996).

An die zuletzt genannten Debatten um das Allgemeine der interkulturellen Bildung an-
knüpfend, wird seit Mitte der 1990er Jahre innerhalb der interkulturellen Pädagogik auch 
die Hinwendung zu einer Pädagogik diskutiert, die auf zwei Prinzipien beruht: dem Gleich-
heitsgrundsatz und dem Grundsatz der Anerkennung (vgl. Prengel 1995; Hornberg 1999; 
Auernheimer 2003). Es war zunächst insbesondere Prengel (1995), die sich im Zuge einer 
vergleichenden Betrachtung feministischer, sonderpädagogischer und interkultureller theo-
retischer Zugänge mit dem Verhältnis von Gleichheit und Differenz auseinandersetzte und 
einen egalitären Differenzbegriff entwickelte, der in der Aufforderung mündete, den „konkret 
Anderen“ statt des „verallgemeinerten Anderen“ in das Zentrum pädagogischen Handelns zu 
rücken (vgl. Prengel 1995, S. 181ff.). Eine solche beim Individuum ansetzende interkulturelle 
Pädagogik fordert die Entwicklung interkultureller Kompetenzen wie die Erkennung, kritische 
Refl exion und den kritischen Umgang mit ethnozentrischen und kulturalisierenden Vorurteilen 
und Stereotypen. Gogolin (1994) hat in diesem Zusammenhang ferner mit Rekurs auf den 
von Bourdieu eingeführten Habitusbegriff auf den „monolingualen Habitus“ der Schule auf-
merksam gemacht und eine stärkere Berücksichtigung der Herkunftssprachen der Schüler 
in Deutschland gefordert.

Heute erscheint angesichts der dauerhaften Multikulturalität der Schüler sowie der durch 
Internationalisierung und Globalisierung an Schulen in Deutschland angestoßenen Prozesse 
für alle Kinder und Jugendlichen die Entwicklung folgender Kompetenzen bedeutsam: 

 Das bereits in der Primarschule einsetzende Erlernen der kritischen Auseinandersetzung 
mit eigenen Vorurteilen, ethnisch-kulturellen Stereotypen und Erscheinungsformen des 
Rassismus,

 eine Erweiterung des eigenen Horizonts durch das Kennenlernen und den Austausch mit 
Angehörigen unterschiedlicher ethnischer, kultureller und sprachlicher Hintergründe,

 die Entwicklung von Toleranz gegenüber dem Anderen und dem Anderssein, 
 die Befähigung zur interkulturellen Kommunikation, sowohl in sprachlicher Hinsicht als 

auch im Hinblick auf Kommunikationsanteile, die kulturellen Gepfl ogenheiten geschuldet 
sind,
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 der refl ektierte Umgang mit Unterschiedlichkeit bei gleichzeitiger Anerkennung von Gleich-
heit.

Die Förderung dieser Kompetenzen wurde von der KMK – mit unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzungen – in verschiedenen Beschlüssen bereits seit den 1990er Jahren im 
Hinblick auf eine Berücksichtigung von „Europa im Unterricht“ (KMK 1990), „Interkulturelle 
Bildung und Erziehung in der Schule“ (KMK 1996) und „Eine Welt/Dritte Welt in Unterricht und 
Schule“ (KMK 1997) gefordert, es liegen jedoch nur wenige empirisch abgesicherte Erkennt-
nisse zur Realisierung dieser Beschlüsse in der Schulpraxis vor.

3.5 Literacy-Konzept und Bildungsstandards

Das internationalen Schulleistungsstudien wie PISA und IGLU zugrunde liegende anglo-
amerikanische Literacy-Konzept fokussiert Kompetenzen, die an „Lebenssituationen“ und 
weniger an kanonischen Inhalten orientiert sind. Das Literacy-Konzept bietet – da es Kom-
petenzen und nicht Lerninhalte defi niert – die Möglichkeit der internationalen und regionalen 
Anpassung. Um dies mit einem Beispiel zu veranschaulichen: In Bayern kann ein Text von 
Ganghofer behandelt werden und in Hamburg ein Stück aus dem Ohnsorgtheater.

Das Literacy-Konzept wird auch im Rahmen der im Schuljahr 2005/2006 eingeführten 
länderübergreifenden Bildungsstandards für den Fachunterricht in Deutsch und Mathematik 
in der Grundschule berücksichtigt. Dieses sollte ausgehend von der Primarstufe anschluss-
fähig für die Sekundarstufe I ausgestaltet und dort aufgegriffen werden. 

Fazit:
Sowohl in der Primarschule als auch in der Sekundarstufe I ist die Sprachförderung in der 
Ziel- und Unterrichtssprache Deutsch intensiv zu verfolgen, da sonst ein beträchtlicher Teil 
der Kinder nicht in der Lage sein wird, einen Beruf zu erlernen. Mit Blick auf die internatio-
nale Anschlussfähigkeit sollte zudem der Unterricht in der Fremdsprache Englisch weiterhin 
ausgebaut werden.

In Europa fi nden sich naturgemäß zahlreiche Grenzregionen. Insbesondere in diesen 
Gebieten bietet es sich an – und wird in der Regel auch praktiziert – die Sprache(n) des Nach-
barn zu lernen. Ansätze dieser Art sollten auch künftig verfolgt und ausgebaut werden, da 
sie das Erlernen einer Fremdsprache auf der Basis eines lebensweltlichen Bezugs erlauben. 
Sie haben ferner nicht zuletzt auch im Hinblick auf die von der EU verfolgte Perspektive eines 
vereinten Europas und einer erhöhten Mobilität seiner Bürger besondere Bedeutung. 

Die Aus- und Weiterbildung der Lehrer sieht sich mit neuen Aufgaben konfrontiert, die 
aus der Einführung der Bildungsstandards – und damit aus dem Literacy-Konzept – in den 
Kernfächern resultieren. Im Rahmen des Bologna-Prozesses, dem zufolge vielerorts in Eu-
ropa Bachelor- und Masterstudiengänge eingeführt werden, wären diese Entwicklungen zu 
berücksichtigen. 

Ein weiterer Punkt, der allerdings seit den 1980er Jahren schon verfolgt wird, ist die 
Berücksichtigung der interkulturellen Pädagogik in der Lehrerausbildung. Zwar stellen einige 
Universitäten in Europa und auch in Deutschland diesbezüglich ein Angebot bereit, doch 
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mangelt es nach wie vor an einer hinreichenden Verankerung im Lehramtsstudium. Auch 
diesbezüglich könnte der Bologna-Prozess eine Chance bieten, den Lehrkräften die im Hin-
blick auf die angestrebte Mobilität in Europa und weltweit notwendigen Kompetenzen zu 
vermitteln. 
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4 Globalisierung und ihre Konsequenzen 
 und Erfordernisse für die Bildung im
 Sekundarbereich   

Der Unterricht auf der unteren Sekundarstufe (in Deutschland oft als Sekundarstufe I bezeichnet) 
fällt heute weltweit unter die Schulpfl icht und zielt auf grundlegende allgemeine Bildung. Auf 
der oberen Sekundarstufe (Sekundarstufe II) dagegen fi ndet man häufi g unterschiedliche 
Bildungsangebote, die berufsbezogen ausgerichtet sind oder dezidiert studienvorbereitend 
den akademischen Nachwuchs ansprechen. 

Zu den mehr oder weniger selbstverständlich gewordenen Merkmalen von Schule zäh-
len beispielsweise die Schulpfl icht oder die weitgehende Ausrichtung der verpfl ichtenden 
Schulzeit auf grundlegende und allgemeine Bildungsprozesse. Diese zielen in erster Line 
auf grundlegende Kulturtechniken und auf ein generelles Orientierungswissen; sie verzichten 
bewusst auf eine Qualifi zierung für bestimmte Berufsfelder. 

Dass sich die Schule weltweit durch eine Reihe gemeinsamer Merkmale auszeichnet, 
lässt sich kaum auf aktuelle Globalisierungsprozesse zurückführen. Vielmehr sind bestimmte 
Vorstellungen von Schule seit langem weltweites Gemeingut. Dazu gehört auch die verbreite-
te Überzeugung von basalen Bildungserfordernissen, die mehrjährige Zeiträume in Anspruch 
nehmen, zugleich aber einen hohen Transferwert für vielfältige Anwendungsfelder und Anfor-
derungssituationen besitzen. 

Ein historisches Beispiel dafür, dass Bildungsvorstellungen und -systeme international 
geteilt werden und sich über Kontinente ausbreiteten, könnten die „septem artes liberales“ 
(„Sieben freie Künste“) sein. Sie bezeichneten einen in der Antike entstandenen Kanon von 
Studienfächern, der nach römischer Vorstellung den Inhalt einer angemessenen Grundbil-
dung darstellt. Die „septem artes liberales“ prägten von der Spätantike bis in das Mittelalter 
die Curricula der Artistenfakultät (Vorläufer der Philosophischen Fakultät) an den Universitäten 
(von Lissabon bis Uppsala) und bestimmten die Voraussetzungen für aufbauende Studien-
gänge (Theologie, Medizin, Jurisprudenz). Auch der Unterricht erfolgte länderübergreifend 
in der gleichen Lehrform (Vorlesung). Bemerkenswert ist dabei, dass Latein immer noch als 
internationale Sprache selbstverständlich ist. Die „septem artes liberales“ prägten über Jahr-
hunderte hinweg das Gymnasium bzw. die curriculare Ausrichtung der gymnasialen Ober-
stufe. 

In den USA existieren auch heute noch so genannte „liberal arts“-Studiengänge, die der 
Allgemeinbildung und der Ausbildung grundlegender intellektueller Fähigkeiten und der Aus-
drucksfähigkeit dienen sollen und sich gegenüber spezifi schen Studiengängen abgrenzen 
bzw. diesen vorgelagert sind. Dieses auf Allgemeinbildung ausgerichtete Studium war und 
ist immer wieder dem Anpassungsdruck in Richtung einer mehr an den Bedürfnissen des 
aktuellen Arbeitsmarkts ausgerichteten Ausbildung ausgesetzt.

Globalisierung ist also – im Sinne einer internationalen Ausrichtung – kein gänzlich neu-
artiges Phänomen für Bildungssysteme. Der Import von curricularen Konzeptionen und päda-
gogischen Ansätzen hat Tradition. Bildungssysteme standen also schon immer in wechsel-
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seitiger Beobachtung und in einem internationalen Austausch. Dieser bezog und bezieht sich 
unter anderem auf (1) Ziele und Inhalte von Bildung, (2) Konzeptionen von Bildungseinrich-
tungen bzw. -institutionen und (3) Unterrichtsansätze. 

4.1 Ziele und Inhalte von Bildung

Veränderte Grundbildungsvorstellungen. Neben der Fokussierung auf Lebensspannen 
übergreifendes Lernen, das von der UNESCO oder der OECD bereits vor 50 Jahren in seinem 
Stellenwert erkannt und propagiert wurde, rückt Bildung als Humanressource in den Blick-
punkt, die entwickelt werden kann und soll, und damit die Vorstellungen einer zunehmenden 
und in der Qualität neu zu bestimmenden „Grundbildung für alle“. 

Diese Neuorientierung im Verständnis von Grundbildung dokumentiert sich auch in einer 
veränderten Ausrichtung von internationalen Leistungsvergleichsstudien. Während Studien 
der „International Association for the Evaluation of Educational Achievement“ (IEA-Studien 
wie z. B. TIMSS) eher traditionell ausgerichtet sind, sich an Curricula orientieren und große 
Überlappungen in den Mathematik- und Naturwissenschaftscurricula weltweit feststellen (vgl. 
Schmidt u. a. 1997a, 1997b), treten in Studien der OECD (z. B. PISA) die Curricula in den 
Hintergrund. Sie forcieren vielmehr den (u. a. durch Experteneinschätzungen getragenen) 
Blick auf grundlegende und übergreifende konzeptuelle Ideen, auf transferrelevante Prozesse 
sowie auf Metakompetenzen. Diese Neuorientierung folgt bestimmten Anstrengungen der 
letzten Jahrzehnte, neue Kompetenzvorstellungen für die Zukunft zu entwickeln (z. B. für die 
Naturwissenschaften durch die „American Association for the Advancement of Science“ (vgl. 
AAAS 1993), für die Mathematik durch das „National Research Council“ oder fächerüber-
greifend durch das OECD-Projekt „Defi nition and Selection of Competencies: Theoretical and 
Conceptual Foundations“).

Die Aufmerksamkeit gilt nicht den Curricula, sondern Kompetenzen, die als notwendige 
Voraussetzung für weiterführende Lern- und Bildungsprozesse angesehen werden (vgl. Prenzel 
u. a. 2004).

Diese Grundbildungsvorstellungen werden im Kontext der Globalisierung insbeson-
dere funktional begründet, d. h., Kompetenzen werden im Hinblick auf ihre Bewährung in 
authentischen und variierenden Anwendungssituationen betrachtet. Diese funktionale Sicht 
auf muttersprachliche, mathematische und naturwissenschaftliche Kompetenzen als basale 
Kulturwerkzeuge ist ein charakteristisches Merkmal der angelsächsischen „Literacy-Konzep-
tion“, die mit Literalität oder Grundbildung ins Deutsche übersetzt wird (vgl. Baumert/Stanat/
Demmrich 2001, S. 19ff.). 

Diese Konzeption erleichtert zumindest die Konsensfi ndung über basale Voraussetzungen 
für Bildungsprozesse. Die Universalisierung von Basisqualifi kationen ist aus einem beschleu-
nigten Wandel von der Industrie- zur Wissensgesellschaft und damit einhergehenden stei-
genden Qualifi kationsanforderung entstanden. 

Zukunftsrelevante Kompetenzen. Neben dieser funktionalen Orientierung ist eine Ver-
schiebung in der Gewichtung bestimmter domänenspezifi scher Kompetenz zu beobachten. 
Lesekompetenz wird zu einer fächerübergreifenden Schlüsselkompetenz in einer Wissensge-
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sellschaft, die ihr Wissen in (unterschiedlichen) Formen von Texten speichert und weitergibt. 
Dieser veränderte Kompetenzbegriff schlägt sich u. a. in internationalen Leistungsvergleichs-
studien wie z. B. PISA nieder und beschreibt neue Herausforderungen für einen (auf Funk-
tionen ausgerichteten) Leseunterricht in allen Fächern. Lesekompetenz bedeutet in diesem 
Sinne die Fähigkeit, geschriebene Texte unterschiedlicher Art in ihren Aussagen, Absichten 
und ihrer formalen Struktur zu verstehen und sie in einen größeren sinnstiftenden Zusammen-
hang einzuordnen, sowie in der Lage zu sein, Texte für verschiedene Zwecke sachgerecht zu 
nutzen (vgl. Baumert/Stanat/Demmrich 2001, S. 22). 

Die Tendenz hin zu einer funktionalen Betrachtung und Begründung erreicht aber auch 
andere Bereiche (Mathematik, Naturwissenschaften). Nach dem „Literacy-Konzept“ gehören 
zur mathematischen Grundbildung ein Verständnis der Rolle, die Mathematik in der sozialen,
kulturellen und technischen Welt spielt, und die Fähigkeit, Sachverhalte unter mathema-
tischen Gesichtspunkten angemessen zu beurteilen. Sie bedeutet aber auch die Fähigkeit 
zur aktiven Nutzung von Mathematik, um Anforderungen des Alltags zu bewältigen (vgl. Blum 
u. a. 2004). Diese mathematische Grundbildung berücksichtigt die Vorstellung der Teilhabe 
in einer durch Mathematik und Naturwissenschaften geprägten Kultur. Neben dieser betont 
sie auch die Vorstellungen von Mathematik als Problemlösewerkzeug oder als Sprache den 
Transferwert.

Zu naturwissenschaftlicher Bildung gehört das Verständnis grundlegender naturwis-
senschaftlicher Konzepte, die Vertrautheit mit naturwissenschaftlichen Denk- und Arbeits-
weisen sowie die Fähigkeit, dieses Konzept- und Prozesswissen v. a. bei der Beurteilung 
von naturwissenschaftlich-technischen Sachverhalten anzuwenden. Auch das Erkennen von 
Fragen, die naturwissenschaftlich untersucht werden können, und das Ziehen von Schluss-
folgerungen sowie das Wissen um die Grenzen naturwissenschaftlicher Erkenntnisse zählen 
zu dieser Grundbildung (vgl. OECD 2006, Prenzel u. a. 2007).

Neben Lesekompetenz, mathematischer und naturwissenschaftlicher Grundbildung, 
die für eine erfolgreiche Bewältigung der Anforderungen einer globalen Wissensgesellschaft 
unerlässlich sind, gewinnen auch Fremdsprachenkenntnisse, soziale, personale Kompetenzen 
(z. B. Kooperation, Teamarbeit) sowie motivationale Orientierungen und viele weitere Fähig-
keiten an Bedeutung. 

Internationalisierung und Austausch im Zuge wachsender weltweiter Vernetzung von 
Personen, Unternehmen und Staaten verändern den Stellenwert von Sprachkompetenzen. 
So ist nicht nur Englisch nun zur selbstverständlichen Weltsprache geworden, sondern auch 
die Beherrschung weiterer Fremdsprachen ist von Vorteil und erwünscht, wie auch die damit 
verbundene Vertrautheit mit unterschiedlichen Kulturen. Das Lernen von Fremdsprachen zielt 
verstärkt auf aktive Sprachkompetenz in Alltags- und Berufssituationen. 

Hierauf ist das deutsche Schulsystem noch nicht angemessen vorbereitet. Englisch 
wird zwar in den meisten Schulen unterrichtet, mittlerweile bereits in der Grundschule. Weitere 
Fremdsprachen werden jedoch fast nur im Gymnasium gelehrt, fi nden aber an Haupt- und 
Realschulen noch zu wenig Beachtung. Laut Angaben des Instituts der deutschen Wirtschaft 
in Köln lernten im Schuljahr 2005/2006 86,2 Prozent der Gymnasiasten neben Englisch noch 
weitere Fremdsprachen; an den Hauptschulen taten dies nur drei Prozent und an Realschulen 
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nur 39,4 Prozent der Schüler (vgl. Institut der deutschen Wirtschaft (iwd) 2007a). 
Im Jahr 2000 hatte der Europäische Rat in Lissabon die Verbesserung der Sprach-

kompetenz der europäischen Bürger zum strategischen Ziel erhoben. In Barcelona plädier-
te der Rat 2002 für das Erlernen von mindestens zwei Fremdsprachen vom frühesten Al-
ter an und für die Schaffung eines Sprachkompetenz-Indikators. Als positiv zu bewerten 
ist das Vorhaben der Europäischen Kommission, 2009 erstmals eine EU-weite Erfassung 
der Fremdsprachenkenntnisse (erste und zweite Fremdsprache) von europäischen Schü-
lern durchzuführen. In einer ersten Phase geht es um drei Arten von Kompetenzen: Lesen, 
Zuhören und Schreiben. In dieser Phase beschränkt sich die Erhebung auf die EU-weit am 
meisten gelehrten Fremdsprachen Englisch, Französisch, Deutsch, Spanisch und Italienisch. 
Die Erhebungsergebnisse sollen Referenzen für vorbildliche Praktiken geben und aufzeigen, 
welche Fortschritte im Laufe der Zeit beim Erlernen von Fremdsprachen erzielt werden. Au-
ßerdem sollen sie politischen Entscheidungsträgern, Lehrern und Lernenden Ideen liefern, 
wie Fremdsprachen besser gelehrt und gelernt werden können.

Mit Menschen aus anderen Kulturkreisen erfolgreich zu kommunizieren und bei der Zu-
sammenarbeit deren spezifi sche Konzepte der Wahrnehmung, des Denkens, Fühlens und 
Handelns zu erfassen und zu begreifen sowie die Vorstellung von verteiltem Wissen, zählen 
zu den so genannten interkulturellen Kompetenzen, die mit Blick auf die Globalisierung zu-
nehmend an Bedeutung gewinnen. 

Aber auch basale Fähigkeiten wie Perspektivenübernahme, Überwindung von Egozent-
rismus, Identitätsfi ndung in einer vielfältigen globalisierten und kontroversen Welt fi nden derzeit 
in der schulischen Vermittlung wie auch in der empirischen Forschung zu wenig Beachtung, 
obwohl sie zukünftig zu einer essenziellen Voraussetzung für ein erfolgreiches berufl iches und 
gesellschaftliches Leben werden. Dazu zählen beispielsweise auch der adäquate Umgang 
mit Ungewissheit, Ambiguitäts- und Frustrationstoleranz, Fähigkeit zur Selbstregulation, Auf-
geschlossenheit, Engagement und Interesse – nur einige Kompetenzen, die angesichts der 
dargestellten vielschichtigen Konsequenzen von Globalisierung in den Vordergrund rücken.

Die Auswirkungen der Wissensgesellschaft dokumentieren sich nicht nur in veränder-
ten Kompetenzmodellen, sondern auch in zwei weiteren Aspekten: Zum einen ist das Ende 
des „Vorratlernens“ erreicht. Es genügt zukünftig nicht mehr, den Erwerb von Wissen und 
Kompetenzen auf eine (frühe) Lebensphase zu beschränken. Gerade weil Prognosen über 
zukünftige Anforderungen immer ungewisser werden, muss die Vorstellung vom Lernen über 
die Lebensspanne verankert werden. Damit gewinnen auch fächerübergreifende und Meta-
Kompetenzen an Bedeutung (z. B. Schlüsselqualifi kationen, Cross curricular Competencies, 
Lernstrategien, Selbststeuerung etc.), denen ein höherer Transferwert zugesprochen wird. 
Zum anderen verändern sich auch Bildungsanforderungen, was eine curriculare Klärung in 
Hinblick auf beispielsweise folgende Fragen erfordert: Wie sehen Basiskompetenzen für be-
stimmte Wissens- und Weltbereiche aus, wie kann Wissen kumulativ aufgebaut werden oder 
welche Ebenen des Verstehens müssen erreicht werden, damit externe Wissensspeicher 
effi zient genutzt werden können? 

Diese Herausforderungen bedeuten eine erhebliche Neuakzentuierung überlieferter Bil-
dungsvorstellung, insbesondere vor dem Hintergrund, dass heute und in Zukunft fi xe norma-
tive Defi nitionen von Bildungszielen und Anforderungen obsolet geworden sind. Flexibilität ist 
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gefragt, ein Umdenken zum ständigen Problemlösen, sozialen Verständigen, Klären, Verge-
wissern und Neuausrichten.

Erfordernisse für die Umsetzung von Zielkonzeptionen. Neu sind auch Anstrengungen, 
Indikatoren für das Erreichen von (anspruchsvollen) Zielen zu defi nieren und damit einer Out-
putmessung zuzuführen. Internationale Schulleistungsstudien wie beispielsweise PISA, die 
sich daran orientieren, dienen dazu, Mitgliedstaaten der OECD über Stärken und Schwächen 
ihres Bildungssystems zu informieren und Bildungsergebnisse nach internationalen Maßstäben 
zu beurteilen. Durch die wiederholten Messungen nach längeren Abständen kann untersucht 
werden, ob eingeführte Maßnahmen ihre beabsichtigte Wirkung gezeigt haben (vgl. Prenzel 
u. a. 2004).

Allerdings muss darauf hingewiesen werden, dass jene Zielkonzeptionen, die Globali-
sierungseffekte erkennen lassen oder widerspiegeln, häufi g nur auf der konzeptuellen Ebene 
existieren. In konkreterer Weise existieren sie immerhin in Form von Testkonzeptionen und 
-instrumenten. Sie sind aber keineswegs breit und gleichmäßig implementiert, vielen Akteuren 
vor Ort nicht bekannt oder von diesen nicht akzeptiert. 

Die curricularen Herausforderungen der Globalisierung sind zu einem großen Teil erkannt 
und bekannt, konzeptuell wohl auch einigermaßen beschrieben, aber keineswegs Gemein-
gut, das das Handeln von Akteuren und Betroffenen deutlich beeinfl ussen könnte. Damit 
verbindet sich die Frage, wie Zieldiskurse in einer dynamisch sich entwickelten Wissensge-
sellschaft und globalisierten Welt zu führen wären. Derzeit noch ungelöst auf internationaler 
Ebene sind auch Fragen, auf welche Weise zum Beispiel wissenschaftliche Innovationen 
curricular für die Schule gefi ltert werden können oder wie Schulfächer so fl exibilisiert werden 
können, dass sie der Entwicklung neuer Forschungsfelder Rechnung tragen. Ungeklärt ist 
weiterhin, welche Zeiträume die Konstruktion und Implementation von Curricula in Anspruch 
nehmen dürfen. Ideen einer ständigen Curriculumrevision müssen verfolgt werden. Inwieweit 
die neuen Bildungsstandards ihrem Anspruch gerecht werden, fl exiblere Instrumente für die 
ständige Aktualisierung und für die schulnahe Umsetzung zu sein, wird in den nächsten 
Jahren zu prüfen sein. Immerhin stellen Bildungsstandards offenere Beschreibungen von An-
forderungen der Schulfächer an die Kompetenz der Schüler zu bestimmten Abschnitten der 
Schullaufbahn dar, die interpretationsbedürftig sind und auf unterschiedlichen Handlungs-
ebenen jeweils neu akzentuiert werden können.

4.2 Institutionelle Strukturen 

Organisationsform von Schule. Die institutionelle Struktur und das Organisationsmodell der 
Sekundarschule weisen weltweit sehr starke Ähnlichkeiten auf. Auch ist das Grundmodell 
von Unterricht und Schule international sehr ähnlich. Die Curricula und Stundentafeln sind in 
den meisten Fächern mehr oder weniger „universell“. Variationen bestehen zum Teil in den 
Zeiträumen und Zeitpunkten der Unterrichtung bestimmter Inhalte. 

Die Systeme unterscheiden sich international darin, wie lange die Schüler gemeinsam 
lernen. In vielen Staaten wie z. B. Schweden, Finnland oder Kanada fi ndet eine Leistungs-
differenzierung zu einem späten Zeitpunkt statt, in Deutschland erfolgt eine Zuteilung auf 
bestimmte weiterführende Schulformen hingegen vergleichsweise früh. Somit stehen sozial-
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integrativ organisierte Schulsysteme der gegliederten Struktur in Deutschland gegenüber (vgl. 
Döbert 2007). Der internationale Vergleich dieser Organisationsformen zeigt, dass durch eine 
äußere Differenzierung weder die beabsichtigten leistungshomogenen Lernmilieus hergestellt 
werden noch ein hohes Leistungsniveau erzielt wird.

In erfolgreichen Ländern zeichnen sich neue Entwicklungen ab wie z. B. das Aufl ösen 
herkömmlicher Jahrgangsklassen, das Bilden größerer thematischer Unterrichtsblöcke, die 
Verstärkung und Ausweitung von Zeiten des Selbststudiums etc. – insgesamt viele Bemü-
hungen, um das Umgehen mit heterogenen Lernvoraussetzungen zu verbessern und wei-
terzuentwickeln. Hier muss sich Deutschland an anderen Ländern orientieren, will es sein 
Schulsystem den Globalisierungserfordernissen entsprechend anpassen.

Kooperation, Lehrerausbildung und -weiterbildung. Ein Problem, mit dem das deut-
sche Schulwesen behaftet ist und das es mit Blick auf Globalisierungserfordernisse träge 
und unfl exibel macht, besteht zum einen darin, dass Kooperation auf der Ebene der Schule 
nur unzureichend hergestellt wird, und zum anderen darin, dass die Herausforderung an 
die Professionalisierung des Lehrpersonals im Sinne pädagogischer Akteure nicht erkannt 
wird. Dabei gäbe es durchaus Möglichkeiten, beispielsweise die Qualität des alltäglichen 
Unterrichts schneller weiterzuentwickeln, nämlich über Programme zur Professionalisierung 
von Lehrkräften in kooperativen Netzwerken (vgl. Ostermeier/Prenzel 2006) wie dies z. B. in 
einem Programm zur „Steigerung der Effi zienz des mathematisch-naturwissenschaftlichen 
Unterrichts“ (SINUS bzw. SINUS-Transfer) umgesetzt wird (vgl. Prenzel 2000). In diesem Pro-
gramm arbeiten Lehrpersonen kooperativ in Netzwerken an den eigenen Schulen und über 
Schulnetzwerke hinweg an Problembereichen des Unterrichts. Sie refl ektieren über Ziele zur 
Weiterentwicklung, erarbeiten Lösungspläne und überprüfen diese in ihrer Wirksamkeit. Allen 
inhaltlichen Problembereichen gemeinsam ist eine Umorientierung des Unterrichts hin zu den 
individuellen Lernwegen der Schüler (vgl. Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (BLK) 1997). Das Programm dokumentiert positive Entwicklungen in 
der Verbesserung der Qualität des Unterrichts, der kooperativen Zusammenarbeit der Lehr-
personen und in den Kompetenzen der Schüler (vgl. Prenzel u. a. 2005). Derartige Programme 
müssten in der Breite umgesetzt werden, fl ächendeckende Unterstützungssysteme bereit-
gestellt werden, die Professionalisierung und Qualitätsentwicklung mit einer Neukonzeption 
der Lehrerbildung verbunden werden wie mit einem standardbezogenen Rückmeldesystem 
und organisatorischen Maßnahmen, die den Schulen die Freiheiten für effektives Arbeiten 
geben und sie gleichzeitig für ihre Arbeit verantwortlich machen.

Schulautonomie. Eine weitere Anpassung an die Herausforderungen der Globalisierung 
betrifft die Steuerung der Schule: Mehr Autonomie ist überfällig im Sinne erweiterter Hand-
lungsmöglichkeiten der Schulleitung oder mehr Verantwortung in Personal- und Prozessfragen 
vor Ort. Diese Ebene wird in Zukunft eine entscheidende Rolle spielen, um kurzfristig und 
kompetent auf Veränderungen reagieren zu können. Die positiven Effekte von mehr Auto-
nomie auf die Schülerleistungen sind schon in internationalen Vergleichsstudien wie auch 
Modellprojekten mehrfach belegt worden (vgl. Wößmann 2005a, 2005b; Institut für Schulent-
wicklungsforschung 2006; vbw 2007).
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4.3 Unterrichtskonzeptionen

Unterrichtskonzeptionen, die den Anforderungen der Wissensgesellschaft besser gerecht 
werden, sind seit geraumer Zeit in der Diskussion, weniger allerdings in der Schulrealität an-
gelangt. Auch international wird über eine große Stabilität und Tradierung von Unterrichtszugän-
gen berichtet. Die Ergebnisse empirischer Studien weisen häufi g darauf hin, dass „innovative“ 
Unterrichtsansätze aufgrund einer unzureichenden Umsetzung in der Praxis  noch stärker 
hinter den eigenen Zielansprüchen zurückbleiben als „traditionelle“ Ansätze und generell 
mögliche „tiefenwirksame“ Effekte ausbleiben. Ähnlich sieht die Befundlage aus, wenn die 
technologischen Möglichkeiten „neuer“ Medien für Unterrichtsansätze genutzt werden. Die 
Unterrichtsforschung der letzten Jahrzehnte kann man darüber hinaus einerseits als zu wenig 
experimentierfreudig, andererseits als zu wenig schulnah bezeichnen, so dass sie insgesamt 
die Unterrichtsentwicklung in der Praxis noch nicht ausreichend anregt und unterstützt. Den-
noch scheint in einigen Staaten die Bereitschaft stärker ausgeprägt zu sein, neue Unterrichts-
zugänge zu entwickeln und praxistauglich zu machen.

Konzeptuell existieren wiederum viel innovative Unterrichtsansätze, die auf selbst-
ständiges Lernen, tieferes Verstehen, Problemlösen, soziales Lernen abzielen und im engeren 
Sinne erweiterte Lehr-Lernformen darstellen (z. B. „powerful learning environments“ oder 
„konstruktivistische“ Ansätze der Vanderbilt-Gruppe, von Bransford oder Pellegrino).

Bei internationalen Vergleichen vergrößert sich die Varianz an Unterrichtszugängen be-
merkbar, dennoch zeigen z. B. die in Folge von TIMSS durchgeführten Videostudien zum 
Mathematik- und Naturwissenschaftsunterricht (vgl. Hiebert u. a. 2003; Roth u. a. 2006; 
Seidel u. a. 2006), dass in besonders erfolgreichen Staaten letztlich doch sehr ähnliche Un-
terrichtszugänge vorherrschen. 

Betrachtet man allerdings wiederum die vorherrschende Unterrichtsrealität, dann sind 
bisher auf nationaler Ebene, insbesondere in Deutschland, selten innovative Unterrichtsansätze 
vorzufi nden. Es überwiegt ein herkömmlicher, kleinschrittiger, lehrergesteuerter Unterricht, in 
dem wenig Einzelarbeits- und Gruppenarbeitsphasen vorgesehen sind, Problemlösen und 
Umgehen mit Fehlern praktisch nicht vorkommen, Lernstrategien nicht explizit angesprochen 
werden und auf bedeutungsvolle Kontexte verzichtet wird. 

Die in der neueren Lehr- und Lernforschung propagierten Ansätze sind hier keineswegs 
Unterrichtsalltag. Auch die betonten Veränderungen in der Lehrerrolle, die sich vom Wissens-
vermittler zum Lernbegleiter hin wandeln sollte, sind in der Fläche nicht zu erkennen. Beson-
ders in Deutschland bleiben viele Möglichkeiten ungenutzt, kooperative Lehr-Lernformen für 
kognitives und soziales Lernen einzusetzen oder individuelle Arbeitsformen anzuwenden, die 
dem Lernen des Lernens und der Berücksichtigung unterschiedlicher Lernvoraussetzungen 
gerecht werden. 

Bedenklich ist auch, dass in Deutschland bis heute neue Medien im Unterricht ein Schat-
tendasein führen. Dies zeigte sich bereits in der PISA-Studie im Jahr 2000 und veränderte 
sich nur geringfügig über die Erhebungen in den Jahren 2003 und 2006 (vgl. Tabelle 2). In kei-
nem anderen OECD-Staat wurde beispielsweise der Computer so selten als Lernwerkzeug 
in der Schule eingesetzt wie in Deutschland. Der Anteil regelmäßiger Computernutzer stieg 
in Deutschland von nur 16 Prozent im Jahr 2000 auf gerade 23 Prozent im Jahr 2003 und 
auf 31 Prozent im Jahr 2006 an, während im OECD-Durchschnitt dieser Anteil bei 36 Pro-
zent (2000) bzw. 43 Prozent (2003) und 56 Prozent (2006) lag (vgl. Senkbeil/Wittwer 2007). 
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Darüber hinaus gelingt es den Schulen in Deutschland nicht, eine ähnlich hohe Vertrautheit 
und Sicherheit im Umgang mit neuen Medien zu vermitteln wie dies eine selbstständige 
Aneignung außerhalb der Schule erreicht. Bedauerlicherweise weisen beispielsweise gerade 
die Schüler die geringste Computerkompetenz (45,69 Punkte) auf, die ihre Computerfähig-
keiten in der Schule erworben haben, und jene Schüler die höchsten Kompetenzwerte (55,30 
Punkte), die sich ihr Computerwissen auf autodidaktische Weise aneigneten (vgl. Senkbeil/
Drechsel 2004). 

Tabelle 2: Schüleranteile mit regelmäßiger häuslicher und schulischer Computernutzung in PISA 2006 und 

 PISA 2003 (vgl. Senkbeil/Wittwer 2007)

 

Regelmäßige häusliche Computernutzung Regelmäßige schulische Computernutzung

PISA 2006 PISA 2003 Differenz PISA 2006 PISA 2003 Differenz

Teilnehmerstaat % (S.E.) % (S.E.) % (S.E.) % (S.E.)

Niederlande 97 (0.3) KT 65 (1.4) KT

Island 97 (0.3) 89 (0.6) 8 53 (0.7) 41 (0.8) 13

Norwegen 96 (0.3) KT 54 (1.8) KT

Schweden 96 (0.4) 89 (0.5) 7 47 (1.6) 48 (1.5) -2

Dänemark 95 (0.4) 84 (0.7) 11 65 (1.6) 68 (1.6) -3

Kanada 94 (0.3) 90 (0.3) 5 47 (1.0) 40 (0.9) 6

Australien 94 (0.3) 87 (0.5) 7 73 (1.1) 59 (1.0) 14

Finnland 93 (0.4) 78 (0.6) 16 51 (1.6) 36 (1.5) 15

Korea 93 (0.4) 86 (0.6) 7 36 (2.6) 29 (1.9) 7

Belgien 93 (0.3) 84 (0.5) 9 55 (1.3) 27 (0.9) 28

Schweiz 93 (0.4) 81 (0.6) 11 43 (1.5) 30 (1.4) 13

Deutschland 90 (0.5) 82 (0.6) 8 31 (1.5) 23 (1.2) 8

Österreich 89 (0.5) 81 (0.8) 8 73 (1.3) 53 (2.0) 20

Portugal 87 (0.7) 78 (0.9) 10 60 (1.2) 34 (1.5) 26

Neuseeland 87 (0.6) 79 (0.7) 8 50 (1.2) 43 (1.2) 7

Spanien 86 (0.6) KT 42 (1.7) KT

Tschechische Republik 85 (0.8) 70 (0.9) 15 69 (1.6) 41 (1.6) 28

Italien 85 (0.5) 76 (0.8) 9 50 (1.5) 51 (2.0) -1

Ungarn 84 (0.8) 67 (1.0) 17 85 (1.0) 80 (1.2) 5

Polen 81 (0.7) 59 (1.1) 22 61 (2.4) 44 (1.8) 16

Slowakische Republik 77 (0.9) 65 (1.0) 13 65 (1.8) 42 (1.5) 23

Irland 77 (0.8) 62 (0.9) 15 47 (1.8) 24 (1.4) 23

Griechenland 72 (0.8) 57 (1.2) 16 58 (1.7) 45 (2.4) 13

Türkei 53 (1.7) 48 (2.1) 6 53 (2.4) 46 (3.5) 7

Japan 52 (1.1) 37 (1.2) 15 50 (2.5) 26 (2.3) 24

OECD* 86 (0.3) 75 (0.2) 11 56 (0.6) 43 (0.3) 13

* Für die Berechnung des OECD-Mittelwerts wurden nur die Staaten berücksichtigt, die sowohl in PISA 2003 als    
auch in PISA 2006 an der Befragung zur Computervertrautheit teilgenommen haben.
KT.: nicht teilgenommen an der Befragung zur Computervertrautheit.
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Mit Blick auf die englischsprachigen und skandinavischen Länder, in denen die Schüler 
vielfältiger und intensiver Computererfahrung und -nutzung begegnen, offenbart sich in 
Deutschland eine sehr geringe und darüber hinaus auch äußerst ineffi ziente Nutzung neuer 
Medien als Lernmittel (vgl. Senkbeil/Drechsel 2004). 

Die Herausforderungen neuerer Medien im Kontext der Wissensgesellschaft werden 
an deutschen Schulen also zu wenig genutzt, womit die Gefahr verbunden ist, dass für eine 
große Gruppe von Schülern erhebliche Probleme in ihrem zukünftigen Ausbildungs- und Be-
rufsleben zu befürchten sind.

Zusammengefasst ist festzustellen, dass erhebliche Begründungs- und Forschungsde-
fi zite existieren, die einer produktiven Auseinandersetzung mit Globalisierungserfordernissen 
im Bildungsbereich entgegenstehen. Es ist zu befürchten, dass die Institution Schule insge-
samt (mit kleinen Variationen zwischen Staaten) relativ schlecht auf die Anforderungen einer 
Wissensgesellschaft vorbereitet ist und mit Blick auf Globalisierungserfordernisse nicht in der 
Lage ist, kurzfristig und fl exibel auf veränderte Anforderungen zu reagieren. 
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5 Globalisierung und ihre Konsequenzen 
 und Erfordernisse für die Berufsausbildung    

5.1 Organisationsformen der Berufsausbildung im 
 internationalen Vergleich

Die berufl iche Aus- und Weiterbildung wird in modernen Gesellschaften unterschiedlich orga-
nisiert. Diese Organisationsformen haben weit reichende Implikationen für den Zeitpunkt des 
Berufseintritts, die Art und Weise, wie in einer Gesellschaft Arbeitsplätze mit Arbeitskräften 
besetzt werden und für die Fähigkeit der Arbeitskräfte und Arbeitsorganisationen, sich auf 
neue Anforderungen im Globalisierungsprozess fl exibel und lernend einzustellen (vgl. Bloss-
feld 2006).

Der internationale Vergleich zeigt Länder, die die berufl iche Ausbildung in Form schuli-
scher Ausbildungsgänge (z. B. Frankreich, Luxemburg, Niederlande, Belgien) organisieren. 
Andere Länder bilden hauptsächlich in Form eines „Trainings on the job“ am Arbeitsplatz aus 
(z. B. USA, Vereinigtes Königreich, Italien, Spanien). Die in Deutschland vorherrschende Form 
des dualen Berufsausbildungssystems, das parallel in Betrieb und Berufsschule ausbildet, 
gibt es in dieser Form nur in wenigen Ländern (wie Österreich, Schweiz, Dänemark). 

Das unreglementierte und unzertifi zierte „Training on the job“ und die rein schulische 
Berufsausbildung haben den Vorteil, dass sie die Arbeitskräfte weniger durch soziale Defi nitio-
nen auf enge berufl iche Aufgabengebiete festlegen. Neue Generationen von Berufsanfängern 
werden in diesen beiden Systemen rascher an neu entstehende, zukunftsorientierte Berufs-
tätigkeiten herangeführt („hohe Generationenfl exibilität“), als das beim dualen System der Fall 
ist, in dem immer wieder erst neue Ausbildungsberufe in einem langwierigen Aushandlungs-
prozess zwischen Arbeitgebern, Gewerkschaften und dem Staat geschaffen werden müssen. 
In Ländern mit „Training on the job“ ist der Übergang von un- und angelernten zu qualifi -
zierten Positionen dagegen eher fl ießend. Das heißt, im Zuge des Globalisierungsprozesses 
kommt es sowohl zu häufi geren Aufstiegen als auch zu vergleichsweise mehr Abstiegen und 
damit zu einer geringeren sozialen Sicherheit im Karriereverlauf (vgl. Blossfeld 2006). Rein 
schulische bzw. rein auf Lernen am konkreten Arbeitsplatz ausgelegte Ausbildungssysteme 
weisen jedoch im Globalisierungsprozess auch signifi kante Nachteile auf: Sie konfrontieren 
junge Auszubildende oftmals entweder nur unzureichend mit realistischen Arbeitsmarkther-
ausforderungen und statten sie nur bedingt mit praktischen Problemlösungskompetenzen 
aus (schulbasierte Systeme) oder legen Arbeitskräfte zu sehr auf die innerhalb einer spezifi -
schen Firma benötigten Kenntnisse und Qualifi kationen fest („Training on the job“). 

5.2 Das duale System – Zurückbleiben hinter den 
 Möglichkeiten durch zahlreiche Probleme und Rigiditäten

5.2.1 Pragmatischer Kompromiss und aktuelle Probleme

Verglichen mit den Extremen einer rein schulischen oder rein praktischen Berufsausbildung 
stellt das deutsche duale Berufsbildungssystem grundsätzlich einen „pragmatischen Kom-
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promiss“ dar (vgl. Blossfeld/Stockmann 1999, S. 7f.). Für die Berufsanfänger ist es zunächst 
von Vorteil, dass der Erwerb berufl icher Qualifi kation überbetrieblich durch ein anerkanntes 
Zertifi kat abgesichert ist. Denn diese Zertifi kate können für die Arbeitskräfte und die Arbeitge-
ber beim Berufseinstieg und im späteren Berufsverlauf einen hohen Informations- und Orien-
tierungswert über berufl iche Kenntnisse und mögliche Einsatzfelder darstellen (vgl. Blossfeld 
2006). Entsprechend verläuft in Deutschland der Übergang von der berufl ichen Ausbildung 
in das Berufsleben im internationalen Vergleich relativ reibungslos und traditionell unter Ver-
meidung hoher (Jugend-)Arbeitslosigkeitsraten (wie etwa in Südeuropa). Die Kombination 
von theoretischem Lernen in der Berufsschule und praktischer Ausbildung am Arbeitsplatz 
schafft für die Jugendlichen eine institutionelle Brücke zwischen dem Bildungssystem und 
den Firmen (vgl. Blossfeld 2006). Deutsche Auszubildende steigen zudem meist auf Stellen in 
den Arbeitsmarkt ein, die ihrer individuellen Qualifi kation entsprechen, und werden nicht (wie 
etwa in den vergleichsweise unstandardisierten Systemen Frankreichs oder der USA) mit ho-
her Erwerbsunsicherheit und häufi gen Arbeitsplatzwechseln zu Beginn ihrer Erwerbskarriere 
konfrontiert (vgl. Blossfeld/Stockmann 1999, S. 10f.). 

Den leichteren Übergang von einer betrieblichen Ausbildung in das Beschäftigungssys-
tem erkauft Deutschland allerdings mit einer hohen Selektivität an der ersten Schwelle (von 
der Schule in die Ausbildung) und mit einer hohen Rate an Ausbildungsabbrüchen: 2006 
lösten 119.399 Jugendliche ihren Ausbildungsvertrag vorzeitig, was einer Abbrecherquote 
von 19,8 Prozent entspricht (vgl. Statistisches Bundesamt 2007). Dass jeder Fünfte eine 
Ausbildung abbricht, weist auf Defi zite der dualen Berufsausbildung in ihrer bestehenden 
Form hin. Zwar beendeten im Jahr 2006 etwa 50 Prozent der Ausbildungsabbrecher ihr
Ausbildungsverhältnis bereits nach dem ersten Lehrjahr, aber etwa 17 Prozent lösten 
ihren Ausbildungsvertrag auch noch im dritten Ausbildungsjahr (vgl. Statistisches Bundesamt 
2007). Die Arbeitslosenquote der 15- bis 24-Jährigen in Deutschland nimmt daher zu und 
liegt mittlerweile mit 15,2 Prozent nur noch knapp unter dem OECD-Durchschnitt von 17,2 
Prozent und hinter der von Österreich, Dänemark, den Niederlanden und Großbritannien (vgl. 
Euler/Severing 2006; Rothe/Tinter 2007).

Eine problematische Entwicklung in der dualen Ausbildung besteht aktuell darin, dass 
die angebotenen Ausbildungsstellen hinter der Nachfrage zurückbleiben. 2006 kamen bei-
spielsweise auf 100 Ausbildungsnachfrager 94,6 angebotene Stellen (vgl. BMBF 2007a). 
Mittel- bis langfristig ist dies besonders auf eine verschobene Kosten-Nutzen-Relation für 
Betriebe insofern zurückzuführen, als in den letzten zehn bis 15 Jahren die Kosten der Aus-
bildung für die Betriebe substanziell gestiegen und gleichzeitig einige Nutzenkomponenten 
gesunken sind (vgl. Wößmann 2004; Wolter/Mühlemann/Schweri 2006; Mühlemann u. a. 
2007a, 2007b zur Bedeutung der Kosten-Nutzen-Relation im Ausbildungsmarkt). Auf der 
Kostenseite der Betriebe sind die immensen Steigerungen der Ausbildungsvergütungen in 
der ersten Hälfte der 1990er Jahre zu nennen. So haben sich die Ausbildungsvergütungen 
seit 1976 mehr als verdreifacht, während Löhne und Gehälter beispielsweise nur um den 
Faktor 2,5 angestiegen sind (vgl. Wößmann 2004). Zeitgleich mit den gestiegenen Kosten hat 
sich die Nutzenseite für die ausbildenden Betriebe verschlechtert. Zum einen ist die Anzahl 
der Tage, die ein Lehrling tatsächlich am betrieblichen Arbeitsplatz verbringt, gesunken (z. B. 
zwischen 1991 und 2000 von etwa 134 auf 124 Tage), da sich die Zeit in der Berufsschule 
dementsprechend verlängert hat. Zum anderen ist die im Durchschnitt gesunkene Anzahl der 
Lehrjahre zu nennen, die den Nutzen für die Betriebe reduzieren, da Lehrlinge oft erst ab dem 
dritten Ausbildungsjahr produktiv im Betrieb eingesetzt werden können. 
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In der Schweiz umfasst beispielsweise die Lehrdauer in technisch-industriell anspruchs-
vollen Lehrberufen vier Jahre (vgl. Wolter 2007). Dementsprechend könnte in Berufen mit 
gestiegenen Anforderungen eine Verlängerung der Lehrzeit angeraten sein, um sowohl den 
Lehrlingen genügend Kompetenzen zu vermitteln als auch Ausbildung für den ausbildenden 
Betrieb noch lohnend zu halten, wie in Reformen in der Schweiz geschehen.

Die ausbildungsbezogene Kosten-Nutzen-Abwägung der Betriebe wird letztlich auch 
durch die wirtschaftliche Lage beeinfl usst, was die Situation im Jahr 2006 abgemildert hat. 
Industriebetriebe, deren Ausbildungskosten besonders hoch sind, bilden hauptsächlich zur 
Sicherung des eigenen Fachkräftenachwuchses aus. Sie werden also nur dann in Lehrlin-
ge investieren, wenn sie diese anschließend auch einstellen können. Durch den generellen 
berufsstrukturellen Wandel und damit verbundene Mobilitätsprozesse wird letztlich im Trend 
auch der erwartete zukünftige Nutzen für den ausbildenden Betrieb geringer. Um einen An-
stieg der angebotenen Ausbildungsplätze zu erreichen, müssten daher die Nutzenseite für 
die Betriebe verbessert und die Ausbildungskosten gesenkt werden, was eine effektivere 
Organisation des produktiven Einsatzes der Lehrlinge in den Betrieben oder aber eine Verrin-
gerung der Ausbildungsvergütung bedeuten würde (vgl. Wößmann 2004).

5.2.2 Defi zite und Probleme des dualen Systems im Zuge der Globalisierung

Die Dualität aus theoretischem Lernen einerseits und praktischer Berufserfahrung ande-
rerseits, wie sie im dualen Berufsbildungssystem angelegt ist, stellt prinzipiell eine gute 
Möglichkeit dar, um den Herausforderungen der Globalisierung und damit einhergehenden 
Veränderungen des Beschäftigungssystems begegnen zu können. Allerdings ist das duale 
Berufsbildungssystem aktuell mit zahlreichen Problemen und Rigiditäten behaftet, die die 
positive Grundkonzeption überlagern und seine Angemessenheit an die Erfordernisse der 
Globalisierung gefährden. 

Soll die duale Berufsausbildung in einer zunehmend globalisierten Welt nicht zur Bedeu-
tungslosigkeit verkommen, müssen diese Probleme gelöst werden.

5.2.2.1 Mangelnde Flexibilität
Die allzu tiefe Binnenstrukturierung der deutschen dualen Ausbildung bremst die im Zuge 
der Globalisierung immer häufi ger und schneller anfallenden Aktualisierungen. Die Reaktion 
des Ausbildungssystems auf die Anforderungen des Beschäftigungssystems wird zwar zum 
einen durch die Schaffung neuer Berufe und Neuordnung alter Berufe und zum anderen 
durch Spezialisierungen innerhalb einzelner Berufe berücksichtigt. Diese so genannte Ord-
nungsarbeit ist aber mit einem sehr hohen Abstimmungs- und Zeitaufwand verbunden. Von 
1996 bis 2007 mussten insgesamt 284 Ausbildungsordnungen modernisiert oder neu einge-
führt werden (vgl. Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) 2007a). Die Zahl der Berufe wurde 
dabei zwar von 606 im Jahr 1971 auf 344 heute deutlich reduziert (vgl. BIBB 2007b, Stand 
01.08.2007), sie liegt aber immer noch bei Weitem über den Zahlen in Österreich und der 
Schweiz. Dort existieren aktuell nur etwa 257 (Österreich, vgl. Institut für Bildungsforschung 
der Wirtschaft (ibw) 2007) bzw. 200 Berufe (Schweiz, vgl. Bundesamt für Berufsbildung und 
Technologie (BBT) 2007), die sogar noch weiter reduziert werden sollen. 
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Berufsindividuelle Formen der Spezialisierung haben innerhalb eines Berufes zwar einen 
Sinn, erschweren allerdings den Wechsel zwischen den Berufen, die Zusammenführung 
überlappender Inhalte verwandter Berufe und eine Systematisierung des Übergangs in Wei-
terbildung und Hochschule (vgl. Euler/Severing 2006). Deshalb erweist sich die sehr de-
taillierte Festschreibung berufl icher Karrieren durch eine Vielzahl verschiedener zertifi zierter 
und sich meist wechselseitig ausschließender Qualifi kationspfade im Globalisierungsprozess 
zunehmend als zu rigide. Insbesondere in Zeiten eines umfassenden und rapiden berufs-
strukturellen Wandels stellt die enge Kopplung berufl icher Laufbahnen an früh im Lebenslauf 
erworbene Zertifi kate oft ein wesentliches Mobilitätshemmnis dar, das eine Reaktion auf am 
Arbeitsmarkt nachgefragte Qualifi kationen erschwert. 

Die duale Berufsausbildung erleichtert zwar den Einstieg in das Erwerbsleben, die be-
rufsspezifi schen Ausbildungsinhalte werden aber im Zuge der beschleunigten strukturellen 
Wandlungen immer schneller obsolet, was zu einer steigenden Erwerbslosigkeit in höheren 
Altersstufen führt. Eine empirische Studie, die Abschreibungsraten allgemeiner und berufl icher 
Ausbildungsinhalte in einem Zeitraum von 1979 bis 1999 anhand subjektiver Einschätzungen 
von Erwerbstätigen ermittelte, bestätigt dies recht anschaulich (vgl. Ludwig/Pfeiffer 2006). 
Die Ergebnisse der Studie basieren auf vier repräsentativen Befragungen von Erwerbstätigen 
zur aktuellen Tätigkeit und zur Verwertbarkeit allgemeiner und berufl icher Ausbildungsinhalte 
(Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)-/BIBB-Umfragen). Sie belegen, dass 
berufl iche Ausbildungsinhalte im Erwerbsleben eine statistisch nachweisbare Abschreibung 
erfahren, die im Zeitverlauf zugenommen hat und 1998/1999 bei einer jährlichen Abschrei-
bungsrate von 0,44 Prozent lag. Während die erwartete Abschreibungsrate berufl icher Aus-
bildungsinhalte im Jahr 1979 nach 35 Jahren Berufserfahrung 4,1 Prozentpunkte betrug, wird 
sie für 1998/1999 mit 15,2 Prozentpunkten angegeben. Somit hat sich die Abschreibungs-
rate in 20 Jahren verdreifacht, was eine deutlich nachlassende Verwertbarkeit berufl icher 
Ausbildungsinhalte bedeutet. Für Akademiker konnte eine Abschreibung von Studieninhalten 
im Erwerbverlauf hingegen nicht nachgewiesen werden. Die Ergebnisse dieser Untersuchung 
deuten darauf hin, dass allgemeine Ausbildungsinhalte in Zeiten der Globalisierung eine hö-
here langfristige Verwertbarkeit für das Erwerbsleben aufweisen als berufl iche. 

Durch die steigende Abschreibungsrate berufl icher Ausbildungsinhalte wird die ver-
gleichsweise hohe Arbeitslosigkeit in späteren Altersstufen zum Problem. Die Arbeitslo-
senquoten, differenziert nach Altersgruppe und höchstem erreichten Bildungsgrad, sind für 
Deutschland und beispielhaft für Österreich im Vergleich zum EU-Durchschnitt für 2007 (zwei-
tes Quartal) in Abbildung 10 dargestellt. Die Abbildung verdeutlicht, dass die Jugendarbeits-
losenquote in Deutschland zwar deutlich unter dem EU-Durchschnitt liegt, die von Österreich 
aber übersteigt. Die Abbildung zeigt auch, dass die Arbeitslosigkeit in höheren Altersstufen 
in Deutschland deutlich über der in Österreich und dem EU-Durchschnitt liegt, insbesondere 
dann, wenn die Personen nicht über einen Abschluss im Tertiärbereich verfügen.

Abbildung 11 stellt den Altersverlauf der Arbeitslosigkeit für Personen mit und ohne 
berufl iche Lehre in Deutschland noch detaillierter dar. Unter den Personen mit Lehrabschluss 
steigt die Arbeitslosenquote von den 35- bis 44-Jährigen zu den 45- bis 64-Jährigen von 
8,2 Prozent auf 10,0 Prozent an, eine Zunahme, die weder unter den Hochschulabsolventen 
noch unter den Personen ohne Berufsabschluss zu beobachten ist. Dies könnte auf eine 
verstärkte Abschreibung der Bildungsinhalte der Lehrberufe hindeuten. 
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Abbildung 10: Arbeitslosenquoten 2007 (zweites Quartal) nach Altersgruppe und höchstem erreichten 
   Bildungsgrad für Deutschland und Österreich im Vergleich zur EU (vgl. Eurostat 2007)

Abbildung 11: Arbeitslosenquoten 2005 nach Altersgruppe und Qualifi kation (vgl. Reinberg/Hummel 2007)
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Eine Studie von Krueger und Kumar (2004a, 2004b) legt nahe, dass die berufsspezifi -
sche Ausbildung in Zeiten schnellen technologischen Wandels im Informationszeitalter eine 
Erklärung für den Wachstumsrückstand Europas gegenüber den Vereinigten Staaten sein 
kann. Den unterschiedlichen bildungspolitischen Ausrichtungen (berufsspezifi sche vs. allge-
meine Ausbildungsinhalte) kommt den Kalibrierungsuntersuchungen zufolge quantitativ eine 
zentrale Rolle für die Wachstumsunterschiede zu. 

Gegenwärtige Reformen des berufl ichen Bildungswesens streben zwar eine partielle 
„De-Spezialisierung“ in Form einer Ausweitung der universellen, bereichsunspezifi schen Aus-
bildung an, sind jedoch bislang noch unzureichend.

5.2.2.2 Mangelnde Durchlässigkeit und Anschlussfähigkeit
Ein zweites großes Problem stellt die mangelnde Durchlässigkeit zwischen dem dualen Aus-
bildungssystem und vor-, parallel- und nachgelagerten Bildungsgängen dar. Ein hoher Anteil 
an Jugendlichen mündet am Übergang von der Schule in die Berufsausbildung zunächst in 
eine Vorbereitungsmaßnahme für eine Berufsausbildung (2004 waren es 39,5 Prozent, vgl. 
Konsortium Bildungsberichterstattung 2006, S. 80). Die Anrechnung der erworbenen Kennt-
nisse ist nicht systematisch geregelt, d. h., das Übergangssystem stellt häufi g nur eine Warte-
schleife dar. Das Erlernte wird im besten Fall bei der Ausbildung wiederholt, im schlechtesten 
Fall fi ndet es keine Anerkennung im weiteren Bildungsverlauf (vgl. Euler/Severing 2006). 

Die duale Ausbildung in Deutschland bietet (zum Teil im klaren Gegensatz zu Österreich 
und der Schweiz) auch in ihrem Verlauf keine defi nierten Einstiegspunkte für anderweitig 
Vorqualifi zierte. Zwischeneinstiege sind schwierig und vorzeitige Ausstiege führen nicht zu 
einer Anerkennung der erworbenen Qualifi kation. Es fehlen defi nierte Übertrittspunkte zwi-
schen parallelen Bildungsgängen (z. B. zwischen vollzeitschulischen und betrieblichen Aus-
bildungen). Ein Wechsel der Lernorte, z. B. vollzeitschulische Ausbildung im ersten Jahr und 
betriebliche Ausbildung im zweiten Jahr, ist schwer möglich. Auch ist die Anschlussfähigkeit 
zu weiterführenden Bildungsangeboten unzureichend. Der Übergang in eine Fachhochschul- 
oder Universitätsausbildung ist häufi g immer noch durch schwierige Zulassungsvorausset-
zungen und kaum existente Anrechnungsverfahren gekennzeichnet, die zudem noch für jedes 
Bundesland spezifi sch sind (vgl. Euler/Severing 2006). 

Es ist empirisch belegt, dass sich Personen mit einem Berufsbildungsabschluss auf 
der Sekundarstufe II signifi kant weniger an Weiterbildung beteiligen als Personen mit einem 
tertiären Abschluss (vgl. Wolter 2002). Dies gilt insbesondere für Personen, die durch das 
deutsche duale System gegangen sind. Personen mit einem tertiären Abschluss in der wei-
terführenden Berufsbildung, d. h. Fachhochschulen oder höherer Berufsbildung, beteiligen 
sich nicht signifi kant weniger an Weiterbildung als Absolventen von Universitäten.

Das duale System steht im Zuge der Bildungsexpansion zunehmend vor dem Problem, 
dass sich im Verdrängungswettbewerb durch die jeweils Höherqualifi zierten die Berufs- und 
Karrierechancen der Personen mit Berufsausbildung immer mehr verschlechtern. Bei der Zu-
teilung von Planungs- und Leitungsfunktionen der Dienstleistungsklassen werden deswegen 
schulische und universitäre Bildungsabschlüsse immer mehr in den Vordergrund rücken (vgl. 
Blossfeld 2006). Selbst wenn eine Person mit Berufsausbildung über vergleichbare „tertiäre“ 
Kompetenzen verfügt, werden diese häufi g nicht anerkannt bzw. fällt eine zertifi zierte Höher-
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qualifi kation schwer. Die Folge ist eine wachsende Stigmatisierung von Berufsbildungsab-
schlüssen gegenüber Hochschulabschlüssen. 

Generell fehlt es im dualen System an ausreichenden Möglichkeiten für leistungsstar-
ke Jugendliche, Zusatzqualifi kationen zu erwerben, Weiterbildung zu besuchen, einen An-
schluss an die Hochschule zu erhalten oder individuell die Lernzeit zu fl exibilisieren.

5.2.2.3 Schlechte Chancen für Leistungsschwache
Im dualen System existiert nur ein kurzes Zeitfenster von drei bis vier Jahren für den Einstieg in 
die Ausbildung, das leistungsschwachen und benachteiligten Jugendlichen oft verschlossen 
bleibt. Sinnlose Warteschleifen sowie Konkurrenz von Altbewerbern und Neubewerbern um 
Ausbildungsplätze führen dazu, dass ein hoher Prozentsatz an Jugendlichen auf Dauer unge-
lernt bleibt, da sie während dieses Zeitfensters keinen Einstieg in das duale Ausbildungssys-
tem fi nden (aktuell etwa 15 Prozent der 20- bis 29-jährigen Jugendlichen, vgl. BMBF 2007a). 
Eine lebenslange Ausgrenzung dieser ungelernten Personen ist häufi g die Folge, da sie ohne 
das Ausbildungszertifi kat von qualifi zierten Arbeitsmärkten praktisch ausgeschlossen werden 
(vgl. Blossfeld 2006). Die Arbeitsmarktsituation gering qualifi zierter Menschen hat sich in allen 
westlichen Industriestaaten in den vergangenen Jahren merklich verschlechtert. Sie bleiben 
auf globalisierten (Arbeits-)Märkten meist chancenlos, vor allem, da gering qualifi zierte Tätigkei-
ten (z. B. manueller Art und in der Industrie) durch den massiven technologischen Fortschritt 
zunehmend entfallen oder in das Ausland verlagert werden.

5.2.2.4 Mangelnde Transparenz
Nicht nur die mangelnde Anschlussmöglichkeit an weiterführende Bildungsgänge sowie 
die Anrechnung berufl ich erworbener Qualifi kationen ist eng mit der fehlenden Transparenz 
der erworbenen Kompetenzen im dualen Ausbildungssystem verknüpft. Auch bei Ausbil-
dungsabbruch oder einem Ausbildungswechsel innerhalb des dualen Systems herrscht 
keine Transparenz über bisher erworbene Kompetenzen. Unnötige Wiederholungen und 
Überschneidungen von Lerninhalten sind die Folge. Individuelle Kompetenzen – erworben 
in Ausbildungsvorbereitungsmaßnahmen, betrieblicher oder außerbetrieblicher Ausbildung 
– werden derzeit nicht transparent dokumentiert und zertifi ziert. Es fehlt somit eine Überset-
zungshilfe zwischen den Bildungssystemen und dem Beschäftigungssystem.

5.2.2.5 Mangelnde Vergleichbarkeit 
Das duale System ist im internationalen Vergleich eher ein deutscher Sonderweg, womit eine 
mangelnde Vergleichbarkeit von erworbenen Qualifi kationen verbunden ist. Im Zuge der Glo-
balisierung kommt es zu größerer Migration von Arbeitskräften innerhalb von Konzernen und 
Betrieben zwischen Niederlassungen und zu einer Herausbildung von internationalisierten 
„corporation identities“, die sich über nationale Systeme und Identitäten stellen. Da die duale 
Form der Berufsbildung in den meisten Ländern kaum bekannt ist, hat dies vor allem zwei 
Auswirkungen: Zum ersten können globale Firmen, deren ursprüngliche Herkunft nicht in 
Ländern mit dualer Berufsbildung liegt, mit dieser Form der Ausbildung nicht viel anfangen 
und werden sich deshalb auch in Ländern mit dualer Ausbildung weniger in der Berufsbildung 
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engagieren (vgl. beispielsweise Mühlemann u. a. 2004, 2007a). Zudem ist zu erwarten, dass 
globale Player aus Ländern mit dualer Berufsbildung diese in ihren Niederlassungen in ande-
ren Ländern nicht pfl egen oder falls doch, dieses Vorhaben meist misslingt. Beispiele dazu 
gibt es aus der deutschen Automobilindustrie, die mit dem Export der Berufsbildung in ihre 
amerikanischen Niederlassungen gescheitert ist. Die Nachfrage nach dieser Ausbildung blieb 
aus, weil die Amerikaner dieser Ausbildungsform nicht trauten und wussten, dass ein solcher 
Abschluss auf dem amerikanischen Arbeitsmarkt nicht viel wert sein würde.

Zum zweiten könnten Arbeitnehmer mit Berufsbildungsdiplomen in der internationalen 
Migration diskriminiert sein, weil Länder ohne diese Tradition den Wert dieser Abschlüsse 
nicht anerkennen. Diese Diskriminierung kann auf dem freien Arbeitsmarkt und auch in fi rmen-
internen Arbeitsmärkten auftreten. Im Lichte dieser Befürchtungen sind auch die Aktivitäten 
der EU im Bereich des Europäischen Qualifi kationsrahmens (EQR) und des Europäischen 
Kreditsystems für berufl iche Aus- und Weiterbildung (ECVET) zu sehen. Es besteht dabei die 
Gefahr, dass die duale Berufsausbildung aufgrund ihrer Sonderstellung nicht angemessen 
eingestuft wird. 

Lebenslanges Lernen und verstärkte Kooperation in der berufl ichen Bildung erfordern 
einen europäischen bzw. internationalen Bildungsraum, der grenzüberschreitende Mobilität 
in Aus- und Weiterbildung und beim Übergang in den Beruf erlaubt. Das duale Bildungssys-
tem ist darauf schlecht vorbereitet. Durch formelle Gleichsetzung der Eingangsvoraussetzun-
gen, durch monolithische Ausbildungsgänge und das formell einheitliche Niveau der Berufs-
ausbildung bleibt das duale System der Zertifi zierung einzelner Module verschlossen. Somit 
werden duale Ausbildungsabschlüsse bei europäischen Entsprechungsverfahren möglicher-
weise weiterhin im unteren Bereich positioniert (vgl. Euler/Severing 2006). 

5.3  Erforderliche Veränderungen des dualen Systems

Damit das duale System den Anforderungen der Globalisierung an die berufl iche Bildung 
gerecht werden kann, müssen massive Veränderungen eingeleitet werden. Das Ausbildungs-
system muss fl exibler gestaltet und an Kompetenzen ausgerichtet, die Durchlässigkeit und 
Anschlussfähigkeit erhöht, Einstiegshilfen für Leistungsschwache angeboten sowie Transpa-
renz und internationale Vergleichbarkeit geschaffen werden. Folgende Ansätze können dabei 
hilfreich sein. 

5.3.1 Flexiblere Ausbildungswege

5.3.1.1 Reduktion der Ausbildungsberufe nach dem Berufsgruppenprinzip
Eine radikale Verringerung der Anzahl der spezifi schen Ausbildungsberufe muss erfolgen. 
Nur so lässt sich die notwendige Flexibilisierung und Anpassungsfähigkeit an eine unsichere 
Zukunft bewältigen. 

Eine Möglichkeit bestünde darin, das bisher auf sehr viele und spezielle Berufe fokus-
sierte Ausbildungsprinzip in ein neues so genanntes Berufsgruppenprinzip umzuwandeln. 
Die Überlappung von Kompetenzen zwischen verwandten Berufen kann bei diesem Prinzip 
insofern genutzt werden, als die Ausbildung zunehmend auf eine Berufsgruppe hin ausge-
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richtet und nicht schon von Beginn an festgelegt wird, auf welche Spezialisierung und damit 
auf welche genaue Berufsbezeichnung die Ausbildung hinausläuft (vgl. Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 2007). Denkbare Modelle für die Umsetzung 
könnten eine zwei Jahre umfassende Erstausbildung beinhalten (z. B. das Modell „2 plus x“), 
die aus berufsübergreifenden Pfl ichtbausteinen zur Vermittlung von umfassenden Kern- und 
grundlegenden Fachkompetenzen besteht. Berufsspezifi sche Qualifi kationen könnten in einem 
derartigen Modell dann entweder in einem dritten Ausbildungsjahr oder in Form einer in die 
Berufstätigkeit integrierten Weiterbildung oder als abschlussorientierte Fortbildung erfolgen. 
Bereits am Ende der zweijährigen Ausbildung steht ein öffentlich-rechtlicher Berufsabschluss. 
Ein solches Modell hat nicht nur den Vorteil einer Reduktion von Ausbildungsberufen, son-
dern auch einer Flexibilisierung (durch ein Ausbildungsbaustein-Prinzip) sowie einer individu-
ellen Anpassung an das Leistungspotenzial des Auszubildenden. Bereits in der zweijährigen 
Erstausbildung können etwa je nach Begabung schon Zusatzqualifi kationen erworben werden. 
Dass zweijährige Ausbildungsberufe weiter ausgebaut werden sollten, zeigt der Bedarf, denn 
in den bereits vorhandenen 36 zweijährigen Ausbildungsberufen hat sich die Zahl der Aus-
zubildenden in den letzten Jahren verdoppelt (vgl. iwd 2007b). Aufbaumodelle nach dem 
Berufsgruppenprinzip können auch die Gefahr verringern, dass sich eine Reduktion der Aus-
bildungsberufe negativ auf die Ausbildungsneigung der Betriebe und die Eingliederungsmög-
lichkeiten der Jugendlichen in den Arbeitsmarkt nach dem Lehrabschluss auswirkt.

5.3.1.2 Flexibilisierung der Ausbildungsstruktur nach dem Prinzip 
 der Ausbildungsbausteine 
Einen weiteren Beitrag zur Flexibilisierung könnte eine Umstellung auf Ausbildungsbausteine 
leisten. Ausbildungsbausteine sind abgegrenzte und bundesweit standardisierte Einheiten 
innerhalb der Gesamtstruktur des Ausbildungsberufsbildes. Sie könnten eigenständig zerti-
fi ziert und nach erfolgreicher Absolvierung als Ausbildungsteilleistung angerechnet werden. 
Das Prinzip der Ausbildungsbausteine hat den Vorteil, dass selbst bei Ausbildungsabbruch 
bereits erworbene Kompetenzen zertifi ziert und dokumentiert wären und somit dem Auszu-
bildenden ein Anschluss ermöglicht wird. Darüber hinaus könnten sie zu einer zeitlichen und 
individuellen Flexibilisierung, einer höheren Transparenz über die Inhalte und Kompetenzen 
der Bildungsgänge und einer höheren horizontalen und vertikalen Durchlässigkeit beitragen 
(insbesondere auch mit der Berufsausbildungsvorbereitung (BAV), vgl. Euler/Severing, 2006). 
Dabei muss sichergestellt bleiben, dass die Bausteine den Signalwert einer standardisierten 
Ausbildung behalten, ohne in Beliebigkeiten abzugleiten.

Modellprojekte zum Einsatz von Ausbildungsbausteinen sind vom BMBF derzeit nur 
für Altbewerber vorgesehen, um ihnen auf Basis von Ausbildungsbausteinen den Weg in 
die Ausbildung zu ermöglichen. Im Oktober/November 2007 wurde ein System von Ausbil-
dungsbausteinen in zehn bis zwölf ausgewählten Berufen des dualen Systems geschaffen, 
das Altbewerbern die Möglichkeit einer zeitlichen Anrechnung der bereits erworbenen Qua-
lifi kationen oder eine Zulassung zur Externenprüfung im dualen System eröffnen soll. Diese 
Initiative soll durch ein neues Programm des BMBF unterstützt werden, mit dem die Erpro-
bung dieser Ausbildungsbausteine ab Ende 2007 in bis zu 25 Pilotregionen in Deutschland 
erfolgt (vgl. BMBF 2007b). Derartige Modellprojekte, die eine bestimmte Personengruppe 
einbeziehen, greifen jedoch hier nicht nur zu kurz, sondern bergen auch eine große Gefahr: 
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Durch den Zuschnitt des Ausbildungsbausteinprinzips auf Altbewerber kann es zu einer Stig-
matisierung dieses viel versprechenden Konzepts kommen. Darüber hinaus ist aufgrund der 
Selektivität der Gruppe der Altbewerber eine wissenschaftlich fundierte Evaluation einer ge-
nerell auf Ausbildungsbausteinen basierenden Struktur der dualen Ausbildung nicht möglich, 
was wiederum eine Übertragung auf das gesamte duale System erschwert. Das Konzept der 
Ausbildungsbausteine sollte stattdessen auf breiter Ebene für mehrere Ausbildungsberufe 
und für alle interessierten Betriebe erprobt werden. 

Mit einem auf Ausbildungsbausteinen beruhenden Ansatz würde schließlich auch eine 
unkomplizierte Aktualisierung der Ausbildungsordnung ermöglicht, da nur Ausbildungsbau-
steine und nicht die gesamte Verordnung geändert werden müssten (vgl. BDA 2007). 

5.3.2 Erhöhung der Durchlässigkeit

Auch Ein- und Umstiege sowie Anschlussfähigkeit könnten durch eine Organisation der Aus-
bildung in Form von Ausbildungsbausteinen besser ermöglicht werden. Im Mittelpunkt würde 
stärker das, was jemand kann, stehen, unabhängig davon, wo und in welcher Form diese 
Kompetenzen erworben wurden. Jugendliche könnten Ausbildungsbausteine nicht nur im 
Betrieb, sondern auch in der Ausbildungsvorbereitung und in außerbetrieblicher Ausbildung 
erwerben und mit einem auf die Abschlussprüfung anrechenbaren Zertifi kat abschließen (vgl. 
BDA 2007). Auch für andere Bildungswege bzw. -einrichtungen würde transparent, was bisher 
geleistet wurde. Dadurch könnten sich auch neue Anschlüsse bis hin zum Übergang an die 
Hochschule eröffnen. 

5.3.2.1 Einstiegshilfen für Geringqualifi zierte
Um zukünftig alle im globalen Wettbewerb dringend benötigten Potenziale ausschöpfen zu 
können und die Quote an Ungelernten zu senken, müssen die Chancen auf Einstiege und 
Nachqualifi zierungen für Geringqualifi zierte verbessert werden. Einerseits müssen bereits 
während der allgemein bildenden Schulzeit sowohl die Berufsorientierung gestärkt als auch 
die erforderlichen Basiskompetenzen erfolgreich vermittelt und somit eine Ausbildungsrei-
fe geschaffen werden. Andererseits müssen in der berufl ichen Ausbildung Programme und 
Strukturen entwickelt werden, die Geringqualifi zierten einen Einstieg bzw. eine Nachqualifi zie-
rung ermöglichen (vgl. BDA 2007).

Es existieren derzeit zwar viele Maßnahmen zur Berufsausbildungsvorbereitung (BAV) 
wie z. B. das Berufsgrundbildungsjahr (BGJ), berufsschulische Vorbereitungsmaßnahmen 
(BVJ), Maßnahmen in Berufsfachschulen ohne Berufsabschluss, berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit sowie die Einstiegsqualifi zierung Jugendli-
cher (EQJ) und betriebliche Praktika. Die meisten dieser Maßnahmen senken zwar die Quote 
der Jugendarbeitslosigkeit, führen aber zu keinem qualifi zierten und am Arbeitsmarkt an-
erkannten berufl ichen Abschluss (vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung 2006). Sie ge-
stalten sich zumeist lediglich als Warteschleife; eine Anrechnung auf die Ausbildung ist nicht 
systematisch geregelt. 

Der Erfolg der genannten BAVs ist sehr unterschiedlich: Modellen mit nur 20 bis 30 
Prozent an erfolgreichen Übergängen in die Ausbildung steht seit drei Jahren das EQJ-Modell 
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mit Übergangsquoten von ca. 60 bis 70 Prozent gegenüber (vgl. Euler/Severing 2006). Das 
EQJ-Sonderprogramm als Instrument des Pakts für Ausbildung auf Bundesebene ermöglicht 
ausbildungslosen und benachteiligten Jugendlichen bis 25 Jahre einen Einstieg. Die Bun-
desregierung fördert in diesen Fällen ausbildungsvorbereitende Praktika von sechs bis zwölf 
Monaten. Am Ende der Einstiegsqualifi zierung soll der Praktikant ein Zertifi kat über die erwor-
benen Qualifi kationen erhalten, das von den Kammern anerkannt wird. So wird eine Verkür-
zung der Ausbildungszeit durch Anrechnung des Praktikums angestrebt (vgl. Euler/Severing 
2006). Zwischen August 2006 und Januar 2007 wurden über 40.000 EQJ-Angebote bei den 
Agenturen für Arbeit registriert. Knapp 25.000 Jugendliche haben im gleichen Zeitraum eine 
Einstiegsqualifi zierung begonnen und die Vermittlungen steigen weiter, so dass das Förder-
volumen ausgeschöpft werden kann. Im ersten Programmjahr wurden nur knapp 18.000 
und im zweiten Jahr bereits über 32.000 Eintritte in eine Einstiegsqualifi zierung gezählt (vgl. 
Gesellschaft für Innovationsforschung und Beratung mbH (GIB) 2006). Die Bundesregierung 
hat das Programm von anfangs 25.000 auf mittlerweile 40.000 Plätze aufgestockt und die 
Förderung für die nächsten drei Jahre sichergestellt (vgl. BMBF 2007a). 

Der vierte Zwischenbericht der vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales in Auf-
trag gegebenen Begleitforschung zu EQJ zeigt, dass das Programm für viele Jugendliche mit 
eingeschränkter Vermittlungsperspektive eine sehr gute Chance darstellt. Dies betrifft sowohl 
diejenigen, die auch nach bundesweiter Nachvermittlungsaktion keinen Ausbildungsplatz ge-
funden haben, als auch jene, die noch nicht über eine nötige Ausbildungsreife verfügen. Der 
Bericht basiert auf der Analyse von Prozess- und Befragungsdaten von Jugendlichen, die 
an einer EQJ-Maßnahme teilgenommen haben und Jugendlichen einer Kontrollgruppe, die 
nicht oder anderweitig gefördert wurden. Die beiden Gruppen unterschieden sich in zentra-
len Merkmalen nur marginal, außer dass die Kontrollgruppe einen um sechs Prozentpunkte 
höheren Anteil an Jugendlichen mit Migrationshintergrund enthielt (vgl. GIB 2006). Die Evalu-
ationsstudie belegt, dass das EQJ-Programm im Laufe der Zeit immer mehr Risikogruppen 
erreicht, denn 77 Prozent der Jugendlichen sind als Problemgruppe einzustufen. Darüber 
hinaus haben sich die Übergangsquoten in eine Ausbildung weiterhin verbessert: Während 
im ersten Programmjahr 61 Prozent der Teilnehmer im Anschluss eine Ausbildung begonnen 
haben, ist die Quote im zweiten Programmjahr auf knapp 70 Prozent angestiegen. Dabei 
haben besonders auch Jugendliche mit Migrationshintergrund profi tiert, von denen ebenfalls 
knapp 70 Prozent eine Ausbildung antreten konnten. Positiv entwickelte sich auch die Ausbil-
dungsleistung der Betriebe, die EQJ-Plätze anbieten (und von denen eine Stichprobe befragt 
wurde). Von den Unternehmen, die einen EQJ-Praktikanten beschäftigten und zuvor kein 
Ausbildungsbetrieb waren, sind immerhin ein Drittel zum Ausbildungsbetrieb geworden (vgl. 
BMBF 2007a; GIB 2006). Als unzureichend ist die bisherige Zertifi zierungspraxis zu bezeich-
nen, da nur wenige EQJ-Praktikanten ein Zertifi kat erhielten, das eine erfolgreiche Absolvie-
rung belegt (vgl. GIB 2006). Eine Kurzstudie der Hans-Böckler-Stiftung (für den anfänglichen 
Programmzeitraum von Oktober 2004 bis Juni 2005) im westfälischen Ruhrgebiet bestätigt 
die gute Übergangsquote in eine Ausbildung, stellt aber auch fest, dass Jugendliche ohne 
oder mit einem niedrigen Schulabschluss benachteiligt würden (vgl. Kühnlein/Klein 2005). 
Dies zeigt, dass eine wissenschaftlich umfassende Evaluation bei der Beurteilung solcher 
Programme unerlässlich ist und forciert werden muss. 

Die EQJ-Begleitforschung belegt, dass das Programm als erfolgreich zu bewerten ist. 
Es stellt für Unternehmen eine Möglichkeit dar, unverbindlich, d. h. zunächst ohne vertragliche 
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Verpfl ichtungen und damit ohne hohes Risiko, einen Praktikanten zu beschäftigen und ken-
nen zu lernen. Angesichts der oben dargestellten nachteiligen Kosten-Nutzen-Relation der 
dualen Ausbildung für die Betriebe bietet EQJ somit eine Möglichkeit, Ausbildungsverhältnisse 
zu generieren, die ansonsten nicht zustande gekommen wären. Für die Jugendlichen stellt 
es eine Chance dar, durch positive Arbeitsergebnisse den Einstieg in einen Betrieb zu fi nden, 
der ihnen anhand formaler Kriterien verschlossen geblieben wäre. 

Die oben erläuterte Strukturierung der Ausbildung in Ausbildungsbausteine könnte auch 
die Effektivität von BAVs steigern, da die Inhalte der BAVs auf Bausteine des ersten Jahres in 
einer dualen Berufsausbildung ausgerichtet, die Lernergebnisse zertifi ziert und auf die Aus-
bildung angerechnet werden könnten. Daraus ergäbe sich nicht nur ein klar defi nierter Ein-
stiegspunkt in eine duale Ausbildung, sondern es würde den Jugendlichen und den Be-
trieben auch ein klares Qualifi zierungsziel deutlich. Die Jugendlichen, die nach einer BAV 
nicht den Einstieg in eine duale Berufsausbildung erhalten, würden so zumindest über einen 
anerkannten Nachweis einer berufl ichen Teilqualifi kation verfügen und sich somit vom Status 
eines Ungelernten abheben.

5.3.2.2 Duale Studiengänge
In Deutschland besteht generell das Problem, dass das Berufsbildungssystem und das 
Hochschulsystem nebeneinander und relativ abgeschottet voneinander existieren. Die 
Durchlässigkeit von berufl icher Bildung in die Hochschule ist im internationalen Vergleich 
immer noch unzureichend. Dies gilt nicht nur für die Zulassung zum Studium, sondern auch 
für die Anrechnung von Vorqualifi kationen. Die Übergangs- und Anrechnungsmöglichkeiten 
hierfür müssen geschaffen werden (vgl. BMBF 2007b). 

Ein geeignetes Instrument zur Verzahnung von Berufs- und Hochschulausbildung stel-
len beispielsweise duale Studiengänge dar. Derzeit verknüpfen etwa 670 solcher Modelle ein 
Studium an einer Hochschule oder einer Akademie mit einer Ausbildung im Betrieb (vgl. iwd 
2007c). Die Vorteile dualer Studiengänge liegen darin, dass sich zum einen Betriebe einen 
akademisch qualifi zierten Nachwuchs sichern können, der durch eine praxisnahe betriebliche 
Ausbildung das Unternehmen kennt. Zum anderen profi tieren die Hochschulen und Akade-
mien von einem Wissens- und Technologietransfer. Schließlich profi tieren auch die Auszu-
bildenden durch eine kurze Studiendauer, gute Studienbedingungen und der Möglichkeit, 
innerhalb von drei bis fünf Jahren zwei Abschlüsse zu erreichen: den Berufsschulabschluss 
und das Hochschuldiplom bzw. einen Bachelor oder Master. Ein duales Studium verbindet 
am häufi gsten eine kaufmännische Lehre mit einem betriebswirtschaftlich orientierten Studien-
gang oder einen technischen Beruf mit einem Ingenieurstudium. Die Palette der angebotenen 
Fachrichtungen nimmt zu. Anbieter sind aber immer noch zum Großteil Berufsakademien, 
Wirtschaftsakademien und Fachhochschulen, Universitäten befi nden sich noch in der Min-
derzahl (vgl. iwd 2004). Es existiert bereits eine Datenbank, in der duale Studien- und Ausbil-
dungsgänge erfasst werden und Firmen ihre Angebote eintragen können. Insgesamt stehen 
derzeit etwa 43.000 duale Studienplätze zur Verfügung. Zuletzt bewarben sich durchschnittlich 
36 Personen auf eine freie Stelle. Allerdings studieren beispielsweise in Bayern erst 0,75 
Prozent in einem dualen Studiengang. Ziel muss es sein, diesen Prozentsatz wesentlich zu 
steigern. Um diese Form der Ausbildung weiter zu etablieren, müssen die Firmen noch mehr 
Plätze bereitstellen und die Hochschulen offener gegenüber dieser Form des Studiums werden. 
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Gerade das Modell der dualen Studiengänge bietet im globalen Wettbewerb die Chance, op-
timal qualifi zierte Mitarbeiter bereitzustellen, da es in vielerlei Hinsicht die Vorteile des dualen 
Ausbildungssystems mit den unbestreitbaren Vorzügen eines genereller gehaltenen, akade-
mischen und weltweit anerkannten Studiums vereint. Bund und Länder sollten dieses Modell 
stärker unterstützen sowie Anrechnungsmodelle erproben und verankern, so dass letztlich 
ein viel größerer Anteil eines Studienjahrgangs (etwa 15 Prozent) auf diese Weise qualifi ziert 
wird. 

Ein nennenswerter Unterschied besteht zwischen der Schaffung solcher dualen Stu-
diengänge und dem Aufkommen von unternehmensspezifi schen Akademien. Letztere sind 
zumeist sehr spezifi sch ausgerichtet und vermitteln oftmals einseitige Fähigkeiten. In dieser 
Hinsicht stellen sie keine echte Alternative zur dualen Ausbildung dar. Die Wirtschaft hat viel-
fach Interesse an kurzen und voll auf spezifi sche Berufe ausgelegten Ausbildungen, die aber 
letztlich aus Sicht der Auszubildenden den gleichen Problemen unterliegen dürften wie die 
traditionelle Berufsbildung. Aufgrund der Globalisierungstendenzen besteht die Gefahr, dass 
die sehr spezifi schen Ausbildungsinhalte schnell und gänzlich obsolet werden können. 

Studienangebote für diejenigen, die sich bereits im Beruf befi nden, fehlen bisher nahezu 
vollständig. Hier müssen bundeseinheitliche Regelungen für den Hochschulzugang geschaffen 
werden. Zwar existieren in allen 16 Bundesländern Hochschulzugangsregelungen für be-
rufl ich qualifi zierte Bewerber, die nicht über die erforderliche schulische Hochschulberechti-
gung verfügen (vgl. KMK 2002; Euler/Severing 2006). Dies hat aber zu nicht mehr als etwa 
1.500 Studierenden mit berufl ichem Abschluss pro Jahr an deutschen Hochschulen geführt 
(vgl. BDA 2005, Euler/Severing 2006). Obwohl diese generellen Hochschulzugangsregelun-
gen existieren, ist das Problem der geringen Durchlässigkeit nicht hinreichend gelöst, da die 
Anerkennungs- und Prüfungsverfahren lediglich auf formale Kriterien (wie etwa mehrjährige 
Berufspraxis, Mindestalter, Mindestnoten etc.) ausgerichtet sind. Darüber hinaus haben be-
rufl ich erworbene Qualifi kationen und Kompetenzen keine Anerkennung von (Teil-)Studien-
leistungen zur Folge. Hilfreich könnte hier ein Instrument sein, das sowohl Art als auch Qua-
lität der jeweiligen Qualifi kationen und Kompetenzen des Einzelnen erfasst und Transparenz 
über individuelle Lernleistungen herstellt wie z. B. der Nationale Qualifi kationsrahmen (NQR, 
vgl. iwd 2007c). 

5.3.3 Transparenz durch Nationalen und Europäischen Qualifi kationsrahmen 

Entwicklungen in Richtung eines Nationalen wie auch Europäischen Qualifi kationsrahmens 
stellen eine Chance dar, sowohl die Transparenz erworbener Kompetenzen als auch die 
Durchlässigkeit (insbesondere zwischen berufl icher und hochschulischer Ausbildung) zu er-
höhen. Diese Übersetzungsinstrumente, die besonders für mittelständische Unternehmen 
eine Chance darstellen könnten, sollen dazu dienen, die allgemeine, berufl iche und akademi-
sche Erstausbildung und das lebensbegleitende Lernen zusammenzuführen sowie Beschäf-
tigungs- und Bildungssystem in Beziehung zu setzen. Ziel ist es, Kompetenzen – unabhängig 
von der Art und dem Ort ihres Erwerbs – vergleichbar zu machen und lediglich die Lern-
ergebnisse auf defi nierten Niveaus einzuordnen (vgl. Gesamtmetall 2007). Angesichts des 
Fachkräftemangels ist eine Orientierung an Kompetenzen und Handlungsfähigkeiten statt 
an formalen Bildungsabschlüssen und Wertigkeiten von Bildungsgängen und -einrichtungen 
wünschenswert. 
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In den Qualifi kationsrahmen werden Kompetenzen auf Niveaustufen eingeordnet. Die 
Kompetenz auf der jeweiligen Niveaustufe ist sowohl über entsprechende Ausbildungs- oder 
Studiengänge als auch über Fort- und Weiterbildung erreichbar. Eine Herausforderung be-
steht darin, dass das duale System in den Qualifi kationsrahmen so berücksichtigt werden 
muss, wie es auch der Praxis in europaweit agierenden Unternehmen entspricht: Kompe-
tenznachweise müssen auf unterschiedlichen Niveaus eingeordnet werden können, um der 
Breite der dualen Berufsausbildung gerecht zu werden. Im NQR setzt sich die Einstufung auf 
einem bestimmten Niveau aus drei Kompetenzkriterien zusammen: Fach-, Sozial- und Indi-
vidualkompetenz. Diese sind in unterschiedlichem Ausmaß an der Bewältigung von Anforde-
rungen beteiligt und sollen in den Fachgebieten und Anwendungskontexten konkretisiert und 
domänenspezifi sch beschrieben und gewichtet werden. 

Diese Kompetenzorientierung im Sinne einer Vergleichbarkeit von Ergebnissen aus 
Lern- und Arbeitsprozessen, wie sie durch Instrumente eines NQR bzw. EQR angestrebt 
werden, sollen eine Anerkennung und Anrechnung berufl ich erworbener Kompetenzen an 
Hochschulen ermöglichen. Umgekehrt sollen auch Kompetenzen von Studienabbrechern 
auf Berufsausbildungen und Fortbildungen anerkannt werden können, was Studien- bzw. 
Ausbildungszeiten verkürzen und die Durchlässigkeit zwischen allgemeinen und berufl ichen 
Ausbildungssystemen erhöhen könnte. Mit dem EQR soll ein europäischer Bildungs- und 
Arbeitsraum geschaffen werden. Der NQR kann dennoch gemäß nationaler Gegebenheiten 
und Ziele gestaltet werden; er muss lediglich die Anschlussfähigkeit an den EQR gewährleis-
ten (vgl. Gesamtmetall 2007). 

Um das berufl iche Bildungssystem in Deutschland den Anforderungen der Globalisie-
rung – insbesondere dem Bedarf an hochqualifi zierten Fachkräften – anzupassen, bieten 
Instrumente wie EQR und NQR eine Chance, auch wenn noch viele offene Fragen diskutiert 
werden müssen. So ist beispielsweise noch weitgehend unklar, welche Institution willens und 
in der Lage ist, wirklich relevante Kompetenzen fachgerecht zu messen und zu dokumentie-
ren. Auch müssen noch große Fortschritte dabei gemacht werden, solche Kompetenzen, die 
in berufl icher Bildung erworben werden, wirklich messbar und vergleichbar zu machen, bevor 
der EQR berufsbildungsspezifi sche Relevanz erlangen kann (vgl. dazu die Bestrebungen ei-
nes „Berufsbildungs-PISA“ von Baethge u. a. 2006). Nur dann, wenn diese Maßnahmen von 
den Betrieben letztlich angenommen werden, können sie wirklich Transparenz über erworbe-
ne Kompetenzen erhöhen und damit zu einer Linderung der durch die Globalisierung aufge-
worfenen Probleme beitragen. Dennoch können EQR und NQR bei erfolgreicher Umsetzung 
die Mobilität von Lernenden und Beschäftigten zwischen Deutschland und anderen Län-
dern fördern, die Transparenz des deutschen Qualifi kationssystems verbessern, als „Über-
setzungsinstrument“ für Bildungseinrichtungen, Unternehmen und Arbeitnehmer dienen, 
die Anerkennung von in Deutschland erworbenen Qualifi kationen in Europa und umgekehrt 
erleichtern und die Ausrichtung des deutschen Qualifi kationssystems an Lernergebnissen 
fördern (vgl. Arbeitskreis Deutscher Qualifi kationsrahmen 2007). 

Indirekt könnten sie dazu beitragen, dass eine sukzessive Höherqualifi zierung sowie die 
Durchlässigkeit zur Hochschule ermöglicht wird, was über den europäischen Bildungsraum 
hinaus auch für den internationalen Kontext von Bedeutung ist. Letztlich könnten NQR und 
EQR in die Entwicklung eines internationalen Qualifi kationsrahmens münden, der die Chance 
bietet, dass in einer globalisierten Welt neben der akademischen Bildung auch andere Lern-
formen zur Geltung kommen. 
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5.3.4 Stärkung allgemeiner Bildungsinhalte

Insgesamt erfordern die Veränderungsprozesse der Globalisierung schließlich, dass allge-
meine Bildungsinhalte, die in verschiedenen Berufen und Branchen produktive Verwendung 
fi nden können, gegenüber sehr berufs- und unternehmensspezifi schen Inhalten gestärkt 
werden müssen. Die Internationalisierung der Märkte, der Standortwettbewerb, die weltweite 
Vernetzung durch neue Informationstechnologien und die dadurch in Deutschland hervor-
gerufene Beschleunigung des strukturellen Wandels der Sektoren und damit der Berufe 
machen dies unumgänglich. Eine allzu berufsspezifi sch orientierte Ausbildung steht immer 
in der Gefahr, im Zuge der nächsten Globalisierungsumbrüche weitgehend oder gänzlich 
obsolet zu werden. Insofern besteht auch ein gewisses Spannungsverhältnis zwischen den 
eher engen berufsspezifi schen Erwartungen der Unternehmen einerseits und dem Erforder-
nis der Flexibilität und Anpassungsfähigkeit für die langfristigen Aussichten des Einzelnen 
andererseits. Deshalb bedarf es Veränderungen sowohl innerhalb des Systems der dualen 
Berufsausbildung als auch in seinem Verhältnis zu tertiären Bildungsgängen.

Der durch beschleunigte strukturelle Wandlungen hervorgerufene Verlust an Nachfrage 
nach jeweils spezifi schen, im System der dualen Berufsausbildung erworbenen und auf einen 
Beruf ausgerichteten Ausbildungsinhalten erhöht die Erwerbslosigkeit im fortgeschrittenen 
Lebensalter. Die frühe und relativ starke Fokussierung auf eine auszuübende Tätigkeit im 
Rahmen der dualen berufl ichen Ausbildung erschwert den späteren Wechsel in andere Tä-
tigkeiten. Deshalb könnte eine signifi kante Verschiebung der Ausbildungsinhalte im dualen 
System vom Spezifi schen hin zum Allgemeinen zu einer größeren Anpassungsfähigkeit der 
Einzelnen an globale Veränderungen im Laufe des Berufslebens beitragen. Darüber hinaus 
verlangen die Globalisierungstendenzen letztlich auch eine quantitative Stärkung von Bil-
dungsgängen mit einem größeren Anteil von Bildungsinhalten eher allgemeinen Charakters 
wie etwa an den Fachhochschulen sowie eine bessere Verzahnung von dualem System und 
Hochschulbildung. Allgemeine Bildungsinhalte ermöglichen es dem Einzelnen eher, sich den 
von der Globalisierung bestimmten Strukturwandlungen erfolgreich anzupassen und etwa 
aus sterbenden in aufstrebende Branchen zu wechseln. Deshalb ist langfristig eine Zunahme 
von allgemeiner ausgerichteten Hochschulqualifi zierungen anzusteuern. 

Über die hier dargestellten Ansätze zur Veränderung der Berufsausbildung hinaus ist 
es von großer Bedeutung, dass generell ein besserer Zugang zu öffentlich erhobenen Daten 
zur Berufsausbildung (wie z. B. des BIBB) geschaffen wird, damit die Wissenschaft z. B. 
Langzeitwirkungen eingesetzter Maßnahmen prüfen sowie Sekundär- und Metaanalysen vor-
nehmen kann. 
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6 Globalisierung und ihre Konsequenzen 
 und Erfordernisse für 
 die Hochschul(aus)bildung     

Die Ausgangsüberlegungen, die den Bologna-Prozess als europäische Strategie in einem 
sich wandelnden globalen Standortwettbewerb interpretieren (6.1), sind im Folgenden vor 
dem Hintergrund zu sehen, dass insbesondere auch die akademische Ausbildung unter glo-
balen Vorzeichen anderen Herausforderungen begegnen muss, als dies bislang der Fall ge-
wesen ist. Das gilt für zwei wesentliche Linien: die Ebene der Ausbildungsformen und Inhalte 
(6.2) sowie die Ebene der Positionierung Deutschlands im Kontext der Studierendenmobilität 
(6.3). Die Beleuchtung dieser Aspekte verdeutlicht, dass für den Hochschulbereich zurzeit 
eine besonders hohe Intensität einander überlagernder Veränderungsprozesse zu erkennen 
ist. Diese Prozesse hängen vielfach mit einem grundlegenden Wandel von Umfeldbedin-
gungen zusammen, so dass auch solche Prozesse, die zunächst als eher national bedingt 
erscheinen, in Wahrheit ebenfalls in den Kontext eines entgrenzten Hochschul- und Wissen-
schaftssystems gehören, in dem der Wettbewerb, der schon immer Teil der akademischen 
Welt gewesen ist, eine neue Qualität gewonnen hat (vgl. Müller-Böling/Buch 2006). 

6.1 Der Bologna-Prozess als europäische 
 Globalisierungsstrategie

6.1.1 Einstieg in eine europäische Bildungspolitik

Dem Bologna-Prozess ist vorgeworfen worden, es würden hier um der Mobilität weniger 
Studierender willen „alle Staaten [gezwungen], ihr Hochschulwesen einer kostenintensiven 
Umstrukturierung zu unterwerfen“ (Liessmann 2006, S. 105f.). Solche Kritik verkennt den 
Bologna-Prozess. Es geht hier keineswegs alleine um Mobilität innerhalb Europas, sondern 
insbesondere auch um die Konturierung eines im Rahmen dieses Prozesses erst noch zu 
schaffenden Europäischen Hochschulraums, dessen Zielsetzungen über Reise- und Aner-
kennungserleichterungen weit hinausgehen. Der Europäische Hochschulraum ist auf der Ma-
kroebene nicht nur ein Unternehmen der Binnenhomogenisierung, sondern auch eines ver-
änderten Verhältnisses zum Rest der Welt. Vor allem aber hat Europa mit ihm überhaupt erst 
eine grenzüberspannend wirksame gemeinsame Bildungspolitik bekommen. Insofern war 
das Mobilitätsmotiv „ein ,Trojanisches Pferd‘ für eine europäische Bildungspolitik“ (Schnitzer 
2005, S. 3; vgl. Witte 2006, S. 511). 

6.1.2 Die raumbildende Wirkung des Bologna-Prozesses

Nur angesichts einer – zumindest gedachten – Aufteilung der Welt in sozioökonomische 
Großräume ist die Schaffung eines solchen europäischen, und damit einerseits supranationalen, 
andererseits aber auch exklusiven Raums, überhaupt als plausibel zu betrachten. Worum 
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es vor allem geht, ist – verkürzt formuliert – die Logik des globalen Standortwettbewerbs. 
Globalisierung ist auch mit Blick auf die Hochschulen als ein wesentlich sozioökonomisch 
induzierter Prozess zu verstehen. Denn der hier angesprochene Markt unterliegt weder der 
Logik eines im engeren Sinne politischen Wettbewerbs, wie er in Deutschland etwa zwischen 
den Bundesländern herrscht oder wie er aus nationalistischen Motiven zwischen den Wis-
senschaftssystemen der einzelnen europäischen Staaten in der Vergangenheit bestanden 
hat, noch der Logik der Konkurrenz einzelner Studiengänge oder der anbietenden Instituti-
onen: Vermutlich konkurrieren Wissenschaftler der Universität Oxford in höherem Maße mit 
denen der räumlich benachbarten Universität Cambridge als mit denen aus Harvard oder 
Stanford, wenn es z. B. um Mittel derselben Förderinstitutionen geht oder um die Gewinnung 
hervorragender Studierender für das grundständige Studium. 

Das Bestreben der Europäischen Union, mit einem Europäischen Hochschul- und For-
schungsraum eine gemeinsame Positionierung der Hochschul- und Wissenschaftseinrichtun-
gen Europas im Rahmen einer globalen Strategie zu forcieren, ist nur im Kontext eines neuen 
Denkens in größeren Räumen zu verstehen, die allerdings nicht uferlos sind, sondern auch 
eine Abgrenzung erfordern. Es kann keinen Zweifel geben, dass die Bologna-Erklärung in 
Hinblick auf diese raumbildende Zielsetzung wirksam ist. Der polnische Sozialwissenschaftler 
Marek Kwiek betont vollkommen zu Recht, dass Europäischer Hochschul- und Forschungs-
raum durch die Anerkennung akademischer Qualifi kationen auf den Arbeitsmärkten und 
die neue Lenkung von Forschungsmitteln schon jetzt eine Realität besitzt (2004, S. 760). 
Bologna-Europa hat insofern in bestimmten Belangen schon den Zustand der Utopie hinter 
sich gelassen. Erst nach und nach wird dies erkennbar, und es wird deutlich, dass Bologna 
weit mehr ist, als die eher unprätentiöse Form der gemeinsamen Erklärung der europäischen 
Bildungsminister vom 19. Juni 1999 vermuten ließ.

6.1.3 Die Ziele des Bologna-Prozesses

Die ursprünglichen sechs Ziele des Bologna-Prozesses, wie sie die Erklärung 1999 formu-
lierte, waren:

 Die Einführung eines Systems leicht verständlicher und vergleichbarer Abschlüsse, auch 
durch die Einführung des Diplomzusatzes (Diploma Supplement) mit dem Ziel, die arbeits-
marktrelevanten Qualifi kationen der europäischen Bürger ebenso wie die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Hochschulsystems zu fördern.

 Die Einführung eines Systems, das sich im Wesentlichen auf zwei Hauptzyklen stützt: 
einen Zyklus bis zum ersten Abschluss (undergraduate) und einen Zyklus nach dem ersten 
Abschluss (graduate). Regelvoraussetzung für die Zulassung zum zweiten Zyklus ist der 
erfolgreiche Abschluss des ersten Studienzyklus, der mindestens drei Jahre dauert. Der 
nach dem ersten Zyklus erworbene Abschluss attestiert eine für den europäischen Ar-
beitsmarkt relevante Qualifi kationsebene. Der zweite Zyklus sollte, wie in vielen europäi-
schen Ländern, mit dem Master und/oder der Promotion abschließen.

 Die Einführung eines Leistungspunktesystems – ähnlich dem „European Credit Transfer 
and Accumulation System (ECTS)“ – als geeignetes Mittel der Förderung größtmöglicher 
Mobilität der Studierenden. Punkte sollten auch außerhalb der Hochschulen, beispiels-
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weise durch lebenslanges Lernen, erworben werden können, vorausgesetzt, sie werden 
durch die jeweiligen aufnehmenden Hochschulen anerkannt.

 Die Förderung der Mobilität durch Überwindung der Hindernisse, die der Freizügigkeit in 
der Praxis im Wege stehen, insbesondere für Studierende und Wissenschaftler.

 Die Förderung der europäischen Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung im Hinblick 
auf die Erarbeitung vergleichbarer Kriterien und Methoden.

 Die Verbesserung der erforderlichen europäischen Dimensionen im Hochschulbereich, ins-
besondere in Bezug auf Curriculumentwicklung, Zusammenarbeit zwischen Hochschulen, 
Mobilitätsprojekte und integrierte Studien-, Ausbildungs- und Forschungsprogramme.

Hinzugefügt wurden zunächst 2003 die Aktionslinien des lebenslangen Lernens, der 
Steigerung der Attraktivität des Europäischen Hochschulraumes und die zunehmende Be-
rücksichtigung der Stakeholderperspektiven, während in einem letzten Schritt 2005 die Pro-
motionsphase als dritter Zyklus hinzugenommen wurde, um Hochschul- und Forschungsraum 
miteinander zu verbinden. Hauptsächliche Ziele sind insofern Mobilität, Wettbewerbsfähigkeit 
des Systems und Berufsfähigkeit der Absolventen (vgl. zur Entwicklung Schnitzer 2005). 

6.1.4 Bologna als einigende Vision und als Marke

Auch wenn über die faktische Homogenisierungswirkung der politisch initiierten, genau ge-
nommen nicht einmal völkerrechtlich bindenden Erklärung im Detail durchaus geteilte Mei-
nungen herrschen, ist doch unverkennbar, dass die Bindung durch gemeinsame Ziele und 
Absichten gelungen und die Bildung einer Marke hochwirksam geworden ist. Mit Blick auf 
den Europäischen Hochschulraum und den Bologna-Prozess kann über mangelnde öffentli-
che Bekanntheit oder fehlende Nachhaltigkeit jedenfalls nicht geklagt werden. Die Teilnahme 
von mittlerweile 46 Staaten, die weit bis in die frühere Sowjetunion hineinreichen, ist ein deut-
liches Signal dafür, dass die Markenbildung durchaus – und zwar vielleicht sehr viel stärker 
als etwa in der deutschen Öffentlichkeit – positiv besetzt ist. Ohne Zweifel ist es ein Ziel der 
Staaten des weiteren europäischen Umfeldes geworden, Teil dieses Prozesses zu sein.

Der geografi sche Bezugsraum der Hochschulen in Europa ist jedenfalls zu guten Teilen 
nicht mehr durch nationale Grenzen bestimmt. Es überrascht insofern nicht, wenn die nie-
derländische Hochschulforschungseinrichtung „Center of Higher Education of Policy Studies 
(CHEPS)“ ihre Szenarien der Entwicklung der Hochschullandschaft bis zum Jahr 2020 in 
einen europäischen Rahmen gesetzt hat und gerade mit Blick auf unterschiedliche Formen 
der Vernetzung eine Konturierung der drei maßgeblichen Entwicklungsszenarien unterscheidet 
(vgl. CHEPS 2004). Mehr noch: Die ursprünglichen Teilnehmer des Bologna-Prozesses be-
trachten in wachsendem Maße die Gewinnung von Studierenden insbesondere aus Asien 
und der arabischen Welt als wichtige strategische Ziele (vgl. Crosier/Purser/Smidt 2007, 
S. 45), denken also auch über die Grenzen Europas hinaus und sehen sich als Teilnehmer 
eines globalen Wettbewerbs. Umgekehrt steigt auch die globale Wahrnehmung von Bologna. 
Es zeigt sich, dass der Bologna-Prozess nicht länger eine innereuropäische Aktivität ist, son-
dern auch außerhalb Europas Wirkungen zeigt (vgl. Crosier/Purser/Smidt 2007, S. 10). 
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6.1.5 Bologna-Europa im globalen Wettbewerb

Gerade durch diese Perspektive der Bildung eines Programms und einer Marke „Bologna“ 
lässt sich noch einmal verdeutlichen, dass der hiermit bezeichnete Prozess in den Kontext 
einer Strategie mit globaler Perspektive gehört. Die Europäische Union ist im Jahr 2000 mit 
einer ambitionierten Aussage hervorgetreten, die seither immer wieder viel Skepsis und Kritik 
erzeugt hat, die aber zugleich in sehr zugespitzter Form eine durchaus globalisierungsge-
mäße Zieldefi nition vorgenommen hat, nämlich „die Union zum wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt zu machen – einem Wirt-
schaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren 
Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen“ (Europäischer Rat 
2000, S. 2). 

Aber nicht nur Erfolge, sondern auch Spannungsfelder sind unverkennbar. Ob die Ziele 
der Lissabon-Agenda erreicht werden, muss weiterhin als fraglich angesehen werden, und 
auch Bologna-Europa ist keineswegs homogen. So wurde wiederholt auf die Ambivalenz 
aufmerksam gemacht, die in einer expansionistischen und einer eher defensiven Perspektive 
auf dem Bologna-Prozess liegen könnte (vgl. Kwiek 2004, S. 764). Insbesondere mit Blick 
auf verschiedene Teile Europas haben beide Sichtweisen ihre Berechtigung. Die Bruchlinien 
innerhalb Europas, die letzten Endes vor allem zwischen den entwickelten und den sich 
entwickelnden Volkswirtschaften bestehen, sind dessen ungeachtet noch kaum ein Thema 
im Rahmen des Bologna-Prozesses (vgl. Kwiek 2004). Es scheint, als wolle man diese Dis-
parität ausblenden, indem man nur fest genug an eine Einheit glaubt. Tatsache allerdings ist, 
dass dies nicht möglich sein wird. Eine der Herausforderungen ist dabei der Übergang von 
einer reinen Elite- zu einer Breitenausbildung an den Hochschulen der weniger entwickelten 
Volkswirtschaften. In der Tat ist dieser als „Massifi cation“ bezeichnete Wandel in Westeuropa 
und in den USA bereits vor mehr als 30 Jahren erfolgt und wird nun in rasantem Tempo in 
Ost- und Ostmitteleuropa nachgeholt.

Was sich für Hochschule und Wissenschaft um global bestimmte soziale und ökonomi-
sche Perspektiven dreht, braucht indes nicht erst geschaffen zu werden; es ist als sozial, poli-
tisch, ökonomisch und auch ökologisch wirksamer Prozess tagtäglich erlebbar (vgl. Giddens 
1996, S. 84; Willke 2001, S. 12). Die Hochschulen ihrerseits sind ebenfalls längst Teil dieser 
Realität. Einen Platz für die europäischen Hochschulen außerhalb einer global orientierten 
Umwelt gibt es ebenso wenig, wie einen Platz für eine Volkswirtschaft, die sich außerhalb des 
globalen Getriebes halten möchte. Vor einer rein negativen Wahrnehmung ist zudem zu war-
nen, denn sie verkennt positive Effekte und Chancen globaler Prozesse: Mit der Etablierung 
globaler Ordnungen können Unsicherheiten beseitigt und Mechanismen der Arbeitsteilung 
etabliert werden, die mit Solidarisierungseffekten und transnationalen Vergesellschaftungen 
verknüpft sind (vgl. Münch 2001, S. 159). Auch gegen die Etablierung globaler Werte, wie sie 
der grundlegenden Ethik der guten wissenschaftlichen Praxis entsprechen, kann insgesamt 
wenig einzuwenden sein (vgl. Müller-Böling 2006). 
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6.1.6 Deutschland im Bologna-Prozess

Politisch ist der Bologna-Prozess ein einigendes Band in einer vielfältigen Gemengelage. Auf 
der Ebene der Regierungen und zumeist auch auf der Ebene der Rektoren einzelner Hoch-
schulen bestehen nur geringe Widerstände gegen den Prozess. So zeigt der die Fortschritte 
des Vorhabens zum inzwischen fünften Mal beleuchtende „Trends V-Bericht“ der European 
University Association, dass im Wesentlichen positive Einstellungen der Leitungen der ein-
zelnen Institutionen gegenüber dem Prozess vorherrschen (vgl. Crosier/Purser/Smidt 2007, 
S. 18). Es sind eher die einzelnen Wissenschaftler, die verunsichert und abwehrend reagieren, 
da der Wandel zur Abkehr vom traditionellen Verständnis des Hochschullehrers führt und 
die Ziele des Prozesses nicht immer hinreichend deutlich werden. Dennoch kann insgesamt 
wenig Zweifel daran herrschen, dass der stattfi ndende Wandel durchgreifend ist und nach-
haltige Wirksamkeit besitzt. Dies zeigen etwa Zahlen der kontinuierlich voranschreitenden 
Umstellung von Studiengängen an den deutschen Hochschulen (vgl. Abbildung 12). Aber 
auch politisch wird die Durchsetzung des neuen Modells aktiv betrieben: Zahlreiche Staaten 
Europas haben eine entsprechende Gestaltungsagenda auf der gesetzlichen Ebene verbind-
lich gemacht, und zwar auch in solchen Bereichen, in denen bislang staatliche Interessen 
dem entgegengestanden haben, wie etwa in Deutschland im Bereich der Lehrerbildung. Der 
Trends V-Bericht stellt dann auch nicht mehr in Frage, dass die zentralen Veränderungen in 
der Struktur der akademischen Abschlüsse erfolgen werden, sondern ob und wie sie die 
Ziele, die hieran geknüpft waren, erreichen werden (vgl. Crosier/Purser/Smidt 2007, S. 18). 

 

Abbildung 12: Anzahl der eingeführten Bachelor-/Masterstudiengänge seit dem Wintersemester 1999/2000
  (vgl. Hochschulrektorenkonferenz (HRK)-Hochschulkompass 2007)
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6.2 Kompetenzorientierung als Antwort auf 
 Herausforderungen der Globalisierung

In der internationalen Arbeitsteilung kommt den europäischen Volkswirtschaften eine Rolle 
zu, die Wissen einen besonders hohen Stellenwert einräumt. Mit der Verkürzung von In-
novationszyklen ist eine Fähigkeit zur selbstgesteuerten Aneignung von Wissen und einer 
aktiven Gestaltung der eigenen Bildungsbiografi e unumgänglich. Wesentliches Ziel ist hier die 
Ermöglichung lebenslangen Lernens und die Steigerung der Durchlässigkeit des Hochschul-
systems. Das Set an erforderlichen Kompetenzen wird insbesondere auch um unmittelbar 
globalisierungsrelevante sprachliche und interkulturelle Fähigkeiten erweitert. 

6.2.1 Kompetenzorientierte Lehr- und Lernformen

Sozialer, ökonomischer, technischer und politischer Wandel fi ndet heute in einer globalisierten 
Welt sehr viel rascher statt als früher, und zugleich bietet die Gesellschaft weniger institu-
tionellen Halt, um diesen Wandel zu bewältigen. Strukturen des Vertrauens werden durch 
Strukturen des Risikos ersetzt und in diesem Sinne zunehmend abstrakter (vgl. Giddens 
1996, S. 128). Immer wieder wird der Bologna-Prozess in Verbindung nicht nur mit einer 
Umstrukturierung der Studienstruktur – nach dem angesprochenen Modell eines „undergra-
duate cycle“ und eines „graduate cycle“ – gebracht, sondern auch mit einem veränderten 
Modell des Lernens. Es ist in der Tat gerade diese Seite der Studienreform, die mit Blick auf 
die Globalisierung besonders hervorgehoben werden muss. Nicht nur generell ist die Ent-
wicklung selbstständigerer Lernformen aus Sicht der Lerntheorie und auch der empirischen 
Lehr-/Lernforschung ein wichtiger Schritt hin zu effi zienterem und effektiverem Lernen. Es 
kommt hinzu, dass die in Zeiten der Globalisierung wandlungsreiche Umgebung vieler Men-
schen ihnen einen sehr viel höheren Grad an „Inkompetenzkompensationskompetenz“ (vgl. 
Marquard 1981) abverlangt, als dies in der Vergangenheit der Fall gewesen ist. 

In der Tat sind aktivierende Lehr- und Lernformen in den neuen Studiengängen deutlich 
gestärkt (vgl. Briedis/Minks 2005a, S. 62). Die durch neue Lehr- und Lernformen erzeug-
ten Kompetenzen sind mehr als nur ein Weg, Situationen der Überforderung bewältigen zu 
können. Sie steigern die Fähigkeit, Herausforderungen situativ begegnen zu können und 
jenseits der einzelnen Situation Bedarfe für umfassendere Lernstrategien zu erkennen. Was 
im Zusammenhang mit dem Bologna-Prozess immer wieder als der Bedarf zum Erwerb so 
genannter generischer Kompetenzen angesprochen wird, betont genau diese Veränderun-
gen (vgl. Rehburg 2006, S. 217). Es geht um den Erwerb solcher Kenntnisse und Fähigkei-
ten, die diesen Wandel jenseits rasch veraltenden Fachwissens handhabbar und gestaltbar 
machen. Diese Kompetenzen müssen gezielter als bisher in die Curricula und die Lernar-
rangements eingepasst werden. Zugleich geht es darum, die Studienpläne der einzelnen 
Fächer im Hinblick auf das jeweils tatsächlich grundlegende Basiswissen zu durchforsten 
und in diesem Sinne didaktisch angemessen zu konzentrieren. Dies ist kein kleiner Schritt: 
Die verbesserte Verknüpfung von Qualifi kationszielen und curricularen Standards ist in vielen 
Fächern durchaus neuartig. Im bisherigen Studienmodell haben gerade in den geistes- und 
sozialwissenschaftlichen Fächern oftmals nicht Aspekte des Kompetenzerwerbs den Maß-
stab der curricularen Entwicklung gebildet, sondern in der Regel lediglich die innerfachlichen 
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Angebote von Wissensbeständen, die nicht eine Konzeptionalisierung von tatsächlich wich-
tigem, sondern eine Ansammlung von verfügbarem Wissen darstellten. 

6.2.2 Der Erwerb globalisierungsrelevanter Kompetenzen

Die Reform der Studiengänge auf der Basis eines veränderten Grundverständnisses ist ein 
wichtiger Schritt in Richtung der Stärkung solcher Kompetenzen, wie sie eine globalisierte 
Welt erfordert: Ambiguitätstoleranz, Entscheidungsfähigkeit und Transferfähigkeiten. Ein 
weiterer wesentlicher Schritt ist die Ausbildung unmittelbar globalisierungsrelevanter Kom-
petenzen und Erfahrungen wie z. B. der Erwerb von Fremdsprachen und interkultureller 
Kompetenzen oder unmittelbarer Erfahrungen der Internationalisierung. Dies ist nicht immer 
leicht und gerade die Straffung der Curricula steht hiermit in einem durchaus wahrnehm-
baren Spannungsverhältnis. Je nach Ausgangssituation gehen die Fächer hiermit durchaus 
verschieden um. Ein aufschlussreiches Phänomen ist die Tatsache, dass insbesondere die 
technikwissenschaftlichen Fächer möglichst den vollen Umfang des sechssemestrigen Stu-
diums ungeschmälert für die fachliche Ausbildung zu erhalten suchen, während gerade die 
quantitativ stark nachgefragten geistes- und sozialwissenschaftlichen Fächer die Möglichkeit 
suchen, die eigene Lehrbelastung durch die externalisierte Erbringung von Angeboten in 
additiven Schlüsselqualifi kationen zu vermindern. 

So werden neben fachübergreifenden wissenschaftlichen Angeboten insbesondere An-
gebote von Sprachenzentren und vergleichbaren Einrichtungen genutzt, um eine aus Sicht 
der entsprechenden Fächer Ressourcen schonende Versorgung der Studierenden zu errei-
chen. Mehr und mehr gewinnt an zahlreichen Hochschulen die Vorstellung Oberhand, dass 
auch in den ingenieurwissenschaftlichen Fächern weitere Kompetenzen neben dem techni-
schen Fachwissen von Bedeutung sind. In diese Richtung haben etwa auch Bedarfsanaly-
sen des deutschen Maschinenbaus gewiesen (vgl. Feller/Stahl 2005, S. 65f.). So stehen die 
Chancen nicht schlecht, dass auch hier das Studium interkultureller und fremdsprachlicher 
Kompetenzen an Bedeutung gewinnt und insofern dem Trend entgegengewirkt wird, dass 
internationale Mobilität zumindest innerhalb der einzelnen Studienphasen nicht durchgängig 
gestärkt wird, wenn auch die vielfach geäußerten Befürchtungen negativer Auswirkungen 
für die Mobilität nicht den Tatsachen entsprechen (vgl. Briedis/Minks 2005a, S. 32). Auch 
die zunehmende Entwicklung gemeinsamer Curricula weist in die richtige Richtung. Sie wird 
durch die Vorgaben des Bologna-Prozesses durchaus erleichtert, ist aber eher noch selten 
vorzufi nden (vgl. Deutscher Akademischer Austausch Dienst (DAAD) 2006).

6.2.3 Stärkung der Mobilität zwischen Arbeitsmarkt und Ausbildungsort Hochschule

In den Zielen des Bologna-Prozesses nimmt die Stärkung arbeitsmarktrelevanter Ausbil-
dungselemente eine wichtige Rolle ein. Es geht dabei einerseits um entsprechende Kom-
petenzen, andererseits aber auch um ein erweitertes Ausbildungsverständnis, das Ausbil-
dungsbiografi e und Arbeitsleben besser miteinander verzahnt. Das Modell des konsekutiven 
Studiums muss sich in Deutschland erst noch bewähren und im Sinne einer tatsächlichen 
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Mobilität zwischen Hochschule und Arbeitswelt erweisen. Erste Anzeichen, die dieses Ziel 
noch nicht erreicht sehen, sollten nicht entmutigend wirken. Allein die Tatsache, dass rund 
77 Prozent der ersten Generation von Bachelorabsolventen der Universitäten innerhalb von 
neun Monaten nach dem ersten Abschluss ein weiteres Studium aufnehmen, belegt jeden-
falls noch nicht, dass das konsekutive System nicht auch in späteren Lebensphasen weitere 
Ausbildungszyklen im Hochschulbereich eröffnet. Hier ist eher die Kreativität der Hochschulen 
gefragt (vgl. Briedis/Minks 2005b, S. 83). Der Trend, dass nicht nach dem ersten berufs-
qualifi zierenden Abschluss der Weg auf den Arbeitsmarkt beschritten wird, ist nicht allein in 
Deutschland zu beobachten, sondern auch in anderen Ländern, in denen eine bislang zu-
sammengehörige akademische Ausbildung nun in zwei Phasen geteilt worden ist (vgl. Crosier/
Purser/Smidt 2007, S. 22). Es spielt hier neben der Frage der Bereitschaft des Arbeitsmarkts 
zur Integration der Absolventen auch eine wichtige Rolle, dass eine weitergespannte gesell-
schaftliche Diskussion über die Bedeutung des ersten berufsqualifi zierenden Abschlusses 
in vielen Ländern bislang noch nicht geführt worden ist. In der Tat kann hier nur bei einer 
überzeugenden Überarbeitung der curricularen Standards eines Faches davon ausgegangen 
werden, dass eine kürzere nicht zugleich eine schlechtere Ausbildung ist (vgl. Rehburg 2006, 
S. 12; Buch/Hüning 2005). 

Die erste Generation von Absolventen der neuen Bachelorstudiengänge bewertet die 
Praxis- und Berufsorientierung bislang nur graduell besser als dies in der Vergangenheit bei 
Absolventen der alten Studiengänge der Fall gewesen ist. So gaben von den Absolventen der 
Bachelorstudiengänge in den Geisteswissenschaften rund 15 Prozent den Möglichkeiten der 
„Einübung berufl ich-professionellen Handelns“ die Note „gut“ oder „sehr gut“, während dies 
in der Vergleichsgruppe der traditionellen Studiengänge zwölf Prozent bekundeten. Günstiger 
war dies bereits in den Wirtschaftswissenschaften, in denen 29 Prozent der Bachelorabsol-
venten eine positive Bewertung abgaben, während dies in der Vergleichsgruppe lediglich 
acht Prozent taten (vgl. Briedis/Minks 2005b, S. 41ff.). Die Sensibilisierung der Hochschulen 
für Fragen der „Employability“ hat gleichwohl erheblich zugenommen. So ist deutlich zu er-
kennen, dass innerhalb weniger Jahre das Interesse an einer berufsqualifi zierenden Funktion 
des Studiums deutlich gestiegen ist: Waren es gemäß dem Bericht der EUA über die Umset-
zung des Bologna-Prozesses von 2003 noch 56 Prozent der Hochschulleitungen in Europa, 
die die Erzeugung arbeitsmarktrelevanter Qualifi kationen als „sehr wichtig“ identifi zierten, ist 
diese Quote in der 2007 veröffentlichten Nachfolgestudie auf 67 Prozent gestiegen (vgl. Cro-
sier/Purser/Smidt 2007, S. 32). 

Zwar bleibt ein beklagenswertes Defi zit, wenn lediglich ein knappes Drittel der Hoch-
schulen systematisch die Bedürfnisse des Arbeitsmarkts und insbesondere der Arbeitgeber-
seite in die Gestaltung der Curricula einbezieht (vgl. Crosier/Purser/Smidt 2007), hier sollten 
aber zugleich die Erwartungen an das Qualitätsmanagement der Hochschulen hochgehalten 
werden. Und es ist auch von nicht zu unterschätzender Bedeutung, dass die Arbeitgeber-
seite sich sensibel und angemessen in diese Prozesse einbringt. Dazu gehört auch, Phasen 
der fortgesetzten akademischen Ausbildung zu fördern und Masterstudium oder Promotion 
als Elemente einer anspruchsvollen Personalentwicklung anzusehen, die nicht mit der Auf-
gabe eines Arbeitsverhältnisses einhergehen müssen. Modelle, wie sie das duale Studium in 
der grundständigen Phase darstellt, sollten auch in den späteren Studienphasen entwickelt 
werden. Ohne dass die Wirtschaft entsprechende Verbindlichkeiten eingeht, werden sich die 
Hochschulen kaum in der Lage zu entsprechenden Angeboten sehen.
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6.2.4 Qualitätssicherung für kompetenzorientierte Studiengänge

Ein am Kompetenzerwerb orientiertes Modell des Studiums verlangt nicht nur nach anderen 
Formen des Lehrens und Lernens, sondern zugleich auch nach anderen Mechanismen der 
Qualitätssicherung als bisher. Kriterien hierfür zu entwickeln – daran sei erinnert – ist eben-
falls eines der Ziele des Bologna-Prozesses. Qualitätssicherung kann hier nicht länger nur 
von der Qualität des wissenschaftlichen Inputs bestimmt sein – also etwa der Frage, ob die 
Berufung der richtigen Hochschullehrer gelingt –, sondern es muss auch darauf geachtet 
werden, ob die abnehmende Seite ihrerseits mit den vermittelten Fähigkeiten und Qualifi ka-
tionen zufrieden ist und ob sich die berufl iche Etablierung der Absolventen als mühelos oder 
als problematisch erweist. 

Auch wenn entsprechende Elemente der Qualitätssicherung schon lange Teil der Dis-
kussion sind, werden sie erst jetzt nach und nach mit der erforderlichen Intensität eingeführt, 
und es beginnt die Frage an Bedeutung zu gewinnen, welche Ziele ein Studiengang auf den 
unterschiedlichen relevanten Ebenen hat und ob sich diese überhaupt explizit machen und 
im internen wie externen Austausch behaupten lassen. Übergeordnete Formen und Kriterien 
der Qualitätssicherung hat der Bologna-Prozess bis jetzt nur bedingt hervorgebracht. So 
zeigt sich, dass die nationalen Systeme etwa hinsichtlich der Mechanismen der Qualitätssi-
cherung – immerhin eines der zentralen Themen des Prozesses – zu sehr unterschiedlichen 
Formen gefunden haben, in denen beispielsweise staatlichen Akteuren unterschiedliche Rollen 
zukommen und in denen auch die Ebenen der Qualitätssicherung zwischen Prozess-, Pro-
gramm- und Institutionsakkreditierung sehr unterschiedliche Formen gefunden haben. Hierin 
liegen noch erhebliche Probleme für die Hochschulen. Auch hier ist eine aus institutioneller 
Perspektive eigenverantwortliche Orientierung am Output das logische gemeinsame Kriterium, 
das gestärkt werden muss.

Das folgende Beispiel unterstreicht, dass die Umstellung einer etablierten Ausbildung 
auf ein neues Modell aus tatsächlich inhaltlichen Gründen schwierig sein kann: Mehr als 
in anderen Ausbildungsgängen ist gerade in der rechtswissenschaftlichen Ausbildung die 
außerhalb der eigentlichen juristischen Fakultäten stattfi ndende Überprüfung curricularer Tra-
ditionen ein Treiber der Veränderung. Sie führt zu einer Erweiterung der Studienangebote um 
Studiengänge beispielsweise für Wirtschaftsrecht oder für andere Rechtsgebiete und löst 
sich vom Anspruch des bisherigen volljuristischen Ausbildungsgangs, der additiv und ho-
listisch alle Rechtsgebiete umfasst. Auch wenn der Justizdienst und die anwaltliche Tätigkeit 
diesen Anspruch noch immer stellen, ist doch unverkennbar, dass es sich gerade hier um 
Ausbildungsziele handelt, die den Absolventen keineswegs nur beste Perspektiven bieten. 
Zugleich nähert sich die Juristenausbildung wieder einer globaleren Struktur an, wie sie auch 
den ursprünglichen Traditionen im Rahmen der Entstehung der Universitäten im Mittelalter 
gerade in der Jurisprudenz entsprochen hat. Neben den Inhalten der Ausbildung wandeln 
sich auch ihre Formen, was gerade mit Blick auf die deutsche akademische Tradition eine 
erhebliche Veränderung bedeutet. Gleichwohl verweisen Juristen mit Blick auf den Bologna-
Prozess gerade darauf, dass eine Einpassung der rechtswissenschaftlichen Ausbildung in die 
Strukturen des konsekutiven Modells einen erheblichen Verlust an Praxisorientierung mit sich 
bringen könnte (vgl. Prütting 2005). Ob dies aber zwangsläufi g so sein muss, scheint fraglich.
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6.2.5 Die Promotion als „dritte Phase“?

Ob nun die Promotionsphase in der Tat eine dritte Phase der akademischen Ausbildung ist, 
oder ob sie eher eine erste Phase der Berufstätigkeit im Wissenschaftsbetrieb, in Forschung 
und Entwicklung darstellt, ist letztlich keine relevante Frage. Wichtig ist vielmehr, dass sich 
die Hochschulen verstärkt darum bemühen, die bisherigen Modelle der stark individualisier-
ten Beziehungen der Promotionsphase zu durchbrechen und im Sinne einer institutionellen 
Verantwortung zu überwinden. Vollkommen zu Recht spricht der Trends V-Bericht der EUA 
von einer „mini revolution“, die hier innerhalb weniger Jahre Raum gegriffen habe (vgl. Crosier/
Purser/Smidt 2007, S. 26). Ob dabei vermittelte Ausbildungsbestandteile eine solche Rolle 
übernehmen werden, wie dies zuweilen befürchtet wird, ist dabei weniger wichtig als die 
Frage, wie auch institutionelle Arrangements der Forschungsförderung dazu beitragen, ein 
Anspruchsniveau in diesem Segment zu formulieren, das der einzelne Fachgebiets- oder 
Institutsleiter allein nicht mehr erfüllen kann. 

Es sind insofern in Deutschland nicht allein die vor allem durch normative Stellung-
nahmen empfehlenden Charakters wirkenden Wissenschaftsorganisationen wie Wissen-
schaftsrat und Hochschulrektorenkonferenz, die in diese Richtung drängen, sondern vor 
allem auch die wichtigsten Elemente der Forschungsförderung, wie sie in den strukturierten 
Programmen der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG, z. B. Graduiertenkollegs oder 
Sonderforschungsbereiche) oder der Exzellenzinitiative von Bund und Ländern liegen. Hier 
wurde nicht alleine das Modell der strukturierten Doktorandenausbildung generell als eine 
der wesentlichen Formen der Förderung ausgebildet, sondern die Wissenschaftsorganisa-
tionen haben zum Teil sehr weit reichende präskriptive Aussagen dazu getroffen, welche 
Gestaltungsmerkmale entsprechende Projekte aufweisen müssen. Eine gestärkte Verant-
wortung für die arbeitsmarktrelevante Ausbildung von Kompetenzen zu übernehmen, wäre 
hier eine wichtige Aufgabe der Hochschulen. Immerhin verweisen Indizien darauf, dass eine 
gesteigerte Strukturierung tatsächlich auch zu verbesserten Ergebnissen führt und gerade 
für die Anforderungen der modernen Berufswelt sinnvolle Ergänzungen konventioneller Pro-
motionsmodelle mit sich bringt. Erwerbslosigkeit jedenfalls ist bei lediglich vier Prozent der 
Absolventen der Graduiertenkollegs der DFG anzutreffen und insofern ein eher randständiges 
Phänomen, während immerhin ein Drittel der Absolventen unmittelbar nach Beendigung der 
Promotion nicht länger in Hochschulen und Forschungseinrichtungen tätig ist (DFG 2004, 
S. 32; Enders/Bornmann 2001, S. 242f.).

6.2.6 Lebenslanges Lernen als Desiderat

Aber auch an anderer Stelle sind weiterhin intensive Bemühungen erforderlich, sollen die 
sozioökonomischen Ziele des Bologna-Prozesses erreicht werden. Lebenslanges Lernen ist, 
so stellt der Trends V-Bericht nüchtern fest, kein Ziel, das von der politischen Ebene oder 
den einzelnen Institutionen mit besonderer Leidenschaft verfolgt würde (vgl. Crosier/Purser/
Smidt 2007, S. 9; vgl. Wolter 2005). Es mag in der Tat eine Folge der Beschäftigung der 
Hochschulen mit den primären Märkten der akademischen Erstausbildung sein, die diese 
nicht zu den neuen Märkten mit ihren Eigenheiten gelangen lässt. Zu Recht hat der Bericht 
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der EUA (vgl. Crosier/Purser/Smidt 2007, S. 69), aber auch das Fehlen von politischen In-
centives ausgemacht, die den Hochschulen hier steuernd auf die Sprünge helfen würden. Für 
Deutschland wird man zudem sagen müssen, dass die politischen Effekte des Hochschul-
pakts 2020, wie er derzeit praktiziert wird, geradewegs in die falsche Richtung weisen, da 
sie ausschließlich auf Erststudierende und Studienanfänger abzielen. Es sind aber weiterhin 
insbesondere auch Fragen der Klassifi zierung, Kategorisierung und Verknüpfung von Studien-
angeboten, wie auch die Frage des Zugangs und der Voraussetzungen, die den Hochschulen 
und den Gesetzgebern noch wichtige Aufgaben für die Zukunft stellen (vgl. Crosier/Purser/
Smidt 2007, S. 57).

Verbindungen zum Credit-Modell der lebenslangen Akkumulation von Ausbildungska-
pital würden hier nahe liegen und sind sogar in der Bologna-Erklärung von 1999 angespro-
chen. Von der Ausweitung dieses Modells von den eher klassischen Formen des Studiums 
auf andere Bereiche ist das deutsche Bildungssystem aber noch weit entfernt, ungeachtet 
der Tatsache, dass die Nutzung des Credit-Modells im Rahmen des ECTS-Systems in Euro-
pa weithin verfolgt wird. Vor allem fl exiblere Formen des Hochschulzugangs wären erforder-
lich, um hier einen tatsächlichen Gewinn zu realisieren. Dabei sollte das Modell nicht nur für 
die Übertragbarkeit von erbrachten Studienleistungen stehen, sondern auch für eine verän-
derte Wahrnehmung von Prüfungen und Leistungserbringung. Auch wenn das Credit-Modell 
selbst noch nicht notwendigerweise den Wechsel zum studienbegleitenden Prüfungswesen 
anzeigt, ist es hiermit in Deutschland faktisch doch eng verknüpft, auch wenn hier zum Teil 
zu viel des Guten getan wird. Einzelne Studiengänge weisen eine solche Infl ation von Prü-
fungsleistungen am Ende oder im Laufe jedes einzelnen Semesters auf, dass hierin sowohl 
für Studierende als auch für Lehrende erhebliche Belastungen zu sehen sind, die eine Bün-
delung auf mittlerer Ebene sinnvoll erscheinen lassen. Aber nicht nur die Hochschulseite, 
sondern auch die Wirtschaft ist hier besonders gefragt, wenn es darum geht, Mitarbeitern die 
entsprechende Fortbildung zu ermöglichen, sie aber zugleich an das jeweilige Unternehmen 
zu binden.

6.2.7 Senkung der Schwellen – Steigerung der Bildungsgerechtigkeit

Dass die Partizipation an akademischer Bildung durch die Einführung der konsekutiven Studien-
struktur, durch die beobachtbare Konvergenz tertiärer Bildungseinrichtungen und durch die 
öffentliche Thematisierung dieser Fragen insgesamt steigt, ist durchaus zu erwarten. Dass 
eine Teilnahme an einer in der Regel fünfjährigen Ausbildung insgesamt eine höhere Hürde 
darstellt als die einer in der Regel dreijährigen, dürfte jedenfalls plausibel sein. Verbesserte In-
formationen im Sinne einer Stärkung von Studierendenberatung und Serviceangeboten sind 
aber gerade mit Blick auf diese Ziele ein weiteres wichtiges Desiderat. In der Orientierung auf 
diese Märkte liegen für die Hochschulen wichtige Potenziale, an deren Erschließung auch die 
Wirtschaft – etwa in regionalen oder branchenspezifi schen Ausprägungen – Interesse haben 
sollte.

Beratung wird auch durch einen wachsenden Druck auf die Studierenden immer wich-
tiger. Die höhere Dichte von Prüfungen, die strafferen Curricula und nicht zuletzt auch Stu-
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diengebühren steigern den Bedarf, zugleich aber auch die Möglichkeiten, Beratung und Kri-
senintervention für Studierende auszubauen. Dabei sind die Hochschulen keineswegs der 
einzige Träger der Beratungsleistungen, sollten aber eine zentrale Rolle spielen, wenn es um 
die Organisation entsprechender Services geht. Gerade das Begreifen dieser Rolle als einer 
organisatorischen Aufgabe darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass andere Einrichtungen 
behördlicher und auch privater Natur ein erhebliches Interesse an einer neuen Servicequalität 
haben müssen. Gerade auch die internationale Mobilität – innerhalb wie außerhalb Europas 
– rückt dieses Ziel in den Vordergrund.

6.3 Globalisierung in der demografi schen Entwicklung

Zugleich mit den wachsenden und neuen Kompetenzerfordernissen im Zuge der Globalisie-
rung macht der demografi sche Wandel noch einmal deutlicher, dass das Humankapital, ver-
standen als das intellektuelle und innovative Potenzial aller Erwerbspersonen (vgl. Keeley 2007) 
und dessen fortdauernde Pfl ege für den Standort Europa im globalen Wettbewerb einen 
hohen Stellenwert haben muss. Durch die Effekte des zweiten demografi schen Übergangs4  
wird eine weitere quantitative und qualitative Problemdimension höherer Bildung eröffnet: 
Durch die immensen Verschiebungen in der Altersstruktur hin zu immer weniger jungen und 
immer mehr älteren Menschen (vgl. Statistisches Bundesamt 2006a) ist bei konstantem Bil-
dungsverhalten bereits auf mittlere Sicht mit einem erheblichen Mangel an hoch qualifi zierten 
Fachkräften zu rechnen (vgl. Ragnitz 2007). Dieser quantitative Aspekt macht einen längeren 
Verbleib im Beschäftigungssystem erforderlich. Für eine global verwobene Volkswirtschaft 
auf dem Weg in die Wissensgesellschaft bedeutet dies in qualitativer Hinsicht, dass neue 
Wissensbestände nicht alleine durch den Eintritt der zuletzt ausgebildeten Menschen in das 
Beschäftigungssystem eingebracht bzw. darin generiert werden können. Eine wissensbasier-
te Ökonomie als europäische Antwort auf die Herausforderung der Globalisierung und als In-
begriff der Hinwendung zum disziplin-, grenz- und institutionenübergreifenden Problemlösen 
erfordert neben lebenslangem Lernen auch die nachhaltige Gewinnung von Studierenden 
über Grenzen hinweg. Dabei muss Studierendenmobilität als eine Bewegung in beiderlei 
Richtung verstanden werden: Deutsche Studierende besuchen Hochschulen im Ausland und 
ausländische Studierende kommen für ein Studium nach Deutschland. 

Ein Ausbau beider Bewegungsrichtungen studentischer Mobilität ist gegenwärtig und 
in noch verstärktem Maße in Zukunft notwendig. Bereits jetzt wird in einzelnen Sektoren 
des Arbeitsmarkts und in einigen Regionen ein Mangel an hoch qualifi zierten Fachkräften 
spürbar (vgl. Biersack/Kettner/Schreyer 2007), der sich in mittelbarer Zukunft verbreitern 
und vertiefen wird (vgl. Ragnitz 2007). Ein Fachkräftemangel zeigt sich, bei allen erhebungs-
technischen Schwierigkeiten, gegenwärtig gerade in denjenigen Sektoren, die als besonders 
innovationsfreudig gelten und von Studierenden aus dem Ausland überproportional nachge-
fragt werden. Mit Arbeitslosenzahlen von 2,9 Prozent (Maschinenbauingenieure), 2,3 Prozent 
(Elektroingenieure) und nur 1,9 Prozent (Wirtschaftsingenieure) in Westdeutschland werden 
Werte unterhalb der erforderlichen, so genannten stillen Reserve erreicht und ein Fachkräfte-

4   Unter Effekten des zweiten demografi schen Übergangs werden unter das  Erhaltungsniveau absinkende Geburtenziffern, der 
Anstieg des durchschnittlichen Alters bei Geburt des ersten Kindes sowie grundsätzlich die signifi kante Erhöhung des ge-
samtgesellschaftlichen Durchschnittsalters verstanden (vgl. Van de Kaa 1987).
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mangel wird insoweit wahrscheinlich. Dagegen studierten im Jahr 2006 jeweils ca. sechs 
Prozent der Bildungsausländer an deutschen Hochschulen (Universitäten und Fachhoch-
schulen) in den Studienbereichen Elektrotechnik und Maschinenbau und im Studienbereich 
Wirtschaftswissenschaften über 13 Prozent (vgl. DAAD/HIS (Hochschul-Informations-System 
GmbH) 2007). Die genannten Studienbereiche fi nden sich auch unter den quantitativ wich-
tigsten Fachrichtungen der Bildungsausländer-Absolventen und weisen darüber hinaus hohe 
Wachstumsquoten auf (vgl. DAAD/HIS 2007). Eine gezielte Attraktion von Bildungsauslän-
dern in das qualitativ hochwertige, deutsche Hochschulsystem erscheint vor diesem Hinter-
grund schon jetzt geboten.

Darüber hinaus wird es in den Jahren bis mindestens 2020 in Deutschland eine größere 
Nachfrage nach Studienplätzen geben, als die aktuellen Hochschulkapazitäten aufnehmen 
können (vgl. Gabriel/v. Stuckrad 2007). Grund hierfür ist zum einen, dass die Kinder der 
geburtenstarken Baby-Boomer-Generation bis zum Ende dieses Jahrzehnts ihre Studienbe-
rechtigungen erwerben. Dies wird jedoch auf längere Sicht die letzte demografi sch induzierte 
Steigerung in der für Studiennachfrage klassisch relevanten Altersgruppe bleiben: Regio-
nal in unterschiedlichem Tempo verlaufend, erwartet Deutschland insgesamt ein deutlicher
Rückgang bei Schüler- und Schulabsolventenzahlen (vgl. KMK 2005b). Die zugrunde liegende 
demografi sche Entwicklung wird zum anderen durch politisch bedingte Nachfragespitzen 
durch die Schulzeitverkürzung in den meisten Bundesländern von 13 auf 12 Jahre bis zum 
Abitur verstärkt. Um diesem Phänomen angesichts der Herausforderungen durch Globalisie-
rung, Wissensgesellschaft und demografi scher Entwicklung zu begegnen, empfi ehlt sich aus 
zweierlei Hinsicht eine Stärkung des Auslandsstudiums deutscher Hochschüler. Zum einen 
können gerade die politisch bedingten, einmaligen Nachfragespitzen durch die Nutzung aus-
ländischer Kapazitäten teilweise aufgefangen werden. In der Begründung verschränken sich 
hier Motive volkswirtschaftlicher Verantwortung und Erfordernisse der Bildungsgerechtigkeit: 
Durch Nutzung von Hochschulkapazitäten im Ausland müssen keine teuren, nur vorüber-
gehend notwendigen Kapazitäten im Inland auf- und wieder abgebaut werden, die oben 
skizzierten Globalisierungskompetenzen werden erlangt und das am Arbeitsmarkt dringend 
benötigte Potenzial an Erwerbspersonen wird gut qualifi ziert. In dieser Hinsicht ist das Aus-
landsstudium eine volkswirtschaftliche Frage, eine Frage der wissensbasierten Volkswirt-
schaft in einer globalisierten Welt. Sie erfordert mehr denn je Befähigungen wie Fremdspra-
chenkenntnis und interkulturelle Kompetenz. Diese werden besonders durch einen längeren 
Aufenthalt im Ausland erworben, weshalb die Ermöglichung eines Auslandsstudiums auch 
eine Investition in die Wettbewerbsfähigkeit eines Landes darstellt. Damit ist der Ausbau von 
Auslandsstudien auch jenseits der demografi schen Entwicklung in einer globalisierten Welt 
ein Gebot der Stunde und wird auch in Zukunft jenseits des Nachfragehochs eine „Conditio 
sine qua non“ für den Wohlstand des Landes sein. Neben der Akzentuierung des Auslands-
studiums als Beitrag zur nachhaltigen Pfl ege des Humankapitals kann dadurch auch der 
rechtliche und moralische Anspruch auf einen Studienplatz besser gewährleistet werden und 
ist als eine Frage der Bildungsgerechtigkeit für die Schulabgänger der doppelten Abiturjahr-
gänge zu verstehen. 

Vor diesem Hintergrund wird die aktuelle Förderung eines Auslandsstudiums für deut-
sche Studierende durchleuchtet und das aktuelle Beispiel von „good practice“, das norwe-
gische Lånekassenmodell als Benchmark kontrastiert (6.3.1). Im Vergleich zeigen sich Mög-
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lichkeiten, die deutschen Regelungen zu verbessern und die auswärts gerichtete Mobilität 
zu stärken.

Nach dem Studienanfängerhoch, das mindestens bis 2020 dauern wird, schlägt auf 
kurz oder lang die demografi sche Entwicklung voll durch. Die Anzahl der inländischen Hoch-
schulzugangsberechtigten wird auch bei steigender Ausschöpfung des Potenzials durch 
höhere Studienberechtigtenquoten drastisch sinken, wodurch weniger junge Menschen die 
Hochschulen verlassen werden, was dramatische Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt haben 
wird. Das Erwerbspersonenpotenzial insgesamt wird abnehmen (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2006a), insbesondere jedoch der in Deutschland ohnedies vergleichsweise geringe Anteil 
an Akademikern. Vor dem Hintergrund der oben skizzierten Erfordernisse durch die zuneh-
mende Wissensorientierung und die damit einhergehende Dynamisierung der europäischen 
Volkswirtschaften wäre eine sinkende Beteiligung an höherer Bildung ein wesentlicher Wett-
bewerbsnachteil für Deutschland. Dieser Entwicklung kann nur entgegengewirkt werden, 
wenn aktiv neue Studierende gewonnen werden können, die einerseits nach dem Abschluss 
dem heimischen Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, andererseits aber auch zukünftig einen 
wesentlichen Exportsektor darstellen. In einer internationalen Marktanalyse werden poten-
zielle Nachfragemärkte nach tertiärer Bildung gesucht (6.3.2) und in einem nächsten Schritt 
Möglichkeiten aufgezeigt, wie sich die deutschen Hochschulen in diesen Märkten positionie-
ren können (6.3.3).

6.3.1 Auslands-BAföG und Lånekassenmodell

Das Auslandsstudium als reguläres Erst- oder Aufbaustudium ist in Deutschland bislang noch 
stark geprägt von der Variante des Teilstudiums, bei dem nur ein Anteil des gesamten Studiums 
im Ausland verbracht wird. Während für diese Form des Auslandsstudiums unterschiedlichs-
te Förderungsmöglichkeiten (DAAD, Stiftungen, EU) zur Verfügung stehen, ist die Situation für 
diejenigen, die ein vollständiges Studium im Ausland absolvieren möchten, deutlich weniger 
vorteilhaft. Vorrangig geht es dabei um die Frage der Finanzierung. Das Auslandsstudium 
über einen Bankkredit zu fi nanzieren, ist zwar eine Option mit deutlichem Wachstumspoten-
zial, wie der Studienkredittest des CHE beweist. Insbesondere die staatliche Förderung soll 
aber am Beispiel des Auslands-BAföGs sowie des norwegischen Lånekassenmodells in den 
Blickpunkt gestellt werden, um aufzuzeigen, wo noch Handlungsbedarf existiert.

Auslands-BAföG. Derzeit ist das BAföG immer noch die wichtigste Studienfi nanzie-
rungsmöglichkeit in Deutschland. Die Bedingungen für das Auslands-BAföG unterscheiden 
sich allerdings von denen des normalen BAföG. Insbesondere müssen hier Fragen der Mit-
nahmefähigkeit geklärt werden, die im deutschen Kontext keine Rolle spielen. Schon das 
aktuelle Auslands-BAföG ist mitnahmefähig (vgl. Witte/Brandenburg 2007), allerdings nur mit 
massiven Einschränkungen. Die wichtigsten Einschränkungen sind die Mitnahmefähigkeit 
erst nach zwei Semestern an einer deutschen Hochschule und die Beschränkung der För-
derung über die Gesamtdauer eines Studiums auf die EU. Außerhalb der EU ist dies auf ein 
Studienjahr beschränkt. Eine Ausnahme stellen gemeinsame grenzüberschreitende Studien-
gänge dar. Auch in der neuen Bachelor-/Masterstruktur gelten diese Anforderungen, wobei 
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der Master dann vollständig im Ausland mit den genannten Beschränkungen gefördert wird, 
wenn doch zumindest ein Studienjahr des vorangegangenen Bachelors in Deutschland ab-
solviert wurde. Es erstaunt daher wenig, dass das Auslands-BAföG bisher eher im Rahmen von 
Kurzaufenthalten zum Einsatz kommt und insgesamt mit gerade einmal 19.500 Geförderten 
und einem Gesamtfördervolumen von knapp 47 Mio. Euro in 2005 ein deutliches Entwick-
lungspotenzial aufweist (vgl. Deutscher Bundestag 2007, S. 19ff.).5 

Die Gründe für die bisherige Zurückhaltung (Einschätzung der EU-Rechtssituation, Kul-
turschock, Erfahrung der Begabtenförderwerke) wurden im aktuell vorliegenden und am 14. 
Februar 2007 vom Bundeskabinett beschlossenen Referentenentwurf des 22. BAföG-ÄndG 
zwar überwunden, dennoch kann dieser Entwurf insbesondere bezüglich des Auslands-
BAföGs nicht überzeugen. Vielmehr muss er als reine Reaktion auf die beim Europäischen 
Gerichtshof (EuGH) anhängige Morgan/Bucher-Klage (Fall C-11/06 und Fall C-12/06 (Euro-
pean Citizenship), Reference OJ C121, 20. Mai 2006, p.1) gewertet werden. Morgan und 
Bucher sind deutsche Studierende, die beim EuGH mit Bezug auf die Freizügigkeitsregelung 
und EU-Bürgerschaft auf volle Mitnahmefähigkeit des BAföGs klagten. 

Das Urteil bestätigt die Kläger und war in dieser Form wohl vorhersehbar, so dass der 
Entwurf im Licht der damals zu erwartenden Entscheidung interpretiert werden sollte. In 
der Neuregelung des BAföGs soll nun auf die ersten zwei Pfl ichtsemester an einer deut-
schen Hochschule verzichtet werden, dafür wird diese vollständige Förderung auf die EU 
beschränkt. Zudem ist dies verknüpft mit dem Wegfall der Grenzpendlerregelung, nach der 
bislang ein Vollstudium von Beginn an auch im Ausland gefördert wurde, wenn der Studie-
rende am selben Tag immer wieder an einen Wohnsitz in Deutschland zurückkehrte. Beson-
ders zu kritisieren ist, dass die Unterstützung für die Studiengebühren auf ein Jahr begrenzt 
wird. Diese Regelungen sind unzureichend, es bedarf eines weltweit einsetzbaren Auslands-
BAföGs vom ersten Semester an für jeden Studierenden als einkommensunabhängiger Kredit 
(vgl. Brandenburg/Zhu/Berthold 2007; Witte/Brandenburg 2007). Damit würde sich das Aus-
lands-BAföG auch lediglich einem lange etablierten System der Auslandsstudienförderung 
angleichen, dem norwegischen Lånekassenmodell.

6.3.2 Internationale Marktanalyse

Insbesondere für die Phase nach dem Studierendenhoch, jedoch auch schon davor, geht es 
für die deutsche Gesellschaft und die Hochschulen darum, die Zahl der ausländischen Stu-
dierenden erheblich zu erhöhen. Sowohl um die Kapazitäten der Hochschulen sinnvoll aus-
zulasten als auch um gesellschaftlichen-wissensökonomischen Erfordernissen (Anwerbung 
hochklassiger Experten, Steigerung der Akademikerquote, Wettbewerbsfähigkeit, Footing in 
anderen Märkten etc.) gerecht zu werden, die sich einer alternden Gesellschaft stellen (vgl. 
Klemencic/Fried 2007), erscheint es sinnvoll für die deutsche Volkswirtschaft, Bildung als Ex-
portgut zu betrachten und aktiv in das Produktportfolio Deutschlands aufzunehmen. Hierfür 
sind unterschiedliche Instrumente denkbar, die allerdings zuvor einer genaueren Analyse der 
zukünftigen Studienangebotsmärkte bedarf.

5    Mehr Informationen unter: http://www.bafoeg.bmbf.de/fragen_ausland_default.php   
  sowie unter http://www.auslandsbafoeg.de/auslandsbafoeg/eu.htm
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Sowohl der British Council als auch IDP Australia haben in den vergangenen Jahren seit 
2002 umfangreiche Marktanalysen und Vorhersagen über Studierendenzahlen und Wande-
rungsbewegungen, natürlich mit Blick auf die englischsprachigen Zielländer im Allgemeinen 
sowie das Vereinigte Königreich bzw. Australien im Besonderen, durchgeführt. Da beide Län-
der bereits seit langer Zeit auf dem globalen Bildungsmarkt tätig sind, kann man die auf sie 
zugeschnittenen Vorhersagen als gute Indikatoren für Bedürfnisse deutscher Hochschulen 
heranziehen. Studien wie „Vision 2020 – Forecasting International Student Mobility – a UK 
Perspective“ vom British Council und „Global Student Mobility 2025“ von IDP Australia, beide 
geleitet von Anthony Böhm, gehen auf Basis von Daten der UNESCO und der World Bank 
von einem Anstieg des Bedarfs an Studienplätzen für international mobile Studierende von 
2,1 Mio. in 2003 über 3,3 Mio. in 2010 auf ca. 5,8 Mio. in 2020 aus, bei einer jährlichen Stei-
gerungsquote von gut sechs Prozent (siehe Abbildung 13). 

Abbildung 13: Anzahl der weltweit mobilen Studierenden von 2003 bis 2025 (vgl. IDP Australia 2002; 
   British Council 2004)

Dabei wird Asien und hier insbesondere Ostasien mit einer Wachstumsrate von annä-
hernd neun Prozent ca. 3,8 Mio. Studierende auf den globalen Bildungsmarkt entsenden, 
das entspricht ca. 65 Prozent (vgl. British Council 2004). Laut IDP Australia wird der Bedarf 
bis 2025 auf 7,2 Mio. Studienplätze steigen, wobei der gesamte Bildungsbedarf weltweit auf 
263 Mio. Studienplätze gegenüber 97 Mio. im Jahr 2000 geschätzt wird (vgl. Abbildung 14). 
Hierbei fallen Indien mit einem Anstieg von 9,6 auf 61 Mio. Studienwillige (Wachstumsrate im 
Durchschnitt 7,7 Prozent) und China mit einem Anstieg von acht auf 45 Mio. jeweils (Wachs-
tumsrate im Durchschnitt 7,1 Prozent) im Beobachtungszeitraum 2000 – 2025 die Marktfüh-
rungsrollen zu. Dies bedeutet zusammen einen Bedarf an 105 Mio. Studienplätzen und damit 
ca. 65 Prozent des asiatischen Gesamtbedarfs von etwa 160 Mio., der damit 60 Prozent des 
Gesamtweltbedarfs umfasst. Daneben werden starke Bedarfsanstiege für die Türkei, Marok-
ko und den Iran erwartet (vgl. IDP Australia 2002). 
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Abbildung 14: Bedarf an Studienplätzen in Mio. im Jahr 2000 und 2025 (vgl. IDP Australia 2002; 
   British Council 2004)

In Europa wird der Bedarf nach diesen Untersuchungen von 25 Mio. auf 41 Mio. steigen, 
insbesondere durch die Bildungsexpansion in den mittel- und osteuropäischen Ländern 
(MOE-Staaten). Amerika soll einen Anstieg von 26,7 Mio. auf 43 Mio. erfahren, mit den größten 
Wachstumsraten in Südamerika (insbesondere Brasilien, Mexiko und Kolumbien). Afrikas Be-
darf wächst von fünf Mio. auf 11,6 Mio., bleibt aber gemessen an der Bevölkerungszahl zu 
gering. Ozeanien wächst von 1,4 Mio. auf 2,1 Mio. und bleibt marginal (vgl. Abbildung 14). 
Diese Studien gehen allerdings von einem Anstieg der Partizipationsrate relativ zum Anstieg 
des Pro-Kopf-Einkommens aus, somit von zwei Variablen, die nur schwer vorherzusagen 
sind. Daher wurde nur die Basisschätzung als Ausgangspunkt genommen. Aber auch bei 
konservativerer Einschätzung bleibt die Tatsache, dass die Bildungsmärkte der Zukunft vor 
allem in Asien und zu einem geringeren Maße in Lateinamerika liegen. 

Für Deutschland spielen derzeit neben China allerdings ganz andere Herkunftsländer 
eine Rolle, insbesondere Bulgarien, Polen, die Russische Föderation, Marokko, Türkei, 
Ukraine, Frankreich, Kamerun und Österreich. Vergleicht man sie mit den prognostizierten 
Hauptherkunftsländern weltweit 2025 (VR China, Indien, Malaysia, Korea, Türkei, Marokko, 
Vietnam, Iran, Griechenland und Indonesien; vgl. DAAD 2007a), so zeigt sich, dass Deutsch-
land zwei Aufgaben zu bewältigen hat: zum einen sich in neuen Märkten mit steigender 
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Nachfrage nach höherer Bildung zu etablieren, zum anderen die erlangten Führungspositio-
nen in anderen zu verteidigen. Wenn man davon ausgeht, dass es grundsätzlich schwieriger 
ist, auf einem neuen Markt Fuß zu fassen als sich auf einem bereits vorhandenen zu behaup-
ten, so gewinnt die zweite Aufgabe eine zusätzliche Bedeutung. Dabei wird unterstellt, dass 
die Marktposition des deutschen Hochschulsystems vor dem Hintergrund demografi scher 
Entwicklungen in relevanten Altersgruppen in den Nachfrageländern strategisch vorangetrie-
ben werden kann. Es ist eine Aufgabe systematischer Hochschulentwicklung, die Hochschu-
len in die Lage zu versetzen, ihre Positionen auf ausländischen Bildungsmärkten zu analysieren 
und gezielt angesichts der Entwicklung relevanter Nachfragegruppen im Ausland und analog 
zum Fachkräftebedarf moderner Wissensgesellschaften auszubauen. Berücksichtigt man 
also die demografi sche Entwicklung in der internationalen Aufstellung des deutschen Hoch-
schulwesens, so bedarf es einer Neuausrichtung der bisherigen Strategie hin zu den Nach-
fragemärkten der Zukunft. Eine demografi sch informierte strategische Neuausrichtung der 
Marktpositionen deutscher Hochschulen auf ausländischen Märkten tertiärer Bildung muss 
unterschiedliche Aspekte berücksichtigen. Grundlegend ist die Analyse und Projektion geeig-
neter Datensätze zur Entwicklung relevanter Altersgruppen, deren Bildungsstand und ökono-
mischem Hintergrund. Darüber hinaus muss für so identifi zierte Nachfrageländer geklärt wer-
den, welche Zielländer für Studierende aus welchen Gründen in der Vergangenheit von hoher 
Relevanz waren, auf welche Studienbereiche sich die Nachfrage aus dem untersuchten Land 
maßgeblich ausrichtete und wie der bisherige Erfolg einzuschätzen ist. Ein erster Blick in die 
Vorausberechnungen zur Bevölkerungsstruktur der Vereinten Nationen zeigt, dass die insge-
samt positive, d. h. eine Bevölkerungszunahme bedeutende, globale demografi sche Entwick-
lung von den weniger bzw. am wenigsten entwickelten Ländern der Welt – Less Developed 
Countries (LDC) und Least Developed Countries (LLDC) – getragen wird (vgl. United Nations 
2007, Tabelle A.4). In allen berechneten Varianten tragen die jährlichen Bevölkerungsentwick-
lungsquotienten insbesondere der Regionen Afrika (von 1,35 Prozent bis 2,82 Prozent) und 
Lateinamerika (von 0,27 Prozent bis 1,15 Prozent) zum globalen Bevölkerungswachstum bis 
2050 bei. Grundsätzlich stellen diese Regionen zwar Wachstumsmärkte für die Nachfrage 
nach höherer Bildung dar, jedoch lassen es die ökonomischen Ausgangsbedingungen ins-
besondere in den wachsenden Ländern und Regionen ambitioniert erscheinen, als wach-
sende Märkte für deutsche Hochschulen genutzt zu werden. Mit Blick auf einzelne Länder 
weisen im Projektionszeitraum zwischen 2005 und 2010 Liberia, Burundi und Afghanistan 
die höchsten jährlichen Bevölkerungsentwicklungsquotienten auf (vgl. United Nations 2007, 
Tabelle A.7). Mit Blick auf die Entwicklung des Medianalters einzelner Länder verfestigt sich 
das oben skizzierte Bild: Die Länder mit dem geringsten projizierten Medianalter im Jahr 2050 
(Burundi mit 20,8 Jahren, Niger mit 21,1Jahren, Liberia mit 21,2 Jahren, vgl. United Nations 
2007, Tabelle A.11) gehören gegenwärtig und zukünftig zu den ärmsten Ländern der Welt.

Nicht nur die Altersgruppe der traditionellen Studierenden (17- bis 25-Jährige) muss 
in dem genannten Kontext berücksichtigt werden. Vor dem Hintergrund der Erfordernisse 
lebenslangen Lernens bedeutet die von den demografi schen Projektionen der Vereinten Na-
tionen gebildete Altersgruppe der 15- bis 59-Jährigen als Gruppe des Erwerbspersonenpo-
tenzials einen Indikator. Im Jahr 2005 waren in China 67,4 Prozent der Gesamtbevölkerung 
in dieser Gruppe, 2050 werden es nur noch 53,6 Prozent sein, wobei sich die Altersstruktur 
maßgeblich in Richtung der über 60- und über 80-Jährigen verschieben wird. Dies erscheint 
als politisches Artefakt der in China seit Jahrzehnten betriebenen Ein-Kind-Politik und be-
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deutet gleichzeitig ein enormes Potenzial steigender Bildungsnachfrage: Durch die Politik 
der Geburtenkontrolle verändert sich die Relation bei Bildungsinvestitionen zugunsten des 
Investitionsträgers. Gerade die Generationen, die von dem bemerkenswerten ökonomischen 
Aufschwung am stärksten profi tiert haben, werden zukünftig steigende private Mittel für die 
Bildung immer weniger Nachkommen investieren.6 Zu beobachten ist ein solches Phäno-
men bereits in einigen ostasiatischen Ländern wie beispielsweise Südkorea. Dort wurden im 
Jahr 2005 2,6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts in tertiäre Bildungsangebote investiert (vgl. 
Ischinger 2006), zumeist von privater Seite. Eine ähnliche Entwicklung ist im Projektions-
zeitraum bis 2050 in einigen anderen ostasiatischen Ländern wie Indonesien und Indien zu 
erwarten. Darüber hinaus werden einige Länder den Anteil in der relevanten Altersgruppe 
der potenziell Erwerbstätigen massiv steigern: Afghanistan erwartet in dieser Gruppe nach 
Jahren des Krieges einen Anstieg von weniger als 50 Prozent auf 60,7 Prozent; einige latein-
amerikanische Staaten wie Bolivien und Ecuador werden in dieser Gruppe ebenfalls Werte 
von über 60 Prozent erreichen. 

Diese Länder können als Zukunftsmärkte für eine steigende Nachfrage nach höherer 
Bildung gelten, deren Ausschöpfung jedoch je nach ökonomischen und politischen Rah-
menbedingungen unterschiedliche Handlungsoptionen für Institutionen des tertiären Sektors 
implizieren. 

6.3.3 Handlungsoptionen

6.3.3.1 Studienangebote im Ausland
Studienangebote im Ausland fi nden sich derzeit vornehmlich in drei Ausformungen: (1) Eta-
blierung eines eigenen Campus im Zielland (Offshore-Gründung), (2) Vermarktung eines ak-
kreditierten Studiengangs durch eine Partnerhochschule im Zielland (Franchise), (3) Über-
nahme einer Fakultät im Rahmen eines multinationalen Campus (Education City). Bereits 
seit geraumer Zeit sind US-amerikanische, britische und australische Universitäten in diesem 
Marktsegment in allen Varianten aktiv. Dabei setzen die australischen Universitäten gerne auf 
Offshore-Aktivitäten wie die Monash University, Australien, die neben Zentren in London und 
Prato (Italien) je einen Campus in Kuala Lumpur (Malaysia) und in Johannesburg (Südafrika) 
mit 3.100 bzw. 1.100 Studierenden unterhält (vgl. Monash 2007). Viele britische Hochschulen 
haben sich des Franchise-Konzepts angenommen. So bietet beispielsweise die De Montford 
University (DMU) in Leicester einen Bachelor in Business über die City University Hong Kong 
an (vgl. DMU 2007a). Eines der Zielländer für diese Aktivitäten ist Südafrika (vgl. Council on 
Higher Education 2003). Die Variante „Education City“ ist derzeit vor allem in den Golfstaaten 
anzutreffen. So wurde in Qatar 1998 die „Education City Qatar“ gegründet, in der derzeit fünf 
US-Universitäten, darunter Georgetown University und Texas A&M, Fakultäten eingerichtet 

6  Hinzu kommt die in China traditionell hohe Wertschätzung, die dem Gut Bildung entgegengebracht wird und dies in jedem 
Lebensalter. Dadurch wird ein enormer Bildungsmarkt gerade in der Generation jenseits der 40 entstehen, der deutschen 
Hochschulen besonders dann offen stehen wird, wenn aus dieser Generation bereits Jahre zuvor Bachelorstudierende in 
ausreichendem Maße rekrutiert wurden. Hinzu kommt, dass diese Generation dann wiederum ihre Kinder mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit die Bildung werden zukommen lassen wollen, die sie selbst genossen haben. Langfristige Kundenbindung 
im Sektor Bildung ist daher gerade in Ländern wie China, in denen Bildung einen hohen Wert darstellt, von elementarer Be-
deutung.
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haben; 2006 wurden dort 450 Studierende unterrichtet, Zielgröße sind 7.000 – 10.000 Studie-
rende (vgl. Asquith 2007). Deutsche Hochschulen fokussieren derzeit neben kooperativen 
Modellen (vgl. Rogler 2005) am ehesten auf Offshore-Angebote, die insbesondere über das 
DAAD-Programm „Studienangebote deutscher Hochschulen im Ausland“ gefördert werden. 
Derzeit gibt es 31 Projekte (davon vier ehemalig gefördert, die noch laufen) in 20 Ländern. 
Ein Schwerpunktland ist hier China (vgl. DAAD 2007b). Einen stärker kooperativen Ansatz 
verfolgt die TU München mit dem German Institute of Science and Technology in Zusammen-
arbeit mit der National University of Singapore (vgl. TU München 2007). In diesem Segment 
scheint es notwendig, verstärkt deutsche Hochschulen zu motivieren und zu unterstützen, 
mehr Angebote im Ausland zu offerieren und gleichzeitig die Qualität zu sichern. Ebenso 
sollten aber Beteiligungen in multinationalen Campus-Projekten gesucht werden (hier gibt es 
seit Jahren Initiativen aus Malaysia und Indonesien).

6.3.3.2 Rekrutierung ausländischer Studierender
Neben dem Angebot direkt vor Ort wird die Anwerbung der Studierenden aus dem Ausland 
für ein Studium in Deutschland an Bedeutung gewinnen. Derzeit studieren beispielsweise 
etwa 26.000 Chinesen in Deutschland (vgl. DAAD 2007c). Bei insgesamt 1.953.504 Stu-
dierenden in Deutschland (vgl. Wissenschaftsrat 2007) entspricht dies knapp 1,4 Prozent, 
im Gegensatz zu mehr als 28.000 und damit 7,4 Prozent der Studierenden in Australien 
(vgl. Abbott/Xiaoying 2006). Ähnlich stellt sich die Situation für viele Herkunftsländer dar. Die 
englischsprachigen Länder sind Deutschland weit voraus im Marketing der eigenen Studien-
angebote und in der systematischen Rekrutierung von Studierenden unter Nutzung von 
Messen, Bildungsagenten, Werbungsreisen etc. Wie die De Montford University in Großbri-
tannien zeigt, können diese Aktivitäten sehr vielfältig sein (vgl. DMU 2007b). Hier besteht trotz 
der sehr umfangreichen Aktivitäten von GATE Germany (http://www.gate-germany.de) noch 
deutlicher Nachholbedarf insbesondere auf der individuellen Hochschulebene.

6.3.3.3 Fernstudium
Die dritte Komponente besteht darin, über ein Fernstudium internationale Studierende an sich 
zu binden, insbesondere im Bereich der Weiterbildung bzw. des Zweitstudiums. Auch hier ist 
festzuhalten, dass Deutschland derzeit hinter der weltweiten Entwicklung zurückbleibt. Die 
Open University in London mit weit über 200.000 Studierenden bietet beispielsweise den 
Zugang für Studierende aus 30 europäischen Ländern zu allen Studienangeboten und für alle 
anderen Studieninteressierten weltweit zu einigen Kursen in Abhängigkeit vom Land an (vgl. 
Open University 2007). Natürlich spielt in diesem Zusammenhang die englische Sprache eine 
besondere Rolle. Fernstudienangebote für eine internationale Klientel sind daher entweder in 
englischer Sprache oder – falls dies als effi zient einzuschätzen ist – in der jeweiligen Kunden-
sprache anzubieten, deutsche Angebote dürften wenig zielführend sein. 
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Fazit:
Die deutschen Hochschulen müssen daher verstärkt in diese Marktsegmente einsteigen, 
wenn sie an der Globalisierung angemessen partizipieren und gleichzeitig Lösungen für die 
sinkenden Studierendenzahlen in Deutschland fi nden wollen. Der internationale Studieren-
denmarkt hält ausreichende Ressourcen bereit, die allerdings nicht ohne maßgeschneiderte 
Programme zugriffsfähig sein werden. Hier gilt es, einerseits von den anglo-amerikanischen 
und australischen Universitäten zu lernen und andererseits kluge Nischen- und Kontrastan-
gebote zu entwickeln, die statt einer Kopie vorhandener Ansätze Interesse an der deutschen 
Hochschullandschaft als innovatives Lern- und Studienumfeld wecken.
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7 Globalisierung und ihre Konsequenzen 
 und Erfordernisse für lebenslanges Lernen    

7.1 Globalisierung, beschleunigter struktureller Wandel 
 und die Arbeitsmarktsituation älterer Menschen 

Im Zuge des Globalisierungsprozesses vollzieht sich in modernen Gesellschaften aufgrund 
von grundlegenden technologischen Veränderungen in der Arbeitswelt, beschleunigten Pro-
duktionszyklen, der Verschiebung zur Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft ein starker 
wirtschaftsstruktureller und damit auch berufsstruktureller Wandel. In Deutschland zeichnete 
sich diese Entwicklung in den vergangenen zwei bis drei Jahrzehnten aus durch (1) das starke 
Schrumpfen des Agrarsektors, (2) zyklische Fluktuationen und Reduktionen im klassischen 
Produktionssektor seit dem Ende des „goldenen Zeitalters“ in den frühen 1970er Jahren (vgl. 
Carlin 1996), (3) massive Restrukturierungen in Unternehmen (z. B. durch Rationalisierungen, 
Outsourcing oder Einführung von Programmen wie „Lean Management“ und „Lean Production“) 
insbesondere im Industriesektor, verursacht durch den zunehmenden globalen Wettbe-
werbsdruck (vgl. Bieber/Sauer 1991, Döhl/Sauer 1995, Kilper 2000), (4) die Expansion des 
öffentlichen Sektors bis Mitte der 1980er Jahre und sein daran anschließendes Schrumpfen 
sowie (5) eine zunehmende Nachfrage nach privaten Dienstleistungen (vgl. Schmid 1998). 

Entsprechend hat sich auch die Qualifi kationsstruktur der erwerbstätigen Bevölkerung 
in Deutschland in den vergangenen Jahren nachhaltig verändert: Bis in die 1970er Jahre 
stellte die Gruppe der Arbeiter die Hälfte aller Erwerbspersonen; der Großteil von ihnen war 
wiederum nur un- und angelernt. Der Anteil der Arbeiter an der deutschen erwerbstätigen 
Bevölkerung, vor allem der Anteil der un- und angelernten Arbeiter, ist seither stark zurück-
gegangen. Heute ist nur noch jeder dritte Erwerbstätige Arbeiter und unter den Arbeitern 
ist nur noch der kleinere Teil un- und angelernt (vgl. Geißler 2002, S. 236). Parallel zu dieser 
Entwicklung hat der Anteil von Angestellten und Beamten an allen Erwerbstätigen stark zuge-
nommen (von unter 30 Prozent in den 1960er Jahren auf heute fast 60 Prozent; vgl. Geißler 
2002, S. 202). Der Anteil der Selbstständigen ist nur leicht zurückgegangen, während der 
Anteil von mithelfenden Familienmitgliedern durch das starke Schrumpfen des primären Sek-
tors heute fast gänzlich verschwunden ist (vgl. Geißler 2002, S. 202). Gleichzeitig haben sich 
die Beschäftigtenzahlen in den verschiedenen Wirtschaftssektoren nachhaltig verschoben: 
Waren zu Beginn der 1970er Jahre noch etwa die Hälfte aller Beschäftigten im güterpro-
duzierenden Dienstleistungssektor tätig, so trifft dies zu Beginn des 21. Jahrhunderts nur 
noch für etwa jeden dritten Arbeitnehmer zu, nahezu zwei Drittel sind mittlerweile im stärker 
wissensbasierten Dienstleistungssektor tätig (vgl. OECD 2001). 

Qualifi kationsanforderungen und notwendige berufl iche Kenntnisse haben sich also 
im Globalisierungsprozess deutlich verändert. Dies stellt in Deutschland vor allem ältere 
Menschen vor das Problem, dass ihre in der Jugendphase erworbenen Qualifi kationen und 
Kenntnisse nicht mehr „aktuell“ sind und dem „neuesten“ Standard nicht mehr entsprechen. 
Denn der Anteil Älterer ist in den rückläufi gen Wirtschaftszweigen und Berufen überdurch-
schnittlich. Viele von ihnen sind in Industriebetrieben und im primären Sektor tätig, während 
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ihr Anteil in den expandierenden Sektoren gering ist (vgl. Blöndal/Scarpetta 1998, S. 11f.). 
Weiterhin ist der Arbeiteranteil unter älteren Erwerbstätigen ebenfalls überdurchschnittlich, 
während sie unter den Angestellten und Beamten unterdurchschnittlich vertreten sind (vgl. 
Mayer/Huinink 1990, S. 449ff.). Damit sind ältere Menschen im Globalisierungsprozess den 
Kräften technologischen und strukturellen Wandels in besonderem Maße ausgesetzt, da sie 
verstärkt in Arbeitsmarktsegmenten vertreten sind, die durch die Internationalisierung von 
Märkten unter ökonomischen Druck geraten sind (wie z. B. der Industriesektor) und stärker 
mit Rationalisierungsmaßnahmen und dem Einsatz moderner Technologien im Produktions-
prozess konfrontiert werden.

Ingesamt befi nden sich ältere Menschen in einem „ungleichen Wettbewerb“ mit jün-
geren Erwerbspersonen (z. B. Bildungsabsolventen), die in höherem Maße über die aktuell 
geforderten Qualifi kationen und Kenntnisse verfügen. Auch im Vergleich zu den am Arbeits-
markt etablierten Menschen in der mittleren Erwerbsphase sind ältere Menschen im Globa-
lisierungsprozess im Wettbewerbsnachteil. Aktuelle Forschungsergebnisse (vgl. z. B. Bloss-
feld/Mills/Bernardi 2006) belegen, dass für die mittlere Erwerbsphase kein durchschlagender 
Trend zur Beschäftigungsfl exibilisierung festzustellen ist. Im Gegenteil: Es zeigt sich eine sehr 
hohe Stabilität und Sicherheit für am Arbeitsmarkt etablierte Personen im mittleren Alter. 
Der Grund hierfür liegt auf der Hand: Eine gesicherte und langfristige Kooperation mit der 
qualifi zierten und erfahrenen (Kern-)Belegschaft ist für Unternehmen auch in Zeiten der Glo-
balisierung wichtig, um Produktivität und Innovationskraft unter Bedingungen gestiegenen 
internationalen Wettbewerbs nicht zu gefährden. Dagegen erscheinen ältere Arbeitnehmer 
in Zeiten rapiden strukturellen Wandels aus unternehmerischer Sicht zunehmend als ver-
zichtbar. Ihre Qualifi kationen und Kenntnisse sind vielfach veraltet und nach Abschluss der 
Primärausbildung im Jugend- oder frühen Erwachsenenalter nur selten aktualisiert worden. 
Auch die Bereitschaft von Arbeitgebern und Unternehmen, in die (Weiter-)Bildung älterer 
Menschen zu investieren, ist bislang vergleichsweise gering, da angenommen wird, dass sich 
Bildungsinvestitionen aufgrund eines möglichen zukünftigen Ausscheidens Älterer langfristig 
nicht amortisieren. Folglich werden ältere Menschen von Arbeitgebern häufi g als falsch oder 
unzureichend qualifi zierte und durch die Logik der Senioritätsbelohnung vergleichsweise teure 
Arbeitskräfte wahrgenommen (vgl. Koller/Gruber 2001). 

7.2  Die Arbeitsmarktsituation älterer Menschen – 
 Deutschland im internationalen Vergleich

Grundsätzlich bieten sich für moderne Gesellschaften zwei unterschiedliche Strategien, das 
oben skizzierte Missverhältnis zwischen den am Arbeitsmarkt nachgefragten Qualifi kationen 
sowie Kenntnissen und dem Qualifi kationsprofi l älterer Arbeitnehmer im Zuge des Globalisie-
rungsprozesses auszugleichen: Gesellschaften können zum einen eine Politik des „Genera-
tionenaustausches“ (generational replacement) verfolgen und nicht ausreichend bzw. falsch 
qualifi zierte ältere Arbeitnehmer durch Frühverrentung aus dem Erwerbsleben ausgliedern 
und durch Berufseinsteiger mit moderneren Qualifi kationen ersetzen. Alternativ können mo-
derne Gesellschaften durch die umfassende Förderung lebenslangen Lernens sicherstellen, 
dass die Qualifi kationen aller Arbeitskräfte kontinuierlich den Arbeitsmarktanforderungen im 
Globalisierungsprozess angepasst werden und so die Diskrepanz zwischen den Qualifi ka-
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tionsprofi len älterer Menschen und den Qualifi kationsanforderungen auf globalisierten 
Arbeitsmärkten erst gar nicht entstehen bzw. zumindest deutlich abgemildert werden (vgl. 
Blossfeld/Stockmann 1999).

In Deutschland wurde im Zuge des strukturellen und wirtschaftlichen Wandels der ver-
gangenen Jahrzehnte vor allem auf die Frühverrentung älterer Menschen zurückgegriffen, um 
der zunehmenden Diskrepanz zwischen Qualifi kationsanforderungen auf der einen Seite und 
den „veralteten“ Qualifi kationsprofi len älterer Menschen auf der anderen Seite zu begegnen 
(vgl. Buchholz 2006).

Abbildung 15: Erwerbsbeteiligung 60- bis 64-jähriger Männer in Westdeutschland von 1970 bis 2000 
  (vgl. Buchholz 2006)

Infolgedessen ist die Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmer im Zuge der Globalisie-
rung in Deutschland rapide gesunken. So waren in den alten Bundesländern im Jahr 1970 
noch knapp drei Viertel der 60- bis 64-jährigen Männer erwerbstätig, heute ist es nur noch 
jeder Dritte (vgl. Abbildung 15). Auch in den neuen Bundesländern lässt sich mit der Wende 
ein massiver Rückgang der Erwerbsbeteiligung Älterer beobachten (vgl. Kohli 1994; Ernst 
1995, 1996; Buchholz 2007). So fi el der Anteil der männlichen Erwerbstätigen in der Alters-
gruppe 60 bis 64 Jahre innerhalb von nur drei Jahren um mehr als 60 Prozentpunkte: 1989 
arbeiteten rund 80 Prozent der 60- bis 64-jährigen Männer, im Jahr 1992 waren es weniger 
als 20 Prozent (vgl. Kohli 1994, S. 100).

Ein Rückgang der Erwerbstätigkeit unter älteren Menschen ist nicht nur in Deutschland 
feststellbar. Auch in anderen modernen Gesellschaften Europas und Nordamerikas zeigte sich 
im Zuge der Globalisierung in den vergangenen Jahrzehnten ein deutlicher Rückgang in der 
Präsenz älterer Menschen am Arbeitsmarkt. Im internationalen Vergleich gehört Deutschland 
allerdings zu den Ländern, in denen die Erwerbsbeteiligung älterer Menschen am stärksten 
gesunken ist (vgl. Abbildung 16). Sowohl in den so genannten liberalen Ländern als auch in 
den skandinavischen Staaten fällt der Rückgang in der Arbeitsmarktbeteiligung älterer Men-
schen im Globalisierungsprozess deutlich geringer aus als in Deutschland (vgl. Abbildung 
16). Mit Erwerbstätigenquoten der 55- bis 64-Jährigen von 68,9 Prozent in Schweden und 
59,8 Prozent in Dänemark liegen gegenwärtig vor allem die skandinavischen Länder deutlich 
über dem deutschen Niveau von 44,9 Prozent (vgl. Eurostat 2006). 

0

20

40

60

80

1970 1974 1978 1982 1986 1990 1994 1998

Pr
oz

en
t

Jahr



Kapitel 7

118

In den letzten Jahren vollzieht sich jedoch auch in Deutschland eine Trendwende, die 
sich seit 2002 insofern bemerkbar macht, als der Prozentsatz erwerbstätiger älterer Men-
schen langsam ansteigt und aktuell bei etwa 46 Prozent der 55- bis 64-Jährigen liegt (vgl. 
Eurostat 2006). Da sich die demografi schen Veränderungen langsam am Arbeitsmarkt be-
merkbar machen, versuchen die Unternehmen verstärkt, ältere Arbeitnehmer zu halten. Den-
noch liegen die Erwerbsquoten Älterer noch deutlich unter denen in skandinavischen und 
liberalen Ländern, in denen das kontinuierliche Lernen am Arbeitsplatz aller Altersgruppen 
unterstützt wird. Die deutsche Erwerbstätigenquote für 55- bis 64-Jährige liegt somit derzeit 
zwar etwa auf der Höhe des Durchschnitts aller 25 EU-Staaten, fällt jedoch deutlich hinter die 
Richtlinienvorgaben der „Lissabonner Vereinbarung“ der Europäischen Union zurück.7 

Abbildung 16: Rückgang der Alterserwerbstätigenquote von 1970 bis 2000 im internationalen Vergleich, 
   Männer zwischen 60 und 64 Jahren (vgl. Hofäcker/Buchholz 2006)

Eine Reihe von Ökonomen (z. B. Börsch-Supan 1998; Gruber/Wise 1998, 2004) füh-
ren den unterschiedlich starken Rückgang bei der Alterserwerbstätigkeit in verschiedenen 
modernen Gesellschaften primär auf die verschiedenen, durch nationale Rentensysteme 
gesetzten Frühverrentungsanreize zurück. In Deutschland fallen diese aufgrund einer Viel-
zahl von attraktiven Pfaden in den Vorruhestand in der Tat umfangreich aus. Gegenwärtige 

7  Die Europäische Union hat im Jahr 2000 die „Lissabonner Strategie“ implementiert, in der sich die teilnehmenden EU-Mit-
gliedsländer verpfl ichteten, verschiedene Maßnahmen zu ergreifen, um bis zum Jahr 2010 zur wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten Ökonomie der Welt zu werden. Zu den Bestandteilen dieses Plans zählt u. a. eine europaweite Beschäfti-
gungsstrategie, mit dem Ziel, durch aktive Arbeitsmarktpolitik die Ermöglichung europaweiter Mobilität von Arbeitskräften 
sowie durch Investitionen in Bildung und Humankapital bis zum Beginn des kommenden Jahrzehnts Produktivitäts- und 
Wachstumssteigerungen sowie nahezu Vollbeschäftigung zu erreichen. Da im Zuge des demografi schen Wandels eine Al-
terung der europäischen Gesellschaften als unabwendbar gilt, schließt eine derartige Beschäftigungsstrategie notwendiger-
weise auch die Steigerung der Erwerbstätigkeit älterer Arbeitnehmer ein. Weitere Rahmenrichtlinien der Europäischen Union 
schreiben hierzu feste Kennzahlen hinsichtlich der Erwerbsbeteiligung sowie des durchschnittlichen Erwerbsaustrittsalters 
älterer europäischer Arbeitnehmer vor (die so genannten Richtlinien von Stockholm 2001 bzw. Barcelona 2002; vgl. European 
Commission 2003).
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Reformansätze konzentrieren sich daher vor allem auf eine Senkung dieser Frühverrentungs-
anreize bzw. eine Erhöhung des gesetzlichen Rentenalters. Jüngere Arbeitsmarktstatistiken 
(vgl. European Comission 2003; Zaidi/Fuchs 2005; Eurostat 2006) und aktuelle Forschungs-
ergebnisse auf Basis von Mikrodaten (vgl. Eichhorst/Sproß 2005; Blossfeld/Buchholz/Hof-
äcker 2006; Eichhorst 2006; Kraatz/Rhein/Sproß 2006) zeigen jedoch, dass Rentenreformen 
alleine nicht ausreichen, um die Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmer nachhaltig und si-
gnifi kant zu erhöhen, und betonen die zentrale Bedeutung von Weiterbildungsmöglichkeiten 
und der kontinuierlichen Erneuerung berufl icher Qualifi kationen für die Erwerbstätigkeit und 
-fähigkeit im späten Erwachsenenalter. 

Abbildung 17 belegt in einem breiteren Ländervergleich diesen systematischen statis-
tischen Zusammenhang zwischen der Bedeutung lebenslangen Lernens und der Erwerbs-
beteiligung Älterer.

Abbildung 17: Die Bedeutung lebenslangen Lernens für die Erwerbsbeteiligung im Alter 
  (vgl. Hofäcker/Pollnerová 2006)

Die skandinavischen Länder, die umfassend in die kontinuierliche und lebenslange Wei-
terbildung von Arbeitskräften über Altersgruppen hinweg investieren, zeichnen sich durch 
eine hohe Erwerbsquote Älterer aus. Ähnliches gilt für die liberalen Länder, in denen das kon-
tinuierliche, durch den Arbeitgeber unterstützte „Lernen am Arbeitsplatz“ eine bedeutende 
Rolle für Arbeitnehmer aller Altersklassen spielt. Die Verdrängung älterer Menschen vom Ar-
beitsmarkt im Zuge des Globalisierungsprozesses erweist sich somit in denjenigen Ländern 
am geringsten, in denen staatliche und betriebliche (Aus-)Bildungssysteme einen stärkeren 
bzw. starken Fokus auf die Institutionalisierung lebenslangen Lernens legen. Die Unterschie-
de zwischen Jung und Alt hinsichtlich der Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 
fallen hier vergleichsweise gering aus (vgl. Abbildung 17). Die Erwerbsbeteiligung ist entspre-
chend mit voranschreitendem Alter nicht so stark eingebrochen wie in Deutschland und ist 
auch heute noch hoch. 
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In Deutschland und anderen mittel- bzw. südeuropäischen Staaten, in denen die allge-
meine Bedeutung von Weiterbildungsmaßnahmen deutlich niedriger ist, fällt die Erwerbsbe-
teiligung älterer Arbeitnehmer hingegen deutlich geringer aus. Vor allem mit voranschreiten-
dem Alter zeigt sich in Deutschland eine rapide Abnahme der Teilnahme an weiterbildenden 
Maßnahmen. Die Altersdiskriminierung in Bezug auf Weiterbildung ist hier vergleichsweise 
stark ausgeprägt. So ist in Deutschland die Teilnahme an weiterbildenden Maßnahmen unter 
25- bis 29-Jährigen mehr als dreimal so hoch wie unter 50- bis 54-jährigen Menschen (vgl. 
Abbildung 17). 

7.3 Bildungsbeteiligung älterer Erwachsener

Eine Einteilung in Alt und Jung anhand des kalendarischen Alters erscheint vor dem Hinter-
grund inter- und intraindividuell sehr unterschiedlich verlaufender Alterungsprozesse nur noch 
bedingt angemessen (vgl. Oswald 2000). Durch die zunehmende Flexibilisierung und Indivi-
dualisierung von Lebensläufen insbesondere im Hinblick auf die Erwerbstätigkeit, gerät die 
traditionelle Einteilung in eine Ausbildungsphase, eine Erwerbsarbeitsphase und eine nach-
berufl iche Phase ins Wanken. 

Bildung leistet einen wesentlichen Beitrag zum Erhalt von Kompetenz und Leistungsfähig-
keit bis ins hohe Alter (vgl. Tippelt 1992). Die Intelligenzforschung liefert Belege dafür, dass 
Ältere ihr Wissen und ihre Lernfähigkeit erhalten und erweitern können, auch wenn sich Lern-
prozesse im Alter qualitativ verändern. Lebenslanges Lernen ist also auch aus pädagogischer 
und gerontologischer Perspektive keine Illusion (vgl. Roberson/Merriam 2005), sondern Not-
wendigkeit, wobei auch bei älteren Lernenden Selbstwirksamkeitsüberzeugungen und Attri-
buierungsstile für deren kognitive Leistungsfähigkeit bedeutsam sind (vgl. Jennings/Darwin 
2003). Neben dem Alter haben das Bildungsniveau oder der Erwerbsstatus einen starken 
Einfl uss auf Weiterbildungsinteressen und -verhalten. Die Stellung des älteren Mitarbeiters 
im Betrieb und dessen Ansehen sind weitere Faktoren, die hier wirksam werden. Gerade 
älteren Arbeitnehmern werden bestimmte Fähigkeiten und Defi zite zugesprochen, die auch 
auf deren Selbstbild und deren Lernbereitschaft Auswirkungen haben (vgl. Wrenn/Maurer 
2004). Die zentrale Bedeutung des Vorwissens Älterer für deren weiteres Lernen ist auch 
aus der Erwachsenenbildungspraxis bekannt, die diese Wissensressourcen durch besonde-
re didaktische Konzepte bewusst für Lehr- und Lernkontexte fruchtbar macht (vgl. Wenke 
1996; Bergold/Knopf/Mörchen 1999). Die umfassende Berufserfahrung älterer Mitarbeiter, 
die sie auch hinsichtlich ihrer berufl ichen Leistungsfähigkeit konkurrenzfähig gegenüber ihren 
jüngeren Kollegen macht (vgl. Lahn 2003), sollte daher in Bildungsprozessen als wertvolle 
Ressource einbezogen und genutzt werden. 

Bildungsprogramme für Ältere haben aus betrieblicher Sicht die Funktion, Humankapital 
zu erhalten und für den Arbeitsmarkt gewinnbringend einzusetzen (vgl. Doré/Clar 1997); sie 
besitzen auf individueller Ebene präventiven Charakter z. B. hinsichtlich des Erhalts kogniti-
ver Fähigkeiten sowie der physischen und psychischen Gesundheit (vgl. Bynner/Hammond 
2004). Die Bereitschaft zu berufl icher Weiterbildung hängt nicht zuletzt von der Bedeutung 
der Erwerbsarbeit für den Einzelnen und dessen Einstellung zu Arbeit und Lernen ab, wobei 
bei älteren Arbeitnehmern häufi ger eher instrumentelle und auf kurzfristige Anpassung aus-
gerichtete Weiterbildungsinteressen festzustellen sind (vgl. Pillay u. a. 2003). Die Ursachen 
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hierfür sind u. a. im Wandel der Bedeutung von Arbeit und Lernen zu suchen, eine gesell-
schaftliche Transformation, die nicht alle Angehörigen älterer Generationen nachvollzogen 
haben (vgl. Schmidt 2006).

Das deutsche Bildungssystem bietet fast keine Möglichkeit zur Qualifi zierung über den 
gesamten Lebensverlauf (vgl. Blossfeld/Stockmann 1999, S. 13). In Deutschland ist die Ver-
mittlung von (berufl icher) Qualifi kation mehr oder weniger begrenzt auf eine kurze Phase im 
Lebenslauf und zwar unmittelbar vor Eintritt in den Arbeitsmarkt. Dies hat zur Folge, dass 
Anpassungen an strukturellen und technologischen Wandel in Deutschland besonders über 
den generationalen Austausch (d. h. über das Eintreten jüngerer Kohorten mit aktuellen Qua-
lifi kationsprofi len in den Arbeitsmarkt) realisiert werden und weniger über eine kontinuier-
liche Anpassung und Re-Qualifi zierung der vorhandenen Erwerbspersonen (vgl. DiPrete u. a. 
1997; Blossfeld/Stockmann 1999). Es gibt zwar die Option zur Weiterbildung, empirische 
Studien zeigen jedoch, dass die Teilnahme an Weiterbildungen ab dem 40. Lebensjahr stark 
abnimmt und vor allem in jüngeren Altersgruppen stattfi ndet (Sackmann/Weymann 1994, 
S. 129ff.). Zwar hat die Teilnahme an Weiterbildungen in den vergangenen Jahren zugenom-
men, jedoch ist trotz dieser allgemeinen Zunahme die Beteiligung älterer Menschen auch 
heute noch unterdurchschnittlich. 

In Weiterbildungsstudien wurde wiederholt eine geringere Weiterbildungsbeteiligung äl-
terer Kohorten diagnostiziert (vgl. Wilkens/Leber 2003; Kuwan/Thebis 2004), allerdings ver-
ringerte sich der Abstand zwischen den Altersgruppen seit 1979 zumindest in Deutschland 
kontinuierlich (siehe Tabelle 3). 

Tabelle 3: Teilnahmequoten an Weiterbildung insgesamt (Angaben in Prozent; vgl. Kuwan/Thebis 2004, S. 26)

Altersgruppe 1979 1982 1985 1988 1991 1994 1997 2000 2003

19 – 34 Jahre 34 38 32 43 44 49 53 47 46

35 – 49 Jahre 21 31 25 37 40 47 54 49 46

50 – 64 Jahre 11 14 14 20 23 28 36 31 31
      

Der sich in diesen Follow-up-Studien abzeichnende Entwicklungstrend spiegelt neben 
moderaten Alters- v. a. deutliche Kohorteneffekte wider (vgl. Eckert/Schmidt 2007). Die Daten 
aus einer Querschnittsuntersuchung von Barz und Tippelt (2004) ermöglichen eine detaillierte 
Untersuchung des Weiterbildungsverhaltens, wobei im Folgenden allgemeine und berufl iche 
Weiterbildung getrennt voneinander betrachtet werden. Die Partizipation an organisierten 
Angeboten der allgemeinen Weiterbildung liegt in den älteren Gruppen deutlich unter der 
entsprechenden Quote der jüngeren. Dieser Trend fällt bei höherem Schulbildungsniveau 
moderater aus als bei Personen mit niedrigen Schulabschlüssen (siehe Abbildung 18). 
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Abbildung 18: Teilnahme an allgemeiner Weiterbildung nach Schulbildung (vgl. Barz/Tippelt 2004)

Während die Unterscheidung von Altersgruppen die maximalen Kontraste hinsichtlich 
der Partizipation an allgemeiner Weiterbildung hervorbringt (vgl. Kuwan/Graf-Cuiper/Tippelt 
2004), spielen im Bereich der berufl ichen Weiterbildung andere Variablen eine entscheiden-
dere Rolle. Die größten Differenzen zeigen sich hier im Hinblick auf den Grad der Erwerbs-
tätigkeit. Während fast zwei Drittel der Vollzeit-Erwerbstätigen angaben, in den letzten zwölf 
Monaten an berufl icher Weiterbildung teilgenommen zu haben, liegt diese Quote bei den 
Nicht-Erwerbstätigen nicht einmal halb so hoch (29 Prozent). Bei den Vollzeit-Erwerbstätigen 
hat dann die Größe des Betriebs einen zentralen Einfl uss auf deren Weiterbildungspartizipa-
tion. Hier führt die ungünstigere Angebotsstruktur in kleinen und mittelständischen Unterneh-
men zu einer Bildungsbenachteiligung der dort Beschäftigten, die sich auch in anderen Erhe-
bungen zeigte und problematisiert wurde (vgl. Bellmann/Leber 2004; Kuwan/Thebis 2004).

Im Bereich berufl icher Weiterbildung nimmt die Bedeutung der Erstausbildung hinsicht-
lich der Teilnahmequoten bei den älteren Gruppen sogar noch zu. Dieser Trend zeigt sich 
bei schulischen Abschlüssen und noch deutlicher mit Blick auf die berufl iche Erstausbildung 
(siehe Abbildung 19). Bei Absolventen von Meisterausbildungen oder Hochschulen variiert 
die Bildungsbereitschaft kaum zwischen den Altersgruppen und liegt konstant über 65 Pro-
zent, während sie bei den Probanden mit abgeschlossener Lehre und den Teilfacharbeitern 
zumindest bei den über 50-Jährigen signifi kant geringer ist (41 Prozent gegenüber 54 Pro-
zent bzw. 56 Prozent). Ein noch deutlicherer Rückgang der Beteiligung an berufl icher Bildung 
(von 43 Prozent auf 20 Prozent) ist bei Personen ohne Ausbildung bereits in der Gruppe der 
35- bis 49-Jährigen festzustellen. Der Anteil der Weiterbildungsaktiven liegt bei den 50- bis 
64-Jährigen ohne Ausbildung dann nur noch bei zwölf Prozent. Von einer generell geringeren 
Bildungsbeteiligung älterer Erwerbstätiger kann also nicht gesprochen werden, sehr wohl 
aber von einem Anwachsen der bereits in den jüngeren Kohorten deutlich erkennbaren bil-
dungsspezifi schen Differenzen in der Weiterbildungsbeteiligung mit zunehmendem Alter (vgl. 
Schmidt 2007).
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Abbildung 19: Teilnahme an berufl icher Weiterbildung nach Berufsabschluss (vgl. Schmidt 2007)

Dem unterschiedlichen Weiterbildungsverhalten Älterer und Jüngerer liegen auch un-
terschiedliche Bildungs- und Teilnahmebarrieren zugrunde, wovon manche einen direkten 
Altersbezug aufweisen. Über ein Drittel der weiterbildungsabstinenten Erwerbstätigen über 
50 Jahren fühlen sich zu alt für Weiterbildung. Demgegenüber gilt diese Begründung nur für 
etwa jeden Zehnten der jüngeren erwerbstätigen Nichtteilnehmer. Über die Hälfte der über 
50-jährigen Erwerbstätigen nennt fehlenden berufl ichen Nutzen als Grund für die Nichtteil-
nahme – ein Argument, das von den unter 50-Jährigen signifi kant seltener angeführt wird. 
Ebenso sehen zwei Drittel der älteren Nichtteilnehmer keinen persönlichen Nutzen in der Wei-
terbildungsteilnahme oder halten Weiterbildung generell für unwichtig, während nur einer von 
fünf der bis 50-jährigen Nichtteilnehmer diese Ansicht teilt. Für die Älteren spielt zusätzlich die 
Befürchtung einer Überforderung eine wesentlich größere Rolle als für Jüngere. Hinsichtlich 
der Erwartungen an Weiterbildung wird sichtbar, dass die jüngeren Erwerbstätigen der be-
rufl ichen Verwertbarkeit von Weiterbildung mehr Bedeutung beimessen als die Älteren. Diese 
legen dagegen mehr Wert auf die Freundlichkeit der Dozenten, die Präsentation und Aktualität 
der Inhalte sowie den Lernerfolg aller Beteiligten. Insgesamt lassen diese Befunde auf eine 
stärker an der Verwertung von Weiterbildungszertifi katen orientierten Erwartungshaltung der 
jüngeren Probanden schließen, während die älteren mehr Anforderungen an die Gestaltung 
der Lehr-Lernsituation selbst bzw. an die Dozenten und Inhalte richten. Ältere bilden jedoch 
auch hinsichtlich Erwartungen und Barrieren keine homogene Gruppe. Der Einfl uss des Al-
ters ist hier zwar deutlich, es zeigen sich aber auch innerhalb der Älteren signifi kante Effekte 
z. B. für Schulbildung und Geschlecht. 

Im Vergleich zu anderen modernen Gesellschaften weist Deutschland dennoch generell 
eine hohe Altersdiskriminierung in der Weiterbildung auf, wie dies Abbildung 20 dokumen-
tiert.
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Abbildung 20: Altersdiskriminierung bei Weiterbildungsmaßnahmen in ausgewählten modernen Gesellschaften  
  (vgl. Hofäcker/Pollnerová 2006)

Anmerkung: Die dargestellte Altersdiskriminierungsquote berechnet sich aus dem Anteil 25- 
bis 29-Jähriger in Weiterbildungsmaßnahmen geteilt durch den Anteil 50- bis 54-Jähriger in 
Weiterbildungsmaßnahmen. Ein Wert von 1 bzw. nah an 1 bedeutet inhaltlich, dass es keinerlei 
bzw. kaum Unterschiede in der Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen zwischen diesen bei-
den Altersgruppen gibt. Werte (deutlich) über 1 sagen aus, dass ältere Menschen in Weiterbil-
dungsmaßnahmen im Vergleich zu jungen Menschen unterrepräsentiert sind.

Die einmal in der Jugend erworbene Ausbildung hat in Deutschland einen langfristigen 
und prägenden Effekt auf den gesamten Erwerbsverlauf einer Person. In Zeiten sich immer 
schneller wandelnder Arbeitskontexte und Wirtschaftsstrukturen führt dies zu einem steigenden 
Dequalifi zierungsrisiko mit zunehmendem Alter (vgl. Naegele 1992, S. 35): Zum einen be-
steht das Risiko, dass der einmal erlernte Beruf nicht mehr ausgeübt werden kann, weil 
er obsolet geworden ist. Extreme Beispiele hierfür sind Berufe der Bergbauindustrie, die in 
den 1960er Jahren größere Bedeutung hatten und fl orierten, während dieser Industriezweig 
heute stark subventioniert ist und in den vergangenen Jahren massiv abgebaut wurde. Zum 
anderen besteht das Risiko, dass sich Anforderungsprofi le grundlegend ändern – beispiels-
weise durch den Einsatz neuer Produktionsverfahren im Zuge technischer Innovation. Beson-
ders die rasante technologische Entwicklung seit Beginn der 1980er Jahre sowie die damit 
einhergehende Automatisierung von Produktion und die tiefgreifenden Änderungen in Orga-
nisationen haben im Globalisierungsprozess zu einer zunehmenden Diskrepanz zwischen 
Qualifi kationsanforderungen von Seiten der Arbeitgeber und den Qualifi kationsprofi len älterer 
Arbeitnehmer geführt (vgl. Naegele 1992, S. 40).

Eine mögliche Anpassung individueller Qualifi kationen an neue wirtschaftsstrukturelle 
Erfordernisse, etwa in Form eines Berufswechsels, wird in Deutschland zudem durch die 
geschlossene Berufsstruktur, bedingt durch eine relativ hohe Standardisierung, Stratifi zie-
rung und Zertifi zierung des (Aus-)Bildungssystems, erschwert: Die Bildungsexpansion hat 
unter anderem dazu geführt, dass die meisten Schulabgänger heute eine Berufsausbildung 
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absolvieren. Erfolgreiche Absolventen des dualen Ausbildungssystems erhalten ein standar-
disiertes Zertifi kat, das es ihnen erlaubt, fl exibel zwischen Unternehmen wechseln zu können. 
Gleichzeitig wird durch die Standardisierung von Bildungsabschlüssen jedoch die Mobilität 
zwischen Berufen massiv eingeschränkt, da die verschiedenen berufl ichen Ausbildungen 
hoch spezialisiert und die verschiedenen Zertifi kate Zugangsvoraussetzung für die einzelnen 
Berufe sind (vgl. Kapitel 5). Dieses starke Zertifi katssystem produziert somit in Deutschland 
Arbeitsmarktgrenzen entlang der verschiedenen Berufe. Ein Wechsel der berufl ichen Lauf-
bahn ist für den Einzelnen selbst dann fast unmöglich, wenn die benötigten Kenntnisse in 
verschiedenen Berufen vergleichbar sind, er aber nicht über das entsprechende Zertifi kat 
verfügt. In diesem Punkt unterscheidet sich das deutsche Berufssystem stark von dem in 
anderen Ländern. In den USA sind Berufe beispielsweise wenig standardisiert, berufl iche 
Wechsel sind einfacher möglich und der Erwerb neuer berufl icher Qualifi kation fi ndet gege-
benenfalls durch praktisches „Training on the Job“ statt.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich ältere Menschen in Deutsch-
land, anders als in anderen Ländern, aufgrund existierender bildungsstruktureller Defi zite mit 
starken Anpassungshemmnissen in der globalisierten Arbeitswelt konfrontiert sehen. Ältere 
deutsche Arbeitnehmer konzentrieren sich auf ganz spezifi sche Branchen und Berufe, die 
im Globalisierungsprozess sehr stark unter Druck geraten und in besonderem Maße von 
Restrukturierung, Rationalisierung und Technologisierung betroffen sind. Gleichzeitig ist es für 
sie durch die starke berufl iche Standardisierung und Stratifi zierung sowie die randständige 
Bedeutung lebenslangen Lernens aber fast unmöglich, in aussichtsreichere Wirtschaftszwei-
ge und Berufe zu wechseln. 

7.4  Herausforderungen für das deutsche Bildungssystem

Altern ist vor dem Hintergrund demografi scher Veränderungen und vor allem im euopä-
ischen Leitkonzept vom lebenslangen Lernen sicher bereits heute ein zentrales Thema der 
Bildungspolitik. Auch die Gruppe der nicht mehr erwerbstätigen Älteren, die aktuell bereits 
30 Prozent der Gesamtbevölkerung beträgt und bis 2020 sogar 40 Prozent ausmachen wird 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2006b), erfordert die Aufmerksamkeit von Bildungsträgern und 
-forschern. Für Bildungseinrichtungen heißt dies, dass sie künftig ältere Menschen – ältere 
Erwerbstätige und Ältere in der nachberufl ichen Phase – als kompetente, mitverantwort-
lich handelnde Bürger ansprechen werden. Das Bewusstsein, dass auch im Alter ein hohes 
Maß an Lern- und Veränderungskapazität besteht und dass sich auch Ältere auf wandelnde 
soziale Rollen einstellen müssen, ist aber auch im Altersbild von Bildungsinstitutionen noch 
nicht hinreichend präsent: Beispielsweise sind die Kreativität und Innovationsfähigkeit älterer 
Arbeitnehmer, die Beteiligungschancen im Bereich des bürgerschaftlichen Engagements, die 
Chance hochbetagter Menschen durch Bildung und Training selbstständig und autonom 
handlungsfähig zu bleiben, auch bildungspolitische Herausforderungen. Der Bildungspolitik 
ist dieses Themenfeld zwar bekannt, es kommt aber darauf an, die pädagogischen, geron-
tologischen und psychologischen Erkenntnisse konsequent aufzugreifen und so einen not-
wendigen Mentalitätswandel in einer alternden Gesellschaft zu unterstützen. Zur schwierigen 
Ausgangssituation gehört auch, dass vor allem Ältere mit geringer Bildung zu sehr negativen 
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Selbstzuschreibungen („Ich bin zu alt für Weiterbildung“) neigen und damit eine besondere 
Herausforderung für Beratung und Weiterbildung darstellen. 

Besonders aus den demografi schen Entwicklungen ergeben sich massive Heraus-
forderungen an das Bildungssystem: Derzeit gehen quantitativ eher kleine Gruppen in die 
nachberufl iche Lebensphase über. Die bevölkerungsstatistisch stärksten Gruppen sind heute 
zwischen 38 und 46 Jahre alt und mehr als doppelt so groß wie die heute 60- bis 68-Jäh-
rigen oder auch die jüngeren Kohorten. Wenn man berücksichtigt, dass die Kohorte der 
43-Jährigen etwa 1,6 Mio. Frauen und Männer umfasst, die nachwachsenden Generationen 
der 16- bis 19-Jährigen aber nur noch eine Kohortenstärke von etwa 650.000 aufweisen, 
dann ist nicht nur im Beschäftigungssystem dringend ein Umdenken gegenüber den älteren 
Beschäftigten notwendig. Der demografi sche Wandel wirkt sich auf Berufs- und Arbeitsrollen 
genauso wie auf Staatsbürger- und Konsumentenrollen aus. 

Allerdings scheint der altersbedingte Zuwachs an Lebenswissen und Lebenserfahrung, 
auch an berufl ichem Erfahrungswissen, heute in Deutschland noch wenig anerkannt. In der 
Praxis dominiert vielfach ein von der „Defi zithypothese“ geleitetes Altersbild – Altern wird 
mit Abbau gleichgesetzt. Das deutsche Bildungssystem muss sich sehr viel stärker – auch 
praktisch – mit den Herausforderungen des lebenslangen Lernens auseinandersetzen: Le-
benslanges Lernen bedeutet das Aufnehmen, Erschließen und Einordnen von Erfahrungen 
und Wissen in das je subjektive Handlungsrepertoire über die gesamte Lebensspanne. Der 
Begriff „life-long-learning“ wurde Mitte der 1990er Jahre bildungspolitisch vitalisiert, basiert 
aber auf bildungspolitischen Diskussionen des Europarats, der UNESCO, der OECD und 
der EU der 1970er Jahre. Die Erkenntnis der Plastizität menschlicher Entwicklung, auch im 
mittleren und im höheren Erwachsenenalter, ist für lebenslanges Lernen konstitutiv. Das Ler-
nen im Erwachsenenalter und generell die Bildungsprozesse über die Lebensspanne sind 
einem anspruchsvollen Katalog von Erwartungen ausgesetzt, denn sie sollen das Lernen 
für alle über die Lebensspanne ermöglichen und selbstgesteuertes, selbstbestimmtes und 
kreatives Lernen ermöglichen. Lebenslanges Lernen umfasst formales, non-formales und in-
formelles Lernen und fördert u. a. die Selbstentfaltung der Persönlichkeit und die Behauptung 
der Selbstständigkeit bis in das hohe Alter. 

Beispielsweise bieten informelle Lernformen gerade für ältere Erwachsene am Arbeits-
platz und auch in der arbeitsfreien Zeit wesentliche Bildungsgelegenheiten. Lernzirkel, Unter-
weisung am Arbeitsplatz, Einarbeitung und Anpassung an veränderte technische und arbeits-
organisatorische Aufgaben einerseits, Reisen, bürgerschaftliches Engagement, Austausch 
mit Kindern und Enkeln etc. andererseits sind Lerngelegenheiten, in welchen auch im Alter 
neue Kompetenzen bewusst aufgebaut werden. Somit ist von einer direkten und positiven 
Wirkung eines aktiven Lebensstils im Alter auf Lernaktivitäten auszugehen, aber auch auf das 
eigene Altersbild. Umgekehrt dürfte erst ein positives individuelles, betriebliches wie gesell-
schaftliches Altersbild für neue Aufgaben und Herausforderungen auch im fortgeschrittenen 
Alter motivieren. 

Die bisherige politische Reaktion auf die oben genannten strukturellen Probleme älterer 
Menschen war es, diese in umfassender Weise durch Frühverrentung „auszumustern“ und 
aus dem Arbeitsmarkt zu verdrängen. Dies erscheint in Zeiten demografi schen Wandels je-
doch nicht mehr vertretbar, so dass arbeitsmarkt- und bildungspolitischer Reformbedarf be-
steht. Es ist sowohl aus wirtschafts- als auch aus fi nanzpolitischer Sicht mehr als fraglich, 
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die in den letzten Jahrzehnten in Deutschland verfolgte Frühverrentung nicht adäquat qualifi -
zierter älterer Erwerbspersonen zu verfolgen, statt in deren Qualifi zierung zu investieren. Seit 
Jahren ist das deutsche Alterssicherungssystem mit nachhaltigen Finanzierungsproblemen 
konfrontiert. Der Rentenversicherungsbeitrag ist seit den 1970er Jahren stetig angestiegen 
und Prognosen sehen das Ende der Steigerung durch den voranschreitenden demogra-
fi schen Wandel und das steigende Ungleichgewicht zwischen Beitragszahlern und Beitrags-
beziehern noch nicht erreicht (vgl. Bäcker u. a. 2000, S. 308). Auch im Zeichen europä-
ischer Rahmenrichtlinien (siehe Fußnote 7) muss sich Deutschland darauf einstellen, älteren 
Menschen eine bessere (Re-)Integration in globalisierte Arbeitsmärkte zu ermöglichen, um in 
Zukunft wieder eine Erhöhung der Erwerbsbeteiligung Älterer zu erreichen.

Es erscheint mehr als fragwürdig, ob für eine derartige Umkehrung des Frühverren-
tungstrends – wie in Deutschland derzeit vorrangig praktiziert – ausschließlich renteninterne 
Reformen ausreichen, ohne dass parallel Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungs-
fähigkeit älterer Menschen getroffen werden (vgl. Ebbinghaus 2005; Promberger/Wübbecke 
2006; Hofäcker/Buchholz/Blossfeld 2007). Bei einer einseitigen Konzentration auf rentenpo-
litische Maßnahmen bleibt die Frage, ob „eine zunehmende Schließung der Frühverrentungs-
pfade ohne aktive Arbeitsmarktpolitik nicht nur zur Privatisierung des Beschäftigungsrisikos 
führt“ (Ebbinghaus 2005, S. 42). Mit anderen Worten: Ältere Menschen könnten aufgrund 
neuerer Rentenreformen in Zukunft vor der Erwartung (und der materiellen Notwendigkeit) 
einer Fortführung ihrer Erwerbskarriere stehen, ohne dass ihr Qualifi kationsprofi l und die Ar-
beitsmarktstrukturen eine derartige Fortführung ermöglichen. Die deutsche Bildungspolitik 
steht somit vor der Aufgabe, sicherzustellen, dass Erwerbspersonen auch in höherem Alter 
beschäftigungsfähig bleiben und sich kontinuierlich an sich ständig wandelnde Arbeitsmarkt- 
und Qualifi kationsanforderungen in einer globalisierten Arbeits- und Berufswelt anpassen 
können.

Die Idee, die Vermittlung von Qualifi kationen und Kenntnissen auf eine kurze Phase 
zu Beginn des Lebenslaufs (nämlich die Jugendphase) zu beschränken, scheint in Zeiten 
der Globalisierung damit überholt. Anders als „früher“ reicht es heute nicht mehr aus, sich 
lebenslang auf die einmal erworbene Qualifi kation zu verlassen. In Deutschland sind die 
Altersgrenzen für (Aus-)Bildung allerdings nach wie vor sehr rigide, so dass die Teilnahme an 
weiterbildenden Maßnahmen mit zunehmendem Alter deutlich sinkt. Darüber hinaus erweist 
sich die in Deutschland sehr detaillierte Festschreibung berufl icher Karrieren durch eine Viel-
zahl verschiedener berufsspezifi scher Zertifi kate und sich meist wechselseitig ausschließen-
de Qualifi kationspfade im Globalisierungsprozess insbesondere für ältere Arbeitnehmer als 
zu rigide. Sie stellt ein wesentliches Mobilitätshemmnis für ältere Menschen am Arbeitsmarkt 
dar, das ihnen eine Anpassung an durch den globalisierten Arbeitsmarkt nachgefragte Qua-
lifi kationen erschwert.

Die geringere Bildungspartizipation älterer Erwerbstätiger ist im Zusammenhang mit 
deren Erwartungen an Weiterbildung und deren besonderer Lage auf dem Arbeitsmarkt zu 
sehen. Angesichts einer gerade in Deutschland erkennbaren Benachteiligung Älterer am Ar-
beitsmarkt glauben ältere Arbeitnehmer häufi g nicht (mehr) an eine berufl iche Rendite durch 
die Partizipation an Weiterbildung (vgl. Woderich/Koch/Ferchland 2004, S. 313ff.), z. B. in 
Form eines berufl ichen Aufstiegs, höheren Einkommens oder einer Sicherung des Arbeits-
platzes. Es ist jedoch nicht nur ein geringeres Interesse, das zu einer unterdurchschnittlichen 
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Weiterbildungsaktivität älterer Erwerbstätiger führt, sondern auch ausbleibende Impulse von 
Vorgesetzten, wie sie bei jüngeren Arbeitnehmern häufi ger zur Weiterbildungspartizipation 
führen (vgl. Schmidt 2006). Bezieht man geschlechtsspezifi sche Unterschiede mit ein, so wird 
für die älteren Frauen sogar eine doppelte Benachteiligung in dieser Hinsicht deutlich. Per-
sonalentwicklungskonzepte scheinen hier häufi g mehr auf die Förderung junger, männlicher 
Mitarbeiter zu setzen als auf den Erhalt des Innovationspotenzials der Älteren (vgl. Bellmann/
Leber 2004). Die geringere Weiterbildungsquote bei Älteren könnte also auch als Resignati-
on gegenüber diskriminierenden Angebotsstrukturen im Bereich berufl icher und betrieblicher 
Weiterbildung interpretiert werden sowie als Reaktion auf geringere Bildungserträge. 

Über die Identifi zierung der Quellen altersspezifi schen Bildungsverhaltens hinaus ver-
weisen Weiterbildungsstudien sehr deutlich auf ein hohes Maß an Heterogenität innerhalb der 
Gruppe der Älteren. Differenzen zwischen älteren und jüngeren Zielgruppen verschwimmen 
stark, wenn man zusätzliche Variablen wie Bildungsniveau oder Erwerbsstatus berücksichtigt. 
Weitere Initiativen in Wissenschaft und Bildungspraxis sind daher vor allem auf eine differen-
ziertere Betrachtung der Älteren hin auszurichten und darauf zu fokussieren, welche Älteren 
wie anzusprechen sind, für welche Themen sie sich interessieren und welche Erwartungen 
und Befürchtungen sie mit Weiterbildungsmaßnahmen verbinden. 

Aber nicht nur aus erwachsenenpädagogischer und andragogischer, sondern auch aus 
rentenpolitischer und unternehmerischer Sicht scheint ein Umdenken nötig. Vorausberech-
nungen des Arbeitsangebots in Deutschland kommen eindeutig zu dem Schluss, dass sich 
der demografi sche Wandel bald auch am Arbeitsmarkt abzeichnen wird (vgl. Fuchs/Dörfl er 
2005). Demnach stehen Betrieben künftig immer weniger und immer ältere Arbeitskräfte zur 
Verfügung, während die Zahl jüngerer Arbeitskräfte dramatisch sinkt. Auch bei Berücksich-
tigung verschiedener Zuwanderungsszenarien lässt sich dieser Trend nicht mehr aufhalten. 
Unternehmen müssen sich also künftig auf eine ältere Belegschaft einstellen und Möglichkeiten 
fi nden, ältere Mitarbeiter in moderne Arbeits- und Produktionsprozesse einzubeziehen.

Es erscheint somit als unumgänglich, es Menschen aller Altersgruppen in Deutschland 
in deutlich umfassenderer und systematischerer Weise zu ermöglichen, ihre Kenntnisse und 
Qualifi kationen kontinuierlich zu erneuern und sich so fl exibel an wandelnde Arbeitsmarktan-
forderungen anzupassen. Um diese Ziele zu erreichen, müssen sowohl der Gesetzgeber als 
auch die Unternehmen Maßnahmen entwickeln, wie sie ältere Menschen besser ausrüsten 
(etwa in Form von Kooperationen bei der Festlegung von relevanten Bildungsinhalten und/
oder der Etablierung und Finanzierung von Weiterbildungsinstitutionen). Die zunehmende 
Notwendigkeit zum lebenslangen Lernen ist somit nicht nur eine Herausforderung für staat-
liche Bildungseinrichtungen, sondern auch für betriebliche und außerbetriebliche Bildungs-
institutionen. Die Kooperation und Koordination zwischen diesen verschiedenen Institutionen 
muss daher gestärkt und ausgebaut werden.

Soziale Netzwerke haben durch die Verknüpfung von Effi zienz und Flexibilität eine große 
Leistungsfähigkeit bei der Generierung von Problemlösungen (vgl. Jütte 2002), insbesondere 
indem sich die kooperierenden Partner wechselseitig aufeinander beziehen und so Risiken 
innovativen Handelns kalkulierbarer (vgl. Keupp/Röhrle 1987) sowie soziale Handlungen 
transparenter (vgl. Baitsch/Müller 2001) machen. In den „Lernenden Regionen – Förderung 
von Netzwerken“ (BMBF-Projekt) sollen durch die Zusammenarbeit möglichst vieler und ein-
schlägiger Akteure – wie Bildungseinrichtungen, Betrieben, Sozialpartnern, Jugendämtern, 
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Arbeitsämtern, soziokulturellen Einrichtungen u. a. – neue innovative Maßnahmen im Bereich 
lebensbegleitenden Lernens entwickelt und nachhaltig dauerhafte Netzwerke generiert werden 
(vgl. Tippelt/Schmidt 2007). 

Fazit:
 Im Zuge des demografi schen Wandels am Arbeitsmarkt und der damit verbundenen Ver-

knappung von Arbeitskräften muss das Angebot an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 
in Deutschland umfassend ausgebaut werden. So könnte den Menschen aller Altersgruppen 
der Erhalt und Ausbau von Kenntnissen und Qualifi kationen systematisch ermöglicht, dem 
in Deutschland existierenden Dequalifi zierungsrisiko mit voranschreitendem Alter entge-
gengewirkt und das Beschäftigungswachstum gefördert werden.

 Insbesondere gilt es hierbei, die rigiden Altersgrenzen im deutschen Bildungssystem ab-
zuschaffen, um die lebenslange und kontinuierliche Weiterbildung unabhängig von Al-
tersgruppen zu ermöglichen und damit die Anschlussfähigkeit aller Erwerbspersonen an 
technologische Entwicklungen und an den beschleunigten strukturellen Wandel in Zeiten 
der Globalisierung zu gewährleisten. Hierzu zählen sowohl die regelmäßige Erneuerung 
berufsspezifi scher Schlüsselqualifi kationen als auch die Förderung des Erwerbs von be-
rufs- und fachübergreifenden Sekundärqualifi kationen.

 Um auf die Entwicklungen und Veränderungen in der Arbeitswelt angemessen und kon-
kurrenzfähig zu reagieren, ist es notwendig, allen Menschen – Älteren, sozial Benachtei-
ligten, Frauen, Geringqualifi zierten etc. – ein breites und leicht zugängliches Spektrum 
an Weiterbildungsmöglichkeiten anzubieten. Die neuen und sich ständig verändernden 
Herausforderungen an die Individuen im Kontext der Globalisierung führen dazu, dass die 
Menschen über ihre gesamte Lebensspanne kontinuierlich weiterlernen und sich weiter-
qualifi zieren müssen. Die Grundvoraussetzungen für lebenslanges Lernen, Weiterbil-
dungsbereitschaft und Weiterbildungsfähigkeit stellen die Motivation zum Lernen und der 
Kompetenzerwerb für selbstgesteuertes Lernen dar. Die Weichen für lebenslanges Lernen 
sollen so früh wie möglich gestellt werden (siehe Kapitel 2.1.2). Neben der Förderung der 
älteren Menschen im Weiterbildungssektor ist es wichtig, auch die bildungsfernen Gruppen 
zu aktivieren, lebenslang zu lernen; d. h. Angebote der Weiterbildung so zu gestalten, 
dass auch Beschäftigte, die sich bisher nicht oder nur kaum für Weiterbildung interessiert 
haben, angesprochen werden und eine Teilnahme gesichert wird. 

 Weiterhin muss die Berufsausbildung in Deutschland fl exibilisiert werden. Die stark ausge-
prägte Stratifi zierung von berufl ichen Bildungsabschlüssen in Deutschland führt zu starken 
Mobilitätshemmnissen am Arbeitsmarkt, da die Vielzahl von Berufszertifi katen lernende 
Personen dauerhaft auf eine bestimmte Berufslaufbahn festlegt und es nach der einmal 
getroffenen Wahl schwer ist, sich berufl ich umzuorientieren. Auch wenn (Basis-)Kenntnisse 
und Qualifi kationen in den verschiedenen Berufslaufbahnen vergleichbar und übertragbar 
sind, ist ein Wechsel in Deutschland kaum möglich. Ein Umdenken in Richtung einer spä-
teren Differenzierung im berufl ichen Ausbildungssystem ist somit in Deutschland nötig. 
Statt Personen von Beginn der Ausbildung an auf einzelne Laufbahnen festzulegen, bietet 
es sich an, in den ersten Jahren der Berufsausbildung den Auszubildenden für verschie-
dene Berufe gemeinsame Qualifi kationen (z. B. grundsätzliche kaufmännische oder tech-
nische Kenntnisse) und erst später in einzelnen Modulen so genannte Wahlqualifi kationen 
und spezifi schere Fachkenntnisse zu vermitteln (vgl. Euler/Severing 2006, S. 35ff.).
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 Auch im betrieblichen Alltag muss umgedacht werden. So kann durch die Unterstützung 
des Wissensaustauschs zwischen den Generationen am Arbeitsplatz das für Deutschland 
typische Dequalifi zierungsrisiko mit voranschreitendem Alter vermindert werden. Maßnah-
men wie die Förderung intergenerationaler Arbeitsteams in Unternehmen scheinen vor 
den oben skizzierten Entwicklungen also unumgänglich.

In diesen Punkten kann Deutschland von der Praxis in anderen modernen Län-
dern lernen. Skandinavischen Staaten kommt eine Vorreiterrolle in Bezug auf die staatlich 
unterstützte Weiterbildungspolitik zu. So machen etwa in Schweden Personen im Alter ab 
45 Jahren zwölf Prozent aller Teilnehmer an Weiterbildungsmaßnahmen und sieben Prozent 
aller Universitätsstudenten aus (Sjögren Lindquist 2006); 40 Prozent aller älteren Arbeitneh-
mer in Norwegen erhalten berufl iche Fortbildung (Aakvik/Dahl/Vaage 2006). Liberale Länder 
beweisen, dass durch fl exibel angelegte Berufsbilder und weniger stark festgelegte Berufs-
laufbahnen ebenfalls ein Dequalifi zierungsrisiko nachhaltig verringert werden kann. Älteren 
Menschen in skandinavischen und liberalen Ländern fällt es entsprechend „leichter“, sich 
auch im höheren Alter auf dem Arbeitsmarkt zu behaupten und sich an mögliche ökonomi-
sche, technologische oder berufsstrukturelle Wandlungsprozesse anzupassen. Es scheint für 
Deutschland somit unvermeidbar, sich den umfassenden und fl exiblen Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen dieser Staaten anzunähern.
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8 Zusammenfassung der Befunde

8.1 Globalisierung mit ihren länderspezifi schen und 
 überstaatlichen Auswirkungen auf den Bildungsbereich 
 und ihre Konsequenzen für Institutionen und Individuen

Auch wenn es sich bei Globalisierung um kein völlig neues Phänomen handelt, so haben 
dennoch Intensität und Reichweite grenzüberschreitender Interaktionsbeziehungen in der 
jüngeren Vergangenheit in den meisten Industrieländern schubartig zugenommen. Unter 
Globalisierung wird häufi g das Zusammenwirken von vier makrostrukturellen Entwicklungen 
verstanden: (1) eine zunehmende Internationalisierung von Finanz-, Produkt- und Arbeits-
märkten, (2) ein verstärkter Standortwettbewerb, (3) ein sprunghafter Fortschritt neuer Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien sowie (4) eine mit der weltweiten Vernetzung von 
Märkten verbundene Instabilität und Verwundbarkeit lokaler Märkte. Mithilfe neuerer Indizes, 
die neben ökonomischen auch soziale, kulturelle und politische Komponenten der Globa-
lisierung berücksichtigen, konnte der Globalisierungsgrad verschiedener Länder empirisch 
beschrieben werden. 

Globalisierung hat zwar einerseits zu Produktivitätszuwächsen und einer Verbesserung 
des Lebensstandards in modernen Industrieländern geführt. Andererseits zieht sie aber auch 
unerwartete Marktentwicklungen, rapidere soziale und ökonomische Wandlungsprozesse, 
eine immer stärker abnehmende Vorhersagbarkeit ökonomischer und sozialer Entwicklungen 
sowie eine zunehmende allgemeine Unsicherheit auf der individuellen Ebene der Akteure nach 
sich. Hinsichtlich der Auswirkungen von Globalisierung spielen jedoch Ländergrenzen auch 
heute weiterhin eine Rolle, da Globalisierungsprozesse in unterschiedlichen Länderkontexten 
auf verschiedene institutionelle Strukturen treffen, welche die gestiegene Unsicherheit in spezi-
fi scher Weise fi ltern und kanalisieren. Da länderspezifi sch enge komplementäre Verzahnungen 
zwischen dem Bildungs- und dem Beschäftigungssystem existieren, sind national erfolgreiche 
institutionelle Teillösungen meist nur sehr begrenzt auf andere Länder übertragbar. Somit 
bleiben Nationalstaaten weiterhin als eigenständige Komponenten größerer internationaler 
Systeme bestehen.

Globalisierungsprozesse sind mit zahlreichen Konsequenzen verbunden. Auf der Ebene 
des Einzelnen zählt hierzu beispielsweise die Tatsache, dass es allen Akteuren zunehmend 
schwerer fällt, kalkulierende, rationale und langfristig bindende Entscheidungen zu treffen. 
Eine an kurzfristigen Zeithorizonten orientierte Planung ist die Folge. Des Weiteren haben sich 
Flexibilitätsanforderungen an Staaten, Unternehmen und Organisationen erhöht und Anfor-
derungen an benötigte Qualifi kationen und Kenntnisse deutlich verändert, was insbesondere 
die Bildungssysteme vor eine neue Herausforderung stellt. 

Globalisierung von Bildung und Ausbildung fi ndet auch als aktiver Prozess in überstaat-
lichen Organisationen statt. Im Unterschied zu Prozessen der Internationalisierung und 
Supranationalisierung bezeichnet der Prozess der Globalisierung Dynamiken, die weltweit 
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wachsende Interdependenzen umfassen. Unter dem Begriff Transnationalisierung oder trans-
nationale Bildungsräume werden nichtstaatliche, d. h. privat organisierte Bildungsräume ver-
standen, in denen von For-Profi t- wie auch von Non-Profi t-Organisationen nationalstaatliche 
Grenzen überschreitende Bildungsangebote offeriert werden wie z. B. Internationale Schulen.

Neben diesen aktiven Prozessen überstaatlicher Organisationen zieht die Globalisierung 
auch Konsequenzen für nationale Institutionen nach sich. Angesichts mehrerer zu beobach-
tender Krisentendenzen steht das deutsche Bildungssystem vor neuen Herausforderungen. 
Im Bereich der schulischen Bildung werden Schüler sehr frühzeitig in unterschiedliche Schul-
formen selektiert; die einmal getroffenen Bildungsentscheidungen lassen sich dann im weiteren 
Verlauf kaum mehr verändern und spätere Weiterbildung ist im deutschen System nur begrenzt 
üblich. Da jedoch im Zuge der Globalisierung Bildung einen immer höheren Stellenwert ein-
nimmt, verschlechtert sich die Arbeitsmarktsituation gering qualifi zierter Personen drastisch.
Die frühzeitig vorgenommene Segmentierung in der (Aus-)Bildung schlägt sich somit im 
Lebenslauf in einer Segmentierung am Arbeitsmarkt nieder. Auch in der dualen Ausbildung 
zeigen sich Erosions- und Krisentendenzen wie zum einen die Etablierung von Warteschleifen, 
in die viele Schulabsolventen einmünden, zum zweiten die Tatsache, dass das duale System 
oftmals als Durchgangsstation von Abiturienten genutzt wird, zum dritten die abnehmende 
Bedeutung berufl icher Abschlüsse und letztlich die Festschreibung berufl icher Karrieren durch 
relativ starre Qualifi kationspfade. Auch im Bereich der Weiterbildung und des lebenslangen 
Lernens weist das deutsche Bildungssystem Schwächen auf. Da es immer noch an kontinu-
ierlicher Weiterbildung mangelt, stehen im späteren Erwerbsverlauf gerade ältere Personen vor 
dem Problem, dass sich aufgrund ihrer veralteten Qualifi kationen ihre Arbeitsmarktchancen 
verschlechtert haben, worauf lange Zeit vor allem mit Frühverrentungsmaßnahmen anstatt 
kontinuierlicher Weiterbildung reagiert wurde.

Globalisierungsprozesse stellen nicht nur die Institutionen vor neue Herausforderungen, 
sondern richten auch veränderte oder intensivierte Kompetenzanforderungen an das Indivi-
duum. Zwar fi nden Entscheidungen und Handlungen von Individuen immer unter Unsicherheit 
statt, aber die Ungewissheit, Komplexität, Ausweitung und Vernetzung von Entscheidungs-
problemen und -situationen haben im Zuge der Globalisierung stark zugenommen. 

Die beschriebenen Entwicklungen werden von den Einzelnen häufi g zwiespältig aufge-
nommen. Einerseits lassen sie die Welt immer undurchschaubarer erscheinen, weshalb Glo-
balisierung manchmal als Bedrohung erlebt wird. Andererseits bieten diese Veränderungen 
auch eine Erweiterung der Perspektiven und Wahlmöglichkeiten, so dass Globalisierung auch 
als Chance und Herausforderung erfahren wird. Durch die übergroße Informationsmenge, 
unklare Handlungsalternativen, offene Zeithorizonte etc. sieht sich das Individuum einer ko-
gnitiven Anforderung gegenüber, die oft auch zu Überlastung führen kann, da die Fülle der 
Informationen nicht mehr aufgenommen, gespeichert und systematisch verarbeitet werden 
kann. Subjektiv kann das Gefühl eines Informationsdefi zits entstehen. Blindes Vertrauen oder 
die Vermeidung langfristig bindender Entscheidungen sind weitere mögliche Konsequenzen. 
Da häufi g die Voraussetzung für eine strikt rationale Strategie der Informationsverarbeitung 
nicht gegeben ist, wird auf nicht-analytisches Entscheidungsverhalten zurückgegriffen wie 
z. B. das Ignorieren von Unsicherheit, ein Verzicht auf eigene Urteilsbildung oder eine intuitive 
Entscheidungsfi ndung.
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Zwar stellt die Globalisierung keine völlig neuen kognitiven, emotionalen und sozialen 
Anforderungen an das Individuum, fordert aber die Entwicklung einiger neuer Kompeten-
zen im Umgang mit Unsicherheit, um sie als Herausforderung und nicht als Bedrohung zu 
erleben. Hierzu zählen beispielsweise ein „stabiles Instabilitätsbewusstsein“ bzw. ein hohes 
Maß an Ambiguitätstoleranz und damit verbundene Kompetenzen wie z. B. Metakognition 
oder die Bereitschaft zur Aufnahme neuer Informationen sowie Sensibilität und Elastizität 
gegenüber Veränderungen. Ein hohes Maß an sachlichem und strategischem Wissen wirkt 
sich zudem positiv auf die Wahrnehmung der eigenen Kompetenz aus und beeinfl usst so 
die Einstellung gegenüber Ambiguität. Letztlich tragen auch eine Reihe an technischen und 
kognitiven Kompetenzen dazu bei, auf die Anforderungen der Globalisierung reagieren zu 
können. Dazu gehört beispielsweise die Fähigkeit zu nicht-linearem Denken, zur Informati-
onssuche und -verarbeitung, zur Zielrefl exion und Zielstrukturierung, zur Situationsanalyse, 
zur Evaluation sowie zur Kommunikation über Unsicherheiten. Diese Kompetenzen stellen 
nur einen Ausschnitt aus den erforderlichen Fähigkeiten dar, um mit den Anforderungen der 
Globalisierung umgehen zu können.

8.2 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse 
 für die Bildung in der frühen Kindheit

Bildungserfahrungen in der frühen Kindheit stellen die Basis für lebenslanges Lernen dar. Eine 
vielseitige Grundbildung beinhaltet neben dem Erwerb von Wissen lernmethodische Kompe-
tenzen, Aufgeschlossenheit gegenüber Wissensbereichen, emotional-motivationale Bereit-
schaft zum Lernen, den Aufbau von Werthaltungen, soziale Handlungsbereitschaft sowie 
verantwortungsbewusstes Handeln. Mit Blick auf Globalisierung und ihre Erfordernisse für die 
Frühpädagogik sind fünf Aspekte bedeutsam: pädagogische Konzepte und die Förderung 
bedeutsamer Kompetenzen, die Förderung von Kindern aus benachteiligten Familien, Ver-
netzung von Kindergarten und Grundschule sowie Weiterentwicklung von Bildungsplänen, 
die Ausbildung des frühpädagogischen Fachpersonals und die Unterstützung von Eltern. 

Entwicklungspsychologische und pädagogisch-psychologische Forschungsergebnisse 
belegen, dass bereits im Kindergarten bereichsspezifi sche Kompetenzen und Vorläuferfertig-
keiten gezielter angeregt werden könnten, und weisen darauf hin, dass ein situierter Wissenser-
werb  in Anwendungssituationen hierfür besonders geeignet ist. Mit Blick auf die bestmögliche 
Förderung kindlicher Kompetenzen sollten die Gegensätze verschiedener pädagogischer An-
sätze überwunden und die Kumulativität pädagogischen Wissens betont werden. In der früh-
kindlichen Bildung wird besonders der Förderung von lernmethodischen Kompetenzen, dem 
„Lernen lernen“, eine hohe Bedeutung zugeschrieben. Empirische Studien weisen hierbei auf 
Vorläufermerkmale im Kindergartenalter hin, die durch effektive Methoden gefördert werden 
können. Neben lernmethodischen Kompetenzen kommt auch der Entwicklung interkultureller 
Fähigkeiten im frühpädagogischen Bereich eine hohe Bedeutung zu, da schon Kinder im Vor-
schulalter auf vielfältige Weise Erfahrungen mit anderen Kulturen sammeln. Elemente interkul-
tureller Pädagogik, die einen anerkennenden Umgang mit kulturellen Differenzen, interkulturelle 
Dialogfähigkeit sowie multiperspektivische und mehrsprachige Bildung vermitteln, sollten in 
frühpädagogischen Einrichtungen an Bedeutung gewinnen. Ebenso wird auch der möglichst 
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frühe Beginn des Erlernens einer Fremdsprache betont. Die systematische Vermittlung einer 
Fremdsprache wie z. B. Englisch ist im Kindergarten immer noch selten vorzufi nden, obwohl 
empirische Studien die Vorteile eines frühen Fremdspracherwerbs belegen. Effektive Ansätze 
wie beispielsweise die Anwesenheit eines Muttersprachlers und ein klarer „One-Person-one-
Language-Ansatz“ wie auch eine systematische Evaluation von Ansätzen und Materialien 
müssten verfolgt werden. Neben der Förderung des Fremdspracherwerbs sollten Kinder mit 
Migrationshintergrund bereits im dritten oder vierten Lebensjahr mit der deutschen Sprache 
konfrontiert werden, um implizite Lernmechanismen zu nutzen. Somit muss gewährleistet 
werden, dass Kinder mit Migrationshintergrund möglichst früh eine pädagogische Einrichtung 
besuchen, in denen die deutsche Sprache gefördert wird. Nicht zuletzt sollten schon sehr früh 
solche Kompetenzen entwickelt werden, die aufgrund globalisierungsbedingter Veränderun-
gen immer wichtiger werden wie beispielsweise die Fähigkeit, mit Ungewissheit umgehen und 
sie sogar als positive Herausforderung begreifen zu können. Gerade in diesem Bereich fehlt 
es jedoch weitgehend an empirischen Studien. 

Eine besondere Bedeutung vor dem Hintergrund der Globalisierung gewinnt auch die 
institutionelle Förderung von Kindern aus benachteiligten Familien, die zu Hause nur ein nied-
riges Anregungsniveau erfahren und so von Anfang an nur geringe Bildungschancen haben. 
Interventionen wie beispielsweise die Early Excellence Centres in England, die Entwicklungs- 
und Bildungsprozesse benachteiligter Kinder nachhaltig fördern können, sollten sorgfältig 
geprüft und dahingehend evaluiert werden, ob und wie sie auch in Deutschland eingesetzt 
werden können. 

Maßnahmen zur Abstimmung und Vernetzung von Kindergarten und Grundschule sowie 
zur Kooperation des Fachpersonals bzw. gemeinsame Fortbildungsveranstaltungen müssen 
weiterentwickelt werden. Zwar werden curriculare Abstimmungen durch die Bildungs-, Erzie-
hungs- und Orientierungspläne der Bundesländer vorgenommen. Diese Pläne müssen aber 
für die gesamte Altersspanne von null bis zwölf Jahren umfassend weiterentwickelt werden, 
um eine gemeinsame Vorstellung über diese Grundbildungsphase zu erhalten. Darüber hinaus 
sollen Modellversuche analysiert und angeregt werden, die sich speziell mit dem Übergangs-
bereich befassen wie beispielsweise das KiDZ-Projekt, in dem altersgemischte Gruppen ge-
bildet und von multiprofessionellen Teams betreut werden, die von ihren unterschiedlichen 
berufl ichen Hintergründen profi tieren. Entwicklungen, wie sie z. B. in Baden-Württemberg und 
Hamburg in Form so genannter Bildungshäuser für Drei- bis Zehnjährige stattfi nden, in denen 
Kindergarten und Grundschule räumlich, organisatorisch und konzeptuell verbunden sind und 
ein fl exibler Einsatz der Fachkräfte möglich ist, sollten geprüft und umgesetzt werden. 

Ein zentrales Erfordernis für die frühkindliche Bildung betrifft auch die Ausbildung des 
frühpädagogischen Fachpersonals. Im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern verfügt 
das deutsche Personal gegenwärtig kaum über eine spezifi sche Hochschulausbildung. Insge-
samt stellt sich die Frage, ob das Erzieherpersonal selbst ausreichend auf die Anforderungen 
der Globalisierung vorbereitet ist, und ob es über notwendige Qualifi kationen verfügt, die für 
eine umfassende Bildungsförderung nötig sind. Hierzu zählen beispielsweise die Kompetenz, 
durch entwicklungsangemessene Unterstützungsstrategien kindliche Exploration zu stimulieren, 
Experten und gleichzeitig Lernhelfer für vielfältige Wissensbereiche zu sein und den Lernstand 
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der Kinder zu diagnostizieren. Mit Blick auf die Globalisierung bieten sich zudem Auslands-
aufenthalte für angehende Erzieher an. Insgesamt sollte eine Anhebung der Ausbildung wei-
terverfolgt werden, was jedoch eine Erhöhung der Bezahlung des Fachpersonals erfordert. 

Schließlich bedarf es auch einer öffentlichen Unterstützung der Eigenaktivität von Fami-
lien, um optimale häusliche Anregungsbedingungen zu ermöglichen.

8.3 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse 
 für die Bildung in der Primarschule

Die für den frühpädagogischen Bereich dargestellten Erfordernisse gelten im Wesentlichen 
auch für die Grundschule. Da die englische Sprache die weltweit dominierende Verkehrsspra-
che ist, sollte die frühe Förderung im Primarbereich fortgesetzt werden. Seit dem Schuljahr 
2004/2005 wird in allen Bundesländern der Unterricht in einer Fremdsprache ab der dritten 
Grundschulklasse angeboten. Neben der frühen Anbahnung fremdsprachlicher Kompeten-
zen dient er der Entwicklung interkultureller Kompetenzen und kann Interesse für andere 
Kulturen wecken. Aber auch die Ausbildung der Lehrkräfte steht in einem engen Zusammen-
hang mit den Englischkompetenzen der Schüler: Die Kinder, die von Lehrkräften mit Fachstu-
dium unterrichtet werden, erreichen bessere Leistungen als jene Kinder, die bei Lehrkräften 
lernen, die an einem Kompakt- oder Jahreskurs in Englisch teilgenommen haben. Schüler, 
die von Lehrkräften ohne eine Zusatzqualifi kation im Englischen unterrichtet werden, weisen 
die schlechtesten Kompetenzen auf. 

Nach neuesten Erkenntnissen liegen die Leseleistungen der Kinder mit Migrationshin-
tergrund, zu denen immerhin etwa ein Viertel der Schülerschaft zählt, deutlich hinter den 
Leistungen der Kinder ohne Migrationshintergrund. Der Leistungsrückstand dieser Kinder 
hängt eng mit dem in den Familien zur Verfügung stehenden sozialen und kulturellen Kapital 
zusammen. Diese Befunde verdeutlichen, dass der Beherrschung der Unterrichtssprache 
Deutsch eine unabdingbare Relevanz für die Teilhabe am Bildungsprozess zukommt und sie 
deshalb konsequent gefördert werden muss; aber auch die Förderung der Herkunftsspra-
chen sollte nach Möglichkeit nicht vernachlässigt werden.

Mit dem Begriff der interkulturellen Pädagogik werden angesichts der mit Globalisierung 
einhergehenden Multikulturalität die Entwicklung insbesondere folgender Kompetenzen be-
tont: die kritische Auseinandersetzung mit Vorurteilen, das Erweitern des eigenen Horizonts, die
Förderung von Toleranz gegenüber anderen, die Befähigung zur interkulturellen Kommunikation 
(sprachlich und kulturell) sowie der refl ektierte Umgang mit Unterschiedlichkeit.

Das angloamerikanische „Literacy-Konzept“ orientiert sich nicht nur an Kompetenzen 
statt an Lerninhalten, sondern bietet auch die Möglichkeit der internationalen und regionalen 
Vergleichbarkeit. Dieses Kompetenzmodell wurde durch die 2005/2006 eingeführten länder-
übergreifenden Bildungsstandards für Deutsch und Mathematik in der Grundschule berück-
sichtigt, sollte jedoch auch anschlussfähig für die Sekundarstufe I ausgestaltet und aufgegriffen 
werden.
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Die Aus- und Weiterbildung von Lehrkräften sieht sich angesichts der dargestellten Er-
fordernisse des frühen Fremdspracherwerbs, der Förderung der Unterrichtssprache Deutsch 
und der interkulturellen Pädagogik vor neuen Aufgaben. Der Bologna-Prozess kann hier eine 
Chance bieten, die Vermittlung entsprechender Kompetenzen in der Lehrerbildung zu veran-
kern. 

8.4 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse 
 für die Bildung im Sekundarbereich

Weltweit gemeinsame Vorstellungen und Merkmale von Schule existieren nicht erst in Zeiten 
der Globalisierung. Übereinstimmungen gibt es beispielsweise dahingehend, dass basale 
Bildungsziele mit einem hohen Transferwert für vielfältige Anwendungsfelder in der Schule 
erreicht werden müssen.

Globalisierung im Sinne einer internationalen Ausrichtung von Bildungssystemen, einer 
wechselseitigen Beobachtung und eines Austauschs sind somit nicht neu und fokussieren 
insbesondere Ziele und Inhalte von Bildung, institutionelle Strukturen und Unterrichtskonzep-
tionen.

Hinsichtlich der Ziele und Inhalte von Bildung zeichnen sich seit einigen Jahren Neuori-
entierungen ab, denen zufolge sich neue Kompetenzvorstellungen für die Zukunft entwickeln. 
Die Aufmerksamkeit richtet sich hierbei auf Kompetenzen (statt Curricula), die als notwendige 
Voraussetzungen für weiterführende Lern- und Bildungsprozesse angesehen werden. Sie 
sind zudem dadurch gekennzeichnet, dass sie eine funktionale Sicht auf muttersprachliche, 
mathematische und naturwissenschaftliche Kompetenzen als basale Kulturwerkzeuge richten. 
Sie werden mithilfe des so genannten Literacy-Konzepts für verschiedene Bereiche beschrie-
ben. Lesekompetenz wird beispielsweise zu einer fächerübergreifenden Schlüsselkompetenz, 
da das Wissen in unterschiedlichen Textformen gespeichert wird. Dies impliziert auch neue 
Herausforderungen für den Leseunterricht. 

Wie bereits für die vorangegangenen Bildungsphasen dargestellt, gewinnt auch die 
Förderung weiterer Kompetenzen an Bedeutung, die bisher nur am Rande berücksichtigt 
wurden. Fremdsprachenkenntnisse neben der englischen Sprache sind im Zuge der Interna-
tionalisierung und des Austauschs durch eine zunehmende Vernetzung wichtig, werden aber 
an deutschen Schulen (insbesondere an Haupt- und Realschulen) kaum gelehrt. Zukünftig 
müssen auch interkulturelle Kompetenzen, Ambiguitäts-, Frustrationstoleranz, Identitätsfi n-
dung und Perspektivenübernahme etc. zunächst in der empirischen Forschung und dann in 
der schulischen Vermittlung Beachtung fi nden, da sie von großer Bedeutung sein werden.

Auswirkungen der Wissensgesellschaft machen sich neben den veränderten Kompe-
tenzmodellen auch darin bemerkbar, dass das Lernen nicht mehr auf die frühe Lebensphase 
beschränkt bleiben darf, das Ende des „Vorratlernens“ erreicht ist und fächerübergreifende 
Fähigkeiten und Metakompetenzen immer wichtiger werden. Bildungsanforderungen und 
-vorstellungen verändern sich, was einer curricularen Klärung bedarf. Damit verbunden sind 
neue Anstrengungen, Indikatoren für das Erreichen von Zielen zu entwickeln und sie einer 
Outputmessung zu unterziehen. Bislang existieren Zielkonzeptionen häufi g nur auf konzep-
tueller Ebene, zum Teil in Form von Testkonzeptionen und -instrumenten, sind aber vielen 
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Akteuren nicht bekannt oder von ihnen nicht akzeptiert. Offen sind auch Fragen, wie Schul-
fächer fl exibilisiert werden können, damit wissenschaftliche Innovationen Eingang fi nden, wie 
lange die Konstruktion und Implementation von Curricula dauern dürfen, wie eine ständige 
Revision vorgenommen werden kann und inwieweit Bildungsstandards fl exiblere Instrumente 
für eine kontinuierliche Aktualisierung darstellen.

Betrachtet man institutionelle Strukturen, fi nden sich insbesondere in der Organisa-
tionsform der Sekundarstufe weltweit Ähnlichkeiten. Unterschiede existieren vor allem im 
Zeitraum des gemeinsamen Lernens und in dem Zeitpunkt der Leistungsdifferenzierung, 
der in Deutschland vergleichsweise früh angesetzt ist. Internationale Vergleiche zeigen zu-
dem, dass die in Deutschland existierende, starke Gliedrigkeit der Sekundarschule weder 
ein hohes Niveau noch leistungshomogene Gruppen erzielt. International erfolgreiche Länder 
weisen viele Bemühungen auf, heterogenen Lernvoraussetzungen besser zu begegnen wie 
z. B. durch das Aufl ösen von Jahrgangsklassen, das Bilden größerer thematischer Unter-
richtsblöcke und mehr Zeit für ein geleitetes Selbststudium. Die Trägheit des deutschen Bil-
dungssystems wird u. a. dadurch bedingt, dass Kooperationen auf der Ebene der Schule 
nur unzureichend ausgebildet sind und Erfordernisse der Professionalisierung des Lehrper-
sonals im Sinne pädagogischer Akteure nicht erkannt werden. Kooperationsprogramme wie 
beispielsweise SINUS existieren bislang nur modellhaft. Auch Ansätze der Schulautonomie 
werden in Deutschland im internationalen Vergleich kaum verfolgt.

Um die nachwachsende Generation auf die Anforderungen der Globalisierung vorzu-
bereiten, müssen auch Weiterentwicklungen von Unterrichtskonzeptionen vorangetrieben 
werden. In Deutschland bleiben innovative Unterrichtsansätze aufgrund unzureichender 
Umsetzung in der Praxis hinter den Zielansprüchen zurück, ebenso wie die Möglichkeiten, 
die der Einsatz neuer Medien eröffnet. Die Unterrichtsforschung ist zu wenig experimentier-
freudig und schulnah, so dass die Unterrichtsentwicklung in der Praxis nicht ausreichend 
vorangetrieben wird. Somit ist der in Deutschland vorherrschende Unterricht kleinschrittig 
und lehrergesteuert, beinhaltet kaum Einzel- und Gruppenarbeitsphasen, thematisiert weder 
Problemlösen noch den Umgang mit Fehlern und wählt kaum bedeutungsvolle Kontexte. Mög-
lichkeiten der kooperativen Lehr-Lernformen oder individueller Lernformen, die unterschied-
lichen Lernvoraussetzungen gerecht werden, bleiben ungenutzt. Ebenso wird der Einsatz 
neuer Medien immer noch vernachlässigt und der Anteil regelmäßiger schulischer Computer-
nutzer fällt im internationalen Vergleich nach wie vor sehr gering aus. Zudem ist er meist 
ineffektiv, da die schulische Anwendung keine ähnlich hohe Vertrautheit und Sicherheit erzielt 
wie eine autodidaktische Beschäftigung.

8.5 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse 
 für die Berufsausbildung

Während rein schulische Berufsausbildungssysteme (z. B. in Frankreich) den Nachteil auf-
weisen, dass die Auszubildenden kaum praktische Problemlösekompetenzen erwerben und 
die Form des „Training on the job“ (z. B. in USA) die Arbeitskräfte zu sehr auf spezifi sche 
Kenntnisse innerhalb einer Firma festlegt, stellt das deutsche duale Berufsbildungssystem 
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prinzipiell einen pragmatischen Kompromiss zwischen theoretischer und praktischer Ausbil-
dung dar. Es bietet auch den Vorteil, dass die berufl iche Qualifi kation durch ein anerkanntes 
Zertifi kat dokumentiert wird und gewährleistet einen im internationalen Vergleich unproblema-
tischen Übergang von der Berufsausbildung in die Erwerbstätigkeit, so dass in Deutschland 
die Jugendarbeitslosigkeit im europäischen Vergleich relativ gering ausfällt. Allerdings ist der 
Übergang von der Schule in die Ausbildung durch eine hohe Selektivität gekennzeichnet und 
eine hohe Abbrecherquote während der Ausbildung zu verzeichnen, wodurch die Jugendar-
beitslosigkeit in den letzten Jahren angestiegen ist (15,2 Prozent) und nur noch knapp unter 
dem OECD-Durchschnitt (17,2 Prozent) liegt. Eine weitere problematische Entwicklung be-
trifft die Tatsache, dass Ausbildungsangebote hinter der Nachfrage zurückbleiben, da für die 
Betriebe häufi g die Kostenseite (z. B. durch gestiegene Ausbildungsvergütung und geringere 
Arbeitszeit der Auszubildenden im Betrieb) gestiegen und die Nutzenseite gesunken oder 
abhängig von der wirtschaftlichen Lage ist. 

Neben diesen Entwicklungen ist das duale System mit gravierenden Problemen behaftet, 
die seine Angemessenheit in Zeiten der Globalisierung in Frage stellen.

Das duale System ist erstens gekennzeichnet durch mangelnde Flexibilität, die insbeson-
dere durch eine tiefe berufstypische Binnenstrukturierung verursacht wird. Damit verbunden ist 
die Tatsache, dass bei Anpassungserfordernissen die Ausbildungsordnungen nur mit einem 
enormen Abstimmungs- und Zeitaufwand modernisiert oder neu eingeführt werden können. 
Durch die Vielzahl an unterschiedlichen Ausbildungsberufen sind die einzelnen zertifi zierten 
Qualifi kationspfade relativ festgeschrieben, was sich im späteren Erwerbsleben negativ aus-
wirkt und häufi g ein Mobilitätshindernis darstellt. Allgemeine Ausbildungsinhalte haben dage-
gen in Zeiten der Globalisierung eine höhere und langfristigere Verwertbarkeit.

Ein zweites Problem stellt die mangelnde Durchlässigkeit dar. So mündet nicht nur ein 
hoher Prozentsatz an Schulabsolventen zunächst in eine Warteschleife (derzeit etwa 39,5 
Prozent), ohne dass die dort erworbenen Kenntnisse später anerkannt werden, sondern es 
existieren auch weder klare Einstiegspunkte für anderweitig Vorqualifi zierte noch Übertritts-
punkte zu parallelen Bildungsgängen. Zudem gestaltet sich der Übergang in die Hochschule 
aufgrund komplizierter Zulassungsvoraussetzungen oder kaum existenter Anrechnungsver-
fahren schwierig. Somit steht das duale System zunehmend vor dem Problem, dass sich im 
Verdrängungswettbewerb die Berufschancen der Personen mit Berufsausbildung gegenüber 
Höherqualifi zierten deutlich verschlechtern, selbst dann, wenn sie über entsprechende Kom-
petenzen verfügen. Eine wachsende Stigmatisierung von Berufs- gegenüber Hochschulab-
schlüssen ist die Folge. 

Leistungsschwache Schulabgänger verfügen drittens über schlechte Chancen im dualen 
System. Ein kurzes Zeitfenster für den Einstieg in die Ausbildung führt dazu, dass schwache 
und benachteiligte Jugendliche aufgrund von Konkurrenz zwischen Alt- und Neubewerbern 
und Warteschleifen keinen Einstieg fi nden und dann auf Dauer ungelernt bleiben (etwa 15 Pro-
zent). Die Arbeitsmarktsituation dieser Ungelernten verschlechtert sich auf globalisierten Ar-
beitsmärkten rapide, da gering qualifi zierte Tätigkeiten aufgrund technologischen Fortschritts 
mehr und mehr entfallen oder ins Ausland verlagert werden.
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Ein viertes Problem stellt die mangelnde Transparenz der erworbenen Kompetenzen 
dar, die dazu führt, dass es bei Ausbildungsabbruch oder -wechsel zu unnötigen Wiederho-
lungen von Lerninhalten kommt. 

Da fünftens das duale System im internationalen Vergleich eine Sonderstellung ein-
nimmt, ist globalen Firmen, die nach Deutschland kommen, diese Ausbildungsform oft wenig 
bekannt, weshalb sie sich weniger in der Berufsbildung engagieren. Aufgrund mangelnder 
Vergleichbarkeit ist die Bedeutung von Berufsausbildungszertifi katen im internationalen Um-
feld unklar, woraus die Gefahr resultiert, dass die deutsche duale Ausbildung im Europä-
ischen Qualifi kationsrahmen (EQR) oder dem Europäischen Kreditsystem (ECVET) nicht an-
gemessen eingestuft wird.

Zahlreiche Veränderungen des dualen Ausbildungssystems sind vonnöten, damit die 
Berufsausbildung zukünftig den Globalisierungsanforderungen gerecht werden kann. Zum 
einen müssen Ausbildungswege fl exibilisiert werden, z. B. durch eine radikale Reduktion der 
Ausbildungsberufe nach dem Berufsgruppenprinzip. Eine generelle Umstellung auf Ausbil-
dungsbausteine als bundesweit standardisierte, eigenständig zertifi zierbare und (bei Aus-
bildungsabbruch oder -wechsel) anrechenbare Einheiten könnte einen zusätzlichen Beitrag 
zur (zeitlichen und individuellen) Flexibilisierung, zu höherer Transparenz und Durchlässigkeit 
leisten und die Aktualisierung der Ausbildungsordnung erleichtern. 

Weiterhin muss eine höhere Durchlässigkeit erzielt werden, wie dies z. B. durch viel ver-
sprechende Projekte wie der Einstiegsqualifi zierung Jugendlicher (EQJ) anstelle von ineffek-
tiven Warteschleifen erreicht werden kann. Dieses Instrument des Pakts für Ausbildung, das 
ausbildungsvorbereitende Praktika von sechs bis zwölf Monaten mit einem abschließenden 
Zertifi kat ermöglicht, erreicht zunehmend auch die Risikogruppen. Ein gutes Instrument, das 
die Durchlässigkeit zur Hochschule erhöht, stellen duale Studiengänge als Kombination einer 
Berufsausbildung (meist kaufmännischer oder technischer Art) mit einem Studium (meist be-
triebswirtschaftlicher oder ingenieurwissenschaftlicher Art) dar. Die Auszubildenden profi tieren 
durch kurze Studiendauer, gute Studienbedingungen und einen zweifachen Abschluss. Der 
Anteil der dual Studierenden ist jedoch derzeit noch zu gering. 

Eine Chance, sowohl die Durchlässigkeit zwischen allgemeiner und berufl icher Ausbildung 
als auch die generelle Transparenz zu erhöhen, könnte der Nationale bzw. der Europäische 
Qualifi kationsrahmen (NQR/EQR) bieten, der entwickelt wird, um allgemeine, berufl iche und 
akademische Erstausbildung und das lebensbegleitende Lernen zusammenzuführen. Ziel ist 
es, Kompetenzen vergleichbar zu machen und auf vordefi nierten Niveaus einzuordnen, un-
abhängig davon, auf welchem Weg sie erworben wurden. Mithilfe des EQR soll ein Europä-
ischer Bildungs- und Arbeitsraum geschaffen werden, der NQR kann gemäß den nationalen 
Gegebenheiten mit Anschlussmöglichkeit an den EQR gestaltet werden. 

Veränderungsprozesse der Globalisierung erfordern letztlich auch eine Stärkung allge-
meiner Bildungsinhalte. Eine zu berufsspezifi sche Ausbildung birgt die Gefahr, im Zuge der 
schnellen Wandlungsprozesse obsolet zu werden. Es besteht ein gewisses Spannungsver-
hältnis zwischen den engen berufsspezifi schen Erwartungen der Unternehmen einerseits 
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und den Flexibilitätserfordernissen und der Anpassungsfähigkeit des Einzelnen andererseits. 
Eine Stärkung allgemeiner Inhalte erhöht die Anpassungsfähigkeit des Einzelnen im Zuge des 
Globalisierungsprozesses.

8.6 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse 
 für die Hochschul(aus)bildung

Die Globalisierung stellt neue Herausforderungen an die Hochschulbildung auf der Ebene der 
Ausbildungsformen und Inhalte einerseits und auf der Ebene der Positionierung Deutschlands 
im Kontext der Studierendenmobilität andererseits.

Bei dem Bologna-Prozess als europäische Globalisierungsstrategie geht es nicht nur um 
die Mobilität innerhalb Europas, sondern auch um die Schaffung eines Europäischen Hoch-
schulraums. Das Bestreben der EU besteht darin, mithilfe eines Europäischen Hochschul- 
und Forschungsraums eine gemeinsame Positionierung der Hochschul- und Wissenschafts-
einrichtungen Europas im Rahmen einer globalen Strategie zu erreichen.

Mit der Bindung der am Bologna-Prozess teilnehmenden Staaten durch gemeinsame Ziele 
und Absichten ist die Entwicklung einer Marke angestoßen worden. Mit der Bildung der „Marke 
Bologna“ wurde von der EU die globale Strategie mit dem Ziel verfolgt, die Union zum wett-
bewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt zu ma-
chen. Allerdings sind bestehende Bruchlinien innerhalb Europas noch kaum im Rahmen des
Bologna-Prozesses thematisiert. Die kontinuierliche Umstellung der Studiengänge auf Bachelor- 
und Masterstudiengänge ist an den deutschen Hochschulen schon weit fortgeschritten. 

Als Antwort auf die Herausforderung der Globalisierung rückt auch die Kompetenz-
orientierung an den Hochschulen in den Mittelpunkt. Angesichts der verkürzten Innovations-
zyklen kommt der Fähigkeit zur selbstgesteuerten Wissensaneignung eine immer größere 
Bedeutung zu. Der Bologna-Prozess impliziert auch ein verändertes Modell des Lernens, dem 
zufolge kompetenzorientierte, aktivierende Lehr- und Lernformen in den neuen Studiengän-
gen gestärkt werden sollen. Hinsichtlich des Erwerbs globalisierungsrelevanter Kompetenzen 
müssen eine Reform der Studiengänge in Richtung eines veränderten Grundverständnisses 
erfolgen und solche Kompetenzen gestärkt werden, die in einer globalisierten Welt erforderlich 
sind: Ambiguitätstoleranz, Entscheidungsfähigkeit und Transferfähigkeit. Aber auch unmittelbar 
globalisierungsrelevante Kompetenzen wie Fremdsprachenkenntnisse oder interkulturelle 
Kompetenz gewinnen an Bedeutung. 

Ziel des Bologna-Prozesses ist auch die Stärkung arbeitsmarktrelevanter Ausbildungs-
elemente. Die erste Generation der Bachelorstudenten bewertet die Praxis- und Berufs-
orientierung jedoch bislang nur graduell besser als die Absolventen der alten Studiengänge, 
insbesondere in den Geisteswissenschaften. Günstiger wird die Berufsorientierung bereits 
in den Wirtschaftswissenschaften beurteilt. Ein Defi zit besteht immer noch darin, dass nur
etwa ein Drittel der Hochschulen die Bedürfnisse des Arbeitsmarkts systematisch in die Ge-
staltung der Curricula einbezieht. Modelle des dualen Studiums sollten beispielsweise auch 
für spätere Studienphasen entwickelt werden. Ein an Kompetenzerwerb orientiertes Studium 
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verlangt nicht nur nach neuen Lehr- und Lernformen, sondern auch nach anderen Mechanis-
men der Qualitätssicherung. Übergeordnete Kriterien hat der Bologna-Prozess bislang nur 
bedingt hervorgebracht. 

Lebenslanges Lernen wird bisher von den Institutionen wenig intensiv verfolgt. Eine Ver-
bindung zum Credit-Modell der lebenslangen Akkumulation von Ausbildungskapital würde 
hier naheliegen. Eine Ausweitung dieses Modells auf andere Bereiche des Bildungssystems 
ist noch nicht zu sehen, vor allem sind fl exiblere Formen des Hochschulzugangs nötig.

Mithilfe der im Zuge des Bologna-Prozesses eingeführten Maßnahmen soll auch 
generell eine höhere Partizipation an akademischer Bildung erzielt werden. Verbesserte Stu-
dieninformation und Krisenintervention für Studierende sind somit als weitere Maßnahmen 
vonnöten.

Insbesondere angesichts der demografi schen Entwicklung wird deutlich, dass intellek-
tuelles und innovatives Potenzial gepfl egt und gefördert werden muss, damit Europa einen 
hohen Stellenwert im globalen Wettbewerb erreichen kann. Die Verschiebung in der Alters-
struktur wird langfristig zu einem Mangel an hoch qualifi zierten Fachkräften führen, der einen 
längeren Verbleib im Beschäftigungssystem erforderlich macht. Neben der Förderung 
lebenslangen Lernens müssen nachhaltig Studierende über Grenzen hinweg gewonnen wer-
den. Bis etwa 2020 wird die Nachfrage nach Studienplätzen kurzfristig ansteigen, langfristig 
zeichnet sich jedoch ein deutlicher Rückgang der Schulabsolventenzahlen ab. Insgesamt 
bedarf es einer Studierendenmobilität in beide Richtungen. Zum einen muss eine Stärkung 
des Auslandsstudiums deutscher Studierender angestrebt werden, um einmalige Nachfra-
gespitzen durch die Nutzung ausländischer Kapazitäten auffangen zu können. Es besteht 
Handlungsbedarf insofern, als ein Auslands-BAföG für die gesamte Studiendauer gewährt 
werden muss, das bislang international auf ein Studienjahr begrenzt ist. 

Angesichts des dramatischen Sinkens der Studierendenzahlen und des Akademiker-
anteils müssen zum anderen langfristig neue Studierende gewonnen werden, die nach Ab-
schluss dem heimischen Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. 

Marktführerrollen im Anstieg an Studierwilligen werden von 2000 bis 2025 Indien mit 
einem Anwachsen von 9,6 auf 61 Mio. und China mit einer Zunahme von 8 auf 45 Mio. 
Studierwilligen einnehmen. In Europa wird der Bedarf an Studienplätzen von 25 auf 41 Mio. 
steigen. 

Für Deutschland resultieren daraus zwei Aufgaben: Zum einen muss sich Deutschland 
in neuen Märkten mit steigender Bildungsnachfrage etablieren und zum anderen seine Füh-
rungsposition in anderen Märkten verteidigen. Dies bedarf einer systematischen Hochschul-
entwicklung. Daraus ergeben sich konkrete Handlungsoptionen für Deutschland. Studienan-
gebote können im Ausland in unterschiedlicher Form offeriert werden: entweder als eigener 
Campus im Zielland oder im Sinne einer Vermarktung eines akkreditierten Studiengangs 
durch eine Partnerhochschule oder durch die Übernahme einer Fakultät im Zielland. 

Insgesamt müssen deutsche Hochschulen in diese Marktsegmente einsteigen, wenn 
sie im Globalisierungsprozess nicht benachteiligt werden und Lösungen für die sinkenden 
Studierendenzahlen im eigenen Land fi nden wollen.
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8.7 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse
 für lebenslanges Lernen

Durch grundlegende technologische Veränderungen in der Arbeitswelt, beschleunigte Pro-
duktionszyklen und die Verschiebung hin zur Wissens- und Dienstleistungsgesellschaft im 
Kontext der Globalisierung vollzieht sich ein immer rascherer wirtschafts- und berufsstruk-
tureller Wandel. Dementsprechend verändert sich die Qualifi kationsstruktur in Deutschland 
immer schneller: Insbesondere der Anteil der Arbeiter ist stark zurückgegangen, während 
der Anteil an Angestellten und Beamten gestiegen ist. Darüber hinaus haben sich die Be-
schäftigtenzahlen vom güterproduzierenden hin zum wissensbasierten Dienstleistungssektor 
verschoben, wodurch sich auch die Qualifi kationsanforderungen im Globalisierungsprozess 
deutlich erhöht haben. Somit sind insbesondere ältere Personen von den Wandlungspro-
zessen im Zuge der Globalisierung betroffen, da ihre Qualifi kationen häufi g veraltet sind, sie 
zudem oft gerade in rückläufi gen Wirtschaftszweigen tätig sind oder viele zu der Gruppe der 
Arbeiter gehören, deren Tätigkeiten zunehmend entfallen.

Auf die Diskrepanz zwischen den am Arbeitsmarkt nachgefragten Qualifi kationen und 
den tatsächlichen Kenntnissen und Kompetenzen der älteren Erwerbstätigen wird in mo-
dernen Gesellschaften auf unterschiedliche Weise reagiert: entweder mit einem Generatio-
nenaustausch, wie dies z. B. in Deutschland lange Zeit durch hohe Frühverrentungsanreize 
praktiziert wurde, oder mit einer umfassenden Förderung lebenslangen Lernens, um die Qua-
lifi kationen und Kenntnisse kontinuierlich anzupassen und so die beschriebene Diskrepanz 
zwischen Qualifi kationsanforderungen und individuellen Kenntnissen gar nicht erst entstehen 
zu lassen.

In Deutschland ist die Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmer in den letzten Jahrzehnten 
bis 2002 kontinuierlich gesunken. Seit dieser Zeit vollzieht sich eine Trendwende, denn an-
gesichts der demografi schen Veränderungen versuchen Unternehmen nun wieder verstärkt, 
ältere Arbeitnehmer zu halten. Somit liegt die Erwerbstätigenquote der Älteren zwar mittler-
weile auf dem EU-Durchschnitt, fällt jedoch hinter den Richtlinienvorgaben der „Lissabonner 
Vereinbarung“ der EU zurück. Auch in anderen Ländern Europas und in Nordamerika gingen 
die Erwerbstätigenquoten der Älteren zurück. Sowohl in liberalen als auch in skandinavischen 
Ländern liegen die Erwerbstätigenquoten der älteren Personen jedoch immer noch deutlich 
über denen in Deutschland. Aktuelle Reformansätze streben eine Erhöhung des Rentenalters 
an. Da diese Ansätze bislang jedoch noch keinen nachhaltigen Effekt aufweisen, scheint die 
Verfolgung kontinuierlicher lebenslanger Weiterbildung erfolgversprechender.

Aus psychologischer und gerontologischer Sicht ist die Fähigkeit zum lebenslangen Lernen 
bis in das hohe Alter durchaus gegeben. Einen Einfl uss auf Weiterbildungsinteressen und 
-verhalten älterer Personen üben aber auch Selbstwirksamkeitsüberzeugungen und Attribu-
tionsstile wie auch das Bildungsniveau und der Erwerbsstatus der Person aus. Bisher bietet 
das deutsche Bildungssystem geringe Möglichkeiten zur Qualifi zierung über den gesamten 
Lebenslauf, da für die meisten Erwerbstätigen die Vermittlung von Qualifi kationen auf eine 
kurze Phase im Lebenslauf begrenzt ist. Es gibt zwar im Prinzip die Möglichkeit zur Weiter-
bildung, empirische Studien zeigen jedoch, dass die Teilnahme ab dem 40. Lebensjahr stark 
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sinkt. Insbesondere die Partizipation an organisierten Angeboten der allgemeinen Weiterbil-
dung liegt in den älteren Gruppen deutlich unter den entsprechenden Quoten der jüngeren, 
wobei die Schulbildung der Personen eine entscheidende Rolle spielt. Die Erstausbildung 
ist für die Teilnahme von Älteren im Bereich der berufl ichen Bildung von besonders großer 
Bedeutung. Bei Personen mit Meisterabschluss oder Hochschulausbildung beispielsweise 
variiert die Weiterbildungsbereitschaft kaum zwischen den Altersgruppen und liegt konstant 
über 65 Prozent, während sie bei Personen mit abgeschlossener Lehre und Teilfacharbeitern 
bei den über 50-Jährigen geringer ausfällt (etwa 40 Prozent). In der Gruppe derjenigen ohne 
Ausbildung ist die Weiterbildungsaktivität mit zwölf Prozent hingegen am geringsten. Im Le-
benslauf verstärken sich deswegen die Kompetenzunterschiede zwischen den anfänglichen 
Qualifi kationsgruppen kontinuierlich und es kommt zu einer Scherenentwicklung.

Das deutsche Bildungssystem steht insbesondere folgenden Herausforderungen ge-
genüber: Mit Blick auf den demografi schen Wandel und die Verknappung von Arbeitskräften 
muss das Angebot an Fort- und Weiterbildung umfassend ausgebaut werden, damit alle Per-
sonen die Möglichkeit erhalten, ihre Kenntnisse kontinuierlich an die im Globalisierungsprozess 
sich rascher verändernden Anforderungen anzupassen und somit einem Dequalifi zierungs-
risiko Älterer frühzeitig entgegengewirkt wird.

Starre Altersgrenzen sollten für die (Aus-)Bildung generell abgeschafft werden und allen 
Menschen, insbesondere Älteren, sozial Benachteiligten und Geringqualifi zierten sollte ein 
breites und leicht zugängliches Spektrum an Weiterbildungsmöglichkeiten über den gesamten 
Lebenslauf angeboten werden.
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9 Handlungsempfehlungen an die Politik    

Die Handlungsempfehlungen folgen der Gliederung des Gutachtens und unterscheiden 
Kernempfehlungen von weiteren Empfehlungen. Die Kernempfehlungen sind aus Sicht des 
AKTIONSRATSBILDUNG Reformmaßnahmen, die eine Schlüsselfunktion für grundlegende 
Veränderungen besitzen.

9.1 Globalisierung

Mit Globalisierungsprozessen sind wachsende Unsicherheiten, aber auch Chancen verbunden. 
Makroprozesse der Globalisierung wie die zunehmende Internationalisierung von Märkten, 
der verstärkte Standortwettbewerb zwischen Sozialstaaten, die zunehmende weltweite Ver-
netzung durch Informations- und Kommunikationstechnologien sowie die steigende Instabilität 
und Verwundbarkeit lokaler Märkte durch Ereignisse, die weit entfernt auftreten, haben dazu 
geführt, dass unerwartete Marktentwicklungen in einer sich immer schneller verändernden 
Weltwirtschaft zunehmen. Generell sind rapidere soziale und ökonomische Wandlungspro-
zesse die Folge und führen dazu, dass ökonomische und soziale Entwicklungen immer we-
niger vorhersagbar werden und die allgemeine Unsicherheit zunimmt. Auf der Ebene der 
Akteure fällt es immer schwerer, rationale und insbesondere langfristige Entscheidungen zu 
treffen. 

Angesichts dieser Prozesse wird eine stärkere Orientierung des Bildungs- und Aus-
bildungssystems an internationalen Strukturen empfohlen, um die nachwachsende 
Generation durch höhere Durchlässigkeit im Bildungssystem besser zu qualifi zieren, 
ihre Flexibilität zu erhöhen und ihr eine faire Möglichkeit der Teilhabe an den Chancen 
zu verschaffen, die die Zukunft bietet.

Maßnahmen:
 Altersgrenzen für Bildung und Ausbildung abschaffen,
 die internationalen Austauschprogramme besonders in der EU voll ausschöpfen,
 die deutschen Curricula konsequent – insbesondere im Hinblick auf Fremdsprachenkom-

petenz und interkulturelle Qualifi kationen – internationalisieren,
 die deutschen Curricula den Anforderungen an die Förderung von im Globalisierungs-

prozess erforderlichen Kompetenzen öffnen und spezifi sche Kompetenzen wie den Um-
gang mit Unsicherheiten, vielfältige Entscheidungsstrategien unter unüberschaubaren 
Bedingungen sowie kompetente Informationssuche und -verarbeitung vermitteln,

 berufl iche Bildung aus der Versäulung der Ausbildungsberufe befreien, generalisieren und 
modularisieren.
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9.2 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse
 für die Bildung in der frühen Kindheit 

Die Früherziehung und -bildung im deutschen Bildungssystem beginnt unter Globalisie-
rungsaspekten zu spät, orientiert sich nur teilweise an einem Bildungsauftrag und ist unter-
professionalisiert. 

Es wird empfohlen, allen Kindern einen Kindergartenbesuch mit dem vollendeten 
zweiten Lebensjahr zu ermöglichen, diesen für Kinder mit besonderem Förderbedarf 
verpfl ichtend zu machen, einen obligatorischen Vorschulbesuch für alle mit dem 
vollendeten vierten Lebensjahr vorzusehen sowie die Ausbildung des Vorschulper-
sonals zu akademisieren, um dem Bildungsauftrag des vorschulischen Bereichs 
besser gerecht zu werden.

Maßnahmen:
 Vermittlung kognitiver und lernmethodischer Kompetenzen, der emotional-motivationalen 

Lernbereitschaft, interkultureller und fremdsprachlicher Kompetenzen sowie der deutschen 
Sprache als Voraussetzung für den späteren Lernweg, 

 die Einrichtung von Familienzentren nach englischem Vorbild (Early Excellence Centres) in 
Gebieten mit einem hohen Anteil von benachteiligten Kindern,

 Anbindung der Vorschuleinrichtungen (für Kinder ab dem vollendeten vierten Lebensjahr) 
an die Grundschulen, um den Übergang zu fl exibilisieren; Weiterentwicklung in Richtung 
eines die Altersspanne von null bis zwölf Jahren umfassenden Bildungsplans, abgestimmt 
mit den schulischen Curricula zur Unterstützung einer kumulativen Kompetenzentwicklung,

 Verstärkung einer verbindlich zu machenden Kooperation von Kindergarten, Vor- und 
Grundschule, 

 Ausbildung von frühpädagogischem Personal und Grundschulpersonal in einem Zusam-
menhang auf Hochschulniveau, mit dem Ziel, dass zumindest pro Kindergartengruppe ein 
Erzieher zur Verfügung steht, der auf Hochschulniveau ausgebildet ist.

9.3 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse
 für die Bildung in der Primarschule

Gesellschaften und damit auch Schulsysteme sind von sozioökonomischer, ethnischer und 
kultureller Heterogenität sowie zunehmend auch von Prozessen der Internationalisierung, 
Globalisierung und Transnationalisierung geprägt. Kinder mit Migrationshintergrund und aus 
sozioökonomisch schwachen Familien weisen häufi ger Defi zite in der Beherrschung der 
Unterrichtssprache Deutsch auf als jene Kinder, auf die diese Merkmale nicht zutreffen. Ferner 
zeigen sie in den zentralen drei Kompetenzbereichen Lesen, Mathematik und Naturwissen-
schaft schlechtere Leistungen und laufen Gefahr, schon früh den Anschluss zu verlieren 
und somit nicht in der Lage zu sein, einen Beruf zu erlernen. Da im Zuge der Globalisie-
rung fl exibel einsetzbares Wissen, gute fachliche Kompetenzen und hohe Qualifi kationen an 
Bedeutung gewinnen, werden Geringqualifi zierte zukünftig noch massivere Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt haben.
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Allen Heranwachsenden muss die Möglichkeit gegeben werden, interkulturelle Kom-
petenzen bereits in der Schule zu erwerben. Alle Schüler der Primarstufe müssen die 
Unterrichtssprache Deutsch beherrschen, um am weiterführenden Bildungsprozess 
teilhaben zu können. Im Sinne einer internationalen Anschlussfähigkeit und im Hin-
blick auf die von der EU angestrebte Mobilität ihrer Bürger ist ferner der bereits im 
Grundschulbereich verankerte Fremdsprachenunterricht auszubauen. 

Maßnahmen:
 Eine stärkere Verzahnung von Primarstufe und Sekundarstufe I, ausgehend von dem in 

den Bildungsstandards verankerten Literacy-Konzept,
 eine konsequente (Sprach-)Förderung von schwachen oder benachteiligten Schülern in 

der Unterrichtssprache Deutsch,
 die Weiterentwicklung von Englisch (oder einer anderen Fremdsprache) als Unterrichts-

fach in der Primarschule,
 eine hohe Qualifi zierung der Fremdsprachenlehrkräfte in der Aus- und Weiterbildung, 
 eine stärkere Berücksichtigung der interkulturellen Pädagogik in der Lehrerausbildung und 

-weiterbildung.

9.4 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse
 für die Bildung im Sekundarbereich

Die bisher dominierende Vorstellung des „Vorratlernens“ ist in Anbetracht von Globalisierung 
und dem damit verbundenen raschen Wandel auch hin zur Wissensgesellschaft nicht mehr 
tragfähig. Diese Vorstellung bestimmt jedoch immer noch die kleinschrittigen Unterrichts-
konzepte, die in erster Linie auf den Erwerb von Faktenwissen zielen. An den Schulen in 
Deutschland erhält das „Lernen des Lernens“ im Fachzusammenhang, die Entwicklung von 
Problemlösekompetenz an bedeutsamen und fachübergreifenden Problemstellungen und in 
unterschiedlichen Sozialformen (einzeln und im Team) sowie die intelligente Nutzung neuer 
Informationstechnologien zu wenig Raum.

Es wird empfohlen, Vorstellungen vom Lernen über die Lebensspanne im Sekundar-
bereich stärker zu verankern und gezielte Anstrengungen zu unternehmen, um 
fächerübergreifende und Meta-Kompetenzen im Fachzusammenhang zu entwickeln. 

Maßnahmen:
 Eine konsequente Weiterentwicklung der Unterrichtsqualität (z. B. in Programmen zur Pro-

fessionalisierung von Lehrkräften in kooperativen Netzwerken wie etwa in SINUS), die den 
Erwerb tiefen und gut vernetzten Wissens, fachbezogener und fächerübergreifender 
Kompetenzen unterstützt sowie die Umsetzung derartiger Programme in der Breite,

 eine Neukonzeption der Lehrerbildung im Sinne einer Durchsetzung einer berufsorientierten 
wissenschaftlichen Lehrerausbildung,

 eine Orientierung an erfolgreichen internationalen Entwicklungen wie z. B. der Einführung 
von Unterrichtsblöcken statt -stunden, des angeleiteten Selbststudiums, der Individuali-
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sierung des Lernens, der Entwicklung neuer Unterrichtszugänge und Überprüfung ihrer 
Praxistauglichkeit und des effektiven Einsatzes neuer Medien als Lernwerkzeuge,

 Verstärkung von Schulautonomie im Sinne erweiterter Handlungsmöglichkeiten der Schul-
leitung und mehr Verantwortung in Personal- und Prozessfragen vor Ort.

9.5 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse  
 für die Berufsausbildung

Die sich beschleunigenden Wandlungsprozesse der Globalisierung erfordern eine erhöhte 
berufl iche Mobilität und Flexibilität. Dieser Herausforderung muss sich das deutsche duale 
Berufsbildungssystem stellen. Die Ausbildungsberufe im dualen System sind immer noch zu 
zahlreich und gegeneinander abgeschottet. Die Entscheidungsprozesse über Ausbildungs-
ordnungen halten mit den Veränderungsprozessen in der globalen Entwicklung nicht immer 
Schritt, so dass die Kompetenzen im globalen Maßstab durch hohe jährliche Abschreibungs-
raten von Ausbildungsinhalten schnell obsolet werden. Hohe Abbrecherquoten, Versäulung 
und unfl exible Ausbildungsbestimmungen sowie eine fehlende Durchlässigkeit im Berufsaus-
bildungssystem stellen die deutsche Berufsausbildung vor große Herausforderungen.

Es wird empfohlen, das Berufsausbildungssystem im Hinblick auf die Globalisie-
rungsanforderungen weiterzuentwickeln. Durch eine zunehmende Flexibilisierung 
und die Stärkung von allgemeinen Ausbildungsinhalten muss die Anpassungsfähigkeit 
der Einzelnen an existierende und zukünftige globale Veränderungen erhöht werden. 

Maßnahmen:
 Weiterentwicklung der Berufsausbildung von einzelnen Ausbildungsberufen hin zu Be-

rufsgruppen, um die Zahl der Ausbildungsberufe zu reduzieren sowie die konsequente 
Modularisierung der Ausbildungsinhalte,

 Stärkung allgemeiner und berufsübergreifender gegenüber allzu (berufs- und fi rmen-)
spezifi schen Ausbildungsinhalten, 

 fl ächendeckende Einführung von Einstiegshilfen für Geringqualifi zierte (z. B. Einstiegs-
qualifi zierung Jugendlicher),

 obligatorische Brückenkursangebote durch die Hochschulen zur Heranführung an akade-
mische Kompetenz- und Lernerwartungen,

 bessere Verzahnung von Fachhochschulen mit der dualen Ausbildung, Vereinheitlichung 
der unübersichtlichen bundesländerspezifi schen Übergangsregelungen sowie breite Ein-
führung dualer Studiengänge, die eine betriebliche Ausbildung mit einem Studium verbinden, 

 mehr Transparenz der Leistungen durch den Nationalen bzw. Europäischen Qualifi kations-
rahmen: Orientierung der Leistungseinschätzung an Kompetenzen statt an Zertifi katen.
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9.6 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse  
 für die Hochschul(aus)bildung 

Der Bologna-Prozess hat wesentliche Schritte einer Internationalisierung mit sich gebracht. 
Die Umsetzung in Deutschland ist weit fortgeschritten, auch wenn nicht alle Studiengänge 
konsequent neu ausgerichtet wurden. Der entstehende Weltmarkt in der Hochschulbildung 
droht angesichts einer zu starken Binnenorientierung aufgrund geringer Kapazitäten und 
starker Überlastung an deutschen Hochschulen vorbeizugehen.

Es wird empfohlen, sowohl die Bologna-Reform durchgängig umzusetzen als auch 
in den weltweiten Bildungsmarkt offensiv einzutreten.

Maßnahmen:
 Auslandsaufenthalte im Rahmen von Bachelorprogrammen ermöglichen und dort erbrachte 

Studienleistungen konsequent anerkennen, 
 eine Problemlöse- und Kompetenzorientierung in Curricula anstelle der Abbildung von 

Disziplinstrukturen,
 Qualitätssicherungssysteme in der Verantwortung der Hochschulen aufbauen, 
 die Studierendenmobilität durch Stipendien bzw. Studienkredite über das bisherige Aus-

lands-BAföG hinaus für ein komplettes Auslandsstudium und für jeden Studierenden för-
dern,

 die Präsenz deutscher Hochschulen auf dem internationalen Bildungsmarkt in Form von 
deutschen Studienangeboten im Ausland, Rekrutierung ausländischer Studierender, Aus-
landsrepräsentanzen der Hochschulen für die Erleichterung der Kommunikation und An-
gebote von Fernstudien erweitern.

9.7 Globalisierung und ihre Konsequenzen und Erfordernisse  
 für lebenslanges Lernen

Die Anforderungen an Qualifi kationen und berufl iche Kenntnisse haben sich im Globalisierungs-
prozess deutlich verändert. Da die Arbeitskräfte jedoch in Deutschland nur selten kontinuier-
lich und lebenslang weitergebildet werden, stehen insbesondere ältere Menschen vor dem 
Problem, dass ihre Qualifi kationen nicht mehr aktuell sind. 

Auf dieses Missverhältnis zwischen den am Arbeitsmarkt nachgefragten Qualifi kationen 
und dem Qualifi kationsprofi l älterer Arbeitnehmer ist mit Generationenaustausch (insbesondere 
Frühverrentung) reagiert worden, so dass heute nur etwa ein Drittel der 60- bis 64-Jährigen 
erwerbstätig ist. In skandinavischen Staaten und in Ländern mit einer liberaleren Marktwirt-
schaft ist dieser Anteil erheblich höher. Die älteren Arbeitnehmer stehen dort – was unter den 
gegebenen demografi schen Bedingungen bedeutsam ist – dem Arbeitsmarkt weiterhin zur 
Verfügung. Insbesondere in den skandinavischen Ländern werden sie auch im höheren Alter 
systematisch weitergebildet.
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Es wird empfohlen, die Qualifi kationen aller Arbeitskräfte kontinuierlich im Lebens-
lauf den sich rasch ändernden Anforderungen des globalen Arbeitsmarkts anzu-
passen und auf diese Weise eine Altersdiskriminierung zu verhindern. Dazu ist es 
erforderlich, die Relevanz von Bildung in der Bevölkerung und im Bildungssystem zu 
erhöhen. Berufl iche Qualifi kation kann nicht auf eine relativ kurze Phase zu Beginn 
des Lebenslaufs beschränkt bleiben, sondern ist eine lebenslange Aufgabe. 

Maßnahmen:
 Von Seiten der Arbeitgeber die Weiterbildung aller, insbesondere auch älterer Arbeit-

nehmer, unterstützen und von politischer Seite aus eine Institutionalisierung der Weiter-
bildung vornehmen, 

 eine Orientierung an internationalen Konzepten wie z. B. dem „Flexicurity-Ansatz“ in der 
Beschäftigungspolitik, der auf eine hohe Beschäftigungssicherheit bei gleichzeitiger Flexi-
bilität abzielt (wie z. B. in Dänemark), 

 die Altersgrenzen für den Erwerb von Qualifi kationen abschaffen,
 das Vorwissen und die Berufserfahrung älterer Mitarbeiter in Bildungsprozessen als wert-

volle Ressource betrachten und sie am Arbeitsplatz in Form von Prozessen des inter-
generationalen Wissensaustauschs nutzen,

 Weiterbildungsmarketing in differenzierter Form altersspezifi sch ausrichten, um Disparitä-
ten im Weiterbildungssektor langfristig zu überwinden, 

 Netzwerke, in denen durch eine Zusammenarbeit von Bildungseinrichtungen, Betrieben, 
Sozialpartnern etc. neue innovative Maßnahmen im Bereich des lebensbegleitenden 
Lernens entwickelt werden, generieren, evaluieren und nachhaltig implementieren.
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